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Zum Titelbild:

In der Formulierung von Leitbildern und darauf aufbauenden Zielvorstellungen dürfte eine der Chancen des 
Naturschutzes liegen, um im Zusammenwirken mit den verschiedenen Landnutzem aktiv in die Zukunft 
weisende Strategien zu entwickeln.

Unser Titelbild zeigt zwei recht gegensätzliche Landschaftsausschnitte aus dem Biosphärenreservat 
Schorfheide-Chorin, in denen sich eine reich strukturierte "typische" Kulturlandschaft und eine von groß­
flächiger Nutzung geprägte Agrarlandschaft gegenüberstehen.
Mit der deutschen Wiedervereinigung ist hier eine neue Situation entstanden: In der Landwirtschaft setzte 
ein Prozeß der Um- und Neuorientierung ein, der zur Folge hat, daß auf den besseren Standorten eine 
Intensivierung angestrebt wird, schlechtere Standorte hingegen aus der Produktion genommen werden. So 
sind in der Schorfheide zahlreiche, auch größere Flächen bereits brach gefallen. Im Flächenstaat Bayern ist 
dieser Prozeß - wenngleich weniger schnell ablaufend und weniger ausgeprägt - gleichfalls festzustellen. 
Gerade im Zusammenwirken von Naturschutz und Landwirtschaft ist daher die Entwicklung und Umsetzung 
von Leitbildern besonders gefordert. Über die Konzeption eines Forschungsvorhabens, das sich im Biosphä­
renreservat Schorfheide-Chorin mit diesen Fragestellungen auseinandersetzt, berichten Eckhard HEIDT, 
Roland SCHULZ und Dr. Martina LEBERECHT in diesem Band.
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Leitbilder - Umweltqualitätsziele - Umweltstandards
Einführung in die Themenstellung und
Ergebnisse des Seminars vom 14.-16. Juni 1994 in Eching (bei München)

Einführung in die Themenstellung

Die aktuelle Naturschutzdebatte bestimmt wohl 
kaum ein Begriff so sehr wie der des "Leitbildes": 
Wie ist es möglich, innerhalb der oft divergierenden 
Auffassungen des Naturschutzes zu in sich stimmi­
gen und auch nach außen hin vermittelbaren Ziel­
konzepten zu gelangen? Wie lassen sich im Span­
nungsfeld zwischen eher abgehoben-visionären 
Leitvorstellungen (z.B. einer "Landschaft 2000") 
und den pragmatischen Anforderungen vor Ort hin­
reichend konkrete und vor allem umsetzungsfähige 
Ziele - sogenannte Umweltqualitätsziele und -Stan­
dards - bestimmen?

Gerade im Naturschutz tut man sich bislang schwer, 
seine Ziele eindeutig zu definieren oder gar zu quan­
tifizieren. Das Problem dabei auftretender, häufig 
sehr unterschiedlicher Zielvorstellungen spielt nicht 
nur bei der Abwägung von Belangen des Natur- und 
Umweltschutzes mit den verschiedenen Nutzungs­
interessen eine Rolle, sondern auch, wenn es inner­
halb der konkurrierenden Vorstellungen insbeson­
dere des Naturschutzes bestimmte Maßnahmen zu 
verwirklichen gilt. Und so taucht der Ruf nach dem 
Zauberwort "Leitbild" vor allem dort auf, wo wir im 
Natur- und Umweltschutz vor der Wahl unterschied­
licher Alternativen oder sonstwie unter Begrün­
dungszwang stehen.
Vergegenwärtigen wir uns ein Beispiel: Man stelle 
vier Fachleute vor ein und dieselbe Fläche - sagen 
wir einmal eine vergleichsweise intensiv genutzte 
Wirtschaftswiese -, und es kommen möglicherweise 
vier verschiedene Vorschläge, was mit diesem 
Grundstück aus "naturschutzfachlicher Sicht" anzu­
fangen sei:

• Von dem einen mag dafür plädiert werden, das 
ganze doch einfach der natürlichen Sukzession 
zu überlassen,

• der andere ist dagegen für die Aufforstung zu 
einem möglichst "natumahen", standortgerech­
ten Laubwald,

• der dritte Vorschlag mag darin bestehen, Mahd­
rhythmus und Düngergaben mit dem Ziel Exten­
sivgrünland zu verringern,

• und ein weiterer Vorschlag sieht vor, doch zu­
sätzlich noch einen nahen Bach etwas umzulei­
ten und die Fläche mit dem Ziel extensiven 
Feuchtgrünlandes zu vemässen (da wir uns ja 
gerade auch im Umgang mit unserer Landschaft 
der Versuchung, alles ein noch wenig zusätzlich

zu steuern und zu regulieren, nur selten ganz 
entziehen können).

Hinter jeder dieser Vorstellungen verbergen sich 
gängige und in Fachbereichen auch jeweils für sich 
mehr oder minder akzeptierte Zielvorstellungen:

• Hinter der Maßnahme "Sukzession" mag die 
Vorstellung einer anzustrebenden maximalen 
Natürlichkeit stehen, da in unserer Landschaft 
ihrer natürlichen Entwicklung und Dynamik 
überlassene Bereiche sehr selten geworden sind.

• Hinter dem Zielzustand "Extensivgrünland" hin­
gegen verbirgt sich ein typisches Element unse­
rer menschlich beeinflußten Kulturlandschaft. 
Man möchte hiermit - wie vielleicht auch mit 
dem "standortgerechten Laubwald" - der Land­
schaft vielleicht ein bislang seltenes Element 
hinzufügen, hat also eine anzustrebende größt­
mögliche Vielfalt im betreffenden Raum im Hin­
terkopf.

Es liegt auf der Hand, daß jeder dieser Zielzustände 
seine Berechtigung haben und unter bestimmten 
Bedigungen eine fachlich legitime Lösung darstel­
len kann, daß sich die möglichen Ziele aber unter­
einander häufig widersprechen. Und selbst wenn 
man bei ein und demselben Kriterium bleibt, kommt 
man aus den Widersprüchen oft nicht heraus:
Was heißt denn z.B. "Vielfalt" als Ziel? Ist damit nun 
eine Vielfalt an verschiedenen Pflanzengesellschaf­
ten bzw. Lebensraumtypen oder an einzelnen Arten 
gemeint? Bestimmte Lebensraumtypen wie ein 
Hochmoor oder bestimmte Waldformen können an 
sich relativ artenarm sein, aber aufgrund ihrer Sel­
tenheit einen Landschaftsraum durch ihr Vorkom­
men auf Gesellschaftsebene durchaus sehr berei­
chern. Und geht man von der Artenvielfalt aus - 
welche Arten mit u.U. widersprüchlichen Ansprü­
chen möchte man gerne fördern (z.B. die Wiesen­
oder die Heckenbrüter, für die es beide im selben 
Landschaftsraum durchaus Ansätze geben kann)? 
Dieses Dilemma unterschiedlicher bzw. häufig nicht 
hinreichend klar zum Ausdruck gebrachter Vorstel­
lungen führt oft dazu, daß in der öffentlichen Dis­
kussion der Eindruck entsteht, Naturschützer seien 
auf bestimmte, nicht nachvollziehbare Ziele festge­
legt und deshalb nicht emstzunehmen.

Dem gegenüber steht, daß konkrete Umweltquali­
tätsziele und möglichst in greifbare Werte gefaßte 
Umweltqualitätsstandards in der aktuellen umwelt-
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Abbildung 1
Mögliche Hierarchie eines naturschutzfachlichen Zielsystemes
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politischen Diskussion durch verschiedene Ent­
wicklungen eine zunehmende Relevanz erfahren:

• Z.B. wird im 1993 von einer Professorengruppe 
vorgelegten Entwurf zu einem Umweltgesetz­
buch (UGB), mit dem das bestehende Um­
weltrecht zusammengefaßt werden soll, die not­
wendige Ausrichtung des Naturschutzes an Um­
weltqualitätszielen herausgestellt. Es wird die 
rechtliche Anforderung formuliert, daß darauf 
aufbauend verstärkt quantifizierbare Vorgaben 
formuliert werden sollen, um gegenüber den im 
geltenden Recht bestehenden sehr "weichen" 
Abwägungsdirektiven bessere Anhaltspunkte 
für Abwägungsentscheidungen zu geben (vgl. § 
172 UGB). Zentraler Punkt im Kapitel "Natur­
schutz und Landschaftspflege" ist im § 173 wei­
terhin eine Bestimmung, die die Festlegung von 
mindestens 10% der Landesfläche als Vorrang­
flächen für den Naturschutz in einem Biotopver­
bundsystem zur Pflicht machen soll - ein typi­
scher Umweltstandard. Da das Umweltgesetz­
buch von politischer Seite weiter verfolgt wird - 
bis 1997 soll auf Grundlage des Professorenent­
wurfs der Entwurf zu einem einheitlichen Um­
weltgesetzbuch vorliegen - sind Umweltquali­
tätsziele sicherlich eine Strategie der Zukunft.

• Auch im neuen, seit Februar 1994 vorliegenden 
Umweltgutachten des Rates von Sachverständi­
gen für Umweltfragen wird ein übergeordnetes 
Leitbild einer sogenannten "dauerhaft-umwelt­
gerechten Entwicklung" dargelegt und die For­
derung erhoben, dieses Leitbild über ein hierar­
chisches System an Umweltindikatoren weiter 
zu spezifizieren.

• Der neue, über das Investitionserleichterungs­
und Wohnbaulandgesetz im Bundesnaturschutz­
gesetz etablierte § 8a enthält die Aussage, daß 
für die Umsetzung der Eingriffsregelung in der 
Bauleitplanung die Darstellungen der Land­
schaftspläne zu berücksichtigen sind. Damit ge­
meint ist, daß vor allem in den gemeindlichen 
Landschaftsplänen formulierte Zielvorgaben 
weiter umgesetzt werden müssen. Dieses Anlie­
gen der Aufstellung hinreichend konkreter, sach­
lich und räumlich differenzierter und vor allem 
weiter handhabbarer Ziele ist eine Anforderung, 
der sich die Landschaftsplanung aufgrund dieser 
Neuregelung in der Zukunft vermehrt wird stel­
len müssen.

• Vor allem im Rahmen von Umweltverträglich­
keitsprüfung (UVP) und naturschutzrechtlicher 
Eingriffsregelung wird häufig die Forderung 
nach definierten Zielen und Standards als Rah­
men für die Bewertung erhoben. Der Anhang 
zum Referentenentwurf einer Verwaltungsricht­
linie für den Vollzug der UVP enthält u.a. eine 
Reihe von allerdings sehr pauschalen Grenzwer­
ten für Schwermetallvorkommen in Böden und 
Gewässern - die auch nicht anderes sind als 
"Umweltstandards".

• Wiederholt von fachlicher Seite wie auch vom 
Rat von Sachverständigen für Umweltfragen ge­
fordert wird der Ausbau einer allgemeinen Um­
weltbeobachtung in der BRD. Um hier erhobene 
Beobachtungsergebnisse und Meßwerte ent­
sprechend beurteilen, "einwerten", zu können, 
sind im Prinzip gleichfalls definierte Umwelt­
qualitätsziele und -Standards vonnöten.

Eine ganze Reihe von Entwickungstendenzen weist 
also darauf hin, daß der Bestimmung von Leitbil­
dern, Umweltqualitäszielen und -Standards in der 
Zukunft eine vermehrte Bedeutung zukommen 
wird.

Darüber hinaus spielen Leitbilder und Zielvorstel­
lungen für jeden von uns eine größere Rolle als wir 
vielleicht denken: Im Prinzip werden bei jeder na­
turschutzfachlichen oder sonstigen Beurteilung, die 
vorgenommen wird, Qualitätsstandards und Schwel­
lenwerte festgelegt, anhand derer sich z.B. Wer­
tungsklassen und Rangfolgen definieren. Wir haben 
bei fast jedem Arbeitsschritt, den wir tun - ob es nun 
um die Bestimmung von Indikatoren für Bestands­
aufnahmen oder um einen Zielrahmen, an dem 
Maßnahmen ausgerichtet werden, geht - mehr oder 
minder genaue Zielvorstellungen im Hinterkopf, die 
aber nur in den seltensten Fällen auch explizit nach­
vollziehbar und in diskussionsfähiger Form als sol­
che dargelegt werden.

Was also genau verbirgt sich nun hinter den Begrif­
fen "Leitbilder - Umweltqualitätsziele - Umwelt­
standards"?

Unstrittig ist dabei zunächst vor allem eines: Diese 
im Titel der Tagung wie auch der vorliegenden Ver­
öffentlichung genannten Begriffe werden in der 
fachlichen und auch in der politischen Diskussion 
nicht immer klar definiert und auseinandergehalten. 
Es existiert daneben weiterhin noch eine Fülle wei­
terer Begriffe wie Grenz-, Rieht- und Vorsorgewer­
te, Orientierungs- und Eckwerte, um nur einige zu 
nennen. Wesentlich erscheinen hier jedoch zunächst 
weniger die Begrifflichkeiten und ihre klare defini- 
torische Zuordnung, sondern daß sich dahinter eine 
Hierarchie verbirgt, die einen zunehmenden Kon­
kretisierungsgrad beinhaltet (vgl. hierzu die Darstel­
lung in Abb. 1).

Daran knüpfen sich nun eine ganze Reihe von Fra­
gen, denen sich die Tagung und die folgenden Bei­
träge widmen wollen:

• Inwieweit ist diese zunächst theoretisch ent­
wickelte Hierarchie von Begrifflichkeiten für die 
Planungspraxis relevant und umsetzbar?

• Inwieweit können Zielsysteme konsequent hier­
archisch abgeleitet werden? Inwieweit ist diese 
Hierarchie überhaupt durchhaltbar bzw. allen 
Schutzgütem angemessen (wird man z.B. gerade 
auch im Falle von Arten und Lebensgemein­
schaften jedes Mal bis auf die Ebene von Stan­
dards hinuntergehen wollen?)?
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• Wie wird auf verschiedenen Planungsebenen 
bzw. bei verschiedenen Fragestellungen mit sol­
chen Zielen umgegangen?

•  Inwiew eit bzw. in welchen Bereichen können 
überhaupt norm ative Werte als anzustrebendes 
N iveau gesetzt werden?

•  M it klar form ulierten Zielvorstellungen der Ebe­
ne Umweltqualitätsziel/Umweltqualitätsstandard 
verbindet sich zwangsläufig eine Reduktion an 
Komplexität. Inwiew eit kann/m uß eine solche 
Reduktion hingenom m en werden (Beispiel: Zu­
rückführung von Lebensraum ansprüchen au f 
Leitarten), um  z.B. die D urchsetzbarkeit von 
Zielvorstellungen im  politischen D iskussions­
prozeß zu fördern?

• Umweltziele und -Standards zeigen - einmal er­
stellt - häufig die Tendenz zur Verselbständigung 
("wieviel ha Ausgleichsfläche je km Straße oder 
Freileitung?"). Zu starre Zielkonzepte können 
die Tendenz der Umweltplanung zur reinen 
Restriktionsplanung und die generelle Tendenz 
zu hoher Regelungsdichte fördern. Auf welchem 
Konkretisierungsniveau und in welchem Um­
fang brauchen/wollen wir überhaupt Zielkon­
zepte, um einen Weg zwischen zu starrer Zielfor­
mulierung einerseits und dynamischer Flexibili­
tät und Fortschreibbarkeit andererseits zu ha­
ben?

• Für Begriffe wie Leitbild - Umweltqualitätsziele 
- Umweltstandards gilt auch, daß sie naturwis­
senschaftliche Information mit gesellschaftli­
chen Werthaltungen, mit Wertungen, verknüp­
fen. Es ist ein Trugschluß, der sogenannte "natu­
ralistische Fehlschluß", daß man von einem Sein 
(z.B. bestimmten Artenvorkommen oder dem 
Vorkommen z.B. des Brachvogels in einer Ge­
gend) bereits automatisch auf ein Sollen schlie­
ßen kann (d.h. daß diese Arten bzw. der Brach­
vogel unbedingt zu schützen und zu erhalten 
sind). Dahinter verbergen sich immer gesell­
schaftliche Werthaltungen, ein gesellschaftlich 
vermitteltes Bild von "Natur". Die Festsetzung 
von Umweltzielen verlangt daher politische 
Normensetzungen, die von den Naturwissen­
schaften lediglich gestützt, nicht aber alleine ge­
tragen werden können. Wie weit geht dabei die 
Rolle des Wissenschaftlers, des Planers, und wo 
setzt der gesellschaftliche Diskussionsprozeß 
an?

Ergebnis des Seminars
vom 14.-16. Juni in Eching (bei München)

Die Aktualität des Themas "Leitbilder - Umweltqua­
litätsziele - Umweltstandards" bewies sich in der regen 
Beteiligung an der Tagung der Bayerischen Akademie 
für Naturschutz und Landschaftspflege (ANL): Etwa 
90 Praktiker und Wissenschaftler aus verschiedensten 
Fachrichtungen, darunter Biologen, Landespfleger, 
Vertreter aus der Naturschutzverwaltung, Straßen- 
und Wasserbauer diskutierten vom 14.-16. Juni in

Eching bei München Fragen der Entwickung und 
Umsetzung von Leitbildern.

Deutliche Hinweise, daß die Forderung nach Leit­
bildern mittlerweile auch auf höchster Ebene Ein­
gang in die Umweltpolitik gefunden hat, lieferte 
zunächst Dr. Günter HALB RITTER, der Geschäfts­
führer des Rates der Sachverständigen für Umwelt­
fragen (SRU): Das aktuelle Umweltgutachten des 
SRU trägt den programmatischen Untertitel "Für 
eine dauerhaft-umweltgerechte Entwicklung", eines 
übergeordneten Leitbildes also, das durch ein hier­
archisches System von Umweltzielen und -Stan­
dards dann stufenweise weiter detailliert werden 
soll.
Im Zuge einer solchen Konkretisierung, so daran 
anknüpfend Dipl. Ing. Stefan MARZELLI aus Mün­
chen, sei zunächst die Erkenntnis wichtig, daß Leit­
bilder und Umweltziele an der Schnittstelle zwi­
schen gesellschaftlichen Werthaltungen und objek­
tiven Erkenntnissen angesiedelt sind: Die Wissen­
schaft könne nur sagen, wie geschützt werden soll, 
d.h. sie könne den bestmöglichen Weg zur Errei­
chung eines definierten Umweltzieles aufzeigen. 
Die Entscheidung darüber, was genau und wieviel an 
Natur geschützt werden solle, sei jedoch letzten 
Endes eine von der Gesellschaft zu treffende, eigent­
lich nicht objektivierbare Wertentscheidung. Die 
Aufgabe des Wissenschaftlers bestünde, so Dr. 
Hans-Joachim SCHEMEL vom Büro für Umwelt­
forschung und Umweltplanung aus München, vor 
allem darin, Sachwissen möglichst fundiert aufzu­
bereiten. Er müsse sich jedoch davor hüten, den 
Politikern - insbesondere auf kommunaler Ebene - 
ihre Entscheidungen abzunehmen. Kommunalpoli­
tiker müßten selbst zu ihren Entscheidungen stehen 
und dürften sich nicht hinter wissenschaftlich ver­
brämter Pseudosicherheit verstecken.

Die Frage, inwieweit aus einer solchen Sicht heraus 
Umweltziele wissenschaftlich ableitbar sind bzw. 
inwieweit sie über einen gesellschaftlichen Diskus­
sionsprozeß, in dem Fragen der Akzeptanz und Ein­
beziehung der Betroffenen eine Rolle spielen, ermit­
telt werden müssen, bestimmte wesentlich den wei­
teren Verlauf der Tagung. Anhand von verschiede­
nen Beiträgen, die die Aufstellung von Leitbildern 
und Umweltqualitätszielen anhand konkreter Bei­
spiele beleuchteten, wurde deutlich, daß es dabei 
wesentlich auf die Planungs- und Aussageebene an­
kommt:
So steht auf regionaler bzw. landesweiter Ebene 
zunächst die Erstellung wissenschaftlich fundierter, 
in sich schlüssiger Naturschutzkonzepte im Vorder­
grund, die erst in einem zweiten Schritt in den Dia­
log mit anderen Planungsträgem eingebracht wer­
den. Dr. Helmut STRASSER von der Arbeitsgruppe 
für regionale Struktur- und Umweltforschung in Ol­
denburg verdeutlichte die innerfachliche Abstim­
mung plastisch anhand des Konfliktes zwischen Be­
langen des Großvogelschutzes, der Landwirtschaft 
und des Wasserhaushaltes im Rahmen der Regional­
planung auf der Insel Rügen. Die Erstellung zu-
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nächst innerfachlich abgewogener Zielkonzepte 
würde auf regionaler Ebene die Durchsetzung der 
ökologischen gegenüber den sozio-ökonomisch be­
stimmten Leitbildern erleichtern. Auch das Bayeri­
sche Landesamt für Umweltschutz will mit einem 
von Dipl. Ing. Peter BLUM vorgestellten Pilotvor­
haben, der "Fortschreibung der Landschaftsrahmen­
planung für die Region Ingolstadt als regionales 
Landschaftsentwicklungskonzept", den Weg gehen, 
zunächst ein umfassendes, innerfachlich abge­
stimmtes Konzept zu erarbeiten. Ziel des Pilotvor­
habens ist es, die Landschaftsrahmenplanung in 
Bayern mittelfristig auf neue Beine zu stellen. Für 
das Land Baden-Württemberg erläuterten die Biolo­
gen Heinrich RECK und Roswitha WALTER vom 
Institut für Landschaftsplanung und Ökologie der 
Universität Stuttgart die Struktur eines umfassenden 
Zielartenkonzeptes, mit dem nach Naturräumen, 
Nutzungstypen sowie nach dem Grad der Seltenheit 
von Arten differenzierte Prioritäten für den Arten- 
und Biotopschutz gesetzt werden sollen. Ministe­
rialrat Dieter SEDLMAYER vom bayerischen 
Staatsministerium für Landesentwicklung und Um­
weltfragen schließlich stellte das Landschaftspfle­
gekonzept vor, mit dem - in 19 Bänden für jeweils 
verschiedene Lebensraumtypen abgefaßt - den Na­
turschutzbehörden umfassende Handlungsanleitun­
gen für Biotoppflegemaßnahmen zur Verfügung ge­
stellt werden sollen.
Bei der Zielfindung auf kommunaler Ebene, im 
"hautnahen" Umgang mit kommunalen Entschei­
dungsträgem und Bürgern also, steht hingegen von 
vomeherein der Diskurs mit den Betroffenen im 
Vordergrund, betonte insbesondere Dr. SCHEMEL. 
Dies gilt auch für das Biosphärenreservat Schorfhei- 
de-Chorin, für das Dr. Martina LEBERECHT und 
Diplom-Forstwirt Roland SCHULZ ein vom Bun­
desminister für Forschung und Technologie und der 
Deutschen Bundes Stiftung Umwelt gefördertes 
Großvorhaben zur Entwicklung von Leitbildern im 
Konfliktbereich Naturschutz - Landwirtschaft vor­
stellten: Im Gegensatz zu anderen derartigen 
Großvorhaben, die sich zunächst auf die Erhebung 
umfangreicher Daten konzentrierten, will man von 
Anfang an den Dialog mit den Landwirten suchen. 
Leitbildentwicklung und Umsetzung sollen dabei 
nicht als zwei getrennte Prozesse ablaufen, sondern 
Hand in Hand gehen. Über die Rekultivierung der 
ausgedehnten Braunkohletagebauflächen im Raum 
Delitzsch-Bitterfeld berichtete Landschaftsarchitekt 
Siegfried KNOLL aus Sindelfingen. Auch hier wur­
de deutlich, daß eine Leitbildentwicklung in einer 
derart brachial überformten Landschaft, in der es 
kaum Anknüpfungspunkte zum Vorherigen gibt, 
von Anfang an nicht ohne die intensive Einbezie­
hung der dort lebenden Menschen erfolgen kann.

Eine interessante Ergänzung kam aus juristischer 
Sicht: Professor Dr. Heinz-Joachim PETERS von 
der Fachhochschule für öffentliche Verwaltung in 
Kehl führte aus, daß seines Erachtens in Ergänzung 
zu den das derzeitige Umweltrecht bestimmenden,

eher allgemeinen Absichtserklärungen zukünftig 
verstärkt die rechtliche Verankerung sogenannter 
"Umweltverhaltensstandards" gefordert sein werde. 
Damit sollten Einzelpersonen und einzelne Verursa­
cher in ihrer Verantwortung direkt angesprochen 
und stärker in die Pflicht genommen werden.

Wiederholt deutlich wurde während der Tagung, daß 
für die Entwicklung von Leitbildern gerade im Na­
turschutz gelten sollte: "Auch der Weg ist das Ziel!" 
Im Umgang mit Leitbildern des Natur- und Umwelt­
schutzes ist vor allem prozeßorientiertes Denken 
vonnöten. Es kommt häufig weniger auf die Durch­
setzung von vomeherein fixierter Ziele an. Vielmehr 
gilt es, in einem Planungs- und Diskussionsprozeß 
sukzessive Zielvorstellungen zu erarbeiten, die 
von allen Beteiligten akzeptiert und damit auch 
umsetzungsfähig sind. Auch zählt hierzu, daß im 
Rahmen von Planungsentscheidungen Alternati­
ven und Wahlmöglichkeiten präsentiert werden, 
um Entscheidungsträger in ihrer eigenen Verant­
wortung zu fordern und ihnen das Gefühl zu neh­
men, zu stark eingeengt zu werden. Eine wesent­
liche Rolle spielen weiterhin Zeitrahmen und 
Fortschreibungsfähigkeit von Zielen: Die betrof­
fenen Menschen brauchen überschaubare Pers­
pektiven, die in ihren eigenen Zeithorizont hinein­
passen, betonte Siegfried KNOLL.

Bereits existierende Konventionen und Umwelt­
standards, wie sie es in Bayern z.B. zum Vollzug der 
Eingriffsregelung im Straßenbau und bei Bahnlinien 
gibt, sollten nicht als starre Schemata gehandhabt 
werden. Sie müßten, wie Dipl.Ing. Wolfgang WEIN­
ZIERL aus Ingolstadt anhand der landschaftspflege­
rischen Begleitplanung für die Bundesbahn-Neu­
baustrecke Nürnberg-Ingolstadt ausführte, vielmehr 
vom ausführenden Landschaftsarchitekten mit den 
Gegebenheiten des jeweiligen Einzelfalles bzw. 
Streckenabschnittes "hinterfüttert" und im wesentli­
chen als Argumentationshilfe zur Durchsetzung ei­
nes bestimmten Mindestumfanges an Maßnahmen 
genutzt werden. Vor allem muß im Falle derartiger 
Standards der Gefahr begegnet werden, daß die fest­
gesetzten Flächenumfänge für Kompensations­
maßnahmen die ja für einen ganz bestimmten 
Einzelfall bzw. Maßnahmentyp einmal entwickelt 
und "ausgehandelt" wurden - unreflektiert auf ande­
re Vorhaben übertragen werden. Durch eine derarti­
ge Praxis würde jede beliebige Fläche im Gelände 
für Inanspruchnahmen disponibel, mit der Konse­
quenz daß den eigentlich an erster Stelle zu fordern­
den Vermeidungsaspekten nicht mehr ausreichend 
Rechnung getragen wird.
Anhand eines weiteren Eingriffs Vorhabens, der 
landschaftspflegerischen Begleitplanung für die ge­
plante Autobahn A 94 im Inntal, zeigte Landschafts­
architekt Dr. Michael SCHOBER aus Freising auf, 
wie über die Formulierung und räumliche Festle­
gung eines Leitbildes ein Gerüst entwickelt wurde, 
mit dem über eine auf einzelne Ressourcen bezoge­
ne Betrachtung hinaus übergeordnete Zusammen­
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hänge sowie das landschaftliche Komplexgefüge 
berücksichtigt werden konnten.
Intensiv diskutiert wurde weiterhin, welche Rolle 
der Retrospektive, dem Rückgriff auf historische 
Vorbilder in der Landschaft bei der Entwicklung von 
Leitbildern zukommt. Alleine die Unvereinbarkeit 
der klassischen Vorstellungen von ursprünglicher 
"Natur"- und historischer "Kultur"landschaft zeigt 
dabei, das es "das" Leitbild für unsere Landschaft 
nicht geben kann. Die Betrachtung historischer Zu­
stände ist zwar notwendig, um in der Landschaft 
nach Anknüpfungspunkten und Entwicklungsmög­
lichkeiten (z.B. hinsichtlich potentiell vorkommen­
der Arten, auftretender Kombinationen von Stand­
ortfaktoren etc.) zu suchen, jedoch darf ihre Wieder­
herstellung keinesfalls als flächendeckende Strate­

gie begriffen werden. Die Leitbildentwicklung im 
Naturschutz sollte sich vielmehr an den heutigen 
Realitäten orientieren und sich davon ausgehend 
nicht scheuen, auch einmal ganz neue, in die Zu­
kunft weisende Perspektiven zu formulieren.
Ist dies der Fall, so können abgestimmte, umset­
zungsfähige und realitätsbezogene Zielkonzepte - 
entsprechende Leitbilder also - als Chance und Basis 
begriffen werden, um aus den bislang überwiegend 
konservierenden Schutzstrategien im Naturschutz 
herauszutreten und im Zusammenwirken mit ande­
ren Landnutzem aktiv neue, auf Entwicklung und in 
die Zukunft gerichtete Wege zu beschreiten.

(Beate Jessel, ANL)

10



Laufener Seminarbeitr. 4/94, S. 11-23 • Akad. Natursch. Landschaftspfl. (ANL) - Laufen/Salzach 1994

Zur Relevanz von Leitbildern und Standards für die 
ökologische Planung

Stefan Marzelli

In diesem einleitenden Beitrag soll der gegenwärtige 
Diskussionsstand zu Leitbildern und Umweltquali­
tätszielen dargestellt werden. Dazu wird zunächst 
eine Klärung der Begriffe vorgenommen, im zwei­
ten Abschnitt wird die Bedeutung für die ökologi­
sche Planung dargestellt, der dritte Abschnitt um­
reißt den Diskussionsbedarf bei der Entwicklung 
von Leitbildern, Umweltqualitätszielen und Um­
weltstandards in der ökologischen Planung. Die Be­
deutung und der Diskussionsbedarf einer solchen 
Planung werden im vierten Abschnitt zusammenge­
faßt. Schließlich erfolgt ein Ausblick auf die mögli­
che Umsetzung.

1 Begriffliche Klärung

Für ein besseres Verständnis der weiteren Überle­
gungen soll aufbauend auf der Einführung von JES­
SEL in diesem Band ein kurzer Überblick über die 
Terminologie gegeben werden, der im wesentlichen 
auf der Studie von FÜRST et al. (1989) beruht. 
Worum handelt es sich bei den Begriffen Um­
weltqualität, Leitbild, Leitlinie, Umweltqualitäts­
ziele, Umweltqualitätsstandards und ökologische 
Planung?

Umweltqualität

Der Begriff der Umweltqualität leitet sich aus dem 
amerikanischen Begriff "environmental quality" ab. 
Seit der Gründung des "Council of Environmental 
Quality" 1969 wird in einem jährlichen Bericht die 
Umweltqualität erfaßt. Die Umweltqualität wird da­
bei als "Bilanzierung der umweltwirksamen menschli­
chen Aktivitäten im Sinne mengenmäßiger Erfassung 
und Bewertung" aufgeführt. Dabei werden auch de­
mographische Einflüsse, Landverbrauch, Land­
schaftsveränderungen und Regierungs- und Verwal­
tungshandeln berücksichtigt (DER RAT VON 
SACHVERSTÄNDIGEN FÜR UMWELTFRAGEN 
SRU, 1987: Tz 73).

Umweltqualität ist kein naturwissenschaftlich defi­
nierter Zustand, sondern stellt einen dynamischen 
Zustand dar, der sich aus gesellschaftlichen Wert­
vorstellungen und fachwissenschaftlichen Beschrei­
bungen zusammensetzt (vgl. SUMMERER, 1988). 
Der Sachverständigenrat stellt weiter fest, daß Um­
weltqualität nicht durch einen Gesamtindikator be­
schrieben werden kann. Daher sind differenzierte

Bewertungen der einzelnen Umweltbereiche erfor­
derlich.

Für die weitere Verwendung in diesem Beitrag wird 
folgende Definition vorgeschlagen: "Umweltquali­
tät bezeichnet einen Zustand der abiotischen, bioti­
schen und ästhetischen Ressourcen der menschli­
chen Umwelt, der unter dem Gesichtspunkt des Er­
haltes und der zukünftigen Sicherung eines men­
schenwürdigen Daseins beurteilt wird."

Leitbild

Ein Leitbild ist die allgemeine Grundlage für die 
Ableitung von Leitlinien bzw. Grundsätzen, Um­
weltqualitätszielen und Umweltqualitätsstandards. 
Nach FÜRST et al. (1989) besteht zwischen den 
genannten Begriffen ein hierarchisches Verhältnis 
(s. Abbildung 1), über das weitgehende Überein­
kunft besteht und das gerade für die rechtliche Un­
terscheidung von Bedeutung ist (vgl. den Beitrag 
von PETERS in diesem Band). Eine Leitlinie oder 
ein Handlungs-Grundsatz dient der weiteren Kon­
kretisierung eines Leitbildes, ist jedoch nur unklar

Umweltqualifätsstandard

Abbildung 1
Verhältnis von Leitbild, Leitlinie, Umweltqualitätszie­
len und Umweltqualitätsstandards nach FÜRST et al. 
(1989)
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vom Leitbildbegriff unterschieden (vgl. KIEM- 
STEDT, 1992).
Auf den ersten Anschein bestehen verschiedene 
räumliche Bezugsebenen für den Begriff des Leit­
bildes. So wird einerseits von Leitbildern als globa­
len umweltpolitischen Zielvorstellungen gespro­
chen (z.B. "Erhalt der Leistungsfähigkeit des Natur­
haushaltes"; "dauerhaft-umweltgerechte Entwick­
lung"). Andererseits nehmen Leitbilder einen räum­
lichen Bezug auf bestimmte Landschaftsausschnitte 
(z.B. "Leitbild für den Pf affen winkel", "Leitbild für 
die Regensbach-Aue"). Es besteht dabei hinsichtlich 
der Definition des Leitbildes insofern kein Unter­
schied, als daß es eigentlich in beiden Fällen als eine 
übergeordnete umweltpolitische Zielsetzung ver­
standen wird, jedoch unterschiedlichen Raumbezug 
hat.

Ein Umwelt-Leitbild sollte in Anlehung an STREICH 
(1986) eine übergreifende Zielvorstellung der Um­
weltqualität beinhalten, in der verschiedene Um­
weltziele zusammengefaßt werden. Diese Zielbe­
stimmung sollte so allgemein verständlich formu­
liert werden, daß davon eine bildliche Vorstellung 
möglich ist. Wesentlich ist, daß ein Leitbild nicht 
von Einzelnen bestimmt werden kann, sondern nur 
durch den Konsens einer Gruppe von Menschen. 
Unter einem Umwelt-Leitbild soll daher der gesell­
schaftlich angestrebte Zustand der abiotischen, bio­
tischen und ästhetischen Ressourcen eines bestimm­
ten Raumes, unter Berücksichtigung der sozio-öko- 
nomischen Bedingungen verstanden werden.

Umweltqualitätsziele
Nach FÜRST et al. (1989: 9) geben Umweltquali­
tätsziele "bestimmte, sachlich, räumlich und ggf. 
zeitlich definierte Qualitäten von Ressourcen, Po­
tentialen oder Funktionen an, die in konkreten Situa­
tionen erhalten oder entwickelt werden sollen." 
Hierbei sollen die Qualitäten immissionsbezogen 
bestimmt werden, da die Erfahrungen mit nur emis­
sionsbezogenen Zielen gezeigt haben, daß damit ein 
ausreichender Schutz der Ökosystembestandteile 
nicht gegeben ist. Die Festlegung von Umweltqua­
litätszielen bewegt sich als ein iterativer Prozeß von 
politischen Anforderungen und fachwissenschaftli­
chem Kenntnisstand auf einer "hermeneutischen 
Spirale" (SRU, 1987).

Beispiele für Umweltqualiätsziele sind etwa: "Der 
Erhalt und die Sicherung der Trinkwasserqualität 
des Grundwassers"; "die Wiederherstellung einer 
Luftqualität, die keine Gefährdung von standort­
heimischen Wäldern darstellt"; "die Entwicklung 
einer Wasserqualität von Fließgewässem, die unbe­
denkliches Baden gestattet."

Umweltqualitätsstandards
Die weitere Konkretisierung von Umweltqualitäts­
zielen führt zu Umweltqualitätsstandards oder Um­
weltstandards, die als "quantifizierte Umweltquali­
tätsziele" bezeichnet werden können (MARX, 1987). 
Umweltstandards sind "konkrete Bewertungs­
maßstäbe zur Bestimmung von Schutzwürdigkeit, 
Belastung, angestrebter Qualität, indem sie für einen

Abbildung 2
Zielhierarchien und Umweltbereiche
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bestimmten Parameter bzw. Indikator Ausprägung, 
Meßverfahren und Rahmenbedingungen festlegen." 
(FÜRST etal., 1989:11). Umweltstandards sind nur 
für einen Umweltbereich oder einen Teil eines Um­
weltbereichs aussagekräftig und beinhalten keine 
Aussage zur funktionellen Bedeutung des unter­
suchten Aspektes im Ökosystem.

Eine gewisse Tradition besitzen Umweltstandards 
für den abiotischen Ressourcenschutz, etwa bei den 
Trinkwasserwerten oder Grenzwerten der Luftbela­
stung. Im Unterschied dazu existieren für andere 
Umweltbereiche, insbesondere für den Arten- und 
Biotopschutz oder das Landschaftsbild, keine quan­
tifizierten Umweltstandards. Beispiele für Umwelt­
standards sind etwa der Wert von 50 mg/1 Nitrat im 
Trinkwasser, der Wert von 25 g/m3 Schwefeldioxid 
in der Luft zum Schutz standortheimischer Wald­
bäume oder Gewässergütestufe II in Fließgewäs- 
sem.

Umweltstandards können hinsichtlich ihrer Funkti­
on in Schutzstandards (Verschlechterungsverbot) 
und Vorsorgestandards (Minimierungsgebot) unter­
schieden werden. Es existieren verschiedene Ver­
bindlichkeitsgrade von Umweltstandards, die von 
KLOKE (1987) als Grenzwerte, Richtwerte, Orien­
tierungswerte und Diskussionswerte bezeichnet 
werden.

Ökologische Planung

Nach FÜRST et al. (1989: 7) wird ökologische 
Planung als ein "Oberbegriff für räumliche Planun­
gen verstanden, die auf die Sicherung und Entwick­
lung der Leistungsfähigkeit von Ökosystemen ab­
zielen"

Als Sammelbegriff für die ökologische Planung auf 
Grundlage von Leitbildern und Umweltqualitätszie­
len wird im weiteren, in Anlehung an KNAU- 
ER/SURBURG (1990), der Begriff Umweltquali­
tätszielkonzepte verwendet.

Der Zusammenhang der verschiedenen Zielhierar­
chien und Umweltbereiche sowie des notwendigen 
Abstimmungsbedarfs wird in Abbildung 2 noch ein­
mal schematisch dargestellt. In diesem Schema wird 
versucht, dem zunehmenden Konkretisierungsgrad 
von Umweltzielen durch zunehmend klarer werden­
de Konturen auch graphischen Ausdruck zu verlei­
hen.

Da entsprechend der vorgeschlagenen Definition 
von Umweltqualität diese immer unter dem Ge­
sichtspunkt eines "menschenwürdigen Daseins" be­
urteilt wird, ist eine Berücksichtigung menschlicher 
Anforderungen an die verschiedenen Umweltberei­
che per definitionem implizit enthalten. Anforde­
rungen menschlicher Nutzungen an die Landschaft 
werden dadurch mit abgedeckt, wobei Ansprüche 
wie Erholung oder Lärmfreiheit den ästhetischen 
Ressourcen zuzuordnen wären.

2 Welche Bedeutung haben Umweltqualitäts­
zielkonzepte für die ökologische Planung ?

Die Bedeutung von Umweltqualitätszielkonzepten 
erschließt sich besser vor dem Hintergrund der bis­
herigen Defizite in der ökologische Planung, die 
daher stichpunktartig dargestellt werden sollen.

Im abiotischen Ressourcenschutz können als Ursa­
che für eine mangelnde Umsetzung umweltplaneri­
scher Ziele identifiziert werden:

• Die sektorale Aufteilung des Ressourcenschut­
zes, die medienübergreifende Zusammenhänge 
weitgehend ausblendet (z.B. Gewässerversaue­
rung infolge über die Luft eingetragener Schad­
stoffe);

• die maßnahmen- und nicht zielbezogene Art von 
Planungen (z.B. unabgestimmte Maßnahmen im 
Zuge von Ausgleichsmaßnahmen eines land­
schaftspflegerischen Begleitplanes, des Rand­
streifenprogramms und gestalterischer Maßnah­
men des Landschaftsplans in einem Gebiet);

• der Bezug von Bewertungen und Maßnahmen 
auf ein bestimmtes Verwaltungsverfahren an­
stelle einer raumbezogenen Bewertung (z.B. 
fehlt in einer Umweltverträglichkeitsprüfung 
oftmals die Berücksichtigung der Auswirkungen 
anderer Vorhaben, die im gleichen Raum geplant 
sind, aber ohne Umweltverträglichkeitsprüfung 
verwirklicht werden);

• die organisatorische Aufteilung von Umweltak­
tivitäten in verschiedene Verwaltungsverfahren 
(z.B. Planfeststellungsverfahren; immissions­
schutzrechtliche Genehmigungsverfahren) und 
Planungsinstrumente (z.B. Landschaftsplan, 
landschaftspflegerischer Begleitplan, Umwelt- 
verträglichkeitsprüftung).

Im biotischen Ressourcenschutz, insbesondere im 
Naturschutz werden als Ursache für den mangeln­
den Erfolg von Naturschutzmaßnahmen betrachtet 
(SCHERZINGER, 1991; SCHWINEKÖPER, 1992; 
PLACHTER, 1993; PFADENHAUER, 1991):

• Die defensive Haltung des Naturschutzes der 
sich auf natumahe Landschaftsteile und Kultur­
landschaftsreste zurückzieht, aber die intensiv 
genutzten Landschaftsteile kaum einbezieht;

• der Mangel systematischer, auf die Gesamtflä­
che bezogener Naturschutzkonzepte und Schutz­
ziele, die auf eine repräsentative Arten- und Le­
bensraumausstattung eines Raumes ausgerichtet 
sind;

• die Schwerpunkte des traditionellen Naturschut­
zes in der Erhaltungspflege von Lebensräumen 
und Arten ("Arche Noah"-Funktion); diese ist 
zwar für akut bedrohte Lebensräume und Arten 
gerechtfertigt, kann aber keine Neuschaffung 
oder dauerhaften Erhalt von Sonderstandorten 
garantieren kann und v.a. nicht den Erhalt ganzer 
Kulturlandschaften ermöglichen;

• der Mangel eines Zielkonzeptes für den Natur­
schutz, das Grundlage für Bewertungen ist und
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aufgrund der großräumigen Konzeption auch
den Raum für eine natürliche Dynamik erlaubt.

In Hinblick auf die weitere Darstellung von Um­
weltqualitätszielkonzepten ist eine gemeinsame Be­
handlung von Naturschutz und abiotischem Res­
sourcenschutz möglich und notwendig (vgl. BMU,
1990). Denn nur die Berücksichtigung des abioti- 
schen Ressourcenschutzes ermöglicht eine dauer­
haft sinnvolle Naturschutzplanung. Viele abiotische 
Schutzziele sind wiederum eng an Naturschutzkon­
zepte gekoppelt.

Eine ökologisch verträgliche Landnutzung und da­
mit verbundene Landschaftsentwicklung stellt lang­
fristig die einzig dauerhafte Lösung für den Res­
sourcenschutz dar. Insofern integriert ein land­
schaftliches Leitbild den abiotischen, biotischen und 
ästhetischen Ressourcenschutz.

Aufgrund der o.g. Defizite besteht die Forderung 
nach einer stärkeren Berücksichtung des Vorsorge­
prinzips in der Planung (BMU, 1986). Die Bedeu­
tung von Umweltqualitätszielkonzepten für eine 
solche ökologische Planung kann in drei Hauptge­
biete gegliedert werden, wobei einige Überschnei­
dungen unvermeidlich sind. In Abbildung 3 ist eine 
schematische Darstellung dieser drei Gebiete darge­
stellt.

2.1 Methodische Bedeutung von Umwelt- 
qualitätszielkonzepten

Notwendige Entwicklung von Zielhierarchien

In der Computersimulation planerischer Entschei­
dungssituationen zeigte sich, daß zur Bewältigung 
komplexer Planungssituationen positive und klare 
Zielformulierungen und ein konsequent entwickel­
tes Zielsystem unabdingbar sind. Symptomatisch 
für die ökologische Planung scheinen dabei zwei 
Probleme zu sein: Die Formulierung von überwie­

gend negativen Zielen und die Formulierung von 
unklaren Zielen.

Grundsätzlich kann nach DÖRNER (1993) zwi­
schen positiven und negativen Zielen unterschieden 
werden. Negative Ziele (Vermeidungsziele) haben 
häufig globalen Charakter, wobei etwas nicht ge­
wollt wird (z.B. "weniger Luftverschmutzung"). Po­
sitive Ziele sind meist konkreter, da etwas Bestimm­
tes angestrebt wird (z.B. "Bau einer Lärmschutz­
wand"). Globale Ziele können jedoch als solche 
nicht verwirklicht werden, ohne zu benennen, wel­
che konkreten Ergebnisse als Erfüllung des Zieles 
betrachtet werden (z.B. wird definiert, daß das Ziel 
"weniger Luftverschmutzung" mit einer Begren­
zung der S02-Immissionen auf 30 g/m3 Jahresmit­
telwert erreicht ist). Für eine bessere Verwirklichung 
von Zielen ist daher eine Umwandlung negativer in 
positive Zielformulierungen und damit eine Kon­
kretisierung von Zielen anzustreben. Nicht zuletzt 
deshalb, weil ein Ziel, das angestrebt wird, meist 
stärker und positiver motiviert, als ein Vermeidungs­
ziel. Dennoch sind globale Ziele erforderlich, um die 
grundlegenden Zielvorgaben für Handlungen zu for­
mulieren. Ausschließlich mit spezifischen Zielen 
würde kaum ein Gesamtziel erreicht werden.

Unklare Ziele bestehen, wenn es sich um Mehrfach- 
Ziele handelt. So sind die "Sicherung der Leistungs­
fähigkeit des Naturhaushaltes" odereine "dauerhaft­
umweltgerechte Entwicklung" sicherlich komplexe 
Mehrfachziele. Eine erfolgreiche Verwirklichung 
solcher komplexer Ziele setzt nach DÖRNER 
(1993) vor allem drei Punkte voraus: Die Offenle­
gung von sich widersprechenden Zielen ("kontra­
diktorische Ziele"), die Festlegung von Prioritäten 
der einzelnen Ziele und die Offenlegung von impli­
ziten (unbewußten) Zielen.

Durch die Formulierung von positiven Umweltzie­
len werden aus globalen Zielen (Leitbild, Leitlinien) 
systematisch spezifischere Ziele (Umweltqualitäts-

Abbildung 3
Verschiedene Bedeutungsschwerpunkte von Umweltqualtätszielkonzepten
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ziele, Umweltstandards) abgeleitet. Die Formulie­
rung und Diskussion von Leitbildern und Um­
weltqualitätszielen (vgl. auch 2.3) eröffnet die Mög­
lichkeit, kontradiktorische und implizite Ziele zu 
erkennen und Prioritäten sachgemäß festzulegen. 
Ein weiterer Gedanke ist, in Anlehnung an SPIEG- 
LER (1994), die Überlegung, daß sich in einzelnen, 
abgeleiteten Teilzielen die holistischen Zielsetzun­
gen des Gesamtzieles widerspiegeln sollen.

Integration verschiedener fachlicher Ziele

Die Entwicklung von Umweltqualitätszielkonzep­
ten bietet eine methodische Grundlage für die Inte­
gration verschiedener sektoraler Zielsetzungen in­
nerhalb der ökologischen Planung. Die Ziele des 
abiotischen, biotischen und ästhetischen Ressour­
censchutzes werden so in ein gemeinsames Zielsy­
stem einbezogen. So ist beispielsweise bereits bei 
der Zieldiskussion festzulegen, ob die Schaffung 
von großen Offenlandbereichen mit einem schutz­
würdigen Wiesenbrütervorkommen oder die Schaf­
fung von Hecken zur Strukturierung des Land­
schaftsbildes und zur Entwicklung von Biotop-Ver­
bundstrukturen Vorrang hat. Dabei ist die Berück­
sichtigung von Zielabhängigkeiten, -konformitäten 
und -konkurrenzen möglich. Darüber hinaus sollen 
die sozio-ökonomischen Rahmenbedingungen be­
rücksichtigt werden.

Bindeglied-Funktion von Umweltqualitätsziel­
konzepten

Die Formulierung von Umweltqualitätszielkonzep­
ten stellt den Rahmen dar für das Zusammenwirken 
von fachwissenschaftlichen Erkenntnissen und ge­
sellschaftlichen Wertungen. Diese Bindeglied-Funk­
tion (SUMMERER, 1988) ermöglicht gleichzeitig 
eine deutliche Gegenüberstellung der sogenannten 
Sach- und der Wertebene.

So kann beispielsweise der fachwissenschaftliche 
Kenntnisstand über Habitatanforderungen von Wie- 
senbrütem dargestellt werden. Die Entscheidung für 
die Erhaltung der Bekassine in einem bestimmten 
Gebiet muß auf der gesellschaftlichen Ebene erfol­
gen. Bei einer entsprechenden Zielsetzung können 
dann die Kenntnisse zur Habitatsicherung und -ent- 
wicklung angewandt werden. Die Wissenschaft 
kann nur die Antwort auf die Frage geben, wie 
geschützt werden soll; die Frage was geschützt wer­
den soll, ist gesellschaftlich zu beantworten (BRÖ- 
RING/WIEGLEB, 1990).

2.2 Planerische Bedeutung von Umwelt­
qualitätszielkonzepten

Für die Bearbeitung von Planungen haben Um­
weltqualitätszielkonzepte insofern Bedeutung, als 
durch diese Konzepte einige grundlegende Pla­
nungsprobleme besser gelöst oder zumindest ein 
Rahmen für die Diskussion über die Einbindung 
verschiedener planerischer Anforderungen geschaf­
fen wird.

Abstimmung verschiedener räumlicher und zeit­
licher Zielebenen

Mit der "Enträumlichung" der Gesellschaft wird von 
BAHRENBERG (1992) das Auseinanderfallen des 
vom einzelnen Menschen erfahrbaren und beein­
flußbaren Raumes (v.a. Gemeinde, Region) und des 
Raumbezuges, in dem Einflüsse auf den Einzelnen 
wirksam werden (Land, Kontinent), bezeichnet. 
Umweltplanerische Zielsetzungen erfolgen auf glo­
baler, nationaler, regionaler und lokaler Ebene und 
konfrontieren insofern den einzelnen Menschen 
auch mit einer Enträumlichung im o.g. Sinne. Die 
verschiedenen Zielebenen eines Umweltqualitäts­
zielkonzeptes ermöglichen es, auch auf lokaler Ebe­
ne überörtliche Zielsetzungen mit einfließen zu las­
sen. So kann die Zielsetzung einer weltweiten Re­
duzierung der C02-Emissionen über nationale Ziele 
bis hin zu lokalen Beschränkungen des Hausbrandes 
oder der Verkehrsemissionen führen. Damit können 
auch nationale und globale Zusammenhänge in den 
Bewußtseinsraum des einzelnen Menschen gerückt 
werden.
Allein aufgrund der natürlichen Verhältnisse kann es 
keine einheitlichen Umweltstandards geben, son­
dern es sind regionale Spezifizierungen erforderlich. 
Durch Umweltqualitätszielkonzepte wird eine Re­
gionalisierung in einem planerischen Gesamtsystem 
von Umweltstandards möglich. Durch die Ablei­
tung aus überörtlichen Zielen kann dabei gewährlei­
stet werden, daß auch überörtliche Ziele berücksich­
tigt sind.
Die Berücksichtigung sowohl der ökologisch mach­
baren als auch der gesellschaftlich zumutbaren Ver­
änderungen der Umweltqualität erfordern eine zeit­
lich gestaffelte Zielsetzung von kurz-, mittel- und 
langfristigen Umweltqualitätszielen.

Maßstab und Integration verschiedener um­
weltrelevanter Planungen

In allen umweltrelevanten Planungen entsteht das 
Problem, daß der jeweils damit befaßte Planer un­
willkürlich in die Situation gerät, etwas bewerten zu 
sollen, wofür eigentlich kein ausreichender Maßstab 
zur Verfügung steht. Die Beurteilung des gegenwär­
tigen Bestandes in der Landschaftsplanung, die Be­
wertung künftiger Vorhaben in Umweltverträglich­
keitsstudien, die Begründung für Maßnahmen in der 
Landschaftsplanung, die Bemessung des Umfanges 
von Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen in der land­
schaftspflegerischen Begleitplanung, usw. erfordern 
Bewertungs-Maßstäbe. Diese Bewertungsmaßstäbe 
können sich nicht nur am örtlichen Bestand orientie­
ren, sollen die Gedanken der Umweltvorsorge ernst 
genommen werden. Jedoch ist der einzelne Planer 
überfordert, wenn er bei einer örtlichen Maßnahme 
zugleich einen (nicht vorhandenen) regionalen oder 
gar nationalen Bewertungsmaßstab entwickeln soll. 
Auf die Frage, ob ein einzelner Planer überhaupt zu 
einer solchen Maßstabsfestlegung legitimiert ist, 
wird in Punkt 2.3 bzw. Punkt 3 noch ausführlicher 
eingegangen.
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Die Entwicklung schlüssiger Umweltqualitätsziel­
konzepte schafft Bewertungsmaßstäbe sowohl fin­
den örtlichen wie für den überörtlichen Geltungsbe­
reich. Damit entsteht eigentlich erst die Möglichkeit, 
die Folgen von Eingriffen in verschiedenen Gebie­
ten tatsächlich untereinander vergleichbar zu ma­
chen. Ist z.B. das Entfernen einer Hecke deshalb ein 
Eingriff, weil die Hecke "zufällig" in einem struk­
turarmen Landschaftsausschnitt stockt und daher in 
einer örtlichen Bewertungsskala eine hohe Rangstu­
fe einnimmt? Oder ist das Entfernen einer solchen 
Hecke ein Eingriff aufgrund ihrer Struktur und Zu­
sammensetzung, selbst wenn es sich um ein hecken­
reiches Gebiet handelt ?

Die Entwicklung solcher Bewertungsmaßstäbe durch 
Umweltqualitätszielkonzepte hat noch eine zweite 
Wirkung. Es wird damit die Integration und bessere 
Abstimmung verschiedener umweltrelevanter Pla­
nungen ermöglicht. Die bisherige Praxis bedeutet 
eher, daß bestenfalls Informationen etwa des Land­
schaftsplanes informell bei einer landschaftspflege­
rischen Begleitplanung übernommen werden, daß 
aber häufig mit jeweils eigenen Bewertungsverfah­
ren und -maßstäben gearbeitet wird. Vor allem aber 
werden immer nur die jeweils vordergründigen Plan­
inhalte bearbeitet: die Aussagen einer UVS beziehen 
sich z.B. nicht auf die Auswirkungen von anderen 
als dem untersuchten Vorhaben.
Für die Integration der verschiedenen Umweltquali­
tätsziele bietet sich mit der Landschaftsplanung als 
querschnittsorientierter Planung ein bereits vorhan­
denes Planungsinstrument an. Die Notwendigkeit, 
Umweltqualitätszielkonzepte in einer Gesamtpla­
nung zu berücksichtigen, wird von FÜRST et al. 
(1989:237) noch unterstrichen: "Wenn die Land­
schaftsplanung auf den Arten- und Biotopschutz 
reduziert wird und dafür andere Fachplanungen mit 
sektoralen ökologischen Inhalten angereichert wer­
den, kann nur ein additives Nebeneinander von Um­
weltbelangen, nicht aber ein schlüssiges Ganzes ent­
stehen." Die Tragfähigkeitsuntersuchungen in den 
70er Jahren oder die Entwicklung von Bilanzmodel­
len, die in die Landschaftsplanung integriert werden 
könnten, stellen Ansätze für eine positive Integrati­
on verschiedener planerischer Instrumente dar.

Anpassung der Ziel-Detaillierung an fachliche 
Möglichkeiten

Die Festlegung von Umweltstandards wird sich an 
dem jeweils fachlich erreichbaren Genauigkeitsgrad 
orientieren müssen. So sind kardinale Umweltstan­
dards, wie etwa Immissionsmengen von Luftschad­
stoffen oder Schallpegel-Angaben, nur für Umwelt­
bereiche möglich, die ein kardinales Ursache-Wir­
kungs-Verhältnis zulassen.
Bei anderen Umweltzielen, insbesondere für den 
Arten- und Biotopschutz und die Erhaltung des 
Landschaftsbildes, können voraussichtlich nur ordi­
nale Angaben gemacht werden. Im Arten- und Bio­
topschutz etwa können die Vorkommen bestimmter 
Tier- und Pflanzenarten nicht zum Standard erhoben

werden, weil sie beim derzeitigen Wissensstand 
kaum unmittelbar planbar sind. Der Erhalt des Land­
schaftsbildes kann ebenso kaum an kardinalen Da­
ten erfaßt, beurteilt und überprüft werden. Daher 
werden für biotische und ästhetische Ressourcen vor 
allem Umweltqualitätsziele maßgeblich sein, da 
Umweltstandards schwer zu entwickeln sein werden 
(vgl. SCHERZINGER, 1991). Jedoch ist die Entwick­
lung von Indikatoren denkbar, die mittelbar eine zu­
reichende Beschreibung erlauben und die ausrei­
chend quantifizierbar sind (z.B. Mindest-Flächen- 
größen eines Raumes mit ungelenkter Sukzession). 
Interessant erscheint in diesem Zusammenhang eine 
Diskussion über die Bedeutung von Zielartenkon­
zepten, wie sie im Beitrag von RECK/WALTER in 
diesem Band vorgestellt wird. In Umweltqualitäts­
zielkonzepten können solche unterschiedlich detail­
lierten Zielvorgaben integriert werden.

2.3 Politisch-administrative Bedeutung 
von Umweltqualitätszielkonzepten

Die vielleicht wichtigste Bedeutung von Umweltqua­
litätszielkonzepten liegt in der Wirkung auf den poli­
tischen Bildungsprozeß von Umweltzielen und der 
Beeinflussung von Verwaltungsstrukturen in der 
Umsetzung der entwickelten Konzepte. Der Sach­
verständigenrat für Umweltfragen spricht in diesem 
Zusammenhang von einer "Strukturellen Ökologi­
sierung" der Gesellschaft (SRU, 1994: Tz 23*).

Bewertungs- und Legitimationsgrundlage
Durch eine Entwicklung von Leitbildern, Um­
weltqualitätszielen und Umweltstandards in einem 
gesellschaftlichen Prozeß wird der Bewertungs­
maßstab zur Beurteilung der gegenwärtigen Um­
weltqualität und geplanter Vorhaben (vgl. Definiti­
on von Umweltqualität unter Punkt 1) geschaffen. 
Allein aus diesem Grunde sind Umweltqualitätsziel­
konzepte für Umwelthandeln und ökologische Pla­
nung unverzichtbar. Der Bewertungsmaßstab für ge­
plante Vorhaben (z.B. in Umweltverträglichkeits- 
prüfungen) bezieht sich dann nicht mehr nur auf das 
zu untersuchende Einzelvorhaben, sondern auf seine 
Verträglichkeit in einem bestimmten Raum im Sinne 
von Tragfähigkeitsuntersuchungen.
Grenzwerte alleine sind aufgrund ihrer politischen 
Entstehung und ihres langen Reifungsprozesses für 
eine Umweltvorsorge nicht ausreichend. Umwelt­
qualitätszielkonzepte schaffen einen Bewertungs­
rahmen, der die gesetzlich normierten Umweltstan­
dards (Grenzwerte) ergänzt sowie unbestimmte Um­
weltziele konkretisiert und damit dem Gedanken der 
Umweltvorsorge besser Rechung trägt.

Demokratisches Forum
Die Entwicklung von Umweltqualitätszielkonzep­
ten kann bewußt oder unbewußt erfolgen (vgl. 
STREICH, 1986). Aufgrund der Schwierigkeiten, 
die bei unbewußten Zielsetzungen zu erwarten sind, 
ist die Festlegung von Umweltqualitätszielkonzep­
ten als ein "Bewußtmachungsprozess" zu verstehen.
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Der Aufbau von Umweltqualitätszielkonzepten er­
fordert daher ein öffentliches Forum, in dem diese 
Entwicklung durchgeführt wird. Damit wird die 
Entwicklung von Umweltqualitätszielkonzepten zu 
einem demokratischen, politischen Prozeß, an dem 
Bürger, Politiker und Fachleute teilnehmen.

Höhere Transparenz in der Umweltdiskussion
Durch die öffentliche Diskussion und Festlegung 
von Umweltqualitätszielkonzepten werden interne 
und externe Zielkonflikte und Zielkongruenzen 
deutlich. Das setzt eine verständliche Darstellung 
der ökologischen Analysen und Vorschläge sowie 
eine vermittelbare, wenn möglich bildliche Darstel­
lung der zu diskutierenden Alternativen voraus (vgl. 
STREICH, 1986; PENKER, 1988; VOIGT, et al.,
1988). Dabei wird die Umsetzbarkeit von Konzep­
ten im sozio-ökonomischen Kontext deutlich. Um­
weltqualitätszielkonzepte können nur "im Rahmen 
einer systemaren Betrachtung der ökologischen, 
ökonomischen und soziokultuellen Interdependen­
zen festgelegt werden." (SRU, 1994: Tz.28*) 
Nachdem die anzustrebende Umweltqualität in ei­
nem Umweltqualitätszielkonzept festgelegt worden 
ist, ist auch der umweltpolitische Maßstab für die 
weiteren politischen Entscheidungen festgelegt. 
Entscheidungsträger müssen dann begründen, aus 
welchen Gründen einem bereits festgelegten Ziel 
nicht entsprochen werden soll.

3 Schwierigkeiten bei der Entwicklung von 
Umweltqualitätszielkonzepten

Nach der Darstellung der Bedeutung, die Um­
weltqualitätszielkonzepte für die ökologische Pla­
nung besitzen, sollen nun einige der hauptsächlichen 
Schwierigkeiten bei der Entwicklung von Um­
weltqualitätszielkonzepten angesprochen werden.

Durchbrechen des argumentativen Zirkels - Ebe­
ne des Diskussionsprozesses ?
Bei der Festlegung der gewünschten Umweltquali­
tät bestehen häufig "argumentative Zirkel" (SRU, 
1987: Tz. 77), in denen globale Leitbildvorstellun­
gen durch andere, ebenfalls globale Begriffe (z.B. 
Lebensqualität) definiert werden. Wie die Ausfüh­
rungen zu theoretischen Zielmodellen gezeigt ha­
ben, sind globale Ziele erforderlich, jedoch müssen 
diese weiter spezifiziert werden.
Für Umweltqualitätszielkonzepte entsteht das Pro­
blem, auf welcher Detailierungsebene die Zieldis­
kussion geführt werden soll. Auf Ebene globaler 
Leitbilder ist eine Diskussion leicht zu führen und 
wird leicht Einigkeit zu erzielen sein, da in diesem 
unkonkreten Stadium keine Nachteile für Individu­
en oder Gruppen ersichtlich sind. So wird sich kaum 
jemand gegen die Forderung stellen, daß die 
menschlichen Lebensgrundlagen dauerhaft zu si­
chern sind. Damit besteht aber die Gefahr, daß auf 
einer späteren, detaillierteren Stufe Widerstände 
auftreten, und das bereits gefaßte Leitbild in Frage 
gestellt wird. Andererseits erscheint eine Diskussion

auf Ebene einzelner Umweltstandards einen Diskus­
sionsprozeß auszulösen, bei dem das Gesamtziel in 
den Partikularinteressen unterzugehen droht, wie 
dies z.B. die aktuelle Diskussion in der EG um die 
Anhebung der Grenzwerte für Pestizide im Grund­
wasser zeigt.
Es zeigt sich, daß ein Umwelt-Leitbild, das gesell­
schaftlich nicht getragen wird, nur wenig Aussicht 
auf Erfolg besitzt. Andererseits stellt sich die Frage, 
welche Wirkung ein solches Leitbild entfalten kann, 
wenn der dynamische Charakter der Umweltqualität 
bedeutet, daß in ein Leitbild immer die jeweiligen 
aktuellen Rahmenbedingungen einfließen. Die ge­
genwärtige Beschneidung von umweltrechtlichen 
Instrumenten und Planungsverfahren ist dafür ein 
aktuelles Beispiel.
Fraglich ist, ob eine "Rücklaufsperre" bei Um­
weltqualitätszielkonzepten methodisch möglich ist. 
In diesem Sinne wird ein Verschlechterungsverbot 
der Umweltqualität gefordert (GUSTEDT/KNAU- 
ER/SCHOLLES, 1989). Wenn jedoch tatsächlich 
sozio-ökonomische Aspekte mit einfließen sollen, 
muß das dann nicht auch ein Auffüllen von Umwelt­
standards ermöglichen? Denn das "Nicht-Aus- 
schöpfen" von Grenzwerten kommt sonst faktisch 
einer Herabsetzung von Umweltstandards gleich, 
was deren Sinn entwertet.

Fehlendes Wertesystem
Für die Festlegung von Umweltqualität existiert 
kein natürlich vorgegebener Wertmaßstab, denn von 
den natürlichen Verhältnissen kann kein ethisches 
Sollen für den Menschen abgeleitet werden ("natu­
ralistischer Fehlschluß"). Damit bleibt der Mensch 
in der Verantwortung für sein Handeln gegenüber 
der Natur und seinen Mitmenschen. "Welche Quali­
tät der Umwelt wir haben wollen, müssen wir selbst 
entscheiden - und auch verantworten." (FÜRST et 
al., 1989: 238)
Gerade bei der Formulierung von landschaftlichen 
Leitbildern wird häufig versucht, das Leitbild aus 
"gegebenen" Umständen abzuleiten, etwa aus der 
potentiellen natürlichen Vegetation, bestimmten hi­
storischen Landschaftsbildem oder bestimmten kul­
turlandschaftsprägenden Nutzungsweisen. Unbe­
stritten ist, daß diese Informationen wichtige Auf­
schlüsse über Potential und bisherige Entwicklung 
einer Landschaft geben, jedoch kann daraus keine 
zwingende Vorgabe für die zukünftige Landschafts­
entwicklung abgeleitet werden.
Die Ableitung von Umweltzielen aus historischen 
Verhältnissen ist daher keine Lösung (vgl. z.B. v. 
HAAREN, 1991). Denn welche historische Epoche 
soll als beispielgebend angesehen werden? Und wel­
che gesellschaftlichen Zustände, die ursächlich mit 
den damaligen Umweltbedingungen Zusammen­
hängen, werden dann in Kauf genommen (vgl. 
PLACHTER, 1993)? In diesem Zusammenhang 
kann auch der pragmatische Bezug auf einen Zeit­
abschnitt, dessen frühere Landschaftszustände gut 
dokumentiert sind, nicht befriedigen (vgl. HOR- 
LITZ, 1992). Eine optimale Umweltqualität kann
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daher nur "in einem Verfahren von Versuch und 
Irrtum approximativ von der Politik und den Bür­
gern gesucht und erprobt werden" (SRU, 1987:Tz. 
88).

Schwierigkeiten der Standardfestlegung

Bei der Festlegung von Umweltstandards treten 
grundsätzliche Schwierigkeiten in Bezug auf die 
Ableitung, die Begründung und den Verwendungs­
zusammenhang von Umweltstandards auf, die bei 
FÜRST et al. (1989) ausführlich dokumentiert sind. 
Es sollen nur einige der Probleme beispielhaft ge­
nannt werden:

• Fehlender Systembezug, d.h. die Vernachlässi­
gung von ökosystemaren Wechselwirkungen, 
synergistischen und additiven Wirkungen bei 
der Bildung des Standards;

• Festlegung von Wirkungsschwellen, trotz der 
Unklarheit, ab wann eine Wirkung besteht (v.a. 
bei kanzerogenen, mutagenen und teratogenen 
Stoffen);

• begrenzte Validität von Standards, da diese sich 
an bestimmten Normalbedingungen orientieren 
(z.B. Stoffaufnahmen bezogen auf den "deut­
schen Einheitsmann"), die jedoch in der Praxis 
nicht immer zutreffend sind (z.B. Kinder, alte 
Menschen);

• fehlender Rahmen für die Begründung eines ein­
zelnen Umweltstandards, da keine Ableitung aus 
übergeordneten Zielen erfolgt; (z.B. das Ziel ist 
die Erhaltung der Trinkwasserqualität des Grund­
wassers, aus der sich der Standard von 25 mg/1 
NO3 der EG-Trinkwasserrichtlinie ableitet);

• Eigendynamik der Standardzahl und -fortschrei- 
bung, die durch die Anwendung von Standards, 
die Forschung und regionale Differenzierung 
entfacht wird;

• Eigendynamik der Standardanwendung außer­
halb des ursprünglichen Verwendungs- und Ge- 
winnungszusammenhangs.

Zuständigkeit der Standardfestlegung

Von wem sollen und können Umweltstandards fest­
gelegt werden? Die Kompetenzaufteilung in der 
Verwaltung macht es schwer, im administativen Be­
reich Verantwortlichkeiten festzulegen. Dies wird 
von SUMMERER (1989) als einer der Gründe für 
ein Versagen der Umweltvorsorge angesehen.
Es besteht einerseits die Forderung nach einer ver­
stärkten Berücksichtigung von sozio-ökonomischen 
Gesichtspunkten bei der Entwicklung von Um­
weltqualitätszielkonzepten (SRU, 1994). Anderer­
seits wirft dies, in Analogie zur Diskussion über 
die Primär- und Sekundärintegration der Land­
schaftsplanung, die Frage auf, ob damit ein realisti­
scheres Konzept entwickelt werden kann, oder ob 
damit bereits eine Verwässerung von Umweltzielen 
einsetzt.
Die Berufung von Sachverständigen oder Experten­
gremien, die für die Festlegung von Standards zu­
ständig sein sollen, entwickelt nach FÜRST (1994)

eine Eigendynamik in solchen "Umweltfachbruder­
schaften". Zumal bezweifelt werden darf, ob ein 
"herrschaftsfreier Diskurs" tatsächlich geführt wer­
den kann, oder ob die Besetzung von Gremien und 
die Veröffentlichung von Kommissionsergebnissen 
nicht erheblichen Einflüssen ausgesetzt ist.
Die Festlegung von Umweltqualitätszielkonzepten 
unter Beteiligung von Bürgern beinhaltet Probleme 
bei der Vermittlung der fachlichen Inhalte, der star­
ken Streuung der Einzelinteressen und der Diver­
genz von Umweltbewußtsein und Umwelthandeln. 
Von SUMMERER (1989) wird in diesem Zusam­
menhang der Begriff der "ökologischen Lücke" ge­
prägt, der das Auseinanderfallen von Regenerati­
onsfähigkeit und Nutzung der Ressourcen bezeich­
net. Diese Lücke ist nur durch den Verzicht auf den 
gegenwärtig erreichbaren Nutzen zu schließen. Der 
Sachverständigenrat für Umweltfragen stellte dazu 
fest, daß nur "wenige unverzichtbare Mindestforde­
rungen" in Umweltqualitätszielkonzepte übernom­
men würden (SRU, 1987).

Räumliche Abgrenzung der Gültigkeit von Um­
weltstandards

Zunächst ist zu diskutieren, welche Art räumlicher 
Abgrenzung für welche Standards sinnvoll ist, z.B. 
naturräumliche, administrative oder strukturelle Ab­
grenzungen. Diese Abgrenzung von Umweltquali­
tätszielkonzepten hat weitreichende Bedeutung: 
Denn die natürlich anzutreffenden, unterschiedli­
chen Standortbedingungen bedeuten in der Regel 
auch unterschiedliche Bedingungen für Nutzungs­
systeme, wenn man von einer umweltgerechten Be­
wirtschaftung ausgeht. Wenn diese unterschiedli­
chen Nutzungsbedingungen nicht, wie bisher, zur 
Schaffung von gleichwertigen Lebensbedingungen 
nivelliert werden sollen, so ziehen Umweltqualitäts- 
Festlegungen erhebliche Konsequenzen für die so­
zio-ökonomischen Bedingungen nach sich.
Diese Konsequenzen können sowohl großräumig 
(etwa zwischen Gäuboden und Bayerischem Wald) 
als auch kleinräumig (z.B. an den Nahtstellen be­
nachbarter Regionen) entstehen. Welche Auswir­
kungen haben räumlich unterschiedliche Umwelt­
qualitätsziele für die weitere Entwicklung von Land­
wirtschaft, Infrastrukturen, Gewerbe, etc.? Sollen 
die daraus resultierenden sozio-ökonomischen Un­
terschiede monetär ausgeglichen werden, wie teil­
weise bereits praktiziert wird, oder als natürliche 
Standortsfaktoren auch gesellschaftlich wirksam 
werden, was wirtschaftliche und demographische 
Verlagerungen nach sich zieht?

Vereinbarkeit von Dynamik und Stabilität

Als ein Grundproblem stellt sich der Gegensatz na­
türlicher Dynamik und des menschlichen Wunsches 
nach stabilen Verhältnissen dar. Zu diskutieren ist, 
wie in ein Umweltqualitätszielkonzept auch dyna­
mische Prozesse integriert werden können, die eine 
eigene Schutzwürdigkeit besitzen (vgl. PLACH- 
TER, 1993; SCHERZINGER, 1991).
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Es ist dies nicht der Rahmen, um näher auf die 
Theorien zu ökologischer Klimax, Gleichgewicht 
oder Mosaik-Zyklus-Theorie einzugehen. Jedoch 
soll angemerkt werden, daß eine Prüfung dieser 
Theorien dahingehend erforderlich ist, ob und in­
wieweit sie in planerische Konzepte umgesetzt wer­
den können.
Hinsichtlich der Anwendbarkeit von Umweltquali­
tätszielkonzepten bestehen Unterschiede zwischen 
Natur- und Kulturlandschaft. Die detaillierte, be­
wußte Planung einer Naturlandschaft ist ein Wider­
spruch in sich, wenn dabei dynamische Verhältnisse 
ausgeklammert werden. Die Entwicklung von Na­
turlandschaften erfordert einen Freiraum für die 
Selbstorganistion von ökologischen Systemen unter 
den jeweiligen edaphischen und klimatischen Ver­
hältnissen. PLACHTER (1993) weist darauf hin, 
daß mit den dynamischen Verhältnissen nicht nur 
Vegetationssukzession gemeint ist, sondern auch die 
Arealveränderung von Arten, das lokale Verschwin­
den und Neubesiedeln von Lebensräumen, Verände­
rung von Räuber-Beute-Beziehungen, etc. 
Letztlich können daher nur Kulturlandschaften ge­
plant werden, wobei die Art der Kulturlandschaft 
eine gesellschaftliche Wertsetzung mit beinhaltet. 
Eine Kulturlandschaft ist ohne das zu ihrer Entste­
hung zwingend notwendige sozio-ökonomische Sy­
stem nicht zu denken. Die Planung von Kulturland­
schaft kann sich damit nicht an der Funktion natür­
licher Ökosysteme orientieren, sondern muß sich 
v.a. an menschlich beeinflußten und veränderten 
Ökosystemen orienteren. Das sind Gründe zur Be­
rücksichtigung der jeweiligen sozio-ökonomischen 
Verhältnisse bei der Entwicklung von Umweltqua­
litätszielkonzepten (HABER, 1991; HABER, 1994; 
PFADENHAUER, 1991).

Berücksichtigung des sozio-kulturellen Systems
Für eine erfolgreiche Umsetzung von Umweltquali­
tätszielkonzepten erscheinen noch einige weitere 
Gesichtspunkte von Interesse, die in den bisherigen 
Darstellungen noch nicht angesprochen wurden. So 
ist zu bedenken, was die Auseinandersetzung mit 
dem Mensch-Natur-Verhältnis zu einer besseren 
Umsetzung von Umweltzielen beitragen kann. Es 
stellt sich die Frage, ob nicht ein stärkerer Einbezug 
des "sozio-ökonomischen Systems", als einem Be­
standteil des Mensch-Umwelt-Systems nach MES- 
SERLI (1986), insbesondere des sozio-kulturellen 
Systems, mehr zur Umsetzung eines Umweltquali­
tätszielkonzeptes beitragen kann als das immer wei­
tere Ansammeln von Informationen und immer dif­
ferenzierteren Untersuchungen. Der Sachverständi­
genrat für Umweltfragen bezeichnet die Einsicht, 
"daß ökonomische, soziale und ökologische Ent­
wicklung nicht voneinander abgespalten und gegen­
einander ausgespielt werden dürfen" als den "ent­
scheidenden Erkenntnisfortschritt" der mit dem 
Leitbild der dauerhaft-umweltgerechten Entwick­
lung erreicht wurde (SRU, 1994: Tz. 2*). Die allge­
mein bekannte "Tragik der Allmende" drückt ein 
grundsätzliches Problem im Mensch-Umwelt-Ver­

hältnis aus, das auf verschiedenen Ursachen beruht. 
Die im folgenden angesprochenen Bestandteile des 
sozio-ökonomischen Systems sind von Einfluß auf 
die Umsetzung und Umsetzbarkeit von Umweltqua­
litätszielkonzepten und verdienen damit größere Be­
achtung.

Biologische Grundlagen
Die physiologische Konstitution des Menschen er­
laubt ihm, nur bestimmte Teile seiner Umwelt be­
wußt wahrzunehmen. Dies zeigt sich an einfachen 
Beispielen wie der Wahrnehmung bestimmter Far­
ben, von ultravioletter oder radioaktiver Strahlung. 
Das bedeutet, daß für den Menschen Teile seiner 
Umwelt nicht unmittelbar sinnlich erfahrbar sind 
und damit auch keine sinnlich erfahrbare Rückkopp­
lung von Veränderungen dieser Umweltbereiche 
möglich sind.
Die Verarbeitung der aufgenommenen Sinnesreize 
ist ebenso von Bedeutung. Der Mensch ist mit einer 
Reihe wirksamer Adaptionsmechanismen ausge­
stattet. Durch diese erfolgt eine nicht bewußte An­
passung an veränderte Bedingungen, die eine aktive 
Veränderung auch unangenehmer Umweltbedin­
gungen behindern. Durch solche Adaptionsphäno­
mene gelingt die Anpassung an einen allmählichen 
Wandel der Umweltqualität, der sonst wohl kaum 
akzeptiert werden würde.
Wie ethologische Untersuchungen nahelegen, sind 
auch beim Menschen angeborene Verhaltensweisen 
und prägungsartige Vorgänge zu vermuten (VER- 
BEEK, 1990). So schreibt EIBL-EIBESFELDT
(1988) dem Menschen ein evolutionsbiologisch ent­
wickeltes, unbegrenztes Machtstreben zu, für das 
keine "abschaltende Endsituation" i.S. einer Trieb­
befriedigung existiert. Dieses Machtstreben äußert 
sich nicht nur innerhalb menschlicher Rangord­
nungssysteme, sondern auch im Verhalten des Men­
schen gegenüber seiner Umwelt.
Für den Menschen wird eine grundsätzliche Dispo­
sition zu konformistischem Verhalten angenommen. 
Diese Annahme wird in der existentiellen Bedeu­
tung des Gruppenzusammenhaltes für den prähisto­
rischen Menschen gesehen, für den ein Ausschluß 
aus der Gruppe mit dem Ende seiner Existenz ver­
bunden gewesen wäre. Aber auch moderne Verhal­
tensstudien scheinen diese Theorie zu bestätigen 
(VERBEEK, 1990).

Psychologische Grundlagen
Unstrittig ist, daß es nicht "eine" Umwelt gibt, son­
dern daß, je nach individuellem und kulturellem 
Hintergrund, verschiedene Umwelten vom Men­
schen wahrgenommen werden. Dementsprechend 
besteht eine unterschiedliche Wahrnehmung von 
Umweltqualität und Umweltproblemen, wie zuletzt 
am Beispiel der Akzeptanz verschiedener Umwelt­
schutzziele von KARGER/WIEDEMANN (1994) 
gezeigt werden konnte.
Weniger scheint berücksichtigt zu werden, daß 
menschliche Wahmehmungsverarbeitung auch bei 
exponentiellen Reizveränderungen nur linear er-
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folgt (STÄUDEL, 1990). Die menschliche Wahr­
nehmung ist auf eine Reduktion der Komplexität der 
umgebenden Umwelt angewiesen. Daher wird die 
Vernetzung des ökologischen Systems nur in be­
stimmten reduzierten Ausschnitten bewußt reali­
siert.
Wie daher Untersuchungen zum Verhältnis von Um­
weltbewußtsein und Umwelthandeln zeigen, setzt 
sich Umweltbewußtsein nicht unmittelbar in Um­
welthandeln um, weil es nicht nur ein, sondern viel­
schichtige Umweltverhalten gibt (PREISENDÖR- 
FER, 1994). Die verschiedenen sektoralen Umwel­
ten sind im Bewußtsein des Einzelnen untereinander 
kompensierbar, so daß beispielsweise der Schluß 
gezogen werden kann "Ich sammle Aluminium, da 
kann ich auch mit dem Auto fahren."
Hieraus ergeben sich Fragen, wie menschliche Um- 
weltwahmehmung mit komplexen Systemen umge­
hen kann, wie Komplexität besser vermittelt und in 
Alltagshandeln übertragen werden kann. Ein Ansatz 
zu einer besseren Vermittlung und Identifikation mit 
komplex begründeten Umweltzielen stellt vielleicht 
der holländische "amoebe approach" dar (vgl. 
KNAUER, 1990, sowie den Beitrag von HALB RIT­
TER in diesem Band), auf den hier nur hingewiesen 
werden kann.

Philosophische Grundlagen
In Werturteile über die angestrebte Umweltqualität 
fließen immer auch ethische Grundhaltungen des 
Menschen gegenüber der Umwelt ein, bzw. beein­
flussen diese maßgeblich. Die grundsätzlichen Po­
sitionen einer ökozentrischen oder anthropozentri­
schen Ethik führen so zu unterschiedlichen Begrün­
dungen für Ziele der Umweltplanung. Diese ethi­
schen Grundhaltungen, wie auch die eines aufge­
klärten Anthropozentrismus sind in der Literatur 
vielfach diskutiert und sollen in diesem Rahmen 
nicht weiter dargestellt werden.
Vom Sachverständigenrat für Umweltffagen wird 
das "Retinitätsprinzip" (Vemetzungsprinzip) zum 
zentralen Baustein einer zukünftigen Umweltethik 
gemacht (SRU, 1994). Dies baut auf dem aufgeklär­
ten Anthropozentrismus auf. Kritisch zu hinterfra­
gen ist, inwieweit diese Retinität so nachvollzogen 
werden kann, oder ob damit nicht aus anthropologi­
scher Sicht auch eine moralische Überforderung des 
Menschen verbunden ist, wie es von VERBEEK 
(1990) beschrieben wird.

4 Zusammenfassung der Bedeutung und des 
Diskussionsbedarfs bei der Entwicklung 
von Umweltqualitätszielkonzepten

Im Gegensatz zur bisherigen Umweltplanung sollen 
durch Umweltqualitätszielkonzepte nicht nur Maß­
nahmen zur Vermeidung oder Sanierung von akuten 
Umweltbeeinträchtigungen entwickelt werden, son­
dern es soll v.a. ein Zielsystem geschaffen werden, 
das in transparenter Weise die Qualität der Umwelt 
festlegt und Indikatoren und Indikatorenwerte be­

stimmt, die für die Beurteilung dieser Umweltquali­
tät geeignet sind.

Als bedeutsam werden Umweltqualitätszielkonzep­
te angesehen aufgrund:

Der Bewußtmachung des Bewertungsprozesses 
in der ökologischen Planung; 
der Schaffung von Transparenz bei solchen Be­
wertungsprozessen;
der systematischen Berücksichtigung von Ziel­
konflikten, Zielprioritäten und Zielkongruen­
zen;
der Entwicklung eines integrativen Planungsin­
strumentes.

Diskussionsbedarf besteht im Hinblick auf:

Die Frage, auf welcher Ebene die Diskussion 
über Umweltqualitätszielkonzepte stattfinden 
soll;
die Entwicklung eines Wertesystems; 
die Schwierigkeiten der Setzung von Umwelt­
standards;
die Klärung der Zuständigkeiten, insbesondere 
der Bevölkerungsbeteiligung; 
die Verbindung von natürlicher Dynamik mit 
Stabilität erfordernden menschlichen Nutzungs­
systemen;
die Einbeziehung biologischer, psychologischer 
und ethischer Grundlagen des Mensch-Umwelt- 
Verhältnisses.

Daher sind für Umweltqualitätszielkonzepte zu for­
dern:

Eine durchgehende Ableitung von übergeordne­
ten zu detaillierteren Zielen und Umweltstan­
dards;
die sektorübergreifende, ökosystemare Abstim­
mung dieser Umweltziele und Umweltstan­
dards;
die ständige Fortschreibung der Umweltziele 
und -Standards, entsprechend dem aktuellen 
Kenntnisstand;
ein nachvollziehbares Verfahren, in dem diese 
Umweltqualitätsziele festgelegt werden und das 
zumindest die Möglichkeit einer Bürgerbeteili­
gung enthält.

5 Möglichkeiten zur Umsetzung von Umwelt­
qualitätszielkonzepten

Umweltökonomische Instrumente

Wie die Untersuchungen von SCHWEPPE-KRAFT 
(1992) und von HAMPICKE (1992) zeigen, ist die 
Einbeziehung von Umweltqualitäten in das markt­
wirtschaftliche System grundsätzlich möglich. In­
teressant ist an diesen Untersuchungen auf Basis der 
Zahlungsbereitschaftsanalyse, daß offenbar die 
Nachfrage und Zahlungsbereitschaft für Umwelt­
qualität (gerade für den Arten- und Biotopschutz) 
höher ist, als sie gegenwärtig abgedeckt werden 
kann.
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Für den Einsatz umweltökonomischer Instrumente 
sprechen auch sozialpsychologische Untersuchun­
gen, die - unabhängig vom Umweltbewußtsein 
einen sehr hohen Grad an Verhaltensänderungen bei 
umweltgerechter Preisgestaltung von Produkten 
feststellen konnten (PREISENDÖRFER, 1994).

Moderations- und Mediationsverfahren

Die Möglichkeiten durch neue Formen der Bürger­
beteiligung und der prozeßhaften Planung sollten in 
die Überlegungen zur Gestaltung von Umweltquali­
tätszielkonzepten verstärkt miteinbezogen werden. 
Ansätze hierzu bieten Moderations- und Mediati­
onsverfahren, oder ein "runder Tisch" für Planungs­
gespräche wie er von LUZ (1993) beschrieben wird.

Landschaftsplanung

Die Landschaftsplanung bietet sich auf landeswei­
ter, regionaler und kommunaler Ebene als vorhan­
denes Planungsinstrument für die integrativen Auf­
gaben von Umweltqualitätszielkonzepten an. Der 
Landschaftsplanung kommt auch aus rechtlicher 
Sicht nach dem Bundesnaturschutzgesetz bereits ein 
umfassender Auftrag zur Sicherung der Leistungs­
fähigkeit des Naturhaushaltes zu. Diese Bedeutung 
wird im Zuge der Novellierung des Bundesnatur­
schutzgesetzes noch verstärkt werden (KIEM- 
STEDT, 1993). Die Landschaftsplanung kann daher 
in weiten Teilen den Anforderungen an eine "Um­
weltleitplanung", wie sie in Vorschlägen zum Um­
w eltgesetzbuch gefordert wird, entsprechen 
(KLOEPFER et al., zit. in KCEMSTEDT, 1993). 
Dafür ist jedoch eine sachlich, räumlich und zeitlich 
differenziertere Bearbeitung erforderlich, als bis­
lang üblich (vgl. dazu FÜRST et al, 1989; LANA,
1991).
Ansätze für die Anwendung von Umweltqualitäts­
zielkonzepten bieten z.B. das Programm "Nord­
rhein-Westfalen 2000", in dem auf Landesebene 
Leitbilder für die acht Großlandschaften Nordrhein- 
Westfalens entwickelt wurden, die nun auf regiona­
ler Ebene verfeinert werden. Ebenso ist in Branden­
burg in der Landschaftsrahmenplanung begonnen 
worden, auf Grundlage von landesweiten Leitbil­
dern regionale Leitbilder zu entwickeln.
Die Landschaftsplanung muß sich von einer Maß­
nahmenplanung zu einer Zielplanung entwickeln. 
Im Sinne einer prozeßhaften Planung ist die Spanne 
der möglichen Umweltentwicklungen in einem 
Raum aufzuzeigen, wofür sich insbesondere Um­
welt-Szenarien eignen, die die möglichen Entwick­
lungen eines Raumes alternativ aufzeigen (vgl. 
VOIGT et al.,1988; WIESMANN, 1988). Ebenso 
könnten in die Landschaftsplanung ökonomische 
Aspekte, etwa in Form von ökologischen Bilanzen 
integriert werden, wie von HAEMISCH/KEH- 
MANN (1992) vorgeschlagen wird. Eine Entwick­
lung gänzlich neuer Planungsinstrumente, wie etwa 
eines "Kommunalen Naturhaushaltsplanes" (STORCKS- 
DIEK, 1994) ist von der Akzeptanz in der Planungs­
praxis her als problematisch zu beurteilen.

Raumordnung

Die Berücksichtigung der sozio-ökonomischen Ge­
sichtspunkte dürfte jedoch den Rahmen der Land­
schaftsplanung sprengen und ist Aufgabengebiet der 
Raumordnung. Eine ökologische Planung in ihrem 
integrativem Anspruch wird daher Aufgabe einer 
ökologischen Raumplanung sein. Im Rahmen raum­
ordnerischer Instrumente ist die Berücksichtigung 
von sozio-ökonomischen Gesichtspunkten, unter 
dem Primat ökologischer Zielsetzungen, möglich. 
Ansätze hierzu bestehen etwa in der "funktions­
räumlichen Arbeitsteilung" von Regionen wie sie 
von der Akademie für Raumforschung diskutiert 
worden sind.

6 Ausblick

Stellt nun die Entwicklung von Umweltqualitäts­
zielkonzepten eine grundsätzliche Neuerung dar, 
oder bedeutet es nur ein weiteres, komplizierendes 
Instrument in der Umweltpolitik? Ich denke, die 
große Bedeutung von Umweltqualitätszielkonzep­
ten liegt einmal im grundlegenden Versuch, die Ver­
antwortung des Menschen für seine eigene Umwelt 
im doppelten Wortsinne (für) wahr zu nehmen, d.h. 
die Verantwortung zu erkennen und die Verantwor­
tung zu übernehmen. Zum zweiten liegt die große 
Bedeutung in den gesellschaftlichen Auswirkungen 
der Umweltqualitätszielkonzepte. Der Sachverstän­
digenrat fordert, daß Umweltqualitätszielkonzepte 
"auf ein umfassendes integratives Modemisierungs- 
konzept des Gesellschaftssystems als Konzept zur 
Strukturellen Ökologisierung nicht verzichten" 
(SRU, 1994: Tz 23*) dürfen! Im Erkennen dieser 
Tragweite und dieser Notwendigkeit der Umwelt­
planung liegt, meine ich, tatsächlich eine Neuerung 
umweltplanerischer Instrumente.

Für inhaltliche Anregungen zu diesem Beitrag 
möchte ich meinen Kolleginnen Monika Bissinger 
und Markus Bräu danken. Besonderer Dank gebührt 
Frau Monika Marzelli für fachliche Diskussionen 
und die Durchsicht des Manuskriptes.
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Möglichkeiten der Umsetzung des Leitbildes einer 
dauerhaft-umweltgerechten Entwicklung in die 
praktische Umweltpolitik

Günter Halbritter

1 Notwendigkeit eines Leitbildes nach 20 Jah­
ren Umweltpolitik

Die deutsche Umweltpolitik kann inzwischen auf 
eine über 20-jährige Entwicklung zurückblicken. 
Bereits die Umweltpolitik der ersten Stunde, wie sie 
im Umweltprogramm der Bundesregierung von 
1980 formuliert wurde, orientiert sich an noch heute 
gültigen Prinzipien, wie insbesondere

dem Verursacherprinzip, 
dem Kooperationsprinzip und 
dem Vorsorgeprinzip.

Das Vorsorgeprinzip ist dabei von grundsätzlicher 
Bedeutung für die Umweltpolitik, da frühzeitig er­
kannt wurde, daß allein ein auf dem Prinzip der 
Gefahrenabwehr begründetes Umweltrecht den 
komplizierten Ursache-Wirkungszusammenhängen 
von Umweltauswirkungen nicht gerecht wird. Viel­
mehr muß umweltpolitisches Handeln auch bei ei­
nem begründeten Verdacht auf mögliche Wirkungen 
gegeben sein, was dem zentralen Anspruch des Vor­
sorgeprinzips entspricht.

Die genannten Prinzipien waren Grundlage für eine 
Reihe bedeutsamer Gesetze, die die Umweltpolitik 
in der Vergangenheit wesentlich prägten. Stellver­
tretend für eine Vielzahl gesetzlicher Regelungen 
seien einige hervorgehoben:

Das Abfallbeseitigungsgesetz von 1972, seit 
1986 Abfall Wirtschaftsgesetz; 
das Bundes-Immissionsschutzgesetz von 1974 
in Verbindung mit der TA-Luft und einer Viel­
zahl von Verordnungen; 
das Wasserhaushaltsgesetz von 1975, novelliert 
1976, und das Abwasserabgabengesetz von 
1976;
das Bundesnaturschutzgesetz von 1976.

Trotz dieser umfangreichen Aktivitäten kann die 
ökologische Problematik nicht als gelöst angesehen 
werden. Viele Probleme, die am Beginn der Um­
weltpolitik noch gar nicht in ihrem vollem Umfange 
bekannt und damit in der Öffentlichkeit bewußt 
waren, wie das globale Klimaproblem, die Proble­
matik der stratosphärischen Ozonzerstörung, der 
Sommersmog oder die Eutrophierung von Gewäs­
sern und Böden wurden im Laufe der Jahre von 
immer größerer Bedeutung. Sowohl das Ausmaß der

ökologischen Problematik und die Komplexität der 
Zusammenhänge wie auch insbesondere die Wech­
selwirkungen umweltpolitischer Maßnahmen mit 
anderen Politikbereichen waren in diesem Umfange 
nicht bekannt.
Es ist zu betonen, daß die ökologische Problematik 
nicht, wie im Augenblick wieder vermehrt behaup­
tet, nur ein Bewußtseinsproblem darstellt, sondern 
die naturwissenschaftlich gesicherten Fakten die 
Problematik immer deutlicher kennzeichnen. Die 
besondere Schwierigkeit bei der Lösung ist darin zu 
sehen, daß verschiedene Politikbereiche betroffen 
sind.

Eine ausschließlich sektoral ausgerichtete Umwelt­
politik ist daher nicht in der Lage, die anstehenden 
Probleme zu lösen. Der bereits in der bisherigen 
Umweltpolitik häufig beobachtete Veriagerungseffekt, 
d.h. daß durch rein technische Maßnahmen die Aus­
wirkungen von einem Umweltmedium auf ein ande­
res verschoben werden, ist ein Beleg hierfür. Der 
Konflikt, ökologische Anforderungen in den ver­
schiedensten Politikbereichen durchzusetzen, ver­
schärft sich in einer wirtschaftlich schwierigen 
Lage, in der andere Prioritäten bedeutsam werden. 
In einer solchen Konfliktlage ist es dringend erfor­
derlich, prinzipielle Klärungen vorzunehmen. Der 
Rat von Sachverständigen für Umweltfragen (Um­
weltrat) hat sich in seinem Umweltgutachten 1994 
dieser Aufgabe gestellt und das Gutachten unter ein 
programmatisches Gesamtkonzept gestellt, das sich 
im "Leitbild einer dauerhaft-umweltgerechten Ent­
wicklung" ausdrückt (SRU, 1994).

An dieser Stelle soll die an der Leitbilddiskussion 
laut gewordene Kritik nicht verschwiegen werden. 
Das zentrale Argument dieser Kritik besteht darin, 
daß die erheblichen Völlzugsdefizite der Umweltpo­
litik hinreichend bekannt seien und daß eine neue 
Theoriediskussion die Notwendigkeit für sofortige 
praktische Handlungen relativiere. Auf der anderen 
Seite ist jedoch darauf hinzuweisen, daß sich die 
geforderten grundlegenden Änderungen der mensch­
lichen Verhaltensweisen nicht nur durch die Einsicht 
in naturwissenschaftliche Erkenntniszusammen­
hänge bewirken lassen werden. Vielmehr wird hier­
zu eine ethische Grundlagenreflexion notwendig 
sein, die die Einordnung dieser Erkenntnisse in sinn­
hafte Gesamtzusammenhänge leistet. Bei der Wahl
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des Leitbildes bestand dabei die Frage, ob nicht ein 
noch deutlicher akzentuiertes Vorsorgeprinzip die 
Leitbildfunktion übernehmen könne. Der Umwelt­
rat hat sich jedoch für das Prinzip des Sustainable 
Development des Brundtlandsberichts und der Agen­
da 21 der UN-Konferenz für Umwelt und Entwick­
lung von 1992 in Rio de Janeiro entschieden. Der 
Vorteil des Leitbegriffs des Sustainable Develop­
ment oder, wie es der Umweltrat benannte, der dau­
erhaft-umweltgerechten Entwicklung, besteht in der 
weltweiten Verbindlichkeit, den dieser Begriff auf 
der genannten UN-Konferenz gewann. Für die Zu­
kunft besteht das Problem, diesen Begriff hinsicht­
lich seiner praktischen Umsetzung zu interpretieren; 
eine Aufgabe die der Umweltrat in seiner zukünfti­
gen Arbeit noch zu leisten hat.

2 Inhaltliche Ausprägung des Leitbildes in der 
Diskussion nach der UN-Konferenz für Um­
welt und Entwicklung

Der zentrale Anspruch des Leitbildes der dauerhaft­
umweltgerechten Entwicklung besteht darin, daß 
die ökonomische, die soziale und die ökologische 
Entwicklung als Einheit zu betrachten sind. Die 
Realisierung dieses Konzeptes bedeutet eine tief­
greifende Korrektur bisheriger Fortschritts- und 
Wachstumsvorstellungen. Diese Entwicklung muß 
die Tragekapazität ökologischer Systeme berück­
sichtigen - wobei es eine wesentliche Aufgabe sein 
wird, den bisher in der Umweltpolitik wenig be­
kannten Begriff der Tragekapazität inhaltlich und 
von seinen Anforderungen her zu definieren. Die 
ständig wachsende Geschwindigkeit, mit der sich 
zivilisatorische Entwicklungen vollziehen, führt zu­
nehmend zu einer Überforderung natürlicher Aus­
gleichsmechanismen. Der gegenwärtige Wohlstand 
in den Industriestaaten ist mit einer hohen ökologi­
schen Hypothek erkauft. Auf Dauer wird auf diese 
Weise kein Fortschritt möglich sein. Künftiger Fort­
schritt hat die Regulative der Natur zu berücksichti­
gen. Die Ausrichtung der wirtschaftlichen und so­
zialen Entwicklung an der Tragekapazität von Öko­
systemen erfordert zwangsläufig einen Wandel des 
die Zivilisationsentwicklung bestimmenden Ver­
ständnisses von wirtschaftlichem Fortschritt und 
ökonomischer Rationalität. Vom Ansatz her ist das 
"Sustainability Konzept" vorwiegend ressourcen­
ökonomisch und ökologisch orientiert, was aus den 
beiden Handlungsprinzipien deutlich wird:

1. Die Nutzung einer Ressource darf nicht größer 
sein als ihre Regenerationsrate oder die Rate der 
Substitution all ihrer Funktionen (Ressourcen­
schonung);

2. Die Freisetzung von Stoffen darf nicht größer 
sein als die Aufnahmekapazität der Umweltme­
dien (Tragekapazität);

Um im "Sustainability Konzept" auch den Men­
schen unmittelbar zu berücksichtigen, hat der Um­
weltrat ein weiteres Handlungsprinzip formuliert:

3. Gefahren und unvertretbare Risiken für die 
menschliche Gesundheit sind zu vermeiden.

Der Umweltrat macht auch deutlich, daß er einem 
ökozentrischen Ethikverständnis mit Vorbehalten 
gegenübersteht und die Umsetzung des Leitbildes in 
Einklang mit einem anthropozentrischen Verständ­
nis vereinbar sieht. Ausgangspunkt der Betrachtun­
gen muß das die Sonderstellung des Menschen si­
chernde anthropozentrische Prinzip der Personalität 
sein. Das Verhältnis Mensch - Natur muß jedoch von 
einer Rückbindung der menschlichen Kulturwelt - 
eingeschlossen der Dynamik der sie bestimmenden 
Wirtschaft - in das tragende Netzwerk einer sich 
ebenfalls dynamisch entwickelnden Natur bestimmt 
sein.

Bei der Mobilisierung des Umweltbewußtseins sind 
prinzipiell zwei Instrumentenebenen, die personale 
und die strukturelle Ebene, zu unterscheiden. Vor­
aussetzung für eine entsprechende Entwicklung 
bleibt die subjektive Bereitschaft der Menschen zur 
Umsetzung der gesetzten Ziele. In diesem Zusam­
menhang spricht der Umweltrat die Technikein­
schätzung der modernen Gesellschaft unmittelbar 
an. Er betont, daß erst durch Technik der Mensch die 
Möglichkeit erhält, die Natur zu einer für ihn erleb­
baren Umwelt zu gestalten. Umwelt ist daher die 
durch Technik immer schon vom Menschen mit 
geformte und ihm daher nicht mehr als prinzipiell 
fremd und feindlich gegenüberstehende Natur. Um­
weltethos läßt sich in diesem Sinne nicht von vorn­
herein als Gegenethos zum technischen Weltver­
ständnis betrachten. Umweltethos darf keinen Son­
derstatus besitzen, sondern muß in der ökonomi­
schen und sozialen Entwicklung zum "Sustainabi­
lity Ethos" entwickelt werden. Die Ausbildung die­
ses Ethos der integrierten Verantwortung ist unver­
zichtbar, um die gesellschaftlichen Polarisierungen 
zu überwinden und Konsensfindungsprozesse in Sa­
chen Technik und Umwelt voranzubringen. Hierbei 
ist der Einsatz der Instrumente der Risikoanalyse 
und der Risikobewertung von besonderer Bedeu­
tung.
Der Umweltrat betont in diesem Zusammenhang, 
daß die Durchsetzung des Leitbildes erweiterte 
staatliche Kompetenzen nach sich ziehen wird. Die­
se werden prinzipiell mit der Einschränkung von 
Freiheitsrechten verbunden sein. Als Ausgleich für 
den staatlichen Aufgabenzuwachs sollte begleitend 
eine Verminderung der Regelungsintensität staatli­
chen Handelns erfolgen. Kompensationen sind auch 
möglich durch den Einsatz ökonomischer Instru­
mente, die Privatisierung des Umweltschutzes und 
durch neue Formen gesellschafter Beteiligung. Be­
züglich der Durchsetzung der langfristigen institu­
tionellen Absicherung des Leitbildes der dauerhaft­
umweltgerechten Entwicklung drückt der Umwelt­
rat seine Skepsis aus, ob die parlamentarisch-plura­
listische Demokratie in der Lage sein wird, die 
Wahrnehmung der geforderten ökologischen Lang­
zeitverantwortung auch für die zukünftigen Genera­
tionen zu übernehmen.
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Abbildung 1
Leitbildorientierte Entwicklung von Umweltindikatoren



Übersicht über den Pressure-State-Response-Indikatorensatz der OECD
Tabelle 1_____________________________________________________________

Umweltbelastung Umweltzustand Reaktionen

1 Klimaänderung C02-Emissionen Konzentration von 
Treibhausgasen in 
der Atmosphäre

Energieintensität

2 Ozonschicht­
zerstörung

Verbrauch FCKW Konzentration von 
ozonzerstörenden 
Substanzen in der 
Atmosphäre

3 Eutrophierung Verbrauch von 
Mineraldüngern

Konzentration von 
Schadstoffen in 
ausgewählten Flüssen

Anzahl von 
Kläranlagen in 
bezug zur 
Bevölkerung

4 Versauerung Emissionen SOx, 
NOx

Konzentration im 
sauren Niederschlag 
(pH-Wert, SO42' 
NO3")

Ausgaben
Luftreinhaltung

5 Verschmutzung Volumen
Sonderabfall

Konzentration von 
Schwermetallen in 
ausgewählten Rüssen

6 Städtische
Umweltqualität

Konzentration von 
SO2-, NOx-Partikeln 
in ausgewählten 
Städten

7,8 Artenvielfalt, 
Vielfalt von 
Landschaften /  
Ökosystemen

Anzahl bedrohter 
oder ausgestorbener 
Spezies in bezug zu 
bekannten Spezies

9 Abfall Menge städt. Abfall, 
radioakiver Abfall, 
Industrieabfall

nicht anwendbar Recyclingrate 
(Papier, Glas)

10 Wasserressourcen Nutzung Ressourcen, 
Nutzungsintensität

11 Forstressourcen Nutzung Ressourcen, 
Nutzungsintensität

12 Fischbestände Fischfang

13 Bodenzerstörung Änderung
Landnutzung

Quelle: Group on the State of Environment, 1993b, übersetzt

Besondere Beachtung schenkt der Umweltrat auch 
der sogenannten Brückenfunktion, der Ökologie. 
Die Ökologie ist bezüglich ihrer praktischen Pro- 
blemlösungskompetenz hohem Erwartungsdruck 
ausgesetzt. Sie verbindet verschiedene Wissen­
schaften unter dem Aspekt der Beiträge für die 
Wechselwirkung der Existenzbedingungen der Le­
bewesen und besitzt damit eine spezifische Bünde­
lungskompetenz. Häufig wird die Ökologie als Mo­
dell einer neuen integrativen Wissenschaft angese­
hen, die eine ganzheitliche statt analytische und 
reduktionistische Betrachtungsweise und Verbin­
dung von Natur - und Sozialwissenschaften verfolgt. 
Dahinter steht die Suche nach einem neuen Wissen­

schaftsmodell, das die Wahrnehmung ökologischer 
Verantwortung fördert und das positivistische Wis­
senschaftsverständnis ablöst. Diese Anforderungen 
stellen jedoch eine Überforderung der Ökologie dar. 
Schon aus methodischen Gründen ist sie daher un­
geeignet, eine normative Leitwissenschaft zu sein, 
weil sie eine primär deskriptive Wissenschaft dar­
stellt.

Bezüglich der Umsetzung der Anforderungen des 
Leitbildes in ökonomische Handlungen, drückt der 
Umweltrat aus, daß die Umweltökonomik bei der 
Bestimmung von Umweltzielen sich bisher als we­
nig hilfreich erwiesen hat, weil einige ihrer Prämis-
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Abbildung 2

lankton 
alat

nnentang 
Zuckertang 
Seegras 
Vorland
Herzmuschelbank
(unbehelligt)

iesmuscheibank

____ ohne
KldllTOfechel 

Nordseegarnele 
Purpurschnecke 

Kleiner Herzigel 
Seenelke

Hummer

Amöbe-Radardiagramm (Wirkungs-Amöbe)
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sen auf ökologische Problemstellungen nicht zutref­
fen.

3 Formale Voraussetzung für die Umsetzung 
der dauerhaft-umweltgerechten Entwick­
lung - Notwendigkeit von Umweltindikato­
rensystemen

Der Umweltrat betont, daß in Deutschland Umwelt­
politik bisher nicht auf der Grundlage einer wissen­
schaftlichen Prioritätenfindung betrieben wurde, 
sondern vielmehr eine Politik der kleinen Schritte, 
des "trial and error" praktiziert wurde. Von Interesse 
ist daher eine Analyse der Vorgehensweise anderer 
Länder, wie der USA und der Niederlande, die for­
male Verfahren, wie die Risikoanalyse, und infor­
melle Verfahren, wie partizipatorische Ansätze, ver­
folgt haben. Insbesondere das niederländische Mo­
dell der Prioritätenfindung als permanenter Prozeß 
der Erstellung und Überarbeitung eines nationalen 
Umweltpolitikplans (NEPP), unter Berücksichti­
gung der zwischenzeitlich erarbeiteten umweltpoli­
tischen Berichterstattung (NEO), können als Ansatz 
für eine rationale und effiziente Politikgestaltung 
angesehen werden.

Die eingangs angesprochene Grundlagenreflexion 
zur dauerhaft-umweltgerechten Entwicklung kann 
nur dann zu einer erfolgreichen Umsetzung führen, 
wenn ein akzeptiertes Maßsystem zum Zustand der 
natürlichen Umwelt vorliegt, mit dem die Wirksam­
keit entsprechender Maßnahmen möglichst quanti­
tativ gemessen werden kann, ähnlich wie dies für 
den Bereich der Wirtschaft mit der volkswirtschaft­
lichen Gesamtrechnung (Bruttosozialprodukt BSP) 
der Fall ist. Solange ein solches allgemein akzeptier­
tes System von Umweltindikatoren nicht zur Verfü­
gung steht, wird der Erfolg von Einzelmaßnahmen 
in der Umweltpolitik, wie die augenblickliche Pra­
xis zeigt, gänzlich unterschiedlich bewertet werden. 
Grundlage eines Systems von Umweltindikatoren 
muß ein umfassendes Umweltberichtsystem sein, 
wie es in Form der Umweltberichte der Bundeslän­
der und der "Daten zur Umwelt" des Umweltbunde­
samtes teilweise bereits vorliegt. Die zumeist unsy­
stematische Datenfülle dieser Umweltberichterstat­
tung muß dann zu repräsentativen Indikatorgrößen 
zusammengefaßt werden. Hauptanforderung an das 
Umweltindikatorensystem ist somit eine möglichst 
repräsentative Darstellung der Situation der natürli­
chen Umwelt. Weiterhin sollte das Indikatorensystem 
den folgenden Anforderungen genügen:
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Schlüsselindikatoren im nationalen Umweltbericht "National Environmental Outlook" der Niederlande
Tabelle 2

Ist-Werte NEPP*-Ziel Prognose

Einheit 1985 1989 2000 2000 2010

Emissionen

CO2 kg x 109 162 182 175 181 203

NH3 kg x 106 253 234 82 114 104

NOx kg x 106 552 572 238-243 323 284

SO2 kg x 106 271 222 75-90 93 92

VOC kg x 106 507 477 196 219 210

Schwermetalle Index 100 80 40 41 43

Säuredeposition mol H+ / ha 6200 4800 <2400 2900 2700

Gewässerbelastung Index 100 72 25 48 41

Akkum ulation von Stoffen in Ackerland

Phosphat kg x 106 84 0 18 15

Stickstoff kg x 106 527 140 333 294

Schwermetalle Index 100 56 53

lokale Luftver­
schmutzung

Index 100 0 <35 <15

Abfall kg x 109 21 22 12 18 20

Verbrauch FCKW Index 100 0 0 0

Energieverbrauch PJ 2504 2758 2680 2777 3095

Materialverbrauch Index 100 110 140 158

*) NEPP = National Environmental Policy Plan Quelle: MAAS, 1992, Übersetzt

- Verdichtung einer Vielzahl von Einzeldaten und 
Umsetzung in politisch bedeutsame Informati­
onen;

- Möglichkeit der Bewertung des Erfolgs von Pro­
grammen und gesetzlichen Regelungen des Um­
weltschutzes;

- Forderung nach Früherkennung von potentiellen 
Umweltschäden.

Umweltindikatoren als Instrument zur Beurteilung 
der Umweltentwicklung benötigen den Bezug auf 
ein Referenzsystem. Dieses Referenzsystem kann 
vom Leitbild der dauerhaft-umweltgerechten Ent­
wicklung abgeleitet werden (Abbildung 1).
Die folgenden verschiedenen Ansätze für Umwelt­
indikatoren im nationalen und internationalen Be­
reich liegen vor:

(1) Arbeiten im Rahmen der umweltökonomischen 
Gesamtrechnung, die sich als Forschungs­
projekt zur Ergänzung der volkswirtschaftli­
chen Gesamtrechnung verstehen;

(2) Arbeiten des Umweltbundesamtes zur Integra­
tion einer Vielzahl von Daten aus dem Be­
richtsband "Daten zur Umwelt" im Hinblick auf 
zusammenfassende Interpretation; auch diese 
Arbeiten befinden sich erst in Projektphase;

(3) Pressure-State-Response-Modell der OECD 
(Organisation for Economic Co-operation and 
Development);

(4) AMÖBE, Aquatic Outlook und Ecocapacity-An­
sätze aus den Niederlanden;

Das Pressure-State-Response-Modell der OECD ist 
vom theoretischen Anspruch her ein interessanter 
Ansatz, der die Umweltbelastung (Emission) und 
den sich daraus ergebenden Umweltzustand mit ent­
sprechenden Handlungsmaßnahmen in Bezug brin­
gen will. Die im Rahmen der Arbeiten zum Umwelt­
gutachten 1994 durchgeführte genauere Analyse 
zeigt jedoch, daß insbesondere bei der Auswahl der 
Indikatoren der politische Kompromiß bestimmend 
war, auf weitgehend verfügbare Größen zurückzu-
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Schlüsselindikatoren des niederländischen Rates für Umweltforschung
Tabelle 3

Bereich des Standard Trend bis 2040 Notwendige Betrachteter
Indikators Ecocapacity Reduktion Raum

Verbrauch von fossilen Brennstoffen

Öl Bestand
Bestand

85% global

Erdgas für
erschöpft

70% global

Kohle 50 Jahre 20% global

Verbrauch von Metallen

Aluminium Bestand Bestand > 50 a keine global

Kupfer für erschöpft 80% global

Uran 50 Jahre abh. v. Nutzung nicht global
Kernenergie quantifizierbar

Verbrauch erneuerbarer Ressourcen

Biomasse 20% der natürl. 50% der natürl. 60% global
Produktion Produktion

Biodiversität Aussterben 365 bis 6500 99% global
5 Arten /a Arten / a

Verschmutzung

CCh-Emission 2,6 Gigatonnen 13 Gigatonnen 80% global
Kohlenst. / a Kohlenst. / a

Säureeintrag 400 Säureäquiv. 2400 bis 3600 85% kontinental
pro ha und a Säureäquiv. 

pro ha und a

Nährstoffdeposition

Phosphat 30 kg / ha • a keine Daten nicht national

Stickstoff 267 kg / ha • a keine Daten quantifizierbar national

Deposition von Metallen

Cadmium 2 1/ a 5 0 t / a 95% national

Kupfer 70 t / a 830 t / a 90% national

Blei 5 8 t / a 700 t / a 90% national

215 t / a 5190 t / a 95% national
Zink

Beeinträchtigung von Ökosystemen

greifen (vgl. Tabelle 1). Weiterhin ist die bereits 
geforderte systematische Ableitung dieser Indikato­
ren vom Prinzip der dauerhaft-umweltgerechten 
Entwicklung und damit auch von entsprechenden 
Umweltqualitätszielen nicht erfolgt. Damit fehlt 
diesem Indikatorenmodell die geforderte Referenz­
ebene, die eine wesentliche Voraussetzung für jede 
Bemessung eines umweltpolitischen Zielerrei­
chungsgrades darstellt.
Den genannten Anforderungen entsprechen die in

den Niederlanden entwickelten Ansätze erheblich 
besser. So gibt der Amöbe-Ansatz (allgemeine Me­
thode zur Ökosystembeschreibung und -bewertung) 
einen Referenzzustand vor und gestattet auf einfa­
che Weise, Abweichungen des Ist- vom Soll-Zustand 
zu bestimmen (Abbildung 2). Der für aquatische 
Ökosysteme entwickelte Amöbe-Ansatz kann auch 
zur Beurteilung terrestrischer Ökosysteme einge­
setzt werden. Hierzu ist eine ökologische Raumglie­
derung mit Ökodistrikten, die verschiedene Formen
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der Landnutzung und Umweltqualitätsziele aus- 
drücken, vorzugeben. Die Umweltqualitätsziele las­
sen sich klassifizieren in:
- Allgemeine nationale Qualitätsstandards (GIQ) 

und
- spezifische Umweltqualitätsstandards (SIQ).

Ein weiterer interessanter Ansatz aus den Niederlan­
den ist auch der National Environmental Outlook 
(Tabelle 2). Der Schwerpunkt dieses Ansatzes liegt 
in der stoffbezogenen Betrachtung, einmal von 
stofflichen Emissionen und von Stoffakkumulatio­
nen, insbesondere im Ackerland. Referenz sind für 
diesen Ansatz die Zielvorgaben des bereits genann­
ten NEPR Noch umfassender ist der Ecocapacity- 
Ansatz des Niederländischen Rates für Umweltfor­
schung. Hier wird der Ressourcenverbrauch der 
Volkswirtschaft entsprechend einer Trendprognose 
bis zum Jahre 2040 dem Referenzsystem des Stand- 
ard-Ecopacity gegenübergestellt (Tabelle 3).

4 Überlegungen des Umweltrates zu Umwelt­
indikatoren

Der Umweltrat sieht in den niederländischen Kon­
zepten eine gute Grundlage für den Aufbau eines 
Umweltindikatorensystems, das den Anforderun­

gen einer dauerhaft-umweltgerechten Entwicklung 
entspricht. Indikatoren müssen in den drei Berei­
chen erstellt werden:
(1) Indikatoren zur Ressourceneffizienz,
(2) Indikatoren zur Tragekapazität von Ökosyste­

men:

- Indikatoren im Bereich der stofflichen Be­
einflussung,

- Indikatoren im Bereich struktureller Verän­
derungen der Landschaft,

(3) Indikatoren zum Gesundheitsschutz (Vorsor­
ge).

Indikatoren bezüglich der Ressourceneffizienz, wie 
sie in den Niederlanden bereits aufgestellt wurden, 
sind nur aus globalen Strategien unter besonderer 
Berücksichtigung der Situation der Industrieländer 
ableitbar. Beispiel für einen solchen Referenzwert 
ist das CCh-Minderungsziel der Bundesrepublik 
Deutschland mit 25 % für das Jahr 2005 im Ver­
gleich zu den Emissionen des Jahres 1987. Auch für 
andere Stoffe liegen solche Minderungsziele vor.

Wissenschaftlich erheblich schwieriger ist die Iden­
tifizierung der Tragekapazität von Ökosystemen. 
Hierzu sind sinnvoll aggregierte naturwissenschaft­
liche Größen zu entwickeln, die diese Tragekapazi-

[M t] J ä h r lic h e  Em issionsm engen (S tickstoffoxide als N 0 2 g erechnet)

1970 1975 1980 1985 1986 1987 1988 1989 1990 J a h r

[GM ol] P ro to n en ein trag sp o ten tia l berechnet aus den Em issionsm engen

H i Schwefeldioxid □  Stickstoffoxide H l Am m oniak

Abbildung 3
Jährliche Emissionsmengen der Säurebildner Schwefeldioxid, Stickstoffoxide und Ammoniak (oberer Graph) und
das damit bestimmte Gesamtsäureeintragspotential (unterer Graph) im früheren Bundesgebiet
Daten: SO2- und N02-Jahresmittelwerte: UBA, 1992 und BMV, 1992; NH3-Jahresmittelwerte: UBA, 1993, schriftl.
Mitteilung
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tät hinreichend beschreiben. Mit dem Konzept der 
Critical Levels und Critical Loads (kritische Kon­
zentrationen und kritische Eintragsraten) wurde be­
reits eine Methodik entwickelt, die hier sehr hilf­
reich sein kann (UN-ECE 1992). Hierunter sind 
naturwissenschaftlich begründete Belastungsgren­
zen von Rezeptoren, wie von Ökosystemen, Teil­
ökosystemen und Organismen bis hin zu Materiali­
en zu verstehen. Eine Arbeitsgruppe der UN-ECE 
hat die Grundsätze dieses Konzepts bereits ent­
wickelt und interessante Ergebnisse für den Teilbe­
reich Belastung durch Gesamtsäureeintrag vorge­
stellt. Erste Ergebnisse liegen auch für die Stick­
stoffeutrophierung vor. Der Umweltrat schlägt vor, 
dieses Konzept auch für "Kritische strukturelle Ver­
änderungen" zu erweitern.

Die Leistungsfähigkeit des Konzepts der kritischen 
Eintragsraten läßt sich am Beispiel der vorliegen­
den Ergebnisse zum Gesamtsäureeintrag sehr gut 
darstellen. Ein wesentlicher Erfolg der westdeut­
schen Umweltpolitik besteht in der Reduktion der 
S02-Emissionen in den westlichen Bundesländern 
von 4 Mio t/a auf weniger als 1 Mio t/a im Zeitraum 
von 1970 bis 1990. Angesichts des erheblichen fi­
nanziellen Aufwandes für diese Minderungsmaß­
nahmen stellt sich die Frage nach der ökologischen 
Angemessenheit dieser Maßnahme. Die Critical 
Loads gestatten hierzu eine Antwort. Dabei ist je­
doch keine Einzelstoffbetrachtung nur für SO2 
durchzuführen, sondern es sind alle Säurebildner zu 
berücksichtigen. Hierzu zählen insbesondere die 
Stickstoffoxide (NO, NO2) und Ammoniak (N H 3). 
Bereits die Gesamtemissionsentwicklung dieser 
Säurebildner zeigt nicht die Minderung, wie sie für 
SO2 erreicht wurde (Abbildung 3).
Die kritischen Eintragsraten für Säurebildner in 
Wald-Ökosystemen zeigen eine ausgeprägte regi­
onsspezifische Verteilung. Gebiete mit geringen 
Werten für die kritischen Eintragsraten befinden 
sich im nördlichen und östlichen Teil Deutschlands, 
wohingegen im Süden eher höhere Werte vorliegen 
(Abbildung 4). Die sich aus diesen Emissionen er­
gebenden tatsächlichen Eintragsraten werden den 
kritischen Eintragsraten, wie sie sich aus einer Reihe 
von Bodenparametem ergeben, insbesondere dem 
aus dem Calziumgehalt des Bodens ableitbaren Puf­
fervermögen, gegenübergestellt.
Die Überschreitungen der kritischen Eintragsraten 
für den Gesamtsäureeintrag lassen in weiten Berei­
chen Deutschlands eine hohe Gefährdung der Wald- 
Ökosysteme durch Säurebildner erkennen (Abbil­
dung 5). Für über 85 % der deutschen Waldfläche ist 
die kritische Eintragsrate überschritten. Hohe Über­
schreitungswerte finden sich in allen Teilen Deut­
schlands. Besonders ausgeprägt sind die Über­
schreitungen im norddeutschen Raum und in den 
Mittelgebirgen.
Erhebliche Forschungsarbeit ist noch zur Entwick­
lung eines Konzepts zur Indikation von strukturel­
len, die Arten- und Lebensraumvielfalt berücksich­
tigenden Veränderungen der Landschaft zu leisten.

Kritische Eintragsraten für Säureeintrag und Eutro­
phierung besitzen hierbei eine wichtige Brücken­
funktion zur eigentlichen Indikation struktureller 
Veränderungen, da diese Einwirkungen zu einer 
Verarmung von Hora und Fauna und schließlich zu 
einer allgemeinen Abnahme der Lebensraum- und 
Artenvielfalt führen werden.
Eindeutiger lassen sich strukturelle Veränderungen 
jedoch durch die Erfassung der Bodenbedeckung 
und -nutzung nach dem Grad des menschlichen Ein­
flusses beschreiben. Eine zentrale Frage bei der Ent­
wicklung von Umweltindikatoren ist auch hier die 
Referenzebene; dies können keine Naturlandschaf­
ten sein, die es seit Jahrhunderten in Mitteleuropa 
nicht mehr gibt. In den Niederlanden wird ein prag­
matischer Ansatz gewählt, der als Referenz die 
Landschaftsnutzung in den 20er und 30er Jahren des 
Jahrhunderts heranzieht, vor der Intensivierung der 
Landnutzung und speziell der Landwirtschaft durch 
massiven Einsatz von Düngemitteln und intensiver 
Bodenbearbeitung. Es ist daher notwendig, an histo­
rischen Vorbildern ein Landnutzungskonzept zu er­
arbeiten, in dem auch ökologische Ausgleichsflä­
chen hinreichend berücksichtigt werden, um auf die­
se Weise ein Referenzsystem zur Verfügung zu ha­
ben. Bei der Klassifikation der Einzelgebiete kön­
nen die beiden vorliegenden Natürlichkeitskonzepte 
sehr hilfreich sein:

Konzept der Natumähe;
Übereinstimmung der realen Landschaft mit ei­
ner gedachten Naturlandschaft (historischer An­
satz);
Konzept der Hemerobie Charakterisierung 
nach Intensität der Kultureinwirkung.

Insbesondere das Konzept der Hemerobie mit seinen 
Klassifikationen in natürliche Ökosysteme, natuma- 
he Ökosysteme, halbnatürliche Ökosysteme, Agrar- 
und Forstökosysteme und "Techno-Ökosysteme" 
stellt eine gute methodische Grundlage dar.

Das Konzept der kritischen Konzentrationen läßt 
sich auch für Indikatoren für die Gesundheit des 
Menschen anwenden. Indikatorfunktion kann auch 
hier wieder die Überschreitung bzw. Überschrei­
tungshäufigkeit dieser kritischen Konzentrationen 
haben. Der Umweltrat hat sich in seinem Gutachten 
insbesondere mit reaktiven Stickstoffverbindungen 
beschäftigt und schlägt dabei vor, den folgenden 
Stickstoffverbindungen besondere Beachtung zu 
schenken:

Überschreitung bzw. Überschreitungshäufigkeit 
kritischer gesundheitsbezogener Kurzzeitwerte 
für NO und NO2;
Überschreitung bzw. Überschreitungshäufigkeit 
kritischer 0 3 -Werte;
Überschreitung bzw. Überschreitungshäufigkeit 
der Nitratgehalte pflanzlicher Lebensmittel und 
des Trinkwassers. Nitrat kann zur Bildung kan­
zerogener Nitrosaminverbindungen beim Stoff­
wechsel des Menschen führen.
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Abbildung 4
Kritische Eintragsraten (Critical Loads) für den Gesamtsäureeintrag in Waldböden (Quelle: NAGEL et. al., 1994)
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Abbildung 5
Überschreiten der kritischen Eintragsraten (Critical Loads) für den Gesamtsäureeintrag in Waldböden
(Quelle: NAGEL et. al., 1994)
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Tabelle 4
Ausgewählte Indikatoren im Bereich der stofflichen Beeinflussung am Beispiel des Stickstoffhaushalts

Indikatoren im Emissionsbe- 
reich

NOx, NH3, SO2 als Einzelkomponenten

Gesamtsäureeintragspotential

Gesamtstickstoffeintragspotential

Indikatoren im Verteilungs­
bereich

Ozon: Überschreitungshäufigkeiten von Kurzzeitbelastungswer­
ten (1/2 h-Mittelwerte) und Überschreitungen von Tageswerten

Stickstoff- und Säuredeposition

Indikatoren im Zielbereich:

Boden
Anteil der gefährdeten Fläche durch Säure und Stickstoffeinträge

flächenhafte Darstellungen von Überschreitungen der kritischen 
Eintragsraten

Wasser
Anteil der gefährdeten Grund- und Oberflächengewässer und 
mariner Ökosysteme durch 

Stickstoffeutrophierung 
Versauerung

Pflanzen, Tiere, 
Lebensräume

Anteil der Eutrophierungsgefährdungsfläche 

Anteil der Ozongefährdungsfläche

Mensch

- Auslastung von kritischen Immissionskonzentrationen für Stick­
stoffmonoxid und -dioxid sowie Ozon

Auslastung der duldbaren täglichen Aufhahmemengen von Ni­
trat

Quelle: SRU, 1994 

Tabelle 5
Beispiele für Indikatoren im Bereich struktureller Veränderungen der Landschaft

Strukturelle Veränderungen 
im Bereich Bodennutzung 
und -bedeckung

Indikatoren

Flächeneffekte
z.B. Lebensraumverluste und 
-Verkleinerung, Beeinträchti­
gung von Böden

Anteil und Verteilung natumaher Flächen 

Anteil und Verteilung versiegelter Flächen 

Anteil erosionsgefährdeter Flächen

Barriereeffekte
z.B. Lebensraumisolierung, 
Beeinträchtigung der Erho­
lungsfunktion

Anteil und Verteilung unzerschnittener Räume bestimmter 
Größenordnungen

Quelle: SRU, 1994
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Der Umweltrat hat im Umweltgutachten 1994 be­
reits ein System ausgewählter Indikatoren im stoff­
lichen und strukturellen Bereich vorgelegt (Tabellen 
4 und 5).
Aus den Überlegungen des Umweltrates zu einem 
System von dauerhaft-umweltgerechten Umweltin­
dikatoren lassen sich die Hauptschlußfolgerungen 
ableiten:

• Umweltindikatoren müssen ein möglichst reprä­
sentatives Bild vom Zustand der Umwelt geben. 
Hierzu müssen aus der Fülle der vorhandenen 
Daten aus Umweltbeobachtung und Umweltbe­
richterstattung geeignete Größen erstellt oder 
aus Einzeldaten aggregiert werden.

• Kritische Stoffanreicherungen in der Umwelt 
treten nicht nur für persistente Stoffe wie Schwer­
metalle und Chlorkohlenwasserstoffe auf, bei 
denen üblicherweise Akkumulationen in Schutz- 
gütem feststellbar sind, sondern auch für in na­
türlichen Kreisläufen geführte Stoffe wie Stick­
stoff und Kohlenstoff, und führen zu Gefährdun­
gen.

• Die Vielzahl von stofflichen und nichtstofflichen 
Wechselwirkungen innerhalb und zwischen den 
verschiedenen Umweltkompartimenten macht 
deutlich, daß es keinen "Umweltindikator" als 
eindimensionale Größe geben kann; auch läßt 
die Vielzahl unterschiedlicher Schutzgüter eine 
totale Aggregation nicht zu.

• Teilaggregationen für Einzelphänomene, die ähn­
liche Auswirkungen beschreiben, jedoch durch 
mehrere Verursachungsfaktoren hervorgerufen 
werden, wie z.B. der durch unterschiedliche 
Schadstoffe verursachte Gesamtsäureeintrag 
und die Stickstoffeutrophierung, sind möglich 
und sollten umgehend in die Praxis umgesetzt 
werden.

• Der Stoffaustausch in Ökosystemen ist häufig 
von sehr langen Zeiträumen bestimmt. Die stän­
dige Beschleunigung industrieller Produktions­
zyklen und die Erhöhung der Eingriffsintensität, 
die auch für die moderne Landwirtschaft immer 
bedeutsamer werden, stehen hierzu in deutli­
chem Widerspruch. Indikatoren müssen die Fol­
gen dieser zeitlich unterschiedlichen Entwick­
lungen auf die Umwelt beschreiben.

• Angesichts der Unzulänglichkeiten der volks­
wirtschaftlichen Gesamtrechnung als Wohl­
standsindikator sollte ein Satz von Indikatoren 
über die Kosten der Umweltbelastung und den 
Nutzen des Umweltschutzes in die volkswirt­
schaftliche Gesamtrechnung integriert werden. 
Grundlage dieses Systems sollten physische In­
dikatoren sein. Monetäre Indikatoren können 
physische nicht ersetzen, aber ergänzen.

Die Ausführungen sollten die Notwendigkeit der 
Leitbildorientierung für die zukünftige Umweltpo­
litik deutlich machen, da nur auf diese Weise die 
notwendigen weitgehenden Änderungen zu errei­
chen sind. Für die praktische Umsetzung ist dabei 
ein Bewertungskonzept in Form von Umweltindika­

toren unverzichtbar, um die tatsächliche Zielerrei­
chung auf dem Wege zu einer dauerhaft-umweltge­
rechten Entwicklung zu bestimmen.

5 Zusammenfassung

Im Umweltgutachten 1994 folgt der Rat von Sach­
verständigen für Umweltfragen (Umweltrat) einem 
programmatischen Gesamtkonzept, entsprechend 
dem Titel "Dauerhaft-umweltgerechte Entwicklung 
- Leitbegriff für die Umweltpolitik der Zukunft". Die 
in diesem Gutachten geführte umweltpolitische 
Grundlagenreflexion entspricht einem Leitbild, das 
für die zukünftige Umweltpolitik verbindlich wer­
den soll.
Ausgangspunkt der umweltpolitischen Grundlagen­
reflexion ist die politische Zielbestimmung Sustain­
able Development (dauerhaft-umweltgerechte Ent­
wicklung), wie sie im Brundtlandbericht und der 
Agenda 21 der UN-Konferenz "Umwelt und Ent­
wicklung" von 1992 in Rio de Janeiro entwickelt 
wurde. Obwohl bereits Leitvorstellungen der Um­
weltpolitik vorliegen, wie z.B. das Vorsorgeprinzip, 
sieht der Umweltrat den besonderen Vorteil des Leit­
begriffs der dauerhaft-umweltgerechten Entwick­
lung in der seit der UN-Konferenz internationalen 
Verbindlichkeit dieses Leitbegriffs. Schwerpunkt 
künftiger Bemühungen muß es nun sein, diesen 
Leitbegriff inhaltlich zu präzisieren und auf den 
verschiedenen Handlungsebenen umzusetzen. Die 
sich ergebende zentrale Forderung besteht darin, die 
ökonomische, die soziale und die ökologische Ent­
wicklung in Zukunft als Einheit zu betrachten. Die 
ständig wachsende Geschwindigkeit, mit der sich 
zivilisatorische Entwicklungen vollziehen, führt zu­
nehmend zu einer Überforderung naturaler Aus­
gleichsmechanismen. Diese Entwicklung muß sich 
daher an der Tragekapazität ökologischer Systeme 
orientieren. Die Realisierung des Konzepts bedeutet 
eine tiefgreifende Korrektur der bisherigen Fort­
schritts- und Wachstumsvorstellungen.
Der Umweltrat beschäftigt sich in diesem Zusam­
menhang auch mit der Rolle der Ökologie, die häu­
fig als normative Leitwissenschaft angesehen wird, 
eine Funktion, die sie als primär deskriptive Wissen­
schaft jedoch nicht zu leisten vermag. Vielmehr 
besteht bereits in der Forderung nach Berücksichti­
gung der Tragekapazität eine normative Wertent­
scheidung, in welchem Umfang ökologische Anfor­
derungen in Zukunft zu berücksichtigen sind. Diese 
Anforderungen naturwissenschaftlich präzise zu be­
schreiben, wird eine wesentliche Aufgabe der kom­
menden Jahre sein. Hierzu hat der Umweltrat Über­
legungen zu einem Umweltindikatorensystem ange­
stellt, das den Forderungen des Leitbildes entspricht. 
Neben der bereits genannten Tragefähigkeit ökolo­
gischer Systeme muß dieses Indikatorensystem 
auch die Bereiche Ressourceneffizienz und Gesund­
heitsschutz umfassen. Zur Beschreibung der Trage­
kapazität der Ökosysteme empfiehlt der Rat das 
Konzept der kritischen Konzentrationen (Critical 
Levels) und kritischen Eintragsraten (Critical
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Loads) weiter zu entwickeln. Dabei müssen auch 
strukturelle Veränderungen der Ökosysteme, die 
sich in der Bodenbedeckung und -nutzung nach dem 
Grad des menschlichen Einflusses ausdrücken, be­
rücksichtigt werden. Der Umweltrat hat bereits ei­
nen ersten Satz von Indikatorgrößen vorgeschlagen, 
der aus Überlegungen des Stoffflusses am Stickstoff­
kreislaufgewonnen wurde.
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Anforderungen an die Aufstellung von 
Umweltqualitätszielen auf kommunaler Ebene

Hans-Joachim Schemel

1 Einleitung

Die Aufstellung von Umweltzielen ist nichts Neues. 
Seit es Umweltpolitik gibt, ist es notwendig, ent­
sprechende Ziele mit verschiedenem Raumbezug 
(von der Bundes- und Länderebene bis hin zur Ebe­
ne der Kommunen und einzelner Teilräume), mit 
unterschiedlichem Konkretheitsgrad (von allgemei­
nen Leitbildern und Grundsätzen bis hin zu exakt 
definierbaren Standards) und mit abgestufter Ver­
bindlichkeit (von abstrakten Absichtserklärungen 
über genauer bezeichnete behördenverbindliche 
Ziele bis hin zu allgemein verbindlichen Grenzwer­
ten und Festlegungen) zu benennen.

Regional-, Bauleit- und Landschaftsplanung sind 
Beispiele dafür, daß die Formulierung von umwelt­
bezogenen Zielen bereits eine relativ lange Tradition 
aufzuweisen hat.

Die neue Diskussion über Umweltqualitätsziele 
(UQZ) hat ihren Ursprung in der Kritik an einseitig 
emissionsbezogener Betrachtungsweise. In ihren 
"Leitlinien zur Umweltvorsorge" hat die Bundesre­
gierung betont, daß die Politik der Emissionsminde­
rung (Gefahrenabwehr, Risikovorsorge) zum Schutz 
von Mensch und Umwelt nicht ausreiche, sondern 
"durch konkrete Umweltqualitätsziele ergänzt wer­
den" müsse (BUNDESMINISTER FÜR UMWELT, 
NATURSCHUTZ UND REAKTORSICHERHEIT 
BMU, 1986).

Im Zusammenhang mit dem steigenden Umweltbe­
wußtsein in der Bevölkerung zielt die Betonung der 
immissionsorientierten Umweltvorsorge darauf ab, 
die Umweltqualität im konkreten Raum als Maßstab 
für Erfolg und Mißerfolg von Umweltpolitik heran­
zuziehen.

Besonders am Instrument der Umweltverträglich­
keitsprüfung zeigt sich, daß die Bewertung der Um­
weltauswirkungen von Vorhaben im Blick auf die 
absehbare Veränderung konkreter Umweltsituatio­
nen auf eindeutige Bewertungsmaßstäbe angewie­
sen ist, um nachvollziehbar zu sein. Dies gilt auch 
für die anderen Instrumente der ökologischen Pla­
nung.

Mit der Formulierung von UQZ soll - so ist die 
Vorstellung - eine klare Basis für Bewertungen ge­
schaffen werden. Darüber hinaus sind UQZ als 
Glied einer Zielhierarchie (Leitbilder, Leilinien,

UQZ, Umweltqualitätsstandards) wichtig zur Ori­
entierung, "wohin die Reise gehen soll", sei es in 
Form von Vorgaben des Staates oder in Form frei­
williger Selbstbindung.

In diesem Beitrag geht es um die Aufstellung von 
konkreten Umwelt(qualitäts)zielen auf kommunaler 
Ebene: Wie entstehen Umweltziele und wer kann sie 
benennen? Wie lassen sich Umweltqualitätsziele auf 
der kommunalen Ebene aufstellen und welche Vor­
aussetzungen sind dafür notwendig? Die folgenden 
Ausführungen stützen sich auf theoretische Überle­
gungen sowie auf praktische Erfahrungen, die in 
einem mehrköpfigen Team im Rahmen eines vom 
Umweltbundesamt in Auftrag gegebenen Forschungs­
vorhabens entwickelt bzw. gesammelt wurden^. 
Den methodischen Schritten und den Einzelergeb­
nissen dieser Forschungsstudie soll hier nicht vorge­
griffen werden2-1, sondern es werden im folgenden 
einige grundsätzliche Erkenntnisse aus der zweijäh­
rigen Arbeit vorgestellt.

2 Zielkonzepte "von oben nach unten"

Umweltqualitätsziele (UQZ) geben bestimmte sach­
lich, räumlich und ggf. zeitlich definierte Qualitäten 
von Ressourcen, Potentialen oder Funktionen an, die 
in konkreten Situationen erhalten oder entwickelt 
werden sollen (FÜRST/KIEMSTEDT et.al., 1989). 
Anders als die übergeordneten, sehr allgemein ge­
haltenen Zielvorstellungen der Umweltpolitik (in 
Form von Leitbildern, Leitlinien, Grundsätzen) sind 
UQZ durch ihre Konkretheit gekennzeichnet. Sie 
sind zwar nicht in exakt meßbarer Weise definiert 
(wie die Umweltqualitätsstandards, die immer mit 
Meßvorschriften quantifiziert sind), jedoch bezeich­
nen sie hinreichend genau einen Zustand der Um­
welt (ein Qualitätsniveau), dessen (Nicht-)Erreichen 
überprüfbar ist. So etwa kann als Reaktion auf über­
höhte Nitratanreicherung die Absenkung des Nitrat­
gehalts im Grundwasser mittels Extensivierung der 
landwirtschaftlichen Nutzung (z.B. Grünland statt 
Acker) in dem betreffenden Gebiet als UQZ gesetzt 
werden. (Eine zusätzliche Konkretisierung in Form 
eines Umweltqualitätsstandards würde darin beste­
hen, daß der angestrebte Nitratgehalt des Grundwas­
sers exakt bezeichnet wird.)

Es existiert bereits eine größere Anzahl von Um­
weltqualitätszielkonzepten vor allem in größeren
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Städten. Bis auf eine Ausnahme (Wiesbaden) wur­
den die Zielkonzepte bisher nicht von den Kom­
munalpolitikern beschlossen (ARBEITSGEMEIN­
SCHAFT UMWELTQUALITÄTSZIELE, 1993). Die 
Ziele sind meist in einer relativ allgemeinen Weise 
(mit großem Interpretationsspielraum) formuliert 
oder - falls konkret - auf einen relativ weit gesteckten 
Zeithorizont bezogen. Auch in Landschaftsplänen 
werden regelmäßig Umweltziele formuliert, wobei 
jedoch deutlich die im gutachterlichen Landschafts­
plan entwickelten Ziele zu unterscheiden sind von 
denjenigen (stark "abgespeckten") Zielen, die schließ­
lich in den Flächennutzungsplan einfließen und hier 
einen gewissen Grad an Verbindlichkeit (nämlich 
gegenüber den Fachbehörden) erlangen.

Umweltqualitätsziele werden in aller Regel im Rah­
men eines hierarchisch aufgebauten Zielsystems ab­
geleitet: Aus allgemeinen politischen Leitbildern 
(die z.B. in Gesetzen formuliert sind) werden von 
Experten stufenweise die Ziele konkretisiert. "Um­
weltqualitätsziele operationalisieren die Leitlinien 
auf der Grundlage eines Leitbildes im Hinblick auf 
die konkrete Situation ein Stück weit. Ohne die 
Benennung von Leitbildern und Leitlinien stehen 
Qualitätsziele im leeren Raum" (SCHOLLES, 1990). 
Auf sehr allgemeinem Niveau formulierte Zielaus­
sagen werden durch Fachleute interpretiert und - auf 
konkrete Situationen bezogen operationalisiert. 
Dieses Vorgehen kann als der Vesuch charakterisiert 
werden, für die Kommunen "von oben nach unten" 
Ziele vorzugeben, quasi in Vollzug der jeweiligen 
Umweltgesetzgebung. Dieses entspricht der Aufga­
be einer Umweltbehörde mit hoheitlichen Befugnis­
sen.

Daß solche Aufgaben unverzichtbar sind (z.B. bei 
der Überwachung von gesetzlichen Grenzwerten, 
bei der Ausweisung von Schutzgebieten etc.) und 
daß Experten die sachlichen Grundlagen dafür zu 
erarbeiten haben, ist unbestritten.

Zu fragen bleibt jedoch, was solche Umweltzielkon­
zepte für die praktische Kommunalpolitik bedeuten. 
Kommt in solchen Zielen das tatsächliche umwelt­
politische Wollen zum Ausdruck oder sind es nur 
allgemeine Wunschvorstellungen? Wie ist zu erklä­
ren, daß so viele gutgemeinte Ziele "in der Schubla­
de verschwinden"? Woher kommt eine in vielen 
Gemeinden vorfindbare Planungsmüdigkeit, die 
sich in der Klage ausdrückt: "Es werden so viele 
Pläne erstellt, aber nichts passiert, nichts bessert 
sich!"?

3 Zur Rolle der Experten
bei der Formulierung von Umweltzielen

Das angedeutete Dilemma hat etwas damit zu tun, 
wer mit welcher Legitimtation Ziele aufstellt: es 
sind Fachleute, die sogenannte "fachliche Ziele" 
formulieren, indem sie diese "aus der Sache heraus" 
ableiten.

Ein Blick in die Umweltfachzeitschriften zeigt uns, 
daß es zahlreiche Beiträge darüber gibt, welche 
fachlichen Ziele anzustreben seien. Es fehlt zwar 
selten der Hinweis, daß sie auch politische Entschei­
dungselemente enthalten, aber man stützt sich bei 
der Formulierung von Umweltzielen in erster Linie 
auf wissenschaftliche Erkenntnisse.

Hier nun ist zu fragen: Was ist die Rolle von Wis­
senschaft bei der Formulierung von Umweltzielen? 
Die Aufgabe von Wissenschaftlern der Ökologie, 
der Umwelthygiene etc. ist es, Umweltzustände zu 
beschreiben, Entwicklungen unter definierten Prä­
missen zu prognostizieren, Zusammenhänge aufzu­
zeigen. Dabei sind sie streng an das Kausalitätsprin­
zip gebunden, d. h. sie dürfen nur Aussagen treffen, 
die sie kausal begründen können. Sie dürfen also 
nicht selbst Ziele setzen, z. B. das Ziel einer be­
stimmten Luft- oder Gewässerreinheit oder das Ziel, 
daß ein bestimmter Flächenanteil unter Naturschutz 
stehen müsse.

Wenn Wissenschaftler eine Bewertung vornehmen, 
dann nur, indem sie sich auf vorgegebene (nicht auf 
eigene) Ziele beziehen.

Beispiel: Wenn das Ziel X von einer Kommune 
angestrebt wird, dann kann der Experte sagen, wel­
che Schritte (Unterziele, Maßnahmen) zu diesem 
Ziel führen. Oder: Wenn X geschieht, dann hat dies 
Y zur Folge, und dann kann das Ziel Z nicht oder nur 
ungenügend erreicht werden. Natürlich kommen 
immer auch noch Unsicherheiten hinzu, weil be­
stimmte Zusammenhänge noch nicht erforscht sind, 
aber das berührt nicht unsere Frage, sondern bedeu­
tet ledigich, daß der Wissenschaftler in solcher 
Situation seine Aussagen mit dem Hinweis auf hohe 
oder geringe Wahrscheinlichkeiten relativieren 
muß. Als Fazit kann festgehalten werden: Der Ex­
perte aus einer der Umweltfachdisziplinen kann kei­
ne Umweltqualitätsziele setzen, sondern nur über­
nehmen und sich darauf beziehen, indem er ihre 
Konsequenzen aufzeigt.

Der Experte kann die Sachbasis für Ziele liefern, 
nicht die Ziele selbst. Wenn z. B. das (politische) 
Ziel gilt, ein bestimmtes Gewässer müsse diese und 
jene Funktion erfüllen (z. B. als Fischlebensraum), 
dann sind Fachleute gefragt, die angeben können, 
welche Voraussetzungen geschaffen werden müs­
sen, damit die gewünschten Funktionen erfüllbar 
sind, z. B. welchen Sauerstoffgehalt und welche 
Struktur das Gewässer aufweisen muß, damit be­
stimmte Fische darin leben und sich vermehren kön­
nen.

Niemand interessiert sich für das, was der Experte 
will, sondern nur dafür, was der Experte weiß. Hier 
muß also klar unterschieden werden zwischen der 
Sachbasis, die jeder Zielformulierung zugrunde 
liegt, und dem Ziel selbst. Ein Ziel ist immer poli­
tisch, d. h. ein gültiges kommunales Ziel muß von 
denen formuliert und getragen sein, die für die Ge­
meindepolitik verantwortlich sind.
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Hier muß deutlich unterschieden werden zwischen 
der Rolle des Experten, der seine Autorität allein auf 
die Sachkompetenz stützt, und der Rolle des Bür­
gers, der sich für eine bessere Umweltqualität poli­
tisch engagiert. Ein Umweltexperte, der sich dazu 
äußert, welches Umweltziel(niveau) anzustreben 
sei, wechselt seine Rolle. Er tritt dann nicht mehr mit 
der Autorität von Experten auf, sondern beteiligt 
sich als Bürger unter Bürgern gleichberechtigt am 
Diskurs über das, was an Umweltqualität gewollt 
wird.

Der Wissenschaftler, Planer, Gutachter kann in sei­
ner Eigenschaft als Experte die Kommune bei der 
Zielfindung beraten und unterstützen, indem er die 
Folgen verschiedener Zielaltemativen aufzeigt und 
den Entscheidungsträgem Ziele vorschlägt, die das 
Wollen in der Kommune zum Ausdruck bringen. 
Die Rolle des Umweltexperten, der in einer Kom­
mune tätig ist, wird dann leicht mißverständlich, 
wenn er übergeordnete verbindliche Ziele (z.B. all­
gemein formulierte Ziele aus einem Gesetz, aus 
einem Landes- oder Regionalprogramm) auf dem 
Wege der Interpretation zu konkretisieren hat. Hier 
muß sehr deutlich werden, welchen Interpretations­
spielraum das übergeordnete Ziel zuläßt und warum 
eine bestimmte Konkretisierung in der jeweiligen 
Kommune sinnvoller ist als eine andere.

Schauen wir uns die gängige Planungspraxis an. 
Hier wird die saubere Trennung zwischen fachlicher 
Aussage und politischem Ziel in aller Regel vermißt.

Wenn Fachleute in der Planungspraxis "fachliche 
Ziele" aufstellen (z. B. Umweltziele, aber auch Ver­
kehrsziele, wasserwirtschaftliche oder forstliche 
Ziele), dann geschieht das zunächst einmal allein aus 
der Perspektive der jeweiligen Fachdisziplin heraus. 
Fachleute der ökologischen Planung (z. B. Land­
schaftsplaner) werden sich immer bemühen, sozusa­
gen als "Sachwalter der Umweltbelange" die ökolo­
gische Situation so weit es geht zu optimieren. Aber 
dabei werden bereits zwangsläufig Kompromisse 
eingegangen, denn es sind konkurrierende Nut­
zungsinteressen zu beachten. Der Umweltplaner 
schätzt ab, welche Ziele und Maßnahmen in der 
jeweiligen Kommune noch durchsetzbar und mach­
bar erscheinen, und diese Einschätzung gibt ihm den 
Rahmen vor, auf welchem Anspruchsniveau er das 
fachliche Ziel formuliert. Der Landschaftsplaner 
wird z. B. fordern, verbaute Bäche zu renaturieren, 
Flächen zu entsiegeln, die landwirtschaftlich ausge­
räumte Flur mit Gehölzstrukturen zu versehen, mehr 
Flächen unter Schutz zu stellen. Aber welches Maß 
wird er verlangen? Sollen sämtliche verbaute Bäche 
renaturiert werden oder nur Teilabschnitte? Sollen 
sämtliche intensiv genutzten Landwirtschaftsflä­
chen extensiviert und mit Gehölzstrukturen be­
pflanzt werden? Wieviel Fläche soll entsiegelt, wie­
viel unter Schutz gestellt werden?
Die fiktiven Beispiele zeigen, wie sich der Experte, 
der Planer gezwungen sieht, bei der Formulierung 
von fachlichen Zielen auf einer politischen (also

nicht-fachlichen) Ebene zu agieren. Denn er befin­
det über Fragen der politischen Durchsetzbarkeit, 
des politischen Wollens, um utopische Zielaussagen 
zu vermeiden.
Dieser "Ausflug ins Politische", der nicht von der 
Kompetenz des Experten "gedeckt" ist, muß als 
solcher gekennzeichnet sein und diskutierbar blei­
ben, damit nicht das Mißverständnis genährt wird, 
die von Experten vorgeschlagenen (fachlichen) Zie­
le seinen allein "aus der Sache heraus" abgeleitet.

Fachliche Ziele bezeichnen also ein fachliches Op­
timum (die denkbar beste Ausprägung einer be­
stimmten Umweltsituation, die allein "aus der Sa­
che" begründbar ist) abzüglich solcher Qualitäts­
minderungen, die in der gegebenen kommunalen 
Situation als unvermeidlich gelten müssen (auf­
grund sog. "objektiver Sachzwänge").

4 Grundsätzliche Überlegungen 
zur Findung kommunaler UQZ

In den vorangegangenen Abschnitten wurde darge­
legt,
• daß die heute üblichen Umweltzielkonzepte in 

aller Regel von Fachleuten abgeleitet werden, 
indem allgemeine Ziele stufenweise (im Rah­
men einer Zielhierarchie von oben nach unten) 
konkretisiert werden,

• daß ein solches Vorgehen gerechtfertigt ist, wenn 
dadurch der notwendige Vollzug von gesetzli­
chen Vorschriften im konkreten Raum sicherge­
stellt bzw. kontrolliert werden soll (im Sinne 
einer Einhaltung gesetzlicher Mindeststandards),

• daß die Rolle der Fachleute bei der Erstellung 
von Umweltzielkonzepten auf eine Beratungs­
funktion beschränkt ist (also Ziele nicht alle "aus 
der Sache heraus" ableitbar sind),

• daß fachlich erarbeitete Umweltzielkonzepte 
vielfach auf erhebliche Umsetzungsschwierig­
keiten stoßen (in der Schublade verschwinden).

Dem Forschungsvorhaben "Umweltqualitätsziele 
für die ökologische Planung" (bezogen auf die kom­
munale Ebene) liegen folgende Überlegungen zu­
grunde:

Eine Politik der Umweltvorsorge kann sich nicht 
damit begnügen, die gesetzlich vorgeschriebenen 
Mindestqualitäten (z.B. die Einhaltung von Grenz­
werten) zu sichern. Vielmehr muß sie sich unter 
Berücksichtigung der regionalen/kommunalen Ge­
gebenheiten und Möglichkeiten darum bemühen, 
daß darüber hinausgehende, anspruchsvollere Um­
weltqualitäten angestrebt werden. So etwas läßt sich 
nicht "von oben" verordnen, sondern muß von den 
Betroffenen akzeptiert und gewollt werden. Im 
Blick auf kommunale Umweltqualitätsziele wird 
daher an der Eigenverantwortlichkeit der Kommu­
nen und an ihrer Bereitschaft zur Selbstbindung 
angeknüpft.
Die Auseinandersetzung mit dem Thema UQZ auf 
kommunaler Ebene erlangt dann Relevanz für die
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ökologische Planung, wenn es gelingt, gutgemeinte 
"Luftschlösser" von realitätsbezogenen, von den 
Entscheidungsträgem tatsächlich angestrebten Um­
weltqualitätszielen zu unterscheiden. Der Konsens 
über wohlklingende (allgemein formulierte, einer 
Erfolgskontrolle nicht unterziehbare) Umweltziele 
ist trügerisch. Bei dem Versuch ihrer Umsetzung in 
der kommunalen Planungspraxis geraten hochge­
steckte fachliche Ziele in die "Mühle der realen 
Verhältnisse und Zwänge" Es entstehen enorme 
"Reibungsverluste", deren Mechanismen bisher 
weitgehend undurchschaut (zumindest nicht syste­
matisch aufgehellt) sind. Solche sogenannten "Voll­
zugsdefizite" sind jedoch nicht zufällige Schwächen 
der Umweltverwaltung und sonstiger verantwortli­
cher Institutionen, auch kein "böser Wille" der in­
volvierten Interessengruppen, sondern sie sind das 
Ergebnis eines Abwägungsprozesses, in dessen Ver­
lauf die fachlichen Ziele sozusagen "vom Kopf auf 
die Beine gestellt" worden sind und dabei vielfach 
ihren Glanz verloren haben.

Was nach einer solchen Diskussion an Umweltqua­
litätszielen "übrig bleibt", ist jedoch Ausdruck des 
tatsächlichen Wollens in einer Kommune. Hier kann 
illusionslos angesetzt werden, hier wird auch er­
kennbar, welche positiven Schritte der Umweltvor­
sorge in der konkreten Situation machbar sind.

5 Unterscheidung von "fachlichen" und "tat­
sächlichen" UQZ

Für die kommunale Entscheidungs- und Hand­
lungsebene wird vorgeschlagen, den auch hier ge­
bräuchlichen Begriff der "fachlichen Ziele" durch 
einen Begriff zu ergänzen, der die kommunale Wil­
lensbildung zum Ausdruck bringt. Den im Rahmen 
eines Zielsystems hierarchisch (von oben nach un­
ten) abgeleitenen "fachlichen" Zielen, die den 
Zweck verfolgen, Gesetze unter Berücksichtigung 
der lokalen Besonderheiten zu vollziehen, sollen 
"tatsächliche" kommunale Umweltziele im "Gegen­
stromprinzip" (von unten nach oben) hinzugefügt 
werden, um die Durchsetzbarkeit bzw. Akzeptanz 
ins Blickfeld zu rücken und die Aspekte der Freiwil­
ligkeit, Eigenverantwortlichkeit und Selbstbindung 
bei der Formulierung der (über gesetzliche Vor­
schriften hinausgehnden) kommunalen UQZ her­
vorzuheben. Zum Unterschied vom "fachlichen" 
und "tatsächlichen" UQZ noch einige Erläuterun­
gen:

• "Fachliche UQZ" sind von den Fachleuten aus 
allgemeineren Umweltzielen (Leitbild, Leitli­
nie) abgeleitete Umweltqualitätsziele. Fachliche 
UQZ lassen sich weitgehend "aus der Sache 
heraus" aufstellen, denn es sind kausal begründ­
bare Hinweise, welche (Unter-)Ziele angestrebt 
werden sollten, damit ein politisch vorgegebenes 
(Ober-)Ziel erfüllt werden kann. Da das vor­
gegebene, relativ abstrakte Ziel meist mehrere 
Wege seiner Erfüllung offen läßt (Interpretati­
onsspielräume hinsichtlich Zeitraum, Art und

Nivaeu der Zielerfüllung), haben fachliche Ziele 
vielfach keinen logisch-zwingenden, sondern 
nur empfehlenden Charakter. Sie benennen den 
oder die aus fachlicher Sicht erkennbaren opti­
malen Weg(e) der Zielerfüllung. Da jeder "opti­
male Weg" nur im Rahmen des prinzipiell 
Durchsetzbaren sinnvoll formuliert werden kann, 
muß dieser Rahmen dem fachlichen Ziel explizit 
unterstellt werden, also als Prämisse kenntlich 
gemacht werden.

"Tatsächliche UQZ" sind die tatsächlich in einer 
Kommune angestrebten Umweltqualitätsziele. 
Sie spiegeln das politische Wollen im Hinblick 
auf das Niveau bestimmter Umweltqualitäten im 
Verantwortungsbereich der zuständigen Ent­
scheidungsträger wider. Das durch tatsächliche 
UQZ bezeichnete (kommunalpolitische) Wollen 
berücksichtigt nicht nur die Umweltperspektive, 
sondern bezieht die anderen Politikbereiche in 
die Entscheidung mit ein (Abwägung). Für tat­
sächliche UQZ haben sich die Verantwortlichen 
im vollen Bewußtsein der Konsequenzen (im 
Hinblick auf entgegenstehende Ziele) entschie­
den. Sie sind meist das Ergebnis eines Diskussi­
onsprozesses, in dem die fachlichen UQZ nach 
ihrer Abwägung gegen andere Ziele den realen 
Bedingungen der Durchsetzbarkeit in der Kom­
mune angepaßt (in der Regel im Niveau redu­
ziert) worden sind.

6 Zum praktischen Vorgehen bei der Zielfin­
dung

Wie lassen sich Umwelt(qualitäts)ziele auf der kom­
munalen Ebene aufstellen (vgl. Abbildung 1)?

Ziele werden aufgestellt, um erkannte Probleme zu 
lösen. Daher ist der erste Schritt eines Zielkonzepts 
eine Problemanalyse: Wo sind in der Kommune 
welche Qualitäten der Umwelt wie stark belastet 
bzw. wo sind problematische Tendenzen erkennbar? 
Es werden nicht nur Mangelsituationen erfaßt, son­
dern auch hohe, erhaltenswerte Qualitäten, um sie 
vor einer Wertminderung schützen zu können.

Was als Problem, als Umweltbelastung, einzustufen 
ist und als wie problematisch solche Zustände be­
wertet werden sollen, ist natürlich oft nicht eindeu­
tig. Denn bei der Entwicklung von Umweltzielen 
geht es nur zu einem sehr geringen Teil um solche 
Zustände, die gesetzliche Anforderungen (also ein­
deutige Grenzwerte) nicht erfüllen. Das wären sog. 
"Sanierungsziele". Jenseits gesetzlicher Vorschrif­
ten ist also die Problemwahmehmung der Kommu­
nen gefragt:

• Haben wir noch genügend Grundwasserreserven 
oder muß der Wasserverbrauch eingeschränkt 
werden?

• Ist unsere Landschaft genügend mit natumahen 
Lebensräumen ausgestattet, so daß auch weiterer 
Verlust noch hinnehmbar erscheint, oder müssen 
die Reste konsequent geschützt werden, auch
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Abbildung 1
Ablaufschema zur Entwicklung von Umweltqualitätszielen in Kommunen

43



wenn es um die Ausweisung notwendiger Ge­
werbe- und Wohnflächen geht?

• Sind bereits bestimmte Landschaftsteile zu stark 
denaturiert und dabei Situationen entstanden, die 
einer Sanierung bzw. Extensivierung bedürfen, 
oder wird die Qualität dieser Landschaftsteile als 
nicht so problematisch angesehen?

• Ist die Flächenversiegelung schon zu weit fort­
geschritten, muß entsiegelt werden, oder kann 
Boden noch weiter überbaut werden?

• Ist die Belastung durch Verkehr unerträglich 
oder kann darauf verzichtet werden, einschnei­
dende Maßnahmen der Verkehrsberuhigung (bis 
hin zu Straßensperrungen, verkehrsfreien Räu­
men) durchzuführen?

• Sind die im Zusammenhang mit intensiver Land­
wirtschaft auftretenden Belastungen von Grund­
wasser und Oberflächengewässem tolerierbar 
oder muß zumindest in problematischen Räu­
men extensiviert werden?

An diesen Fragen ist bereits erkennbar, daß die 
Problembewertung schon viel mit der Frage zu tun 
hat, welches Qualitätsniveau die kommunalen Ent­
scheidungsträger anstreben. Da aber nicht schon bei 
der Problemerfassung die Diskussion beginnen soll, 
muß der Experte hier pragmatisch Vorgehen. Er ori­
entiert sich an bestimmten plausiblen Anhalts­
punkten, z. B. an gesetzlichen Mindeststandards 
oder an Durchschnittswerten, um von hier aus in 
Richtung einer Verbesserung der Umweltqualitäten 
Bewertungsstufen zu konstruieren. Dies tut er im 
Sinne eines Vorschlags, der durchaus in der späteren 
Diskussion noch hinterfragt werden kann.

Die Problemanalyse stützt sich auf Erhebungen, auf 
die Auswertung vorhandener Unterlagen sowie auf 
Gespräche mit kommunalen und behördlichen Stel­
len, die Aufschluß über den Zustand der einzelnen 
Umweltmedien (immissionsbezogene Betrachtung) 
sowie über Nutzungssituationen (emissionsbezoge­
ne Betrachtung) geben. Beide Betrachtungsweisen 
geben Hinweise über Art und Grad von Umweltbe­
lastungen und über deren (potentielle) Verursacher.

Der zweite komplexe Arbeitsschritt hat mehr Neu­
heitswert als der erste, denn auf der Basis der Pro­
blemanalyse geht es nun um die Zieldiskussion in 
der Gemeinde.

Die Zieldiskussion ist das Kernstück bei der Auf­
stellung kommunaler Umweltqualitätsziele. Wenn 
hier von "Diskussion" die Rede ist, dann ist nicht 
etwa eine Diskussion zwischen Experten und Ent­
scheidungsträgem gemeint, sondern unter den Ent­
scheidungsträgem (sprich: Gemeinderatsmitglie- 
dem). Die Experten halten sich hier eher zurück, sie 
beschränken sich auf die Erläuterung der Problem­
analyse und der vorgeschlagenen Zielaltemativen.

Im Rahmen der Vorbereitung der Zieldiskussion ist 
es notwendig, für die einzelnen Umwelt- und Nut­
zungsbereiche Alternativen aufzustellen, man kann 
sie auch "Szenarien" nennen. Diese Alternativen

bezeichnen unterschiedliche Anspruchsniveaus im 
Hinblick auf die Erfüllung von Umweltzielen.

Das anspruchsvolle Szenario entspricht den sog. 
fachlichen Zielen, was Experten für das Optimum 
an erreichbarer Umweltqualität im Hinblick auf den 
jeweiligen Themenbereich halten. Das Szenario mit 
dem geringsten Anspruchsniveau bezeichnet den 
Status quo, d. h. das Ziel, daß sich die bestehende 
Umweltqualität nicht verschlechtert. Dazwischen 
hegt ein Spektrum an Zielen, in das sich in aller 
Regel die Kommunen in ihrem Wollen eingeordnet 
haben, je nach Umweltthema einmal mit höherem, 
einmal mit geringerem Anspruchsniveau.

Eine weitere Anforderung an die Aufstehung kom­
munaler Ziele ist der sog. "Härtetest". Da wir, wie 
bereits ausgeführt, keine realitätsfemen Wunsch­
vorstellungen, sondern tatsächlich gewollte Ziele 
der Entscheidungsträger dokumentieren wollen, 
müssen die Hindernisse abgefragt werden. Wenn 
sich also in der Diskussion z. B. ein bestimmter 
Konsens im Hinblick auf ein Umweltziel heraus­
stellt, dann ist nach dem Grund zu fragen: Welche 
sogenannten Sachzwänge werden gesehen, die ei­
nem weitergehenden Umweltziel (mit höherem An­
spruchsniveau) im Wege stehen?

Das Ergebnis der Diskussion ist eine mehr oder 
weniger lange Liste von mehr oder weniger an­
spruchsvollen kommunalen Zielen sowie die Be­
gründungen, warum diese Ziele und keine anderen 
für realisierbar gehalten werden. Die Ziele haben 
den "Härtetest" bei der Konfrontation mit entgegen­
stehenden Zielen und Interessen bestanden und kön­
nen deswegen als tatsächliche Ziele bezeichnet wer­
den, als Ziele also, die zum Zeitpunkt ihrer Aufstel­
lung tatsächlich von den verantwortlichen Entschei­
dungsträgem gewollt werden.

Natürlich ist ein solches Ergebnis das Resultat eines 
längeren Diskussionsprozesses, der im Rahmen un­
seres Forschungsvorhabens bei neun Gemeinden 
nicht bis zuletzt begleitet, sondern nur in seiner 
ersten Phase ausgewertet werden konnte. Aber es 
ging um die Entwicklung einer Vorgehensweise, wie 
man zu kommunalen Zielen gelangen kann. Diese 
Ziele sehen zwar nicht so glänzend aus wie ein von 
Experten konstruiertes anspruchsvolles Umwelt­
qualitätszielkonzept, sie sind dafür jedoch echt, real, 
sie spiegeln das tatsächliche Wollen und Nichtwol­
len in der jeweiligen Kommune wider.

Zur Erläutemng das Fallbeispiel Trinkwasserversor­
gung: Die absehbare Entwicklung des Verbrauchs 
führt dazu, daß in der betreffenden Gemeinde im 
Jahre 2005 der Verbrauch höher liegen wird als die 
Gmndwasssemeubildung. Ein Teil der Grundwas­
serreserven ist durch Stoffeinträge belastet, was je­
doch zur Zeit durch Mischung mit unbelastetem 
Wasser "ausgeglichen" wird. Das fachliche Ziel 
wäre in diesem Fall, daß der Verbrauch entsprechend 
gesenkt, die Stoffbelastung reduziert und die Grund- 
wassemeubildung erhöht wird. Die Kommune sieht
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die Problematik ein, erkennt auch die Notwendig­
keit zum Handeln. Aber man sieht sich (zumindest 
in absehbarer Zeit) nicht zu durchschlagenden 
Maßnahmen in der Lage. Man will aber auf das Ziel 
zusteuem, man begnügt sich mit einem Niveau, das 
noch deutlich unterhalb der vollen Problemlösung 
liegt. Die relativ großen Neubauflächen will man 
nicht aus dem Flächennutzungsplan streichen, aber 
man will die Regenwasserversickerung fördern und 
in Wasserschutzgebieten einige intensiv genutzte 
Landwirtschaftsflächen aufkaufen bzw. durch Prä­
mien deren Extensivierung erreichen. Mehr hält 
man zur Zeit nicht für durchsetzbar bzw. bezahlbar. 
Natürlich soll die Bevölkerung durch Aufklärung 
zum sparsamen Trinkwasserverbrauch angehalten 
werden. Im übrigen will man versuchen, von einem 
benachbarten Wasserwirtschaftsverband Trinkwas­
ser zu beziehen, was die Gefahr eines zukünftigen 
Trinkwassemotstandes bannen könnte. Dieses Bei­
spiel macht deutüch, daß bei der Ermittlung tatsäch­
licher kommunaler Umweltziele eine gewisse Er­
nüchterung einsetzt. Plötzlich wird erkennbar, daß 
die Gemeinde aus den verschiedensten, durchaus 
ernst zu nehmenden "Sachzwängen" heraus, d. h. 
wegen starker Zielkonflikte, den Belangen der Um­
welt wesentlich weniger Gewicht zubilligt als es aus 
fachlicher Sicht notwendig wäre.

Mit dem skizzierten Vorgehen wurde ein neuer, un­
gewöhnlicher Weg beschritten, der ohne Illusionen 
die tatsächlichen Ziele einer Kommune aufzeigt. 
Aber Ziele sind nichts Endgültiges, im Gegenteil: 
sie fordern zur Diskussion, zur Verbesserung heraus, 
wenn ihr vielleicht allzu niedriges Anspruchsniveau 
erkennbar wird.

Für eine wirksame, transparente Umweltpolitik in 
Kommunen ist es sehr hilfreich, wenn jederzeit 
deutlich wird, welche Umweltziele die Stadt oder 
Gemeinde zur Zeit gerade anstrebt (tatsächliche Zie­
le) und was zu tun bleibt, um eine wünschenswerte 
Umweltqualität zu erreichen (fachliche Ziele).

Bleibt die Kluft zwischen den tatsächlichen und 
fachlichen Zielen erkennbar, dann ist die Gemeinde 
ständig mit zwei Fragen konfrontiert:
• Mit welchen Hindernissen wird begründet, daß 

nicht weitergehende Umweltziele angestrebt 
werden?

• Gelten die in der Vergangenheit (vor Monaten, 
Jahren) genannten Hindernisse immer noch oder 
hat sich die Sachlage bzw. haben sich die Priori­
täten inzwischen geändert?

In der Unterscheidung zwischen tatsächlichen und 
fachlichen Zielen steckt also die Dynamik der Fort­
schreibung von (tatsächlichen) Umweltqualitätszie­
len in Richtung auf ein höheres Niveau. Die Rich­
tung der Fortschreibung wird durch die fachlichen 
Umweltqualitätsziele gewiesen.

Das hier vorgestellte Konzept nimmt die Gemeinde 
und die von ihr so empfundenen Sachzwänge sehr 
ernst. Die Eigenverantwortlichkeit der Kommune

steht im Mittelpunkt. An kommunaler Planungsho­
heit und am kommunalen Gestaltungswillen wird 
angesetzt, anstatt ständig nur nach Außensteuerung 
durch Gesetze zu rufen. Sicherlich sind regionale, 
landesplanerische und gesetzliche Vorgaben (z.B. 
Grenzwerte und Schutzgebiete) unverzichtbar. Je­
doch sollte die kommunale Handlungskompetenz 
gestärkt werden: Umweltqualität also nicht nur von 
außen aufgezwungen, sondern eigenverantwortli­
che Umweltvorsorge. Die Kommune wird mit Hilfe 
einer strukturierten Zieldiskussion dazu ermuntert, 
ehrliche Umweltziele aufzustellen, in denen sich die 
spezielle kommunale Situation widerspiegelt, an die 
sich die Kommune selbst bindet und an deren Wei­
terentwicklung gearbeitet werden kann.
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Zur methodischen Einbindung von Leitbildern und 
naturschutzfachlichen Zielvorstellungen in die 
gemeindliche Landschaftsplanung

Andreas Otto

1 Einleitung

Gemäß Art. 3 Abs. 2 Bayerisches Naturschutzgesetz 
(BayNatSchG) werden die örtlichen Erfordernisse 
zur Verwirklichung der Ziele des Naturschutzes und 
der Landschaftspflege in Landschaftsplänen als Be­
standteilen der Flächennutzungspläne dargestellt 
und in Grünordnungsplänen als Bestandteilen der 
Bebauungspläne festgesetzt. Landschafts- und 
Grünordnungspläne sind auszuarbeiten und aufzu­
stellen, sobald und soweit dies aus Gründen des 
Naturschutzes und der Landschaftspflege erforder­
lich ist. Auf dieser Grundlage wurden im bayeri­
schen Regierungsbezirk Schwaben etwa 100 Land­
schaftspläne aufgestellt bzw. sind in Aufstellung.

Ihre größte Wirkung dürften gemeindliche Land­
schaftspläne bei der Bewältigung von Zielkonflik­
ten, die sich im Rahmen der Siedlungsentwicklung 
ergeben, erzielt haben: Darstellungen im Land­
schaftsplan - zumeist verbunden mit intensiven Ge­
sprächen zwischen Planer und Gemeinde - verhin­
derten in der Praxis viele aus naturschutzfachlicher 
Sicht unerwünschte Entwicklungen bzw. halfen mit, 
die Beeinträchtigungen zu minimieren. Abgesehen 
von einigen "Modellprojekten" stagniert jedoch die 
Umsetzung vorgeschlagener Maßnahmen des Na­
turschutzes und der Landschaftspflege außerhalb 
des vorhandenen und geplanten Siedlungsbereiches. 
Die Finanzknappheit der öffentlichen Hand er­
scheint als Erklärung für die verbreitete Interessen- 
losigkeit vieler Gemeinden an einer weiteren Um­
setzung landschaftsplanerischer Inhalte nur bedingt 
geeignet. Eine Mitursache liegt sicherlich auch dar­
in, daß es nur selten gelingt, die immer umfangrei­
cheren und auch fachlich zunehmend anspruchsvol­
leren Ergebnisse von Bestandsaufnahme und Be­
wertung sowie die daraus resultierenden Darstellun­
gen zu vermitteln (vgl. BRUNS & LUZ, 1992). Es 
darf vermutet werden, daß die den Planungen zu­
grunde liegenden Zielvorstellungen des Naturschut­
zes und der Landschaftspflege von den Entschei­
dungsträgem vielfach nicht verstanden bzw. ihre 
örtliche Relevanz nicht eingesehen wird.

Die naturschutzfachlichen Zielvorstellungen, auf 
denen die Darstellungen oder Festsetzungen beru­
hen, sind in der Planungspraxis in sehr unterschied­
licher Weise aufbereitet oder fließen im Rahmen

querschnittsorientierter Beiträge zur Bewältigung 
von Zielkonflikten ein. Im folgenden werden die 
diesbezüglichen Einsichten des Verfassers darge­
legt. Dabei sind sowohl die Kenntnisse zahlreicher 
Planungen im Regiemngsbezirk Schwaben berück­
sichtigt als auch die Erfahrungen bei der Begleitung 
des Planungsprozesses (Diskussion mit Planem und 
Gemeindevertretem). Insbesondere wird gezeigt:

Wie sich die derzeitige Praxis in puncto "Einbin­
dung von Leitbildern und naturschutzfachlichen 
Zielvorstellungen" in die gemeindlichen Land­
schaftsplanung darstellt und welche Probleme 
hieraus erkannt werden, und 
welche Anforderungen an die Einbindung von 
Leitbildern in den Planungsprozeß zu stellen 
sind.

2 Leitbilder und naturschutzfachliche Zielvor­
stellungen in der Praxis der gemeindlichen 
Landschaftsplanung

In der Praxis werden die Zielvorstellungen, die den 
Planinhalten von Landschafts- und Grünordnungs­
plänen zugrunde liegen, in der Regel in den Erläute­
rungsberichten der Landschaftspläne artikuliert. 
Tatsächlich erscheint die Ebene "verbindliche Bau­
leitplanung" (Grünordnungsplan) für die Entwick­
lung eigenständiger übergeordneter Zielvorstellun­
gen ungeeignet bzw. nur dann angebracht, wenn 
Landschaftspläne mit diesbezüglichen Vorgaben 
fehlen. Die Zielvorstellungen werden aus überge­
ordneten Planungsebenen (Landesentwicklungs­
programm, Regionalpläne) bzw. aus Fachplanungen 
(z.B. dem bayerischen Arten- und Biotopschutzpro­
gramm) übernommen oder als Abschluß der Pla­
nungsphase "Landschaftsdiagnose" entwickelt und 
als "Leitbilder", "Leitlinien" oder "landschaftspla­
nerische Zielvorstellungen" bezeichnet. Sie werden 
vielfach auf "ökologische Raumeinheiten", d.h. auf 
nach bestimmten ökologischen Grundsätzen abge­
grenzte Teilräume, bezogen.

Obwohl die Zielvorstellungen meist sehr ausführ­
lich beschrieben sind, werden bei genauerer Be­
trachtung ihrer Aufbereitung und methodischen 
Einbindung einige gravierende Probleme erkennbar, 
die insbesondere für den Laien (Entscheidungsträ­
ger!) die Nachvollziehbarkeit der Plandarstellungen
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erheblich einschränken können. Folgende Punkte 
sind hervorzuheben:

a) Fehlendes Bezugssystem für die Landschafts­
bewertung
Mit wenigen Ausnahmen werden keine Leitbilder 
aufgezeigt, die den angestrebten Zustand von Natur 
und Landschaft im Zusammenhang verdeutlichen. 
Damit fehlt ein schlüssiges Bezugssystem für die 
Landschaftsbewertung. Diese ist vor allem dann 
nicht transparent, wenn nicht nur die Lösung kon­
kreter, aus unterschiedlichen Nutzungsansprüchen 
resultierender Einzelprobleme angestrebt wird, son­
dern auch Vorgaben für die Landschaftsentwicklung 
abgeleitet werden sollen. "Die Bewertung der Um­
weltsituation ist in nachvollziehbarer Weise nur 
möglich, indem man sich auf präzise Umweltziele 
bezieht" (SCHWECKENDIEK et al. ,1992).
Die fehlende Darlegung von Zielvorstellungen als 
Grundlage für die Landschaftsbewertung behindert 
jedoch die Akzeptanz nachfolgender Planungsvor­
schläge durch die Entscheidungsträger, da sich de­
ren Vorstellungen von denen der Planer in der Regel 
erheblich unterscheiden. Ein Abgleich erfolgt erst in 
einem Planungsstadium, in dem konkrete Einzel­
darstellungen den Blick auf das "übergeordnete 
Ganze" verstellen.

b) Einordnung der Zielaussagen in Zielebenen
Die unter Begriffen wie "Leitbilder" oder "Zielvor­
stellungen" subsummierten und üblicherweise dem 
"Maßnahmenteil" vorangestellten Aussagen bezie­
hen sich in der Regel auf unterschiedliche Zielebe­
nen, da ein (hierarchisch) strukturiertes Zielsystem 
fehlt. Es werden gesetzliche oder landesplanerische 
Vorgaben mit allgemein gültigen, oftmals beliebig 
übertragbaren Zielaussagen (z.B. "Grünlandnut­
zung auf absoluten Grünlandstandorten") bis hin zu 
sehr konkreten Zielaussagen (z.B. "extensive Grün­
landnutzung im Umfeld des Schutzgebietes XY zur 
Vermeidung weiterer Nährstoffeinträge") zusam­
mengefaßt.

c) Konkretisierung übergeordneter Vorgaben
In fast allen Landschaftsplänen werden die regional - 
und landesplanerischen Ziele ausführlich wiederge­
geben. Eine örtliche Konkretisierung fehlt jedoch 
zumeist oder findet nur mittels einer als relevant 
eingestuften Auswahl der übergeordneten Pla­
nungsziele statt. Aufgrund der mangelnden Tren­
nung der übergeordneten von den im Planungspro­
zeß erarbeiteten Zielen wird weder der hierarchische 
Aufbau noch die unterschiedliche örtliche Relevanz 
ausreichend deutlich.

d) Ausrichtung von Zielvorstellungen
Ziel- und maßnahmenorientierte Aussagen werden 
in der Praxis nicht getrennt. Das heißt, der aus na­
turschutzfachlicher Sicht gewünschte Zustand von 
Natur und Landschaft wird nicht von den Instrumen­
tarien unterschieden, die zu seiner Erreichung ange­
wendet werden sollen.

Die systematische Trennung von ziel- und maßnah­
menorientierten Aussagen ist zugegebenermaßen 
schwierig. Dennoch sollten maßnahmenorientierte 
(d.h. auf bestimmte Maßnahmen oder Maßnahmen­
komplexe gerichtete) Leitlinien nicht als land­
schaftsplanerische Ziele dargelegt werden. Wenn 
ein entsprechender Zielüberbau fehlt, erscheinen die 
Maßnahmen als Selbstzweck, deren eigentlicher 
Sinn im Unklaren bleibt.
Beispielsweise ist der "Aufbau eines Schutzgebiets- 
systemes" keine "Zielvorstellung", sondern ein 
maßnahmenorientierter Planungsgrundsatz, dem 
die Zielvorstellung zugrunde liegt, die wildlebenden 
Tiere und Pflanzen in ihrer natürlichen und kultur­
historisch gewachsenen Artenvielfalt zu schützen. 
Diese gesetzliche Vorgabe (§1 Abs. 1 Satz 3 und §2 
Abs. 1 Satz 10 Bundesnaturschutzgesetz BNatSchG) 
ließe sich auf der örtlichen Ebene - z.B. im Rahmen 
eines Leitbildes - konkretisieren. Das vorgeschlage- 
nene Instrumentarium zur Verwirklichung - Aufbau 
eines Schutzgebietssystemes - leitet sich gegebe­
nenfalls aus örtlichen Bestands- und Gefährdungs­
situationen ab. Ebenso sind die "Schaffung von Re­
tentionsräumen" oder die "Einrichtung von Puffer­
streifen" maßnahmenorientierte Leitlinien, nach de­
nen örtliche und überörtliche Ziele verwirklicht wer­
den sollen. Sie fließen nach weiterer sachlicher und 
räumlicher Konkretisierung als "örtliche Erforder­
nisse" in die Planung ein.

e) Darstellung von Zielvorstellungen

Die planmäßige Darstellung von allgemeinen Ziel­
vorstellungen - z.B. innerhalb thematischer Karten - 
ist die Ausnahme und zumeist an Einzelproblemen 
aufgehängt (z.B. "Leitlinien für die Siedlungsent­
wicklung").
Gelegentlich werden regional- und landesplaneri­
sche Ziele oder Ziele, die aus Fachplanungen über­
nommen wurden, kartographisch dargestellt. In un­
serem Wirkungsbereich sind mir nur wenige Pla­
nungen bekannt, in denen in Form von Themenkar­
ten "Rahmenpläne" als Konzepte für die im Land­
schaftsplan dargestellten Inhalte erarbeitet wurden. 
Die mangelnde visuelle Aufbereitung erschwert 
aber die Vermittlung von naturschutzfachlichen 
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f) Fehlende Alternativen

Bisher dargelegte "Leitbilder" oder "Leitlinien" las­
sen in der Praxis keinen Spielraum für unterschied­
liche Entwicklungen, die den Entscheidungsträgem 
als Alternativen angeboten werden könnten. Solche 
Spielräume können aber durchaus vorhanden sein 
(z.B. unterschiedliche räumliche Schwerpunkte für 
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Es wird in der Regel kein Zeitrahmen dargelegt, in 
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sollen. Daher entzieht sich die gemeindliche Land­
schaftsplanung weitgehend einer Erfolgskontrolle.

h) Gliederung von Planungsgrundsätzen
Bei der Darlegung allgemeiner Planungsgrundsätze 
wird nicht in aktive, d.h. auf konkretes gestalteri­
sches Handeln ausgerichtete Vorgaben, und passive, 
d.h. der Vermeidung von Beeinträchtigungen die­
nende Grundsätze gegliedert.

Insgesamt wird deutlich, daß es in der Praxis der 
gemeindlichen Landschaftsplanung an einem me­
thodisch geordneten System der Zielfindung fehlt. 
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Vergangenheit zwar viel Mühe auf die Entwicklung 
immer komplexerer Beurteilungsmaßstäbe gelegt 
wurde, die Behandlung der Bewertungsziele aber im 
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Der Blick "auf das Ganze" blieb dabei häufig im 
Hintergrund.

3 Thesen zur Entwicklung und methodischen 
Einbindung von Leitbildern und natur­
schutzfachlichen Zielvorstellungen in die 
Praxis der gemeindlichen Landschaftspla­
nung
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naturschutzfachlicher Zielvorstellungen in die Pra­
xis der gemeindlichen Landschaftspläne zeigen, daß 
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allgemeine Planungsgrundsätze, nach deren 
Maßgabe die o.g. Ziele zu verwirklichen sind.

Der angestrebte Zustand wird im folgenden als 
"Leitbild" bezeichnet. Die allgemeinen Planungs­
grundsätze zur Verwirklichung des Sollzustandes 
werden "Leitlinien" genannt.

Mit der Verwendung und hierarchischen Einord­
nung der Begriffe "Leitbild" und "Leitlinie" für 
übergeordnete Zielvorstellungen wird dem Vor­
schlag einer systematischen Gliederung eines um­
weltpolitischen Zielsystemes (vgl. FÜRST et al.,
1989) in eine Abfolge von Leitbildern, Leitlinien, 
Umweltqualitätszielen gefolgt, die schließlich in

konkrete Umweltqualitätsstandards einmünden. Die 
Begriffe werden jedoch nicht synonym verwendet, 
da die hier vorgeschlagenen "Leitlinien" bereits 
"sachlich, räumlich und ggf. zeitlich definierte Qua­
litäten von Ressourcen, Potentialen oder Funktio­
nen" beinhalten, "die jedoch nicht in exakt meßbarer 
Weise definiert sind" und somit "Umweltqualitäts­
zielen" entsprächen. Die Analogie der Systematisie­
rung erschien allerdings wichtiger als die exakte 
Übertragung von Begriffen.

Bei der Entwicklung von Leitbildern reicht es natür­
lich nicht aus, historische Zustände zu rekonstruie­
ren und zur ökologisch intakten "Ideallandschaft" 
zu erklären (vgl. v. HAAREN, 1991).Vielmehr sind 
zu berücksichtigen:

a) Gesetzliche Vorgaben
Nach Art. 3 Abs. 2 BayNatSchG haben Landschafts­
pläne die Ziele des Naturschutzes und der Land­
schaftspflege zu verwirklichen, die in den §§1 und 
2 BNatSchG (Art. 1 und 2 BayNatSchG) dargelegt 
sind.

b) Übergeordnete Planungsebenen
Die Vorgaben übergeordneter Planungsebenen, des 
Landesentwicklungsprogrammes der Regionalplä­
ne und von Plänen nach Art. 15 des Bayerischen 
Landesplanungsgesetzes sind für die Landschafts­
pläne unmittelbar bindend. Sie sind nicht Gegen­
stand der gemeindlichen Abwägung und somit 
zwingend einzubeziehen.

c) Fachprogramme oder -gutachten
Bei der Zielfindung leisten auch rechtlich unver­
bindliche Fachprogramme und Gutachten, zu deren 
Aufgabe eine übergeordnete Fachkoordination ge­
hört, einen Beitrag. Für den Zielbereich des Arten- 
und Biotopschutzes enthält das bayerische Arten- 
und Biotopschutzprogramm (vgl. RIESS, 1989) 
zahlreiche Aussagen, die zur Formulierung sachge­
rechter Leitbilder beitragen können.

d) Landschaftspotentiale
Die Landschaftspotentiale (bezogen auf Boden, 
Wasser, Klima, Luft, Tier- und Pflanzenwelt, Frei­
zeit- und Erholung, Landschaftsbild) sind die wich­
tigste Grundlage, um Leitbilder auf die konkrete 
örtliche Ebene zu beziehen. Im Rahmen der Poten­
tialanalyse ist die historische Entwicklung der Land­
schaft ebenfalls zu berücksichtigen.

e) Allgemeine Entwicklungsprognosen
Damit Leitbilder für die gemeindliche Entwicklung 
relevant sind, müssen gesellschaftliche, soziale, po­
litische und kulturelle Trends mit einbezogen wer­
den. Eine Zielfindung, die lediglich auf vermeintlich 
objektiven naturwissenschaftlichen Kriterien ba­
siert, führt in der Regel ins Leere.

"Leitbilder" sind demnach aus den Ergebnissen der 
Bestandsaufnahme unter Berücksichtigung der ge­
setzlichen und fachlichen Vorgaben (gesetzliche
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Ziele, übergeordnete Planungsebenen, übergeordne­
te Ziele aus Fachplanungen) und den allgemeinen 
Entwicklungsprognosen abzuleiten. Sie sind grund­
sätzlich zielorientiert zu formulieren und dienen als 
Bezugssystem für die Planungsphase der Land­
schaftsdiagnose. Die Bewertung wird durch Ver­
gleich des vorhandenen Zustandes von Natur und 
Landschaft mit dem angestrebten Zustand des Leit­
bildes vollzogen.

Die auf diese Weise abgeleiteten Leitbilder sind 
allerdings bereits vergleichsweise konkret. Der Ver­
fasser ist jedoch der Auffassung, daß dies dem Pla­
nungsinstrument gemeindliche Landschaftsplanung 
angemessen ist. "Allgemeinere" Zielvorstellungen 
werden auf höheren Ebenen, d.h. in der Regional- 
und Landesplanung dargestellt. Zielvorstellungen 
die auf der örtlichen Ebene entwickelt werden, müs­
sen auch örtlich konkretisiert sein.
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Da Leitbilder - i uch für Landschaften - stets auch 
auf politischen Wertvorstellungen" basieren (ZÖLL­
NER, 1991), sind sie mit Entscheidungsträgem ab­
zustimmen. Sie sollen, soweit dies fachlich vertret­
bar ist, unterschiedliche Varianten enthalten, die der 
Gemeinde einen Entscheidungsspielraum eröffnen. 
Sogar die Darstellung unterschiedlicher Szenarien 
ist denkbar und wünschenswert. Die Abwägung der 
naturschutzfachlichen Anforderungen mit den übli­
chen öffentlichen und privaten Belangen (§ 1 Abs. 2 
BNatSchG, §1 Abs. 6 Baugesetzbuch BauGB) ist 
allerdings in dieser Phase der Planung deplaziert. 
Die Gemeinde kann jedoch durchaus in den Spiel­
raum einbezogen werden, den die Abwägung der 
Ziele des Naturschutzes und der Landschaftspflege 
untereinander öffnet. Mit dieser Vörgehensweise 
soll bereits in einem frühen Planungsstadium die 
Auseinandersetzung und Identifikation mit allge­
meinen Zielvorstellungen erreicht werden. Zu ei­
nem späteren Zeitpunkt wird die Diskussion über 
Planinhalte zumeist nur anhand von Einzelflächen 
geführt, es ist dann nur sehr schwer möglich, die 
allgemeinen Zielvorstellungen, die den Darstellun­
gen (und Festsetzungen) zugmnde liegen, im Auge 
zu behalten.
Die Auseinandersetzung der Gemeinde mit "ihren" 
Leitbildern würde dabei erheblich erleichtert, wenn 
die wichtigsten Aspekte kartographisch aufbereitet 
würden.

Um eine Erfolgskontrolle auch auf einem höheren 
Maßstab zu ermöglichen, sollte ein allgemeiner Zeit­
rahmen für die Verwirklichung des angestrebten Zu­
standes angenommen werden. Auf der örtlichen 
Ebene sollten dies "planerische" Zeiträume sein. 
Wahrscheinlich genügt es, die übliche "Geltungs­
dauer" von Flächennutzungsplänen heranzuziehen. 
Aus den Ergebnissen der Landschaftsdiagnose sind 
Leitlinien zu erarbeiten, die allgemeine Grundsätze 
zur Verwirklichung des in den Leitbildern aufge­
zeigten Sollzustandes enthalten. Leitlinien bündeln 
somit Maßnahmen, die der Verwirklichung eines 
übergeordneten Zieles dienen. Die Unterscheidung 
von Leitlinien, die auf ein konkretes gestalterisches 
Handeln hinwirken (z.B. Renaturierung des Fließ­
gewässers) von solchen die eine Abwehr möglicher 
Beeinträchtigungen bezwecken (z.B. Freihaltung 
des Talraumes von Bebauung) erscheint zweck­
mäßig, um Ansatzpunkte für aktive Umsetzungs­
maßnahmen hervorzuheben.

Leitlinien sollten ebenfalls in kartographischer 
Form dargestellt werden. Es sollten Zeitrahmen für 
die Umsetzung vorgegeben werden, die in ihrer Ge­
samtheit dem Zeitrahmen zur Verwirklichung der 
Leitbilder entsprechen.
Das vorgeschlagene System der Zielfindung ist in 
Abbildung 1 schematisch dargestellt. Die Pfeile ge­
ben dabei die Richtung der Zielfindung an. Der 
Planungsablauf ist nicht linear zu verstehen, da die 
Zielfindung während des gesamten Planungspro­
zesses stattfindet. So stehen Art und Umfang der 
Bestandsaufnahme mit dem Ablauf der Zielfindung

in ständiger Wechselwirkung. Die Ziel Vorstellungen 
werden aber in bestimmten Phasen des Planungsab­
laufes formuliert.

4 Fazit

Vorangehend wurden die Probleme bei der metho­
dischen Einbindung von Zielvorstellungen des Na­
turschutzes und der Landschaftspflege in der Praxis 
der gemeindlichen Landschaftsplanung geschildert. 
Daraus resultiert die Forderung, im Rahmen des 
Planungsprozesses ein hierarchisch gegliedertes 
Zielsystem zu entwickeln und die einzelnen Phasen 
der Zielfindung mit den Entscheidungsträgem abzu­
stimmen. Die Darstellungen und Festsetzungen der 
Landschafts- und Grünordnungspläne sollten zu­
mindest über zwei Zielebenen erarbeitet und karto­
graphisch aufbereitet werden: "Leitbilder" als Soll­
zustand für die Landschaftsbewertung und "Leitli­
nien" als allgemeine Planungsgrundsätze. Mit den 
übergeordneten Planungszielen und den Darstellun­
gen und Festsetzungen würde die gemeindliche 
Landschaftsplanung somit 5 Zielebenen umfassen.

Es bleibt die Frage offen, inwieweit sich die hier 
verwendeten Begriffe in der Praxis für die ihnen 
zugeordneten Zielebenen bewähren. Ferner ist 
denkbar, daß sich die Darlegung weiterer Ebenen 
(z.B. Gliederung des Sollzustandes in ein auf den 
Gesamtzustand der Landschaft im Gemeindegebiet 
bezogenes Leitbild und in auf Einzelglieder der 
Landschaft oder des Landschaftshaushaltes bezoge­
ne Leitbilder) als nützlich erweist. Vielleicht läßt es 
sich auch nicht umgehen, in den Sollzustand maß­
nahmenorientierte Grundsätze mit einzubeziehen, 
da die Vorgaben aus übergeordneten Planungen 
diesbezüglich nicht sauber trennen. Dies muß die 
Planungspraxis zeigen. Es kommt darauf an, daß 
schlüssigere und nachvollziehbare Zielsysteme als 
bisher erarbeitet und in den demokratischen Ent­
scheidungsprozeß eingebracht werden.
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Methodische Einbindung von Leitbildern und natur­
schutzfachlichen Zielvorstellungen im Rahmen 
planerischer Beurteilungen

Beate Jessel

1 Einleitung

In der Diskussion um nachvollziehbare und hand­
habbare Planungsmethoden hat die Forderung nach 
der Entwicklung von "Leitbildern" an Bedeutung 
gewonnen. In vorliegenden Landschaftsplänen, 
Landschaftspflegerischen Begleitplänen oder Um­
weltverträglichkeitsstudien bislang formulierte Leit­
bilder und Zielvorstellungen erschöpfen sich jedoch 
häufig in ein paar lapidaren Sätzen oder prinzipiell 
austauschbaren Textbausteinen. Zu vermissen bleibt 
in der Mehrzahl der Fälle eine nachvollziehbare 
Herleitung sowie sachliche, räumliche und zeitliche 
Differenzierung der getroffenen Zielaussagen. Erin­
nert sei in diesem Zusammenhang insbesondere an 
das häufig pauschal als Leitvorstellung angesetzte 
Bild einer "Kulturlandschaft um 1850". Dem immer 
häufiger werdenden Ruf nach Leitbildern und Ziel­
konzepten in der ökologisch orientierten Planung 
steht somit eine Unsicherheit über ihre Anwendung 
und planungsmethodische Einbindung gegenüber.

Mit der Vorstellung der Afoiurlandschaft (mit einem 
anzustrebenden maximalen Natürlichkeitsgrad als 
oberstem Leitkriterium) und derjenigen der - i.d.R 
zu einem mehr oder minder definierten Zeitpunkt 
existent gewesenen - menschlich beeinflußten histo­
rischen Kw/tarlandschaft (mit maximaler Arten- 
und/oder Lebensraumvielfalt als wesentlichen Leit­
kriterien) bestehen dabei zwei geläufige Leitgedan­
ken, die sich in naturschutzfachlichen Planungen oft 
widersprüchlich und komplementär nebeneinander 
finden. Beide sind per se nicht aus ökologischen 
Erkenntnissen abzuleiten, sondern beinhalten an 
sich schon eine Wertsetzung, da auch z.B. "Natur" 
oder "Natürlichkeit" nur aufgrund menschlicher 
Denk- und Wahmehmungskategorien definiert wer­
den können. Dabei wird man in einer Landschaft 
wohl kaum jemals eine dieser beiden Leitvorstellun­
gen pur verwirklichen können. Man wird vielmehr 
überlegen und benennen müssen, was im räumli­
chen Bezug sinnvollerweise wo erhalten oder ent­
wickelt werden soll. Damit wären wir wiederum bei 
der Notwendigkeit möglichst detaillierter, gut be­
gründeter Leitbilder und Zielvorstellungen - doch 
welche Rolle spielt hierbei das gängige Bild der 
typischen Natur- oder der möglichst vielfältigen, 
"typischen" Kulturlandschaft, wo wir doch alle wis­

sen, daß die Realitäten des Machbaren und Umsetz­
baren letztendlich irgendwo dazwischen liegen?
Vor diesem Hintergrund will der Beitrag zunächst 
kurz auf die Notwendigkeit der Entwicklung von 
Leitbildern und Zielvorstellungen im Planungspro­
zeß eingehen, einige allgemeine Prinzipien zu ihrer 
methodischen Einbindung aufzeigen und diese an­
hand eines praktischen Beispiels verdeutlichen.
Es bleibt dabei unbenommen, daß von allen am 
Planungsprozeß Beteiligten akzeptierte Umweltzie­
le letztlich in einem kontinuierlichen Diskussions­
prozeß der zuständigen Akteure in Politik, Verwal­
tung, Wirtschaft sowie in der betroffenen Öffent­
lichkeit zu definieren sind. Es müssen jedoch zu­
nächst einmal in sich möglichst gut begründete Vor­
schläge dargelegt und in die Diskussion eingebracht 
werden. Wenn hier daher von "methodischer Einbin­
dung" die Rede ist, so heißt Methodik, begründet 
Stellung zu beziehen und möglichst nachvollziehba­
re Zielaussagen zu entwickeln, die dann in den wei­
teren politischen Diskussionsprozeß um die Zielfin­
dung einfließen können.

2 Zur Notwendigkeit von Leitbildern und Ziel­
vorstellungen im Planungsprozeß

Wichtig erscheint in puncto Leitbildentwicklung zu­
nächst die auch in anderen Beiträgen hervorgehobe­
ne Unterscheidung zwischen Wissen und Werten: 
Alleine aus der Kenntnis ökosystemarer Zusam­
menhänge, der Artenausstattung und dem genauen 
Inventar eines Raumes leiten sich noch keine Ziele 
ab. Einmal davon abgesehen, daß auch das, was 
erhoben und untersucht wird, immer schon aus ge­
wissen Wertvorstellungen heraus resultiert, ist Sach­
wissen an sich neutral; es kommt darauf an, was man 
aus ihm macht.
Hierzu geben gerade für den Bereich Natur und 
Landschaft die bestehenden gesetzlichen Grundla­
gen wenig konkrete Hilfestellung: Die Ziele und 
Grundsätze des Naturschutzes und der Landschafts­
pflege der §§ 1 und 2 des Bundesnaturschutzgesetzes 
(BNatSchG), der Erhalt, die Pflege und die Entwick­
lung

der Leistungsfähigkeit des Naturhaushaltes, 
der Nutzungsfähigkeit der Naturgüter, 
der Pflanzen- und Tierwelt sowie
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Abbildung 1
Beispiel für eine prozeßhafte Leitbildentwicklung

der Vielfalt, Eigenart und Schönheit von Natur 
und Landschaft

beinhalten im Prinzip ein übergeordnetes Leitbild, 
für das das Gesetz jedoch kaum Konkretisierungen 
enthält.

In der Präzisierung dieser Zielvorgaben gefordert 
wäre prinzipiell die Planungshierarchie der Land­
schaftsplanung mit Schwerpunkt auf dem gemeind­
lichen Landschaftsplan auf Gemeindeebene (vgl. 
den Beitrag von OTTO in diesem Band). Dieser 
Auftrag wird zwar durch gesetzliche Neuerungen 
wie die Neufassung des § 8a BNatSchG im Zuge des 
Investitionserleichterungs- und Wohnbaulandgeset­
zes vom 22. April 1993 oder die Bestrebungen zur

Harmonisierung ("Kodifizierung") der Umweltge­
setzgebung durch ein Umweltgesetzbuch gestützt 
(vgl. z.B. KLOEPFER, 1994). Jedoch wird es reali­
stischerweise eine geraume Zeit dauern, bis eine 
"neue Generation" von Landschaftsplänen die ent­
sprechenden Anforderungen angemessen wird be­
rücksichtigen können (vgl. z.B. den Beitrag von 
BLUM).
Es ist daher notwendig, auch im konkreten vorha­
benbezogenen Einzelfall z.B. einer Umweltverträg­
lichkeitsstudie oder eines landschaftspflegerischen 
Begleitplanes detaillierte Zielvorstellungen über die 
im sachlichen, räumlichen und zeitlichen Bezug an­
zustrebenden Qualitäten von Ressourcen, Potentia­
len und Funktionen, eben Umweltqualitätsziele,
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gutachterlich weiter zu präzisieren bzw. mangels 
hinreichender Vorgaben im Planungsprozeß über­
haupt erst aufzustellen.

Die Forderung nach der Formulierung von Zielvor­
stellungen bedeutet dabei letzten Endes auch: Man 
sollte bei jedem Arbeitsschritt genau darlegen, was 
man tut und warum man es tut. Hierzu sind schritt­
weise konkretisierte Leitbilder, Umweltqualitätszie­
le und wo definierbar auch Umweltstandards 
unverzichtbare Hilfsmittel: Sie müssen

den Rahmen abgeben, nach dem Bestandsauf­
nahmen auszurichten sind,
Maßstäbe liefern, nach denen eine Vorgefundene 
Umweltsituation sowie die durch ein Vorhaben 
evtl, eintretenden Veränderungen zu beurteilen 
sind,
den Zielhorizont abstecken, an dem Handlungs­
empfehlungen und Maßnahmen zu orientieren 
sind,

und so von der Bestandsaufnahme bis zur Maßnah- 
menfmdung einen durchgängigen "Ableitungszu­
sammenhang" aufbauen helfen.

3 Allgemeine Aspekte einer methodischen Ein­
bindung von Leitbildern und Zielvorstellun­
gen

Zwei Aspekte einer sich in dieser Form darstellen­
den methodischen Einbindung sollen näher verdeut­
licht werden:
• Der prozeßhafte Ablauf einer Leitbild- und Ziel­

entwicklung.
• Die Einbindung von Bewertungen und Maßnah­

men in ein Zielsystem.

3.1 Leitbildentwicklung als Prozeß

Leitbilder und Zielvorstellungen sind in der Regel 
im Planungsprozeß sukzessive zu entwickeln und 
im Hinblick auf Maßnahmenbezug und Umsetzung 
schrittweise zu konkretisieren. Abb. 1 veranschau­
licht, wie sich eine solche prozeßhafte Leitbildent­
wicklung darstellen kann:
• In aller Regel wird man vor Beginn von Bestands­

erhebungen im Rahmen z.B. eines Landschafts­
planes, eines landschaftspflegerischen Begleit­
planes oder einer UVP zunächst einmal vorlie­
gende Unterlagen aus Regional-, Landes- und 
Landschaftsplanung im Hinblick auf über den 
Planungsraum enthaltene Vorgaben sichten. Aus 
historischen Karten versucht man - soweit vor­
handen - Informationen über das frühere Nut­
zungsmuster und Artenpotential zu entnehmen.

• Daraus kann ein erstes, im räumlichen Bezug 
noch nicht differenziertes, übergeordnetes Leit­
bild für den gesamten Planungsraum entstehen, 
das häufig einen abstrakten "IdeaTzustand von 
Landschaft widerspiegelt.
Beispiel: Das typische Bild einer Flußaue, das 
man dergestalt in Worte fassen könnte: "Durch 
jährliche Überflutungsdynamik und Materialzu­

fuhr gekennzeichnete Flußaue mit einer Abfolge 
der Lebensräume von Schwemmlingsfluren, 
Weichholz-, Hartholzaue hin zu randlichen 
Vermoorungen am Terrassenrand. Prinzipiell ist 
der Erhalt bzw. die Entwicklung dieses Lebens­
raumgefüges sowie des darin vorkommenden 
gebietstypischen Spektrums an Lebensräumen, 
Tier- und Pflanzenarten anzustreben."

• Aus diesen Vorstellungen heraus werden für Be­
standserhebungen z.B. Leitorganismen im Ar­
tenbereich sowie typische Indikatoren zur Kenn­
zeichnung des Boden- und Wasserhaushaltes be­
stimmt.

• Aufgrund der Ergebnisse von Bestandsaufnah­
me und Analyse werden die entwickelten Ziel­
vorstellungen zu einem räumlich und sachlich 
differenzierten, z.B. auf einzelne landschaftsö­
kologische Raumeinheiten bezogenen Zielkon­
zept weiterentwickelt.
Beispiel: "In der Raumeinheit "Niedermoorbe­
reich, Randvermoorungen der Aue" sind anzu­
streben:
Grundwasser: Aufrechterhaltung des Grund­
wasserzustroms, ganzjährig mittlere Grund­
wasserflurabstände, geringe jährliche Schwan­
kungen des Grundwasserpegels. 
Überflutungsdynamik: Unregelmäßige Überflu­
tung auf Teilbereichen.
Vegetation: An nassen Stellen Verlandungs­
röhrichte und Flachmoorgesellschaften ein­
schließlich Grauweiden- und Erlenbrüchen. Auf 
erdig überschichteten Moorböden mit unregel­
mäßigen Überschwemmungen Entwicklung pe­
ripherer Hartholzauewälder im Anschluß an 
Bruchwälder.
Fauna: U.a. Erhalt bzw. Entwicklung des Brach­
vogels als übergeordnete Leitart in einer überle­
bensfähigen Mindestpopulation."
Die räumliche Differenzierung bedingt dabei ein 
Eingehen auf vorhandene Nutzungen und Nut­
zungsansprüche: Beispielsweise ist eine Ent­
wicklung typischer Moorbereiche auf bereits 
stark degenerierten Böden u.U. nur sehr langfri­
stig vorstellbar. Auch wäre es irreal und kaum 
einem Bürgermeister vermittelbar, z.B. beste­
hende Gemeinden von einigen tausend Einwoh­
nern wieder aus der Aue herausnehmen zu wol­
len. Bestimmte Nutzungsformen sind durch 
menschliche Einwirkung erst entstanden und 
aufgrund ergänzender, darzulegender Kriterien 
wie z.B. Seltenheit, Arten- oder Lebensraum­
vielfalt und Wiederherstellbarkeit zu erhalten.

• Dieses Zielkonzept stellt den Bewertungsrah­
men für die erhobenen Indikatoren dar: Inwie­
weit entspricht der Zustand der einzelnen Res­
sourcen und Potentiale dem über das Zielkon­
zept formulierten anzustrebenden Landschafts­
zustand? Wie groß sind die Abweichungen (vgl. 
hierzu näher unter 3.2)?

• Aufgrund der Ergebnisse der Bewertung sollten 
die im Zielsystem getroffenen Formulierungen 
hin zu planerisch handhabbaren, umsetzungs-
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und maßnahmenorientierten Strategien und 
Standards fortgeschrieben werden. Da konkrete 
Maßnahmen immer vom finanziellen und tech­
nischen Aufwand sowie vom Zeitbezug abhän- 
gen, kommen auf dieser Ebene der Zielformulie­
rung u.U. auch strategische Erwägungen wie die 
Setzung räumlicher und/oder zeitlicher Prioritä­
ten ins Spiel (was ist kurz-, mittel- oder langfri­
stig erreichbar?).
Beispiel: "In bezug auf den Erhalt und die Ent­
wicklung des Brachvogels als Leitart Entwick­
lung möglichst zusammenhängender Feucht­
grünland- und Niedermoorbereiche auf einer 
Fläche von zusammen mindestens 300 ha. Dies 
soll durch Umwandlung von Acker- in Grün­
landflächen und durch Extensivierung bestehen­
der Fettwiesen unter Einsatz bestehender För­
dermaßnahmen über einen Zeitraum von 7 Jah­
ren erreicht werden."

• Darauf aufbauend werden dann Maßnahmen 
z.B. im konkreten Einzelflächenbezug und mit 
konkreten Umwandlungs- und Bewirtschaf­
tungshinweisen entwickelt.

Die Darstellung ist dabei als ein variabler Rahmen 
zu verstehen. Insbesondere sind die notwendigen 
Rückkopplungsprozesse (z.B. eventuelle Modifika­
tionen des Zielkonzeptes aufgrund der Ergebnisse 
der Bewertung), die eigentlich jedes iterative Vorge­
hen im Zuge einer Planungsaufgabe kennzeichnen, 
ausgespart.

Deutlich werden sollte vor allem: Bei Planungauf­
gaben, z.B. im Rahmen von Landschaftspflegeri­
schen Begleitplänen, Umweltverträglichkeitsstudi­
en, Landschaftsplänen sind i.d.R. eine Reihe von 
aufeinander aufbauenden Arbeitsschritten wie Be­
standsaufnahme und Analyse, Bewertung und Ent­
scheidungsfindung bzw. Maßnahmenformulierung 
zu durchlaufen. Die in diesen Planungsschritten je­
weils zu betrachtenden Komponenten von Natur­
haushalt und Landschaftsbild müssen durchgängig 
aufeinander aufbauen und mit Hilfe eines Zielsy­
stems schlüssig belegt sein (Aufbau des bereits er­
wähnten schlüssigen "Ableitungszusammenhan­
ges"). Mehr oder minder konkret formulierte Ziel­
vorstellungen stehen dabei normalerweise bei jedem 
Arbeitsschritt im Hintergrund; sie sind jedoch je­
weils nachvollziehbar offenzulegen und müssen 
durchgängig im Sinne einer zunehmenden Konkre­
tisierung aufeinander aufbauen und weiterent­
wickelt werden.

Idealtypische Zustände, z.B. einer "typischen" 
Flußlandschaft, dürften in diesem Zusammenhang 
vor allem auf übergeordneten Planungsebenen so­
wie bei einzelvorhabenbezogenen Betrachtungen 
eingangs bei der Entwicklung eines ersten groben 
Zielgerüsts für die anstehenden Untersuchungen 
und ggf. noch die Bewertung eine Rolle spielen. 
Ihnen kommt im Zielfindungsprozeß eine wesentli­
che Rolle zu, da insbesondere ihre "visionäre" Kraft 
und Wirkung auf die einzelnen Beteiligten nicht 
unterschätzt werden darf.

Im zunehmenden Maßnahmenbezug sowie mit zu­
nehmender sachlicher, räumlicher und zeitlicher 
Differenzierung werden zunehmend auch (z.B. irre­
versible) menschliche Nutzungen oder auch strate­
gische Erwägungen (Prioritätensetzungen) einzube­
ziehen sein. Konzepte, die in ihrem letztendlichen 
Maßnahmen- und Handlungsbezug den menschli­
chen Einfluß völlig außen vorlassen, sind kaum ver­
mittelbar und können nur schwer Eingang in die 
politische Diskussion finden.

3.2 Zur Einbindung von Bewertungen und 
Maßnahmen in Zielsysteme

Nachfolgend sollen einige Denk- und Vorgehens­
weisen verdeutlicht werden, wie Bewertungen und 
Maßnahmen sich in einen Zielrahmen einfügen kön­
nen:

Für die Ausprägungen einzelner betrachteter Kom- 
ponenten/Indikatoren von Ökosystemen kann zu­
nächst ein "IdeaTzustand gedacht werden, der dem 
eben angesprochenen Idealbild einer Landschaft 
entspricht und sich z.B. am Zustand maximaler Na- 
tumähe, an maximal tragbaren Individuenzahlen 
/Populationen, an Parametern, die einen typischen, 
von Fremdeinflüssen freien Aueboden kennzeich­
nen etc., orientiert (vgl. Abb. 2, oberer Teil).
Für naturschutzfachliche Bewertungen müssen nun 
Referenzzustände definiert werden, anhand derer 
eintretende Veränderungen oder Maßnahmen beur­
teilt werden können.
Ein solcher Referenzzustand, in Abb. 2 als Teilziel 
für den zu beurteilenden Parameter bezeichnet, kann 
nicht automatisch der Ist-Zustand sein, auch wenn - 
wie insbesondere bei der naturschutzrechtlichen 
Eingriffsregelung - zunächst der Status quo das Le­
vel für z.B. dem Vörhabenträger aufzuerlegende 
Maßnahmen darstellt. Ist-Zustände können stark 
vorbelastet sein; auch sind wenn man z.B. an 
städtische Ballungsräume denkt - durch Eingriffs­
maßnahmen in Ausnahmefällen durchaus auch ein­
mal Veränderungen zum Positiven denkbar. 
Historische Zustände brauchen gleichfalls nicht op­
timal zu sein: Sie können ebenfalls stark vorbelastet 
sein, zudem entbehrt der gesetzte Zeithorizont ("vor 
der Flußregulierung", "Kulturlandschaft zu einem 
bestimmten Zeitpunkt") nicht der Willkür. Da des 
weiteren historische Landschaften immer aufgrund 
ihrer damaligen kulturellen und wirtschaftlichen 
Basis bestanden und mit dieser einhergehend gleich­
falls einem dauernden Wandel unterlagen (vgl. z.B. 
MESSERLI, 1989; BURCKHARDT, 1994), ist in 
der unreflektierten Wiederherstellung bestimmter 
historischer Zustände gleichfalls keine der heutigen 
Zeit angemessene flächendeckende Strategie zu se­
hen.
Was schließlich den natürlichen Urzustand eines 
Gebietes als möglichen Referenzzustand angeht, so 
können durch menschliches Wirken weitere wert­
volle und nunmehr erhaltenswerte Bestandteile hin­
zugekommen sein (z.B. Streuwiesennutzung in
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Abbildung 2
Einbindung von Beurteilungen und Maßnahmen in Zielsysteme

Feuchtbereichen, deren Erhaltenswürdigkeit auf­
grund ergänzender Kriterien wie Seltenheit unter 
Fachleuten unstrittig sein dürfte).

Referenzzustände für Bewertungen sollten sich da­
her zwar soweit als möglich am naturschutzfachli­
chen "IdeaTzustand, an der gesetzten "Vision", ori­
entieren, sie müssen aber gleichzeitig räumlich dif­
ferenziert formuliert werden, sich dabei auf einiger­
maßen realistische Entwicklungsmöglichkeiten be­

ziehen und menschliche Nutzungen in begründetem 
Umfang berücksichtigen. Solcherart bestimmte Re- 
ferenzzustände/Teilziele können dann dazu dienen, 
sowohl den Status quo vor Beginn von Veränderun­
gen als auch den Zustand nach erfolgter Maßnahme 
einzuordnen (vgl. Abb. 2, oberer Teil): Der eine Pol 
der Werthaltungen wird hierbei durch das definierte 
Teilziel, der andere z.B. durch die gegenläufige (pes­
simale) Auslenkung des jeweiligen Faktors / Krite­
riums repräsentiert.
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Darauf aufbauend ist für die Bestimmung des Um­
fanges von z.B. Kompensationsmaßnahmen im 
Zuge der naturschutzfachlichen Eingriffsregelung 
das ermittelte Defizit zwischen Status quo und je­
weiliger Vorhabenaltemative (Maßnahme 1 und 
Maßnahme 2 in Abb. 2, unten) ausschlaggebend 
(quantitativer Aspekt der Kompensation). Die anzu­
strebende Entwicklungsrichtung von Kompensati­
onsmaßnahmen kann hingegen soweit über das 
Zielsystem begründet - über den Status quo hinaus 
in Richtung auf die für den Landschaftsraum formu­
lierten Ziele weisen (qualitativer Aspekt der Kom­
pensation) und schließt damit u.U. ein vom Zustand 
vor Eingriffsbeginn abweichendes Entwicklungs­
ziel ein.
So kann es sinnvoll erscheinen, für die Inanspruch­
nahme von Fichtenforst mit standortgerechten 
Laubgehölzen aufzuforsten oder z.B. in waldreichen 
Gegenden und aus den Ansprüchen bestimmter real 
oder potentiell vorkommender Arten heraus begrün­
det in Teilbereichen statt dessen ein Lebensraummo­
saik aus gestuften Waldmänteln und -säumen hin zu 
Offenlandstrukturen zu etablieren. Umgekehrt kann 
sich - soweit dies aus dem Zielsystem ableitbar und 
begründbar ist - in waldarmen Agrarlandschaften 
die Anlage von Gehölzstrukturen anbieten.
Um Mißverständnisse zu vermeiden: Insbesondere 
die naturschutzrechtliche Eingriffsregelung ist vom 
Umfang der zutreffenden Maßnahmen her am Status 
quo orientiert ("Verschlechterungsverbot"), wobei 
die weitestmögliche Wiederherstellung der betroffe­
nen Werte und Funktionen die Regel sein sollte. Für 
Abweichungen von dieser Regel dürfen jedoch 
nicht, wie es gängige Praxis ist, sogenannte Sach­
zwänge (wie Flächenverfügbarkeiten) maßgebend 
sein, sondern dies darf zuvorderst nur auf Grundlage 
schrittweise abgeleiteter und konkretisierter Leitbil­
der und Zielkonzepte der Fall sein.

4 Beispiel zur Definition und Umsetzung von 
Zielvorstellungen

Einen exemplarischen Verlauf einer Zieldefinition 
sowie die darauf fußende Entwicklung von Bewer­
tungsmaßstäben und Umsetzung in ein Maßnah­
menkonzept soll nachfolgendes Beispiel verdeutli­
chen. Es ist mit freundlicher Genehmigung des Bü­
roinhabers einem im Planungsbüro Dr. Schaller, 
Kranzberg, bearbeiteten Projekt entnommen und in 
JESSEL et.al., 1991, näher dargestellt.

Gegenstand der Betrachtungen ist ein geplanter 
Fließgewässerausbau größeren Umfanges im süd­
deutschen Raum. Die Darstellungen sind der Stufe 
der Variantenprüfung als Voruntersuchung zu Um­
weltverträglichkeitsprüfung und darauf aufbauen­
der Landschaftspflegerischer Begleitplanung ent­
nommen. Zu beachten ist, daß es sich hier um ein 
Großvorhaben mit hohem geleistetem Erhebungs­
aufwand und somit umfangreicher Datenbasis han­
delt, die für diese Planungsebene erzielte Aussage­
schärfe mithin zwar wünschenswert ist, aber nicht in

jedem Falle zu leisten sein wird. Schwerpunkt soll 
jedoch nicht eine Übertragbarkeit von Werten oder 
Daten sein, sondern es geht um die dahinter sich 
verbergenden Denk- und Vörgehensweisen.
Die übergeordnete, noch vor der Einleitung des Raum­
ordnungsverfahrens angesiedelte Betrachtungsebe­
ne bringt es weiterhin mit sich, daß hier - obwohl 
zwar an sich von vomeherein wünschenswert - noch 
nicht die Diskussion mit den einzelnen betroffenen 
Landnutzem im Vordergrund stand. Vielmehr galt 
es, im Vorfeld einsetzender Planungen sowie in der 
Diskussion mit dem Vorhabenträger prinzipiell 
denkbare, innerfachlich (d.h. innerhalb der einzel­
nen Naturschutzbelange) abgestimmte Vorhabenal- 
temativen zu entwickeln.

Festlegung räumlicher Bezugseinheiten
Als räumliche Bezugsbasis für die zu treffenden 
Aussagen wurden zunächst landschaftsökologische 
Raumeinheiten abgegrenzt. Maßgebend für die Be­
stimmung der Raumeinheiten waren möglichst 
gleichartige Ausprägungen der das ökosystemare 
Geschehen einer Fließgewässer-Aue bestimmenden 
abiotischen Landschaftsfaktoren Bodenart, Hochwas­
serganglinie, Grundwasserflurabstand und -schwan- 
kungsamplitude. Dies ergab flächendeckend für das 
Untersuchungsgebiet, das die rezente Aue bis hin 
zur eiszeitlichen Hochterrasse als Begrenzung um­
faßte, 32 verschiedene Raumeinheiten. Einen exem­
plarischen Gebietsausschnitt mit den darin auftre­
tenden Raumeinheiten zeigt der untere Teil von 
Abb.3.
Für die Raumeinheiten der "Auenrandniedermoore 
innerhalb und außerhalb des Hochflutbereichs" soll 
nun

die Vorgehensweise bei der Definition eines als 
Zielsetzung anzustrebenden Grundwasserflur- 
abstandes 

sowie
die Bewertung seiner sich bei verschiedenen 
Ausbauvarianten einstellenden Ausprägungen 
im Hinblick auf die Rolle des Grundwassers als 
beeinflussendem Faktor für die Lebensgemein­
schaften in der Aue 

erörtert werden.

Beschreibung des "Ideal''zustandes
Einen landschaftlichen "IdeaTzustand (d.h. in die­
sem Fall unter natürlichen Bedingungen) würden im 
Bereich der angesprochenen Raumeinheiten oberflä- 
chennahes Grundwasser weniger als 20 cm unter 
Grund mit einer Abfolge der Lebensgemeinschaften 
von großflächig auftretenden Bruchwäldem sowie ein­
zelnen Seggenriedem kennzeichnen.

Beschreibung des Status quo
Im derzeitigen Zustand (Status quo vor Eingriffsbe­
ginn) dominieren dagegen Ackerbau und intensive 
Grünlandnutzung (Abb. 3, oberer Teil; vgl. die mit 
einm schwarzen Pfeil markierte Stelle in der Real­
nutzungskarte). Entwässerung, Melioration sowie 
die Eintiefung des Flußbettes haben zu einer anhal-
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Realnutzung Status quo
(Legendenausschnitt)
1 . .-■! Fließgewässer

IZl__j Ufer- und Gewässerstrukturen
C___3 Grünland in rezenter Aue
I i Grünland in historischer Aue 
H B B  Grünland auf Niedermoor 

Acker
Hartholzauwald 
Laubwaldforst 
Mischwaldforst 
Nadelwaldforst

Wohnbau- und Gewerbeflächen

Grundwasserflurabstand 
Status Quo

Grundwasserflurabstand: 

BHIH £  0,5m

H H H  > 0,5 - 1,0m

H H H  > 1 ,0 - 1,5m

[•------ | > 1,5- 2,0m

I------ u > 2,0m

Betrachteter Bereich

Landschaftsökologische Raumein­
heiten (Legendenausschnitt)

SANDE

?Z22

3

ÖZZ

Innerhalb Hochflutbereich 
Hohe GW-Dynamik, naB 
Hohe GW-Dynamik, wechselfeucht 
Geringe GW-Dynamik, naß 

SANDE - Außerhalb Hochflutbereich 
Hohe GW-Dynamik, naß 
Hohe GW-Dynamik, wechselfeucht 
Geringe GW-Dynamik, wechselfeucht 

f  !~i Geringe GW-Dynamik, trocken 
SCHLUFFE - Innerhalb Hochflutbereich 
B H B  Hohe GW-Dynamik, naß 

SCHLUFFE - Außerhalb Hochflutbereich
L __ 8  Hohe GW-Dynamik, wechselfeucht
TONE - Innerhalb Hochflutbereich 
BOBS Hohe GW-Dynamik, naß 
W S  Geringe GW-Dynamik, naß 

TONE - Außerhab Hochflutbereich 
C Hohe GW-Dynamik, wechselfeucht

AUENRANDNIEDERMOORE:
M Ü H I Moor - Innerhab Hochflutbereich 
iM M i Moor - Außerhalb Hochflutbereich 

Erdiges oder überschichtetes Moor: 
Innerhab Hochflutbereich 

| ./■, ■ ,j Außerhab Hochflutbereich

Siedlung, Verkehr 
Betrachtete Raumeinheiten

Abbildung 3
Zustand im Status quo vor Eingriffsbeginn: Realnutzung (oben), Grundwasserflurabstand (Mitte), Landschafts­
ökologische Raumeinheiten (unten); dargestellt ist lediglich ein Ausschnitt des Gesamtgebietes 
Quelle: Planungsbüro Dr. Schaller, 1991
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tenden Absenkung des Grundwasserspiegels ge­
führt, wobei sich auf den betrachteten Raumeinhei­
ten die Rurabstände zum überwiegenden Teil in 
Größenordnungen von mehr als einem Meter bewe­
gen (vgl. den Ausschnitt aus der Grundwasser- 
flurabstandskarte in Abb. 3, Mitte). Zudem hat auf 
den Niedermoorböden z.T. bereits der Vererdungs- 
prozeß (d.h. Torfzersetzung und Mineralisation) ein­
gesetzt.

Definition von Teilzielen
Für die Definition eines räumlich differenzierten 
Teilzieles für den Grundwasserflurabstand war nun 
zusätzlich zu den Gegebenheiten eines unbeein­
flußten "IdeaTzustandes maßgebend, daß auf dem 
betrachteten ehemaligen Auenrandniedermoor

landwirtschaftliche Nutzung bei weitem domi­
nierte und man diese wohl kaum ganz würde 
aufgeben können (Schwierigkeit des Bereitstel­
lens von Ersatzflächen für die Landwirte, Gefahr 
einer Nutzqngsextensivierung auf den Restflä­
chen),
aufgrund der bereits eingesetzten Mineralisation 
der Torfböden eine Rückentwicklung zu dem 
natürlichen Zustand entsprechenden Gegeben­
heiten nur unter großem Aufwand und in großen 
Zeiträumen zu erreichen wäre, 
zudem auf den Grünlandflächen z.T. Ansätze zu 
artenreichen Streuwiesen bestanden, die sich 
aufgrund ihrer Seltenheit im Landschaftsraum 
zur Erhaltung bzw. Optimierung anboten.

Aufgrund dieser Gegebenheiten wurde für die 
Raumeinheit ein kleinteiliger Wechsel von Gesell­
schaften der Rachmoore und Bruchwälder (z.B. nasse 
Erlenbrüche) sowie der nassen Grünländer (incl. 
Kleinseggenwiesen mit Übergängen zu feuchten 
Kohldistel- und Pfeifengraswiesen), die eine extensive 
landwirtschaftliche Nutzung erlauben, als realisti­
scherweise anzustrebender Leitzustand formuliert. 
Ausgehend von diesem Lebensraummosaik wurde 
für die behandelten Raumeinheiten vereinfachend 
ein durchschnittlich anzustrebender Grundwasser­
flurabstand von kleiner 40 cm als räumlicher Refe­
renzzustand (Teilziel) definiert. Die gegenläufige 
Auslenkung wird durch einen Grundwasserflurab­
stand von mehr als 160 cm repräsentiert (vgl. Abb. 
4, oben). Dieser stellt einen limitierenden Faktor für 
das angestrebte Lebensraummosaik dar, da dieses 
bei einem derartigen Rurabstand - unabhängig von 
weiteren Rahmenbedingungen - in keinem Fall mehr 
auftreten könnte.
Es ist dabei unumgänglich, daß die Formulierung 
des anzustrebenden Lebensraummosaiks wie des 
angesetzten Grundwasserflurabstands normative 
Setzungen darstellen, die jedoch möglichst nach­
vollziehbar aufgrund der örtlichen Gegebenheiten 
darzustellen und zu begründen sind.

Definition des Beurteilungsrahmens
Auf Grundlage dieser Zielvorstellungen wurde für 
das Kriterium "Grundwasserflurabstand" ein Beur­

teilungsrahmen in seiner Bedeutung für die davon 
abhängigen, in der Raumeinheit der Auenrandnie- 
dermoore anzustrebenden Lebensgemeinschaften 
defminiert (vgl. Abb. 4, unten). Der als Referenzzu­
stand formulierte Wert von 40 cm Rurabstand reprä­
sentiert für die Raumeinheiten der Auenrandnieder- 
moore dabei die höchste, der Gegenpol von 160 cm 
die geringste Wertstufe/Rangfolge.
Anhand eines solcherart definierten Maßstabes 
konnten auf den Raumeinheiten der Auenrandnie- 
dermoore die für verschiedene Ausbauvarianten an­
hand quantitativer Simulationsmodelle prognosti­
zierten jeweiligen Grundwasserflurabstände in ihrer 
Auswirkung für die im Leitbild angestrebten Le­
bensgemeinschaften dargestellt und beurteilt wer­
den.

Die Setzung derart quantitativ festgelegter Grund­
wasserflurabstände als Referenzzustände und ihre 
Zuordnung zu kardinalen (d.h. über Meß-/Zahlen- 
werte festgelegten) Wertklassen ist dabei sicherlich 
die Ausnahme; sie konnte im betrachteten Vorhaben 
aufgrund der guten vorliegenden Grundwasserdaten 
vorgenommen werden. Hiermit konnten dann an­
hand von Rechenmodellen in einem Geographi­
schen Informationssystem die Auswirkungen ver­
schiedener Ausbauvarianten auf den Wasserhaus­
halt und auf die Lebensgemeinschaften auch räum­
lich fixiert relativ exakt prognostiziert werden. Das 
gleiche prinzipielle Vorgehen für das Kriterium 
"Grundwasserflurabstand" wäre jedoch auch an­
hand einer relativen (ordinalen) Grobskalierung von 
"hoch-mittel-gering" denkbar.

Deutlich wird dabei, daß die verwendeten Welt­
maßstäbe u.U. innerhalb ein- und desselben Ein­
griffsvorhabens entsprechend der verschiedenen 
räumlichen Bezugseinheiten sowie anhand der un­
terschiedlichen darauf fußenden Leitvorstellungen 
zu modifizieren sind.

Innerfachliche Abwägung

Zur Ermittlung der verträglichsten Ausbauvariante 
bzw. des Umfanges evtl, erforderlicher Kompensa­
tionsmaßnahmen mußte eine Abwägung mit ande­
ren, gleichfalls über das Leitbild in ihrer anzustre­
benden Ausprägung definierten und anschließend 
bewerteten Standortfaktoren erfolgen.

Eine Rolle als weitere Einflußfaktoren spielten in 
diesem Fall z.B. Schwankungsamplitude des Grund­
wassers und Überflutungsdauer, die durch verschie­
dene Ausbauvarianten u.U. unterschiedlich und un­
abhängig voneinander verändert werden können. Im 
Rahmen der Abwägung kann es u.U. günstiger sein, 
etwas niedrigere Grundwasserflurabstände sowie 
gleichfalls geringfügig suboptimale Ausprägungen 
der anderen Faktoren hinzunehmen, als zwar einen 
Standortfaktor im Optimum, die die anderen aber in 
relativ ungünstiger und damit für die angestrebten 
Lebensgemeinschaften suboptimaler Ausprägung 
vorliegen zu haben.
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W ertstufe /  
Rangfolge

5

4

V

20  40 60 80
Mittlerer jährlicher Grundwasserflurabstand

in cm

Beurteilungsrahmen: Kriterium Grundwasserflurabstand

Verbale Erläuterung Zuordnung der Grundwasserwerte 
(h= Mittlerer Grundwasser­

flurabstand)

Wertstufe /  
Rangfolge

Die Ausprägung des Standortfaktors "Grundwasserflur­
abstand ist in jedem Fall existenzgefährdend für die 
typischen Arten (Leitarten) der in der betreffenden 
Raumeinheit angestrebten Lebensgemeinschaften 
(d.h. ein Auftreten dieser Arten ist nicht mehr möglich)

h > 1,60 m 1

Die Leitarten der Lebensgemeinschaft reagieren sehr 
stark negativ auf die Ausprägung des Standortfaktors

1,20 < h < 1,60 m 2

Die Leitarten der Lebensgemeinschaft reagieren deut­
lich negativ auf die Ausprägung des Standortfaktors

0,80 £ h < 1,20 m 3

Die Leitarten der Lebensgemeinschaft reagieren 
geringfügig negativ auf die Ausprägung des Standort­
faktors

0,40 < h < 0,80 m 4

Eine positive Reaktion der Leitarten der Lebensge­
meinschaften auf die Ausprägung des Standortfak­
tors ist mit hoher Wahrscheinlichkeit gegeben.
(d.h. es kann mit hoher Wahrscheinlichkeit ein voll­
ständiges Artenspektrum mit entsprechenden Antei­
len der Einzelarten erwartet werden).

h < 0,40 m 5

Abbildung 4
Definition des Bewertungsrahmens fü r das Kriterium  "Grundwasserflurabstand"

M it t le r e  V i ta l i tä t  d e r  
L e b e n s g e m e in s c h a f te n  
d e r  n a s s e n  G r ü n lä n d e r

"ldeal"zustand

/  : x  Referenzzustand/ Teilziel
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Entwicklung eines Maßnahmenkonzeptes
Auf Grundlage

der für die landschaftsökologischen Raumein­
heiten formulierten Zielaussagen und 
von über die Bewertung ermittelten Defiziten 
und Entwicklungsmöglichkeiten

wurde das Zielsystem zu einem übergeordneten 
Maßnahmenkonzept fortgeschrieben (vgl. hierzu 
auch die Darstellung in Abb. 1), in das spätere 
Kompensationsmaßnahmen eingebunden werden 
sollten.
Über die Integration in ein gemeinsames Konzept 
sollte sichergestellt werden, daß

einzelne Kompensationsmaßnahmen unterein­
ander nicht im Widerspruch stehen, sondern ge­
meinsam in ihrer Wirksamkeit optimiert werden, 
auch über den eigentlichen Planungsraum hin­
ausreichende Wechselwirkungen und Bezüge 
aufgenommen werden konnten, die über eine an 
einzelnen landschaftsökologischen Raumein­
heiten orientierte Betrachtungsweise allein nicht 
faßbar sind,
für die Kompensation bestimmter Eingriffs­
maßnahmen und davon ausgehender Beein­
trächtigungen des Wirkungsgefüges nur be­
stimmte, gemäß der Zielvorgaben entwickelba­
re räumliche Bereiche in Frage kommen (Fläche 
ist nicht gleich Fläche!), 
räumliche Prioritäten bei der Entwicklung des 
entsprechenden Betrachtungsraumes definiert 
werden.

Hierzu wurden die landschaftsökologischen Raum­
einheiten zu drei Typen von Funktionsräumen zu­
sammengefaßt (vgl. Abb. 5):

• Kemzonen, die bei der Umsetzung der Entwick­
lungsziele höchste Priorität genießen. Dort soll­
ten keinesfalls weitere Maßnahmen beabsichtigt 
werden, die eine Entfernung von den Entwick­
lungszielen nach sich ziehen (Eingriffsvermei­
dung, Funktion von Tabuflächen).
Als Kemzonen wurden im vorliegenden Fall 
Gebiete vorgesehen, die hinsichtlich ihrer abio- 
tischen und biotischen Ausstattung im Status quo 
bereits in vielen Funktionen den Entwicklungs­
zielen nahekommen und deren Sicherung in be­
zug auf die Belange und die Funktionsfähigkeit 
des gesamten Raumes vordringlich erforderlich 
war.

• Verbundzonen, denen überwiegend die Aufgabe 
der Aufrechterhaltung von flächigen abiotischen 
und biotischen Vemetzungsbeziehungen zwi­
schen den Kemzonen zukam.
Als Verbundzonen ausgewiesene Flächen benö­
tigten neben einer ökosystemgerechten und ent­
wicklungsfähigen abiotischen Ausstattung auch 
zumindest teilweise hochwertige biotische Kom­
ponenten, d.h. sie mußten anspruchsvolleren Ar­
ten als Trittsteine zur Verfügung stehen und als 
Wanderstraßen dienen können.
Der Kompensationsbedarf sollte gebündelt zur

weiteren Entwicklung primär der Kemzonen 
(Abrundung, Qualitätssteigerung) sowie weiter­
hin in zweiter Priorität der Verbundzonen (Ver­
besserung der Vemetzungsbeziehungen) einge­
setzt werden.

• Randzonen: Dies waren Bereiche, die weder die 
Aufgaben einer Kemzone noch die einer Ver­
bundzone übernehmen mußten, um ein nachhal­
tig funktionierendes Gesamtsystem in der Aue 
zu gewährleisten.
Selbst Randzonen als Flächen geringster Priori­
tät sind dabei jedoch nicht bedeutungslos, son­
dern müssen in der Umsetzung des Leitbildes 
Beiträge zur Sicherung der flächendeckend ab­
laufenden Grundfunktionen im Ökosystem Aue 
leisten.

Die über diese drei Typen von Funktionsräumen 
festgelegten räumlichen Prioritäten werden durch 
die für die Raumeinheiten entwickelten Ziele weiter 
ausdifferenziert; diese Ziele sind in Abb. 5 in stark 
aggregierter Form nochmals aufgeführt.

5 Schlußfolgerungen und Ausblick

• Leitbilder, Ziele und Standards müsen in einem 
offenzulegenden, kritik- und diskussionsfähigen 
Prozeß schrittweise und iterativ entwickelt wer­
den. Ein im Planungsprozeß entwickeltes und 
zunehmend konkretisiertes Zielsystem ist we­
sentlich für die methodische Durchgängigkeit 
und den Aufbau eines konsequenten Ableitungs­
zusammenhanges bei z.B. Eingriffsbeurteilun­
gen sowie der Entwicklung von landschaftspla­
nerischen Maßnahmen.

• Zielkonzepte sollten sachliche, zeitliche und 
räumliche Prioritäten umfassen, um im Prozeß 
der politischen Umsetzung sowie angesichts 
i.d.R. knapper finanzieller Mittel ihre Handhab­
barkeit und Effektivität zu steigern.

• Bei der Formulierung übergeordneter Leitvor­
stellungen spielt dabei zwangsläufig zunächst 
die Retrospektive eine Rolle, da man in der Ent­
wicklung der Landschaft zurückblickt und nach 
Anknüpfungspunkten sucht, an denen man z.B. 
hinsichtlich potentiell vorkommender Arten, 
auftretender Nutzungsformen und Kombinatio­
nen von Standortfaktoren als Grundlage für z.B. 
Bestandsaufnahmen und abzuleitende Entwick­
lungspotentiale ansetzen kann.

• Allgemeine Zielangaben wie z.B. die pauschale 
Rückführung eines Landschaftsraumes in seinen 
"Natur"zustand können jedoch in unserer mittel­
europäischen Kulturlandschaft bestenfalls als 
übergeordnete idealistische Leitvorstellungen 
gesehen werden. Spätestens wenn es um die im 
Einzelfall im konkreten Maßnahmenbezug not­
wendige sachliche, räumliche und zeitliche Dif­
ferenzierung geht, spielt der Realitätsbezug im 
Sinne des tatsächlich Erreichbaren eine wesent­
liche Rolle. Mangelnde Akzeptanz von Anliegen 
des Natur- und Umweltschutzes resultiert häufig
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Abbildung 5
Einbindung von Kompensationsmaßnahmen in ein übergeordnetes M aßnahmenkonzept (Quelle: Planungsbüro 
Dr. Schaller, Kranzberg, 1991)
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daraus, weil er eben diese Differenzierung seiner 
Ziele und den daraus sich ergebenden Realitäts­
bezug vermissen läßt.
Neben der räumlichen und sachlichen erscheint 
dabei insbesondere auch die zeitliche Konkreti­
sierung wichtig, da sie eine Priorisierung hin­
sichtlich dessen, was kurz-, mittel-, langfristig 
erreicht werden kann, beinhaltet.

• Der planerische Zielfindungsprozeß dient letzt­
lich der Bereitstellung von Entscheidungsgrund­
lagen für Politik und Verwaltung. Dazu ist ein 
transparenter und flexibler Prozeß der Zielfin­
dung vonnöten, denn nur von den zuständigen 
Akteuren akzeptierte Ziele werden letztlich auch 
umgesetzt. Dabei gilt es, im Planungsprozeß so­
weit als möglich Sachaussagen und darauf auf­
bauende normative Wertungen zum einen, wei­
terhin die planerisch abgeleiteten und begründe­
ten sowie die im politischen Diskussionsprozeß 
dann modifizierten Ziele zum anderen auseinan­
derzuhalten (vgl. den Beitrag von SCHEMEL in 
diesem Band).

Es sollte hier anhand der verwendeten Beispiele nun 
nicht darum gehen, feste Schemata aufzuzeigen, 
sondern vielmehr Denkweisen, die bei der Leitbil­
dentwicklung und Zielformulierung eine Rolle spie­
len können, zu verdeutlichen. Notwendig im Um­
gang mit unserer Landschaft bei der Leitbildent­
wicklung ist beides - das Wünschenwerte und das 
Machbare. Wir brauchen Visionen und Ideale, die 
über die Gegenwart hinausschauen, aber wir müssen 
uns auch den Realitäten stellen und müssen fähig 
sein, Prioritäten zu setzen sowie u.U. alternative 
Strategien zu benennen. Es war ein Anliegen dieses 
Beitrages, aufzuzeigen, wo im Prozeß der Leitbild- 
entwickung diese beiden Pole des Wünschenswer­
ten und des Machbaren angesiedelt sein können. 
Die Formulierung von mit den anderen Nutzungsan­
sprüchen abgestimmten Leitbildern ist unverzicht­
bar, wenn im Naturschutz nicht mehr nur der Schutz- 
charakter im Vordergrund stehen, sondern die im

Bundesnaturschutzgesetz als gleichberechtigt ange­
führten, bis dato aber häufig vernachlässigten Ent- 
wicklungsaspekte an Bedeutung gewinnen sollen. 
Soll der Naturschutz stärker aus seiner bislang vor 
allem reaktiven Haltung heraustreten, die sich in 
besagten konservierenden Strategien und in einem 
"Arche-Noah-Prinzip" (von dem was da ist, retten, 
was noch zu retten ist) ausdrückt, so muß er aktive 
und in die Zukunft gerichtete Handlungskonzepte, 
eben Leitbilder und darauf fußende Zielsysteme, 
entwickeln.
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Ziele und Standards für die Belange des Arten- und 
Biotopschutzes:
Das "Zielartenkonzept" als Beitrag zur Fortschreibung des Landschafts 
rahmenprogrammes in Baden-Württemberg

Heinrich Reck, Roswitha Walter, Elisabeth Osinski, Giselher Kaule, Thomas Heini, Ulrich Kick und 
Martin Weiß

1 Die Stellung des "Zielartenkonzeptes" inner­
halb der Fortschreibung des Landschafts- 
rahmenprogrammes für das Land Baden- 
Württemberg

In den nächsten Jahren soll das Landschaftsrahmen­
programm Baden-Württemberg fortgeschrieben 
werden (Erstfassung 1983; Gültigkeit 10-15 Jahre). 
Mit den fachlichen Vorbereitungen zur Fortschrei­
bung ist das Institut für Landschaftsplanung und 
Ökologie der Universität Stuttgart unter Leitung von 
Prof. Dr. G. Kaule im Auftrag des Umweltministe­
riums Baden-Württemberg betraut.
Das Landschaftsrahmenprogramm enthält laut § 7 
des Naturschutzgesetzes des Landes Baden-Würt­
temberg (NatSchG) "die Zielsetzungen des Natur­
schutzes, der Landschaftspflege und der Erholungs­
vorsorge für die weitere Entwicklung von Natur und 
Landschaft des gesamten Landes. Dabei sind die 
ökologischen Grundlagen für die Landschaftsent­
wicklung zu erarbeiten und darzustellen."
Diese Darstellung umfaßt entsprechend §1 des 
NatSchG den Naturhaushalt, die Naturgüter (ein­
schließlich der Tier- und Pflanzenwelt), das Land­
schaftsbild und die Erholungsvorsorge.

Das Landschaftsrahmenprogramm stellt Abwägungs­
grundlagen für die Fortschreibung des Landesent­
wicklungsplanes, die Regionalplanung, die Land­
schaftsplanung und für weitere Fachplanungen be­
reit.
Wichtige Aspekte der Vorbereitung sind:
• Die landesweite Darstellung der ökologischen 

Grundlagen in Form größtenteils neuer Grund­
lagenkarten;

• Die Darstellung von Geometrien und Sachdaten 
in digitaler Form sowie die Integration in ein 
Geographisches Informationssystem (im Aus­
tausch mit dem im Aufbau befindlichen Umwelt­
informationssystem des Landes Baden-Würt­
temberg);

• Die Abwicklung in drei Phasen:
Darstellung der Bedeutung und der nut­
zungsspezifischen Empfindlichkeit von Na­
turhaushalt, Naturgütem, Landschaftsbild 
und Erholung;

Ermittlung von aktuellen Beeinträchtigun­
gen und von Grundlagen für Szenarien, an 
denen künftige Belastungen abgeschätzt wer­
den können;
Ableitung von Schutz-, Sanierungs- und Ent­
wicklungszielen für Naturhaushalt, Naturgü­
ter, Landschaftsbild und Erholung für Teilräume 
und spezifische Nutzungen.

Einen Vergleich verschiedener Planungsmaßstäbe 
zeigt Tabelle 1. Aus den darin dargestellten Aufga­
ben und v.a. den vorhandenen Mängeln in Bezug 
zum Arten- und Biotopschutz ist der Bedarf (nicht 
nur) für ein Rahmen-Ziel erkennbar.

Für die Darstellung der ökologischen Grundlagen ist 
in der Fortschreibung des Landschaftsrahmenpro­
grammes als einheitlicher Maßstab 1:200 000 vor­
gesehen, jedoch werden themenspezifische Bezugs­
räume gebildet. Die Bearbeitung erfolgt durch oder 
in enger Zusammenarbeit mit Landesbehörden und 
Experten.
Die Neubearbeitung landesweiter Datensätze reicht 
z.B. von der Grundwasserhöffigkeit über die Emp­
findlichkeit der Böden gegenüber Stoffeinträgen, 
das Bioklima, den ökomorphologischen Zustand 
von Fließgewässem bis hin zu landschaftsästheti­
schen Qualitäten. Das "Zielartenkonzept" - oder aus­
führlicher die "Herleitung und Darstellung räumlich 
differenzierter Schutzprioritäten für den Arten- und 
Biotopschutz" - ist ein Teilprojekt unter anderen.

Zur Ermittlung der Schutzprioritäten und der raum­
spezifischen Empfindlichkeit der Arten und Biotope 
gegenüber bestimmten externen Einflüssen muß, 
bedingt durch den Standort- und Nutzungseinfluß, 
auf eine breite Datenbasis zurückgegriffen werden, 
die wesentlich auch die abiotischen ökologischen 
Grundlagendaten betrifft. Zudem können Schutz­
prioritäten und Zielvorschläge für Arten und Bio­
tope nicht alleine aus dem Bestand, sondern sie 
müssen vor allem aus dem Potential abgeleitet wer­
den (vgl. Fallbeispiele 1-3 unter Punkt 4.4.3). Zum 
Potential gehören auch die beschränkenden Fakto­
ren, sprich aktuelle Belastungen/Gefährdungen des 
Naturhaushalts und der Standorte. Die Daten zu den 
abiotischen Ressourcen sind auch notwendige
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TabeUe 1____________________________________________________________________________________________
Planungsebenen zur Ableitung von Zielprioritäten für den Artenschutz (in Anlehnung an PFÜTZENREUTER & 
ROUBITSCHEK, 1991).

Planungs­
ebenen

Maßstab und inhalt­
licher Schwerpunkt

Planungsart und vorherr­
schende Qualität für den Arten- 
und Biotopschutz 1

Weiterführende Beispiele 
oder Projekte

Land ca. 1 200 000. Schutz- 
pnoritäten für Natur­
räume, Grundanfor­
derungen an Nutzungen. 
Vorrangbereiche für den 
Artenschutz (Bestand 
und Potentiale), 
Rahmen-Leitbilder

Landschaftsrahmenprogramm 
und Landesentwicklungsplan 
(bisherige Formulierungen 
blieben pauschal ohne oder nur 
mit geringer Regionalisierung 
und ohne konkrete, im ent­
sprechenden Maßstab räumlich 
abgegrenzte Ziele)

• "Naturschutzprogramm 
Saarland"

Naturraum/
Region

1 10 000 - 1 50 000. 
differenzierte Vorrang­
konzepte, fachliche Ab­
grenzung von Schutzge­
bieten, Maßnahmenpro­
gramme für Schutz­
flächen und Nutzungen

Landschaftsrahmenplan, 
Regionalplan (i.d.R. unverbind­
lich formulierte Aussagen 
bezüglich des Arten- und 
Biotopschutzes, selten räumlich 
differenziert abgegrenzte Ziele)

• "Ökologische Landschafts­
bewertung in Talräumen 
der Region Franken"

• "Naturschutz- Gesamtkon­
zept für den Kanton 
Zürich"

• "Naturraumkonzept 
Strom- und Heuchelberg"

• "ABSP Bayern"
Kreis/
Gemeinde

1 2500 - 1 10 000. 
kleinräumige, großteils 
flächenscharfe (par­
zellenscharfe) Flächen- 
nutzungs- und Schutz­
konzepte mit zuge­
hörigen Maßnahmen­
beschreibungen

Landschaftsplan. Flächen­
nutzungsplan (i.d.R. unverbind­
liche Formulierungen für den 
Arten- und Biotopschutz, meist 
ohne ausreichende Bestands­
analysen).
Biotopvernetzungsplanungen 
(sehr heterogen, von der unre­
flektierten Anwendung öko­
logischer "Kochrezepte" bis zur 
präzisen Ableitung von Schutz­
zielen aus dem Bestand)

• "Biotopvemetzung 
Westlicher Enzkreis"

• "Arten- und Biotopschutz­
konzept in der Flurbe­
reinigung Hertingen"

• "Biotopvernetzung in 
Hayingen-Ehestetten"

u.v.a.

Betrieb/
spezielle
Flächen

1 1000- 1 5 000 
umweltgerechte Pro­
duktion. Flurgestaltung. 
Extensivierung. Flächen­
stillegung bzw. spezielle 
Maßnahmenplanung. 
Renaturierung, Pflege. 
Nutzung von Gebieten

GOP (oft ohne ausreichende 
Bestandskenntnisse), LBP (i.d.R 
ausführliche Grundlagener­
hebung. nur noch selten bloße 
Eingrünung)
Schutzgebietswürdigungen und 
Pflegepläne (sehr heterogen) 
u.s.w

Zahlreiche beispielhafte 
Vorhaben sind abgeschlossen

1 s. z.B. WECKEN (1990), RECK ( 1990)

Grundlagen, um die Wirkungen verschiedener Sze­
narien der Landschaftsentwicklung abschätzen zu 
können.

Bis Ende 1995 sollen die Arbeiten zum Zielarten­
konzept (im folgenden mit "ZAK" abgekürzt) abge­
schlossen sein. Neben der Darstellung der ökologi­
schen Grundlagen sollen detaillierte Vorschläge 
nicht nur zu Schutzprioritäten, sondern zu Zielhö­
hen, zu Standards für flächenintensive Nutzungen 
(Obergrenzen der Belastungen und Untergrenzen 
der Ausstattung mit Begleitbiotopen) und Entschei­
dungshilfen bei konfliktträchtigen Fragen, z.B. im 
Spannungsfeld zwischen Entwicklung oder Konser­

vierung von Landschaft bzw. zwischen Sukzession 
oder Pflege in verschiedenen Lebensräumen, erar­
beitet werden.

Bis dato (Juni 1994) wurden in enger Abstimmung 
mit dem Umweltministerium Baden-Württemberg 
(Betreuung: M. Lämmle) und der Landesanstalt für 
Umweltschutz (Betreuung: Dr. J. Marx und Dr. K. H. 
Harms) die vorhandenen Datensätze und Arbeitshy­
pothesen zusammengestellt. Ein Teil der führenden 
Experten zu verschiedenen Artengruppen Baden- 
Württembergs wurde bereits über das Vorhaben un­
terrichtet, und erste Auswertungsroutinen wurden 
abgestimmt.
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Inzwischen sind die meisten der verfügbaren Land­
schaftsdaten in ein Geographisches Informationssy­
stem eingespeist; weiterhin haben Testläufe zur 
Auswertung von Landschaftscharakteristika und zu 
2 Tiergruppen (Wirbellose) sowie einigen Pflanzen­
familien stattgefunden.

Der nachfolgende Bericht ist ein Arbeitspapier, das 
im Sinne der Tagung den aktuellen, keineswegs 
abgeschlossenen Diskussionsstand wiedergibt und 
auf einem noch sehr heterogenen Bearbeitungsstand 
von Teilaufgaben und Auswertungen aufbaut!

2 Aufgaben, Hypothesen und Erfahrungen

Die Umsetzung des Naturschutzgesetzes verlangt, 
daß alle freilebenden Arten und die ihnen angemes­

senen Lebensräume erhalten werden (§ 1 NatSchG 
Abs. 2). Dieser Auftrag ist Voraussetzung, um als 
eine Grundhypothese für die Zielfindung das Kon­
zept der MVP (= minimum viable population, vgl. 
SOÛLÉ, 1980,1986 und 1987) heranzuziehen. Weil 
nicht alle Arten gleichermaßen schutzbedürftig sind, 
können je nach Gefährdungsgrad, Repräsentanz und 
Schutzpotential Prioritäten gebildet werden. Das 
Prinzip der Ableitung von Schutzprioritäten und 
Zielhöhen zeigt Abb. 1. Ziele für den Arten- und 
Biotopschutz müssen sich am vorhandenen Bestand 
und Potential schutzbedürftiger Arten orientieren.

Die Forderung insbesondere nach regionalisierten 
Leitbildern bzw. Zielen für die Belange des Arten- 
und Biotopschutzes wird immer stärker (BLAB, 
1993; ESER et al., 1992; LFU, 1992; PLACHTER,
1992). Benötigt werden definierte Ziele sowohl zur

bei kleinmaßstäblicher Planung: vorhandene Datensätze 
bei großmaßstäblicher Planung: i.d.R. Vor-Ort-Analyse

ggf-
spezifische
Populations­
gefährdungs­
analyse

i.d.R. Literaturauswertung
(Informationen aus dem 
Landschaftsmonitoring)

Verbreitung und bisherige 
Bestandsentwicklung von 
Arten
Verbreitung und bisherige 
Bestandsentwicklung typi­
scher Zönosen und Habitate 
bzw. Biotope

Ökologische Ansprüche der 
Populationen

Erfahrungen aus Erfolgs- 
kontrollen/Monitoring

Nutzungstrends

Wirtschaftlichkeit und 
Akzeptanz geforderter 
Maßnahmen

&
Ä
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Planung
Abbildung 1
Prinzip der Ableitung von Schutzprioritäten
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Bewahrung der Schutzgüter nach dem NatSchG, als 
auch zur Einflußnahme bei der zukünftigen Land­
schaftsentwicklung (Entwicklungspotentiale) sowie 
als Entscheidungskriterien bei Zielkonflikten. Na­
turschutzansprüche müssen dabei frühzeitiger als 
bisher in die Raumentwicklung eingebracht und pers­
pektivisch geplant werden.

Die Entwicklung beispielsweise der Gewässergüte 
in Baden-Württemberg zeigt, daß klar definierte 
(operable) Zielsetzungen erfolgreich zur Verbesse­
rung beitragen können. Dagegen wird die Ver­
schlechterung der Lebensgrundlagen für Tier- und 
Pflanzenarten bisher trotz aller Bemühungen besten­
falls gebremst. "Ein effektiver Natur- und Umwelt­
schutz wird erst möglich sein, wenn es gelingt, § 1 
Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) in Form teil- 
räumlicher Umweltqualitätsziele und -Standards zu 
konkretisieren" (DUHME et al., 1992).

Bisher existieren Zielartenkonzepte vor allem für 
Einzelarten in Naturlandschaften außerhalb Mittel­
europas (HOVESTADT et al., 1991; s.a. BOYCE, 
1992). In Baden-Württemberg liegen Ansätze zu 
Zielartenkonzepten, die auf Zielartenkollektiven be­
ruhen, für ca. 20 großmaßstäbliche Planungen vor 
(Pflegepläne, Biotopvemetzungen, Landschafts­
pflegerische Begleitpläne, wertende Wirkungsszena­
rien in Umweltverträglichkeitsstudien (UVS) etc.). 
Kleinmaßstäblichere Beispiele mit vergleichbaren 
Ansätzen aus anderen Ländern sind u.a. das Natur­
schutz-Gesamtkonzept für den Kanton Zürich 
(KUHN et al., 1992) und Vorüberlegungen für die 
Entwicklung des Biosphärenreservates Schorfhei- 
de-Chorin (HEIDT, SCHULZ & LEBERECHT in 
diesem Band).

Die bisherigen Erfahrungen mit Zielartenkonzepten 
sind gut, weil Maßnahmen, die über klar erkennbare 
Arten(-vorkommen) begründet sind, aufgrund der 
Transparenz gut mit Betroffenen diskutierbar und 
damit auch gut von diesen akzeptierbar sind. Außer­
dem ist der Erfolg von Maßnahmen (oder Unterlas­
sungen) eindeutig kontrollierbar (s.a. MARTI & 
STUTZ, 1993; MEINEKE, 1994; REICH, 1994).

2.1 Aufgaben der Zielartenkonzeption

Die Grundidee zum "Zielartenkonzept" wurde aus 
wiederkehrenden Problemen in der Planungspraxis 
heraus entwickelt: •

• Wie können in kleinräumlichen Planungen über­
geordnete Schutz- und Entwicklungsprioritäten 
(Naturleitbilder in den Naturräumen) berück­
sichtigt werden?

• Wie sollen Entwicklungspotentiale berücksich­
tigt werden?

• Wo sind Bereiche mit höchster Priorität für Flä­
chenentwicklung (z.B. biologische Durchlässig­
keit, einmalige Entwicklungspotentiale) bzw. 
wie sind diese zu lokalisieren?

• Aufgrund welcher Kriterien lassen sich Zielkon­
flikte lösen bzw. Prioritäten ermitteln, z.B. im

Spannungsfeld der Alternativen Nutzung - Pfle­
ge - Sukzession?

• Welche "Werte" müssen z.B. bei der Eingriffs­
planung abgewogen werden, wo bestehen be­
sondere Risiken?

• Wie können die Landschaftsfunktionen für den 
Artenschutz berücksichtigt werden, die sich 
durch "Biotope" nicht beschreiben lassen? (Bei 
der Biotop-Klassifizierung "wird der hohe land­
schaftsökologische Stellenwert von Übergängen 
bzw. der Mosaik-Struktur zwischen unterschied­
lichen Raumeinheiten nicht immer ausreichend 
deutlich"; vgl. BLAB, 1993)

• Wie kann der Erfolg von Maßnahmen kontrol­
liert werden?

• Wie lassen sich Leitbilder operationalisieren, 
ohne unflexibel zu werden?

Eine entscheidende Grundanforderung ist dabei, sta­
tisches Konservieren von Zuständen zu vermeiden 
und eine Weiterentwicklung der Landschaft ohne 
Werteverlust, sondern mit Verbesserungen zu er­
möglichen. Selbst der Übergang der Matrix einer 
Landschaft in patches oder Korridore (SAMWAYS, 
1994) und umgekehrt ist denkbar.

Soweit sinnvoll, soll Schutz- und Maßnahmenbe­
darf über die Formulierung von Artenkollektiven 
(Zielartensysteme, siehe Kap. 4.4) definiert werden, 
die qualitativ und quantitativ höchste Ansprüche an 
Lebensräume und ihre Kombinationen vertreten, 
und die hohe Empfindlichkeit gegenüber typischen 
Belastungen haben. Außerdem, und das ist ein 
Schwerpunkt des Projekts, soll keine Nutzung Öko­
systeme nachhaltig beeinträchtigen. Dazu soll eine 
naturraumspezifische Grundausstattung definiert 
werden, die geeignet ist, Mindestqualitäten für ver­
breitete Nutzungen zu repräsentieren (hier zunächst 
bezogen auf den Artenschutz).

Ziele werden aus dem Artenbestand, dem Standort­
potential und der Nutzungssituation für verschiede­
ne Raumkategorien entwickelt.
Abbildung 2 gibt eine Übersicht zu den Aufgaben, 
die das "Zielartenkonzept" in Ergänzung zu anderen 
Artenschutzstrategien erfüllen soll. Wesentlich ist 
dabei, daß dies nur über verschiedene, gleichwertige 
Zielkategorien (Mindeststandards, Prozeßschutz, 
Populationsschutz) gelingen kann, wobei durchaus 
Überschneidungen auftreten.

Zielkategorie "Mindeststandard"
Neben den speziellen Zielen lassen sich allgemeine 
Grundanforderungen, z.B. für bereits stark verarmte 
Lebensräume, festlegen. Diese müssen, abhängig 
vom Biotop- bzw. Nutzungstyp, immer für verschie­
dene Anspruchstypen ermittelt werden. Für Wiesen 
geschieht dies z.B. über Pflanzen, Vögel, Schmet­
terlinge, Heuschrecken und ggf. Laufkäfer bzw. 
Taxa, die ähnliche Anspruchstypen enthalten.
Der Mindeststandard enthält den grundlegenden 
Zielvorschlag: "Keine unverbaute Fläche soll ver­
armt sein" Diesem liegt die von KAULE (1986,
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1991) entwickelte 9-stufige Bewertungsskala für 
Flächen zugrunde. Der Mindeststandard ist orien­
tiert an der Wertstufe 6, d.h. an lokaler Bedeutung 
und damit nicht in Kategorien fallend, die eine Un­
terschutzstellung als Landschaftsschutzgebiet oder 
höher angemessen erscheinen lassen (Ausnahmen 
inzwischen § 24a NatSchG bzw. 20c BNatSchG). 
Allgemeine Beispieltabellen zur Bewertung liegen 
von KAULE (1991), für Tiere von RECK (1990) 
und für Auengrünland von KUNZMANN et al. 
(1992) vor.
In Baden-Württemberg existieren inzwischen aus­
reichend viele Arbeiten, die die Zuordnung über 
definierte Arten für die Hauptflächennutzungen zu­
lassen. In Nutzflächen bedeutet der Mindeststan­
dard, daß standortspezifische Arten in naturraumty­
pischer, durchschnittlicher Zahl auftreten. Der Min­
deststandard definiert aber nicht die Art der Flächen­
nutzung. Die Bezugsflächen sind passend für z.B. 
landwirtschaftliche Betriebssysteme, in denen ein­
zelne Flächen zwangsläufig intensiv genutzt werden 
müssen und andere dies wieder kompensieren. 
KAULE (1986) schätzt, daß ca. 45% der Flächen 
bereits unter dem angestrebten Wert liegen (bezogen 
auf die BRD alt, ohne Alpen und Küste).

Durch die Umsetzung des Mindeststandards wird 
erwartet, daß verhindert wird, daß noch mehr Arten 
in Gefährdungskategorien der Roten-Listen aufge­
nommen werden müssen und damit spezieller Popu­
lationsschutz erforderlich wird. Legt man die Ein­
schätzung von MUHLENBERG et al. (1990) zu­
grunde, daß in derzeitigen Naturschutzflächen allen­
falls 25 % der in der BRD (alt) existierenden Arten 
erhalten werden, jedoch weniger als 25 % der ge­
fährdeten, kommt der Wiederherstellung der Le­
bensraumeignung der Gesamtlandschaft besondere 
Priorität zu. Ein positiver Effekt für die nicht auf 
Extrem-Standorte spezialisierten Arten der Roten 
Listen wie Rebhuhn, aber auch Raubwürger wird 
erwartet.

Zielkategorie "Prozeßschutz"

Viele mitteleuropäische Arten sind in eine Lebens­
raumdynamik eingenischt, die natürlicherweise da­
zu führt, daß sie ihren Lebensraum oft erst nach 
jahrzehnte- oder jahrhundertelangen Perioden auf 
denselben Flächen wiederfmden (Mosaik-Zyklus- 
Konzept, s. z.B. REMMERT, 1992). Sie wandern 
kleinräumig mit Störstellen, Altersstadien etc. oder 
großräumig in "Katastrophengebiete". Hinzu kom­
men populationsdynamische Prozesse des Erlö­
schens und Wiederbesiedeins von Habitaten durch 
Teile von Metapopulationen. Für einen Teil der Ar­
ten wird dies durch die Nutzungsdynamik ersetzt. 
Aber bestimmte Ersatzbiotope wie z.B. die extensi­
ve Beweidung großer Flächensysteme sind obsolet, 
sie werden zur Zeit noch aus Naturschutzmitteln zur 
Erhaltung von Arten (z.T. aber auch von bestimmten 
Zönosen und Erholungslandschaften) subventio­
niert. Eine langfristige Sicherung durch Pflege wird 
aber zunehmend bezweifelt (LFU, 1992).

Natürliche Dynamik, die nach einer Anfangsinvesti­
tion kostenfrei Lebensräume erhält und darüber hin­
aus wieder Lebensräume schafft, die durch Nutzun­
gen nie simuliert werden können, gilt deshalb viel­
fach als neues Idealkonzept des Naturschutzes. Sie 
ist notwendig zur Sicherung von Arten und als 
Maßstab (Referenz) für nutzungsbedingte Lebens­
räume.
In der Konkurrenz mit anderen Nutzungen muß 
zuerst abgeschätzt werden, welches Schutzziel wel­
chen Grad an natürlicher Dynamik erfordert (soll 
Auendynamik stabile Populationen von Uferkäfem 
oder von Ufervögeln ermöglichen; kann mit der 
Formulierung: "soviel Dynamik wie möglich" eine 
ausreichende Zahl von Maßnahmen initiiert und der 
Erfolg bilanziert werden?). Eine besondere Schwie­
rigkeit ist, daß außerhalb von Auen die Vorausset­
zungen für natürliche Dynamik, z.B. große unzer- 
schnittene Räume (LASSEN, 1990) und habitatbil­
dende Megafauna (BEUTLER, 1992; GEISER, 
1992) kaum vorhanden sind.
Für das Landschaftsrahmenprogramm muß ermittelt 
werden, wo überhaupt noch Potentiale oder Wieder­
herstellungsmöglichkeiten für natürliche Prozesse 
vorhanden sind und ob bzw. wie sie sinnvoll in 
umgebende Nutzlandschaften eingegliedert werden 
können.
Dann ist zu prüfen, welche Arten ausschließlich 
dadurch erhalten werden können und welche der 
bisher durchgeführten Artenschutzmaßnahmen 
(Pflege) überflüssig werden; letztendlich ist zu ent­
scheiden, wieviel Flächen der freien, unverplanten, 
ungerichteten Entwicklung überlassen werden kön­
nen.

Zielkategorie '' Populationsschutz''

Die Verwendung von Zielarten (wenn auch nicht 
explizit so benannt) gehört seit langem zum Instru­
mentarium des Naturschutzes - sei es in speziellen 
Artenschutzprogrammen, sei es bei der Begründung 
von Naturschutzmaßnahmen über (planerische) 
Leitarten (z.B. KAULE et al., 1981) oder als An­
spruchstyp (vgl. BLAB et al., 1989; MÜLLER & 
RIEDL, 1983; RIECKEN & BLAB, 1989: "Anhand 
der ökologischen Anspruchsprofile ausgewählter, 
für den jeweiligen Biotop typischer Tierarten wer­
den sodann die für die Existenz und Überlebenssi­
cherung der spezifischen Tierarten’ gemeinschaften’ 
elementaren Qualitäten, Strukturen und Mangelfak­
toren benannt und teilweise auch inhaltlich bilan­
ziert").
Unter dem Kapitel "Pflegemaßnahmen (Zielarten­
konzept)" definiert KRATOCHWIL (1989) den Be­
griff Zielart: "Solche Arten oder Artengruppen, de­
ren Erhaltung im Schutzziel verankert ist, seien im 
folgenden Zielarten bzw. Zielarten-Gruppen ge­
nannt. Erst wenn man sich über diese Zielarten einig 
ist, können Fragen nach der Schutzfähigkeit (...), 
z.B. Kriterien für die Festlegung des Flächenan­
spruchs einer Tierpopulation, populationsgeneti­
sche Gesichtspunkte, diskutiert werden."
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MÜHLENBERG (1989) bringt den Begriff ver­
stärkt in die Naturschutzdiskussion ein. Der Arten­
schutz über Zielarten soll danach zu objektivem 
(wissenschaftlich begründetem) Vorgehen in der 
Planung und Umsetzung von Maßnahmen des Ar­
tenschutzes führen: über Zielarten läßt sich (z.B. 
unter der Vorgabe minimalgroßer überlebensfähiger 
Populationen, MVP) der notwendige Flächenbedarf 
(gekoppelt mit der Lebensraumqualität) festlegen 
und die Zielerfüllung von Maßnahmen des Arten­
schutzes kontrollieren.
Zielarten erfüllen danach also zwei Aufgaben im 
Artenschutz:
• sie begründen nachvollziehbar den Umfang von 

Maßnahmen und
• sie ermöglichen eine eindeutige Maßnahmen­

kontrolle.
Über den Schutz von Zielartenkollektiven soll si­
chergestellt werden, daß alle heimischen Tiere und 
Pflanzen langfristig gesichert sind.
Über die Ansprüche dieser Arten werden einerseits 
notwendige Landschaftsentwicklungsmaßnahmen 
formuliert, andererseits sind die Arten Indikatoren 
für eine Erfolgskontrolle.
Weil die meisten Arten in verschiedenen Nutzungs­
systemen oder Lebensräumen existieren können, ist 
mit der Formulierung von Zielarten keine schemati­
sche Zukunftslandschaft vorgegeben, sondern es 
wird ein arterhaltender Rahmen formuliert, in den 
unter Berücksichtigung sonstiger Umweltqualitäts­
ziele und ökonomischer Erfordernisse sehr ver­
schiedene Zukunftsszenarien eingepaßt werden 
können. Selbst Zielartenkollektive müssen zukünf­
tig nicht innerhalb einer Zönose Vorkommen.
Über die Prognose, welche Auswirkungen staatliche 
(und private) Programme und Maßnahmen auf ver­
schiedene prioritäre Schutzziele haben, können Zu­
kunftsentscheidungen auf ihre Verträglichkeit ge­
prüft werden.

Mittelbar aus dem Populationsschutz und dem 
Schutz standörtlicher Grundvoraussetzungen leitet 
sich schließlich der Biotopschutz, insbesondere von 
Kulturbiotopen, ab. Welche Arten können nicht 
mehr oder noch nicht in dynamischen Landschaften 
erhalten werden? Für welche Arten müssen wieviel 
Standorte mit einer bestimmten Vegetationsdecke 
vorhanden sein?
Außerdem leitet sich der Biotopschutz aus land­
schaftsästhetischen Belangen ab.
Bestimmte Biotope genießen inzwischen gesetzli­
chen Schutz (§ 24a NatSchG, § 20c BNatSchG). Für 
vorrangig schutzbedürftige Biotope liegen seit lan­
gem und immer wieder ergänzte Listen vor: KAULE 
(1991), RINGLER (1993), RIECKEN, RIES & 
SS YMANK (Rote Liste Biotope, unveröff. Entwurf 
1993, BfN). Im Zielartenkonzept ist die Biotopkar­
tierung wesentliche Datenbasis.

Skizzierung des Vorgehens
In Deutschland können 50.000 oder mehr Metazoen 
(vgl. NOWAK, 1982) und eine Vielzahl ihrer Kom­

binationen (Lebensgemeinschaften) von der Land­
schaftsveränderung betroffen sein. Für die Planung 
muß diese Vielfalt auf überschaubare bzw. handhab­
bare Größen reduziert werden. Dazu können Arten 
zu ökologischen Gruppen mit ähnlichen Anspruchs­
profilen und Reaktionsmustem als "Anspruchsty­
pen" zusammengefaßt werden. Durch die Berück­
sichtigung eines ausgewählten Spektrums von Ar­
tengruppen, das die wichtigsten Anspruchstypen 
enthält, wird einerseits der vordringlichste Bedarf 
für Schutzmaßnahmen ermittelt, andererseits eine 
ausreichende Erfassung der Empfindlichkeiten ge­
genüber Veränderungen gewährleistet.
Aus planerischer Sicht muß bei der Beurteilung von 
Veränderungen von den örtlich vorhandenen und 
wertbestimmenden Arten mit der jeweils empfind­
lichsten Reaktion ausgegangen werden. Für die Her­
leitung notwendiger Maßnahmen sind wiederum die 
anspruchsvollsten der schutzbedürftigen (oder von 
einem Eingriff betroffenen) Arten heranzuziehen 
(vgl. Abb. 3).
Dieses Vorgehen muß immer um die Auswahl und 
Definition gewünschter Prozesse (Landschaftsdy­
namik) ergänzt werden.

2.2 Die Stellung des "Zielartenkonzeptes" 
innerhalb verschiedener Naturschutz­
strategien

Das "Zielartenkonzept" ist keine Alternative zu vor­
handenen Naturschutzstrategien, sondern die not­
wendige Präzisierung und Zusammenfassung eines 
wichtigen Teils. Das Biotopschutzgesetz in Form 
von § 24a NatSchG, d.h. die landesspezifische Um­
setzung des § 20c BNatSchG in Baden-Württem­
berg, wird vorausgesetzt! Auf dessen ideellen Inhalt 
wird deshalb im folgenden nicht mehr besonders 
eingegangen. Beim "Zielartenkonzept" steht die 
Entwicklung unserer gesellschaftsbestimmten 
Landschaft im Vordergrund.
Legt man die Entwicklung von Schwerpunkten des 
Naturschutzes von FISCHER (1992) zugrunde 
(Abb. 4), stellt sich beim Namen "Zielartenkonzept" 
die Frage: Ist dies nicht ein Rückschritt?
Im "Zielartenkonzept" sind Populationen aber ledig­
lich das Bezugssystem (und Kontrollsystem) der 
Schutzziele, und sie dienen zur Begründung von 
Qualitäts- und Flächenanforderungen (vgl. HOVE­
STADT et al., 1991). Objekte der Planung sind die 
Habitate von Populationen bzw. dazu geeignete Flä­
chen und die notwendige Habitatdynamik. Als 
Schutzkategorie stehen die Populationen gleichwer­
tig neben anderen (vgl. Abb. 2).
Die zusätzliche Ausweisung von Flächen mit vor­
rangigem Ziel natürlicher (langsamer) Dynamik in­
nerhalb des Konzeptes ist sowohl ein Experiment 
wie auch notwendige Referenz, um zu erkennen, wo 
durch die Kleinflächigkeit, durch Isolationsphäno­
mene und durch das Fehlen wesentlicher Einflußge­
ber in der Naturlandschaft (nicht manipulierte "Ka­
tastrophen", Megafauna) Grenzen der Entwicklung 
gegeben sind.
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Schritte zur Reduktion des Aufwandes für die planerische 
Behandlung der Belange des Arten- und Biotopschutzes

Reale
Vorkommen Gesamte örtliche Ti«jr- und Pflanzenwelt j

\ Reduktion zur Be 
\ (Bewertung v
\  '

ätandsbeurteilung / 
nd Prognose) /
r /

Bestands­
aufnahme

Planung

Biotoptypen und Auswahl von Artengruppen 
(Taxozönosen) mit Repräsentanten der wich­

tigsten Anspruchstypen mit verschiedenen em­
pfindlichen Reaktionsspektren: 
Auswahl von Artengruppen

Reduktion zur plan irischen Umsetzung
_______________ J _______________

Auswahl (durch iteratives Vorgehen) 
von Arten, durch die empfindlichste 
Reaktionen und die qualitativ und 

quantitativ größten Ansprüche 
an den Lebensraum vertreten 

sind:

Planung

Erfolgskon­
trolle und 
Biomoni­
toring

Erfolgskontrolle 
des Planzieles

Ökologische Be­
weissicherung

Ökosystem­
forschung

Abbildung 3
Ablaufschema: Schritte zur planerischen Behandlung der Belange des Arten- und Biotopschutzes

3 Bezugsgrößen, Maßstab und Datengrund­
lagen

Der Planungsmaßstab, auf dessen Grundlage im 
Zielartenkonzept Aussagen getroffen werden, ist, 
angelehnt an die Grundlagenkarten zum Land­
schaftsrahmenprogramm, 1:200 000. Da Aussagen 
für Teilräume getroffen werden sollen, mußte eine 
Gliederung des Betrachtungsraums Baden-Würt­
temberg gefunden werden. Gemeinhin gebräuchlich 
und auf landschaftliche Zusammenhänge abzielend 
ist dies die Naturräumliche Gliederung Deutschlands 
(MEYNEN & SCHMTTHÜSEN, 1953ff.). Mit der 
Bezugsraumebene der Naturräume 4. Ordnung arbei­

tete bereits die Grundlagenerhebung zum ersten 
Landschaftsrahmenprogramm. Die Differenzierung 
des Landes in 66 Teilräume (Naturräume) hätte bei 
Planungsaussagen, z.B. bezüglich der Mindeststan­
dards für jeden Raum, Wiederholungen auftreten 
lassen. Deshalb erfolgte eine Zusammenfassung 
einzelner Naturräume nach den Hauptkriterien Geo­
logie und Klima. Zu den sich so ergebenden 15 
Zielartenkonzept (ZAK)-Bezugsräumen wurden die 
durch die Geomorphologie abgegrenzten Auenräu- 
me der drei großen Flüsse Rhein, Donau und Neckar 
hinzugefügt, da diese als gesonderte Entwicklungs­
räume beschrieben werden sollen (Abb. 5).
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Populationen und ihre 
Habitate, arterhaltende 
Prozesse, auch Kalami­
täten, Habitatschutz, 
Schutz von Biotopkom­
plexen

S3 « g> 
•3 N 3

Zielartenkonzept Prozeßschutz

heute
Biotopschutz

1940
(Rote-Liste-) Artenschutz

1900
(Zugriffs-)Arteuschutz

1850
Heimatschutz

Welche Prozesse, für welche Arten 
( welche sind unter den Bedingun­
gen der Industrielandschaft möglich)?

Welche Biotope, wieviele, wie 
groß, dürfen sie sich weiterent­
wickeln?

Flächen mit deren Vorkommen?

Beute von Jägern und Sammlern?

Besondere Naturschönheiten und 
Flächen mit Vorkommen beson­
derer Arten?

Schwerpunkte der Zielvorstellungen des 
Naturschutzes in den zurückliegenden 2 
Jahrhunderten (nach FISCHER 1992)

Fragen zur Operationalisierung

Abbildung 4
Schwerpunkte der Zielvorstellungen des 
Naturschutzes

N achw eise nach 1970 in E B E R T  & 
R EN N W A LD  (1991)

A ktuelle U ntersuchungen zur  
F lurbereinigung H ettingen

Colias australis Colias australis
M ellicta athalia 9

Erebia ligea Erebia ligea
Coenonympha glycerion Coenonympha glycerion
Lasiommata maera Lasiommata maera
Cupido minimus Cupido minimus
Aricia arlaxerxes Aricia artaxerxes
Lysandra coridon Lysandra coridon 

Apatura iris 
Lim enilis reducta 
Mesoacidalia aglaja 
Fabriciana adippe 
Issoria lathonia 
Clossiana dia 
M ellicta britomartis 
Erebia aethiops 
Erebia medusa 
Coenonympha arcania 
Hameans lucina 
Callophrys rubi 
M aculinea arion 
Plebejus argus 
Eumedonia eumedon 
Lysandra bellargus 
Erynnis tages 
Carcharodus alceae 
Spialia sertorius

8 Z ielarten 26 Z ielarten  1

Tabelle 2_____________________________
Nachweise von Tagfaltern (Zielarten) der 
Schwäbischen Alb in der TK 7721, Qua­
drant SO; Vergleich zwischen einer aktuel­
len Untersuchung mit dem landesweit vor­
handenen Datensatz im Grundlagenwerk von 
EBERT & RENNWALD (1991)

1 aber alle Arten sind für den ZAK-Bezugsraum (Schwäbische Alb) und im Naturraum Mittlere 
Flächenalb nachgewiesen (EBERT & RENNWALD 1991)

Das Zielartenkonzept sieht neben Zielvorschlägen 
für die ZAK-Bezugsräume auch Aussagen für die 
darin liegenden Naturräume 4. Ordnung vor, wenn 
sich diese in wichtigen Faktoren voneinander unter­
scheiden. Die Aussageschärfe ist hierbei stark von der 
Auflösungstiefe und der Vollständigkeit der Daten­
grundlage abhängig. Unsere Auswertungen sind fast 
ausschließlich auf vorhandene Datensätze angewiesen, 
denn die Bearbeitungszeit erlaubt zumindest bei den 
Arten keine eigenen Erhebungen.
So wird in Bezug auf die Arten hauptsächlich mit den

landesweit gesammelten Daten der Grundlagenwer­
ke zum Artenschutzprogramm (LfU, 1994) gearbei­
tet. Beim Vergleich z.B. der Quadrantendaten mit 
großmaßstäblichen Kartierungen (vgl. Tabelle 2) 
wird deutlich, daß die Daten der Grundlagenwerke 
nie lokale, fallbezogene Aufnahmen ersetzen kön­
nen. Großmaßstäbliche Planungen erfordern immer 
spezifische Bestandsaufnahmen, weil die vorhande­
nen Daten nur in Ausnahmefällen in ausreichender 
Qualität vorliegen und Daten zum Arten- und Bio­
topschutz aufgrund der Landschaftsdynamik schnell
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ZAK-Bezugsräume und Naturräume in Baden-Württemberg
Quellen: Naturräumliche Gliederung (LiU) 

Zielarten-Bezugsräume (HJ’CVIER) 
Maßstab: 1 1.200.000
Bearbeitung: L. Osinski, U. Kick

ZAK-Bezugsräume
1 Odenwald/Spessart
2 Nördlicher Oberrhein
3 Kraichgau/Neckarbecken
4 Kocher/Jagst/Tauber
5 Albvorland
6 Obere Gäue
7 Schwarzwald
8 Südlicher OberrheiiVHochrhein
9 Kaiserstuhl
10 BaarAVutach
11 Schwäbische Alb
12 Donau-Ablach/Riß-Aitrach-Platten
13 Südwestdeutsches Hügelland
14 Bodensee
15 Adelegg
16 Donau/Riß-Aue
17 Neckaraue
18 Rheinaue

Legende:

[ [ Aue

|/\/ | ZAK-Bezugsraum 

Naturraum

~lo/plot/zaknrg4 16.6.94

AbbUdung 5
Übergeordnete Bezugsräume im Zielartenkonzept Baden-Württemberg
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veralten (vgl. auch Verwaltungsgericht Mannheim 
AZ. 5211486; MÖLLER, 1993).
Das schließt aber nicht aus, daß die Daten auf Qua­
drantenbasis der Interpretation der Bestandssituati­
on im Land dienen können.
Die vorhandenen Daten zum Zustand der Land­
schaft liegen in stark unterschiedlichen Maßstäben, 
Datenformen (Punkt-, Rasterdaten) und -mengen 
vor. Zumeist war der Anlaß zur Datenerhebung nicht 
die Erfassung ökologischer Zusammenhänge, wes­
halb auch die Interpretation "fachfremder" Daten 
(die Bundeswaldinventur z.B. dient der Holzvor­
ratsplanung) in der Auswertung einen großen Raum 
einnimmt.
Da die bei der landesweiten Betrachtung notwendi­
gen Datenmengen nur noch mit Hilfe der EDV be­
wältigt werden können, ist die Verwendung digitaler 
Daten notwendig. In den Fachbereichen, die bei der 
Arbeit berührt werden, sind fachspezifische Infor­
mationssysteme aber erst im Aufbau begriffen, die 
notwendige Datengrundlage manchmal unvollstän­
dig, in sehr unterschiedlichen Datenvorhaltesyste­
men oder gar nicht digital vorhanden. Die Verwen­
dung der dann letztendlich auswertbaren Daten zielt 
auf die Entwicklung von Leitbildern für Landschaf­
ten aus der Sicht des Arten- und Biotopschutzes ab. 
Dabei gilt es, sowohl durch Standortsfaktoren und 
durch Nutzer der Kulturlandschaft initiierte Ent­
wicklungen, als auch in Zukunft realisierbare Land­
nutzungen mit einzubeziehen. Selbstverständlich 
wird dabei Landschaft als etwas Entwickelbares be­
trachtet, wobei im Bezug auf den Arten- und Bio­
topschutz die aktuellen Vorkommen von Arten und 
die Genese von Standorten und Biotopen "Sach­
zwänge" sind:

• Die Arten, weil ihre Populationen in vielen Fäl­
len so reduziert wurden, daß Neu- und Wieder­
besiedlungsprozesse nicht mehr oder nur über 
sehr lange Zeiträume stattfmden können. Auch 
sind häufig Standorte und Sukzessionsstadien 
durch extreme Barrieren bzw. große Entfernun­
gen voneinander getrennt, so daß Arten weder 
von ungenau plazierten Maßnahmen profitieren, 
noch einem "Mosaik-Zyklus" folgen können.

• Die Genese, weil Alterung nicht ausreichend 
simuliert werden kann. Die Verfügbarkeit von 
Totholz oder von Torfböden als Lebensraum 
spezifischer Arten ist begrenzt, die Etablierung 
mancher Lebensgemeinschaften unter heutigen 
Umweltbedingungen nicht mehr möglich.

Als Konsequenz kann der Populationsschutz trotz 
dem Primat der Weiterentwicklung von Landschaf­
ten wegen unzureichender Flächen mit geeignetem 
Mosaik dynamischer Lebensräume, wegen Verinse- 
lung oder fehlender Entwicklungsvoraussetzungen 
eine erhaltende Pflege im Sinne einer vorübergehen­
den "Arche-Noah-Funktion" erfordern. Dabei dür­
fen Arten nicht nur als Ressourcen, z.B. für die 
Wissenschaft, oder als zukünftiger Rohstoff, z.B. für 
medizinische Produkte, betrachtet werden. Viele Ar­
ten sind für das Überleben von Menschen genauso­

wenig relevant wie saubere Flüsse. Aber sie sind Teil 
der Qualität menschlichen Lebens und ihre Erhal­
tung kann oft mit Erfordernissen zur Bewahrung 
sonstiger Schutzgüter verbunden sein.
Die Wahl von Arten und nicht von Zönosen (z.B. 
bestimmten Pflanzengesellschaften) oder Biotopen 
als primäre Bezugsgröße geschieht, weil Arten eine 
vergleichsweise geringe Veränderlichkeit innerhalb 
planerisch relevanter Zeiträume aufweisen - sie sind 
damit ein stabiles Bezugssystem (vgl. RECK, 1993). 
Demgegenüber sind Zönosen und Biotope veränder­
lich und auch nur intakt, wenn sie sich laufend 
verändern und weiterentwickeln; außerdem sind sie 
nur über Arten definierbar. Und schließlich leben 
viele Arten von Landschaftsfunktionen, die alleine 
über einzelne Biotope nicht darstellbar sind. Die 
zweite wesentliche Bezugsgröße sind Standortbe­
dingungen (vgl. ROWECK, 1993).
Grundsätzlich ist es nicht Ziel des Projektes, für 
jeden Biotop des Landes eine Entwicklungsrichtung 
vorzugeben. Es geht vielmehr um naturraumbezoge­
ne Zielempfehlungen, die durch Artenmonitoring 
(zielorientierte Indikatoren; vgl. DER RAT VON 
SACHVERSTÄNDIGEN FÜR UMWELTFRAGEN 
SRU, 1994) eine Überprüfbarkeit erlangen. Sowohl 
Maßstab wie auch Bezugsraum lassen ausreichend 
Spielraum, um Zielvorschläge mit unterschiedli­
chen Mitteln und variabel im Raum umzusetzen. 
Eine starre Funktionszuordnung widerspräche so­
wohl dem Aufgabenfeld des Landschaftsrahmen­
programmes wie auch dem Grundsatz, eine Weiter­
entwicklung (i.S. des "sustainable development", s. 
z.B. SRU, 1994) der seit jeher variablen und seit 
Jahrhunderten großflächig von den Bedürfnissen 
der Landnutzer geprägten (Kultur-)Landschaft zu 
ermöglichen.

4 Bisheriges Vorgehen/Auswertimgen 
(Stand Juni 1994)

4.1 Landschaftsanalyse

Die Landschaftsanalyse hat die Aufgabe, die Be­
zugsräume und ggf. die Naturräume 4. Ordnung so 
zu charakterisieren, daß erkennbar wird, welche Be­
deutung die Landschaften für die Entwicklung und 
die Erhaltung natürlicher Prozesse, den Schutz und 
die Entwicklung von Standorten, Biotopen und Ar­
ten, speziell der Zielarten, besitzen.
Schwerpunkte der Auswertung liegen darin, festzu­
stellen ob:

die Landschaft im momentanen Zustand den aus­
gewählten Arten Lebensraum bieten kann, 
die Landschaft Standorte aufweist, die potentiell 
den ausgewählten Arten Lebensraum bieten 
können,
die Landschaft Belastungen oder Veränderun­
gen unterworfen ist, die den Bestand der Stand­
orte und Arten bedrohen können.

Zur Differenzierung von Landschaften in ihrem ak­
tuellen Zustand bzw. aufgrund ihres Entwicklungs­
potentials müssen aussagekräftige Parameter ausge-
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Breite der Nutzungseinheiten
Quelle: Luftbildauswertung ILPÖ 
Maßstab: 1 : 1.200.000

0 10 20 30___ 40 50 km

I I bis 50

I I  50 -  100 

■  100 -  200

H  über 200 Meter Schlagbreite 

W\ übergeordnete Bezugsräume für das Zielartenkonzept 

$IMPO/luftbild/schlagbreitesw.aml UK/IER 04.07.94 
Abbildung 6
Breite der landwirtschaftlichen Nutzungseinheiten (Schlaggrößen)

76



Übersicht über die bislang anwendbaren Datensätze
Tabelle 3_________________________________________

Thematische Zuordnung Inhalt Maß stab Quelle
Allgemeine Grundlagen
Geometrie Kreis-/Gemeindegrenzen 1 350 000 LfU

Agrarökologische Gliederung 1 . 250 000 FH Nürtingen
Naturräumliche Gliederung 1 . 200 000 LfU
Zielartenkonzept - Bezugsräume 1 . 200 000 LfU/ILPÖ

Flächennutzung Flächennutzungserhebung 
(Acker/Grünland) 
Viehdichte etc

Gemeindeebene Statistisches Landesamt

Kartierung der Gehölzausstattung 
und der Struktunertheil 
landwirtschaftlicher Flächen

Ausw ertung ca im 
lxlkm  Raster

Auswertung des ILPÖ im 
Auftrag des UM. Baden- 
Württemberg

Siedlungsfläche 1 . 250 000 BFANL
Standort Standorteignungskarte für den 

Landbau
1 250 000 FH Nürtingen

Biotopausstattung Biolopkartierung 1 25 000 LfU
Karte der potentiellen Verbreitung 
der Ackerwildkräuter Baden- 
Württembergs

auf der Grundlage 
der Teillandschaften 
der AÖG

Auswertung des ILPÖ im 
Auftrag der Landesanstalt 
für Flumeuordnung und 
Landentwicklung, Baden- 
Württemberg

Aktuelle Verbreitung
Wald Bundeswaldinventur in BW 2 km Raster FVA Freiburg
Biotopausstattung Wald Waldbiotopkartierung (unvoll.) 1 25 000 FVA Freiburg
Gewässer ökomorphologische Kartierung; 

Karte der Fließgew'ässer mit 
einem Einzugsbereich >20 km2

1 200 000 LfU

Offenland Bodennutzungserhebung gemeindebezogene 
Angaben zur Nut­
zung der Feldflur

Statistisches Landesamt

Potentielle Verbreitung
Wald Wuchsgebiete 1 600 000 BFANL
Historische Verbreitung
Wald Literatursammlung (z.B. 

Auwälder am Oberrhein)
diverse

Ressourcen
Unzerschnittene Räume 
1 1 000 000

LANIS

wählt werden. Sind Parameter, wie z.B. die Art der 
Hauptnutzung, der Anteil an kartierten Biotopen 
oder das Vorkommen bestimmter Standortstypen 
gefunden, müssen mit Hilfe von Ordnungskriterien 
die Ausprägungen dieser Parameter in ein hierarchi­
sches System übertragen werden. Häufig wird das 
Kriterium die Flächengröße sein, die den größten 
Einfluß haben kann. Bei der Klassifizierung von 
Standorten oder Biotopen kann z.B. auch die Reprä­
sentanz, die Vielfalt oder aber die Seltenheit eine 
Rolle spielen. Welche der jeweiligen Kriterien an 
der Spitze eines aufzustellenden Entscheidungsbau­
mes stehen werden, hängt von der betrachteten Ziel­
kategorie (vgl. auch Abb. 2) ab. In schon vorgenom­
menen Auswertungen wurde bereits deutlich, daß es 
einfacher sein wird, die quantitativen Kriterien zu 
erfassen als die qualitativen. Besonders für die 
großflächig verbreitete landwirtschaftliche Nutzflä­
che fällt es schwer, Unterscheidungsmerkmale für 
die Intensität der Nutzung zu finden, die aber ent­
scheidend für die Lebensumstände der Arten sind.

Als ein Qualitätskriterium wird im Projekt die 
Schlaggröße angenommen. Dazu wurden nach 
Überprüfung der Verwendbarkeit verschiedener Da­
ten (Automatisiertes Liegenschaftsbuch, Satelliten­
bilder, Luftbilder) die für Baden-Württemberg lan­
desweit vorliegenden Luftbilder in der aufgearbei­
teten Form als Orthophotos zur Analyse der Struk- 
turiertheit bzw. zusätzlich auch zur Analyse der Ge­
hölzausstattung der Landschaft ausgewählt. Die im 
Maßstab 1: 10 000 vorhegenden Luftbilder wurden 
in 9 Rasterfelder (Fläche ca. 1 km2) unterteilt. In 
jedem dieser Felder wurden die landwirtschaftlich 
genutzten Gebiete nach folgenden Parametern aus­
gewertet:

überwiegend auftretende Schlagbreite der land­
wirtschaftlichen Nutzfläche (50 % der Räche 
des Rasterfeldes, vgl. Abb. 6),
Flächenanteil der linienhaften Gehölze, 
Flächenanteil der flächenhaften Gehölze, 
Streuobstanteil von mindestens 10 % der Raster­
fläche,
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Nutzungstypen, bisher vorgesehene Auswahlgruppen für Zielkollektive und Bezugsgrößen
Tabelle 5_____________________________________________________________________________

Nutzungstypen Artengruppen1 für Zielartenkollek­
tive zur Definition des Standards

Bezugsgrößen für definierte 
Zielartenkollektive

Äcker Gefäßpflanzen, Vögel, Laufkäfer 
(Tagfalter, Heuschrecken)

• für 1 ha (nur für Gefäßpflanzen)
• für 20 Schläge oder 20 ha
• für Acker gebiete ab 100 ha

Grünland Gefäßpflanzen, Vögel. Tagfalter, 
Heuschrecken

• für 1 ha (nur für Gefäßpflanzen)
• für 10 Schläge oder 10 ha
• für Wiesengebiete ab 50 ha

Streuobst­
bestand

Gefäßpflanzen, Vögel, Tagfalter, 
Heuschrecken

• für 1 ha (nur für Gefäßpflanzen)
• für 10 Schläge oder 10 ha
• für Streuobstgebiete ab 50 ha

Weinberge Gefäßpflanzen. Vögel? Tagfalter? 
Heuschrecken. Laufkäfer? Wildbienen, 
Reptilien

• für 1 ha (nur für Gefäßpflanzen)
• für 10 Schläge oder 2 ha
• für 1 geschlossenes Gewann 

(mindestens 30 Schläge oder 5 
ha, ohne Waldrand)

Forst Gefäßpflanzen, Vögel, Tagfalter. 
Säuger? Holzkäfer?

• für 80 ha
• ab 300 ha

Aufforstungen Gefäßpflanzen ? Vögel? Tagfalter • für 1 ha

1 sowie ggf. weitere Arten aus anderen Gruppen, derzeit werden verschiedene für die Umsetzung noch 
notwendige Abklärungen durchgeführt

Waldrandstruktur (geradlinig, ausgebuchtet), 
Sondemutzungen.

In diesem einen Fall wurde für das Zielartenkonzept 
ein neuer Datensatz erhoben. In den überwiegend 
durchgeführten Auswertungen wird auf vorhandene 
Datengrundlagen zurückgegriffen. Die voraussicht­
lich am häufigsten verwendeten Datensätze sind in 
Tabelle 3 aufgelistet.
Wie bereits angeführt, wird die Landschaftsanalyse 
eng verbunden mit den erwähnten Zielkategorien 
durchgeführt und erhält durch diese ihre Richtung. 
Die Vorgehensschritte zur Bearbeitung der Zielkate­
gorien sind in Tabelle 4 dargestellt. Dabei sind die 
für die verschiedenen Zielkategorien wichtigsten, 
spezifischen Aspekte der Landschaftsanalyse aufge- 
führt.
Auf das Vorgehen in den 3 Zielkategorien (Tabelle
4), das sich im allgemeinen aus den Schritten:

(1) Ist-Analyse (verfügbare Daten zur Bestandssi­
tuation, Mängel bzw. Untersuchungsbedarf)

(2) Abschätzung des Entwicklungspotentials
(3) vorläufiges Zielkonzept (Minimum, Optimum)
(4) Realisationsanalyse (Zielkonflikte)
(5) Zielkonzept (Vorschlag)

zusammensetzt, wird im folgenden eingegangen.

4.2 Ermittlung von Mindeststandards 
für Artenvorkommen in verschie­
denen Nutzungstypen

In Tabelle 5 findet sich eine Übersicht zu den Nut­
zungstypen, für die Mindeststandards auf der Ebene

der ZAK-Bezugsräume (siehe Abb. 5) aufgestellt 
werden sollen. Je nach Naturraum wird ggf. noch 
eine weitere Unterteilung von einzelnen Nutzungs­
typen erforderlich sein (z.B. nach Höhenlage, Stand­
ort oder, wenn möglich, für weitere Nutzungen). 
Den Nutzungstypen werden aussagekräftige Zeiger­
gruppen zugeordnet und Flächeneinheiten, in denen 
Zielindikation bzw. Erfolgskontrolle über die ausge­
wählten Zielartenkollektive und für die vorgeschla­
genen Zielhöhen zulässig sind.
Die Bezugsgröße 1 ha bezieht sich ausschließlich 
auf den jeweiligen Nutzungstyp, ohne Begleitstruk­
turen zu berücksichtigen. In allen anderen Bezugs­
flächen sind die typischen Begleitstmkturen mit ein­
bezogen (z.B. Gras- und Krautsäume, Hecken, Weg­
raine, Grabenränder, Steinriegel, Böschungen).

Um die regionalisierte, typische Artenaustattung der 
Nutzungstypen zu ermitteln, werden v.a. die "Grund­
lagenwerke zum Artenschutzprogramm Baden- 
Württemberg" (s. LFU, 1994) und geeignete und 
verfügbare zönologische Untersuchungen ausge­
wertet und, soweit neuere Daten vorhanden sind, 
aktualisiert.

Die typischen Arten der Nutzungen einschließlich 
der Begleitstrukturen in den ZAK-Bezugsräumen wer­
den tabellarisch aufgelistet. Für die Arten werden 
folgende Parameter angegeben bzw. ausgewertet:

• Anspruchsgrad: die Arten werden gruppiert in 2 
Kategorien:

anpassungsfähige Arten: Unter den derzeit
üblichen Nutzungsformen und -intensitäten
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Kennzeichnung des Nutzungstyps "Acker'
Tabelle 6_______________________________

Indikator Kriterien Datenquelle
Nutzung Anteil Acker/Grünland Bodennutzungserhebung
Standortfaktoren
(Verbreitung)

• Gründigkeit
• H^O-Haushalt
• Bodenart 
etc.

Standortseignungskarte für 
den Landbau

Bewirtschaftungsintensität 
(Strukturiertheit der 
Feldflur)

• Flurstücksgrößen
• Heckendichte

• Kartierung der Gehölz­
ausstattung und der 
Strukturiertheit land­
wirtschaftlich genutzter 
Flächen BW s 1

B iotopausstattung z.B Anteil gehölzbe­
standener Kleinstrukturen

Biotopkartierung

Andere wertgebende 
Faktoren

Potentielle
Artenvorkommen

Potentielle Vorkommen von 
Ackerwildkräutern in den 
Standortskomplexen der 
Agrarök. Gliederung

Auswertung des Instituts für Landschaftsplanung und Ö kologie der Universität Stuttgart

ohne besondere Schutzmaßnahmen überle­
bensfähige Arten;
rückläufige oder gefährdete Arten: Unter den 
derzeit üblichen Nutzungsformen, -intensitä- 
ten deutlich rückläufige Arten oder ohne 
Schutzmaßnahmen langfristig nicht Überle­
bens- fähige Arten;

• Habitatschwerpunkt: Angabe des Hauptvor­
kommens, z.B.:

im eigentlichen Nutzungstyp oder 
in typischen Begleitstrukturen;

• spezifische ökologische Ansprüche: z.B. Bin­
dung an Gehölzstrukturen, Störstellen, Abhän­
gigkeit von Nutzungsintensitäten;

• Gefährdungsgrad (nach den aktuellen Roten Li­
sten Baden-Württembergs);

• aktuelle Verbreitung und Häufigkeit (in den 
ZAK-Bezugsräumen);

• Rückgang der Verbreitung der Art (in den ZAK- 
Bezugsräumen);

• Höhenverbreitung: planar, kollin, submontan, 
montan, subalpin;

• Feuchtigkeitspräferenzen: trocken, frisch, feucht.

Die Auflistungen der typischen Artenausstattung
der Nutzungstypen stellen Auswahllisten dar, aus
denen der Mindeststandard entwickelt wird:

Grundlagen: Mindeststandard:

Auswahllisten, z.B. 20 der 100 Ar-
z.B. 100 typ. Ar- ten der Auswahli-
ten des Grünlan- sten oder darin ent-
des der Schwäbi- haltene, besonders
sehen Alb gefährdete Arten

Parallel zur Ermittlung der typischen Artenausstat­
tung der Nutzungstypen wird eine Nutzungsanalyse 
durchgeführt (für Acker vgl. Tabelle 6).
Die Nutzungsanalyse soll ermöglichen, das Ent­
wicklungspotential der Arten bzw. vorhandene De­
fizite besser abzuschätzen, um den Maßnahmenbe­
darf, der für die Erreichung des Mindeststandards 
erforderlich ist, aufzeigen zu können.

4.3 Ermittlung geeigneter Flächen zum 
Schutz und zur Entwicklung natür­
licher Lebensgemeinschaften bzw. 
natürlicher Prozesse

Welche Arten können vorrangig und langfristig un­
ter Ablauf "natürlicher Prozesse" geschützt werden 
und um welche Lebensraumtypen bzw. Mosaike von 
Standorten handelt es sich?
Welche Mindestgrößen müssen diese Flächen im 
Hinblick auf die Mosaik-Zyklus-Theorie und/oder 
überlebensfähige Populationen haben bzw. wie 
müssen Teilflächen verbunden sein? Auf der Suche 
nach geeigneten Landschaftsräumen spielen die Kri­
terien "Gefährdung durch den Einfluß des Men­
schen", "Isolation", "Flächengröße", "Natürlich­
keit", aber auch die wissenschaftliche Bedeutung 
eine Rolle (vgl. z.B. USHER & ERZ, 1994).

Beispielhaftes Suchschema:

Wo liegen in Baden-Württemberg große Flächen, 
die bislang nur wenig anthropogen überformt (Sied­
lungen, Straßen) sind und möglichst viele der fol­
genden Bedingungen erfüllen:
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Naturräume und Zerschneidung durch Straßen
(nur Autobahnen, Bundesstraßen, Landesstraßen) 
Quelle: LfU BW bzw. Landesamt für Straßenwesen 
Maßstab: 1 : 1.200.000 
Bearbeitung: U. Kick

50 km

® Naturraumgrenze

Größe der unzerschnittenen Rächen in km 2 
1  über 128 ü  16-32 
H 64428 B  8 4 6  
Ü 32-64 B  bis 8

$EVAL/stmetz/plot4bw.aml UK/IER 14.10.93 

Abbildung 7
Größe der "unzerschnittenen" Flächen in den Naturräumen Baden-Württembergs
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Flächen mit hoher Biotopdichte nach Landesbio- 
topkartierung bzw. großer Ausdehnung natumaher 
Wälder, natumaher Moore und natumaher Auen 
Primärstandorte und wenig veränderte Standorte 
Gewässer mit guter Wasserqualität 
Flächen mit geringem Eintrag von außen (z.B. 
Nährstoffeintrag, Schadstoffe)
Flächen mit geringer Zerschneidung (z.B. durch 
Straßen siehe Abb. 7).

In der Synthese sollten alle geologischen Einheiten 
Baden-Württembergs berücksichtigt werden. Eine 
Vorauswahl und Analyse geeigneter Räume für 
großflächige Vorranggebiete für den Naturschutz 
liegt bereits vor (LFU, im Druck).

4.4 Ermittlung spezieller Zielarten und 
Zusammenfassung zu Zielarten­
systemen (Populationsschutz),
Schutz wandernder Arten

4.4.1 Vorgehensweise und Unterteilung der 
Zielarten

Die Auswahl von Zielarten orientiert sich an den 
Kriterien von KRATOCHWIL (1989), LFU (1990), 
MÜHLENBERG (1989), MÜHLENBERG & HO­
VESTADT (1992 a, b), PLACHTER (1989), RECK 
et al. (1991) und RECK (1993). Als Zielarten sind 
danach auszuwählen:
• Arten mit hohem Schutzbedarf; die Rangfolge 

des Schutzbedarfes ergibt sich vor allem aus dem 
Gefährdungsgrad von Arten, der sich in den Ein­
stufungen der Roten Listen (europaweit, bundes­
weit, landesweit, regional) widerspiegelt oder 
aus übernationalen Zuordnungen (z.B. FFH- 
Richtlinie vom RAT DER EUROPÄISCHEN GE­
MEINSCHAFTEN, 1992; EG-Vogelschutzricht­
linie vom RAT DER EUROPÄISCHEN GE­
MEINSCHAFTEN, 1979/1986).

• Arten, die geographisch auf kleine Areale be­
schränkt sind

• Schlüsselarten (wichtige Habitatbildner)
• Arten mit besonders komplexen bzw. hohen Le­

bensraumansprüchen
• Arten mit besonderer Zeigerfunktion für Habitat­

elemente gefährdeter Arten.
Voraussetzung für die Planung mit Arten ist ein 
guter und verfügbarer geographischer und ökologi­
scher Kenntnisstand. Diese Voraussetzung erfüllen 
in Baden-Württemberg vor allem die Arten aus den 
Gruppen Gefäßpflanzen, Vögel, Reptilien, Amphi­
bien, Fische, Tagfalter, Widderchen, Sandlaufkäfer, 
Libellen und Heuschrecken. Aus diesen Gruppen 
soll systematisch anhand o.g. Kriterien eine erste 
Auswahl möglicher Zielarten getroffen werden. 
Hierzu werden die Grundlagenwerke zum Arten­
schutzprogramm Baden-Württemberg (z.B. EBERT 
& RENNWALD, 1991; HÖLZINGER, 1987; SE­
BALD et al., 1990,1992) und weitere Literatur (z.B. 
BAUER, 1987; BERG & BLANK, 1989; DETZEL, 
1991; TRAUTNER & DETZEL, 1994) und ggf. 
Orginaldaten ausgewertet.

Zu weiteren Gruppen, die diese Grundvorausset­
zung z.Zt. nur bedingt erfüllen (z.B. Flechten, Moo­
se, Säugetiere, Muscheln, Schnecken, Krebse, Lauf­
käfer, Holzkäfer, Wildbienen, Grabwespen, Spin­
nen), sollen überwiegend Expertenbefragungen er­
folgen.

Je nach ihrer landesweiten Schutzpriorität werden 
potentielle Zielarten in die Kategorien "Seltene Art", 
"Landesalt" und "Naturraumart" eingestuft, die wie 
folgt definiert sind:

Seltene Arten
(= Zielarten von herausragender Bedeutung auf Lan­
desebene und mit landesweit höchster Schutzprio- 
riät):
Dabei handelt es sich um Arten, die aktuell und 
ehemals sehr wenige lokale Vorkommen in Baden- 
Württemberg haben. In den überregionalen Roten 
Listen können diese Arten als A4 (potentiell gefähr­
det) oder R (Arten mit geographischer Restriktion) 
eingestuft sein.
Beispiele sind:
• Clossiana thore (Alpen-Perlmutterfalter), des­

sen Vorkommen sich in Baden-Württemberg auf 
die Adelegg ("Tobelwälder") beschränkt 
(EBERT & RENNWALD, 1991).

• Laserpitium siler (Berglaserkraut) mit nur weni­
gen Fundstellen auf Steppenheidestandorten der 
Schwäbischen Alb (SEBALD et al., 1992).

• Soldanella alpina (Alpen-Troddelblume) als 
Glazialrelikt am Feldberg (SEBALD et al.,
1990).

Landesarten
(= Zielarten von herausragender Bedeutung auf Lan­
desebene und mit landesweit höchster Schutzprio- 
riät):
Dabei handelt es sich um landestypische Arten, die 
zumindest ehemals in einem oder mehreren Natur­
räumen weit verbreitet waren und die mindestens 
eines der folgenden Kriterien erfüllen:
• Arten, die in der landes weit gültigen Roten Liste 

als ausgestorben (bei erneutem Auftreten), vom 
Aussterben bedroht (z.B. Lanius excubitor, 
Raubwürger; Pamassius apollo, Apollofalter; 
Oedipoda germanica, Rotflügelige Ödland- 
schrecke) oder stark gefährdet (z.B. Saxicola 
rubetra, Braunkehlchen; Mecosthetus grossus, 
Sumpfschrecke; Caucalisplatycarpos, Möhren- 
Haftdolde) eingestuft sind oder für die ähnlich 
hoher Gefährdungsgrad bzw. Schutzbedarf in 
größeren Bezugsräumen belegt ist.

• Arten, die in Mitteleuropa einen ihrer Vörkom- 
mensschwerpunkte in Baden-Württemberg ha­
ben (z.B. Maculinea arion, Schwarzfleckiger 
Ameisen-Bläuling; und Maculinea nausithous, 
Dunkler Wiesenknopf-Ameisen-Bläuling).

• Essentielle Schlüsselarten (Habitatbildner) mit 
einer wichtigen Funktion in der Biozönose, de­
ren Erlöschen das System stark verändern und 
das Erlöschen vieler weiterer Arten bedeuten 
würde. (Wie sich die Wiedereinbürgerung aus-
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Tabelle 7___________________________________________________________________________________________
Vorgehen bei der Erstellung von Zielartensystemen für Vorgaben im Landschaftsrahmenprogramm in Abhän­
gigkeit von der derzeit verfügbaren Datengrundlage (nicht geeignet für die Verwendung bei Eingriffsplanungen)
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H
ym

e-
no

pt
er

en

O r- • O Ĉ-
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gestorbener Schlüsselarten, z.B. des Bibers oder 
großer Huftierherden, auswirken würde, sollte 
dabei durch einen Großversuch geklärt werden.)

• Arten mit besonders komplexen bzw. hohen Le­
bensraumansprüchen.

Naturraumarten
(= Zielarten mit regionaler Bedeutung und mit lan­
desweit hoher Schutzpriorität):
Naturraumarten müssen zumindest eines der nach­
folgenden Kriterien erfüllen:

• Arten, die überregional gefährdet und/oder re­
gional vom Aussterben bedroht oder stark ge­
fährdet sind (z.B. Dendrocopus medius, Mittel­
specht; Perdix perdix, Rebhuhn; Chorthippus 
montanus, Sumpfgrashüpfer; Dianthus deltoi- 
des, Heidenelke).

• Arten, die in Baden-Württemberg vorrangig in 
einem oder wenigen spezifischen Naturräumen 
zu schützen sind, da sie dort ihren Vorkommens­
schwerpunkt haben (z.B. Miramella alpina, Al­
pine Gebirgsschrecke, mit einem Vorkommens­
schwerpunkt im Schwarzwald; DETZEL, 1991).

• Anspruchsvolle Charakterarten naturraumtypi­
scher Lebensräume (z.B. Lysandra coridon, Sil­
bergrüner Bläuling; Lysandra bellargus, Him­
melblauer Bläuling und Thesium bavarum, 
Berg-Leinblatt als Charakterarten von Halb­
trockenrasen).

4.4.2 Einordnung der Schutzprioritäten

Nach der Einstufung der landesweiten Bedeutung 
der Zielarten muß eine regionalisierte Anpassung 
ihrer Schutzpriorität durchgeführt werden (MÜH­
LENBERG, 1989; MÜHLENBERG & HOVE­
STADT, 1992a, b). Diese erfolgt auf der Ebene der 
ZAK-Bezugsräume. Entsprechend der regionalen 
Schutzpriorität der Zielarten wurde folgende Skalie­
rung der Bedeutung vorgenommen:

• 1. Schutzpriorität (herausragende Bedeutung; 
vgl. hierzu auch TRAUTNER, 1994) haben im 
ZAK-Bezugsraum:

alle dort vorkommenden "Landesarten" 
alle dort vorkommenden "Seltenen Arten" 
"Naturraumarten", die im ZAK-Bezugsraum 
vom Aussterben bedroht oder stark gefährdet 
sind
"Naturraumarten", die in Baden-Württem­
berg vorrangig in diesem ZAK-Bezugsraum 
zu schützen sind, da sie dort ihren Vorkom­
mensschwerpunkt haben

• 2. Schutzpriorität (regionale Bedeutung) haben 
im ZAK-Bezugsraum:

"Naturraumarten", die im ZAK-Bezugsraum 
gefährdet und/oder stark rückläufig sind

• 3. Schutzpriorität (lokale Bedeutung) haben im 
ZAK-Bezugsraum:

"Naturraumarten", die Charakterarten natur­
raumtypischer Lebensräume sind und für die 
aktuell keine Gefährdung und kein starker 
Rückgang im ZAK-Bezugsraum besteht.

Nachdem die vorläufige Zielartenauswahl und Ein­
stufungen mit den diesbezüglichen Experten abge­
stimmt sind, wird für die korrigierte Zielartenaus­
wahl eine Auswertung v.a. zu ihren ökologischen 
Ansprüchen und zu ihren Bestandsentwicklungen in 
den Naturräumen durchgeführt.
Im nächsten Schritt werden die Zielarten Land­
schaftstypen bzw. Sonderbiotopen zugeordnet (vgl. 
Tabelle 7), um die Bildung von Zielartensystemen 
zu ermöglichen. Dabei sollen spezifische Bindun­
gen der Arten innerhalb eines Landschaftstyps her­
ausgestellt werden, z.B. die Bindung von Oedipoda 
germanica (Rotflügelige Ödlandschrecke) an Ge­
röllhalden bzw. Felsstrukturen (im Landschaftstyp 
Heide).
Zur Abschätzung des Entwicklungspotentials aus­
gewählter Zielarten in den Landschaftstypen bzw. 
Lebensräumen sollen u.a. die Auswertungen

• zur Biotopausstattung in einem Naturraum (Art 
und Fläche der Biotope, Dichte, Vernetzung etc., 
siehe das Beispiel in Abb. 8),

• zu den Standorteigenschaften eines Naturraumes 
(welche Standorteigenschaften benötigt die Art 
und wo treten diese auf? vgl. die nachfolgenden- 
Fallbeispiele 1-3)

beitragen.

4.4.3 Drei Fallbeispiele zur Anwendung 
abiotischer Daten für die Interpreta­
tion von Artenvorkommen

In den folgenden Fallbeispielen werden aus realen 
Vorkommen die spezifischen Standortbedürfnisse 
dreier potentieller Zielarten abgeleitet. Diese Stand­
orteigenschaften wurden in die verschiedenen Werte 
der in der Agrarökologischen Gliederung (WEL­
LER, 1990) enthaltenen Standortparameter über­
setzt. Danach konnte im Geographischen Informati­
onssystem eine Selektion genau der Standortsein­
heiten erfolgen, in der die Standortsbedürfnisse der 
Art überwiegend erfüllt sind.

Fallbeispiel 1:
Chorthippus apricarius (Feldgrashüpfer) 
in Baden-Württemberg

Der Feldgrashüpfer ist eine potentielle Zielart spe­
ziell in Baden-Württemberg. Gesamteuropäisch ist 
er nur geringfügig oder nicht gefährdet, in Osteuro­
pa und Zentralasien gilt er als besonders anspruchs­
los. In Baden-Württemberg aber ist die ehemals weit 
verbreitete Art vom Aussterben bedroht (DETZEL, 
1991 und 1993; s.a. Abb. 9) und im konventionellen 
Ackerbau abhängig von einer hohen Dichte an nicht 
hypertrophen Begleitbiotopen (Gras- und Krautsäu­
me). Der Schutz des Feldgrashüpfers erfordert in 
Baden-Württemberg eine Agrarwirtschaft bzw. 
Landschaftsstruktur, wie sie auch aus Sicht des in­
tegrierten und biologischen Pflanzenschutzes gefor­
dert wird (z.B. HEITZMANN et al., 1992) und wie 
sie zum Schutz weiterer gefährdeter Ackerarten, wie 
z.B. des Gewölbten Großlaufkäfers, Carabus con-
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Biotopanteile in den Naturräumen (Halbtrocken-und Trockenrasen auf Kalk)

Quelle: Biotopkartierung (LfU) 

Maßstab 1 : 1.200000

~ l < y b a s t a t n e iV p l o t / b a r e t r s  1 1 . 7 . 9 4  

Abbildung 8

Anteil der Biotopfläche an der Naturraum fläche am Beispiel der Halbtrockenrasen und Trockenrasen auf Kalk
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Abbildung 9
Vergleich der aktuellen und ehemaligen mit der potentiellen Verbreitung von Chorthippus apricarius (Feldgras­
hüpfer) in Baden-Württemberg
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vexus (RECK, 1995), des Rebhuhns, Perdix perdix 
(POTTS, 1986; HÖLZINGER, 1987) oder der Feld­
lerche, Alauda arvensis (SCHLÄPFER, 1988), er­
forderlich ist.
Für alle kontrollierbaren Ziele (z.B. Vorkommen 
von Zielarten) gilt, daß sie nur für definierte Räume 
und nur innerhalb definierter Rahmenbedingungen 
formuliert werden können. Beim Feldgrashüpfer 
kann im Hinblick auf die Art der ackerbaulichen 
Landnutzung der nächsten 15 Jahre diskutiert wer­
den, ob:

ein stabiles Vorkommen gesichert werden soll, 
alle verbliebenen Vorkommen gesichert, d.h. 
wiederentwickelt werden sollen oder 
die Voraussetzungen für ein flächendeckendes 
Vorkommen in allen geeigneten Standorten, (so­
fern dort Ackerbau betrieben wird) geschaffen 
werden sollen.

Anders als bei kleinräumiger Beeinträchtigung, bei 
der das Vorkommen einer Al-Art (d.h. einer priori- 
tär schutzbedürftigen Art) als vorrangiges Schutz­
ziel gelten muß, werden einzelne lokale Vorkommen 
im Maßstab 1:200 000 diskutabel und damit dis- 
ponabel. Sofern Arten der Kulturlandschaft nicht in 
ökonomisch vertretbaren Nutzungen erhalten wer­
den können, ist die Frage zulässig, ob, und wenn ja, 
wieviele Vorkommen die Gesellschaft durch aktive 
Maßnahmen erhalten will.
Im Falle des Feldgrashüpfers in Baden-Württem­
berg liegt der Vorschlag (Zielhöhe) auf der Hand. 
Aufgrund seiner unproblematischen Eingliederung 
auch in moderne Landbewirtschaftung und wegen 
seiner Zeigerfunktion (vgl. RECK, 1995) ist er ge­
eignetes Umweltqualitätsziel für alle Ackerbauflä­
chen trockener Standorte, d.h. eine flächendeckende 
Verbreitung soll wieder angestrebt werden. Die 
räumliche Beschränkung dieses Qualitätszieles auf 
wenige Naturräume ergibt sich aus seinen Standort­
ansprüchen.
Wie genau die potentielle Verbreitung in Abb. 9 
geschätzt ist, läßt sich nur begrenzt validieren. Ziel­
aussagen für Arten setzen aber gute Kenntnisse über 
deren Verbreitung und Ökologie voraus.
Weil diese immer nur näherungsweise vorhanden 
sind, kann nie eine einzelne Art alleine zur Erfolgs­
kontrolle herangezogen werden. Im Beispiel von 
Abb. 9 ist die dargestellte Fläche sicher kleiner als 
die fundamentale, aber wahrscheinlich größer als 
die realisierbare ökologische Nische.
Der derzeitige extreme Rückgang des Feldgrashüp­
fers stimmt mit der Übernutzung der Ackerbauflä­
chen überein, die inzwischen dazu führte, daß selbst 
die Feldlerche als "schonungsbedürftig" in die Rote 
Liste der in Baden-Württemberg gefährdeten Vö­
gelarten (4. Fassung, Stand 1.1.1992) aufgenommen 
werden soll.
Ein Kennzeichen der Nutzungsintensität von Land­
schaften ist unter anderen die Schlagbreite (vgl. 
Abb. 6). Diese Informationen, überlagert mit Arten­
vorkommen, lassen besonders schutzbedürftige,

entwicklungsfähige sowie besonderes defizitäre 
Landschaftsteile erkennen.

Fallbeispiel 2:
M aculinea arion  (Schwarzfleckiger Ameisen- 
Bläuling)
Anders als beim Feldgrashüpfer hat Maculinea 
arion gesamteuropäische Bedeutung. Als Art des 
Anhangs IV der FFH-Richtlinie (RAT DER EURO­
PÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN, 1992) ist sie 
per Konvention als Zielart vorgegeben (streng zu 
schützen, keine Beeinträchtigung von Habitaten). 
Weil Maculinea arion in West- und Mitteleuropa 
nahezu erloschen und Südeuropa vermutlich von 
einer anderen Rasse besiedelt ist, haben besonders 
Baden-Württemberg und Bayern eine hohe Verant­
wortung für die Erhaltung dieser Art.
In Abbildung 10 wird ersichtlich, daß die bekannte 
aktuelle Verbreitung der in Baden-Württemberg als 
stark gefährdet eingestuften Art (EBERT & RENN­
WALD, 1991) noch weitgehend mit potentiellen 
Standorten übereinstimmt. Die am häufigsten von 
Maculinea arion besiedelten Habitate sind ver­
gleichsweise stark beweidete Halbtrockenrasen­
standorte bzw. ihre jungen Brachen. Gefährdungen 
sind sowohl Aufgabe der Beweidung als auch, z.B. 
in Naturschutzgebieten, die subventionierte Minde­
rung der Beweidungsintensität.
Kann bei dieser starken (aber nicht ausschließli­
chen) Abhängigkeit von einer Sondemutzung wirk­
lich (entsprechend der FFH-Richtlinie) ein Be­
standsschutz in Höhe der derzeitigen Zahl von Po­
pulationen als Ziel formuliert werden? Sollen die 
Vorkommen ausgedehnt oder sollen als Zielhöhen 
lediglich überlebensfähige Populationen (d.h. meist 
zahlreiche Teilpopulationen) in jedem potentiell be­
siedelbaren Naturraum vorgeschlagen werden? Ist 
die Art in eigendynamischen Landschaften zu erhal­
ten? In welcher Form von Kulturlandschaft braucht 
auf Maculinea arion nicht speziell geachtet werden? 
Zielvorschläge für einzelne Arten müssen also in 
verschiedenen Szenarien der Landschaftsentwick­
lung und im Hinblick auf die Entwicklung von 
Zönosen betrachtet werden. Umgekehrt können 
auch die Wirkungen verschiedener z.B. ökonomisch 
begründeter Szenarien in ihrer Wirkung auf den 
Artenbestand abgeschätzt werden. Damit erst ist es 
möglich, von der Konservierung einzelner Arten in 
definierten Flächen (Freilandzoo) zum Schutz der 
Vorkommen von Populationen im (Natur-)Raum in­
nerhalb einer sich fortentwickelnden Landschaft zu 
kommen. In diesem Rahmen kann auch eine weitere 
Verminderung der Zahl von Vorkommen einer ins­
gesamt schutzbedürftigen Art akzeptabel sein.

Fallbeispiel 3:
Maculinea nausithous (Dunkler Wiesenknopf- 
Ameisen-Bläuling)
Auch diese Art ist aufgrund der FFH-Richtlinie vom 
RAT DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAF­
TEN (1992) (vgl. Anhang II, Verpflichtung zur Aus­
weisung besonderer Schutzgebiete) prioritäre Ziel-
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Abbildung 10
Vergleich der aktuellen und ehemaligen mit der potentiellen Verbreitung von Maculinea arion (Schwarzfleckiger
Ameisen-Bläuling) in Baden-Württemberg (KAULE, im Druck)
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Abbildung 11
Vergleich der aktuellen und ehemaligen mit der potentiellen Verbreitung von Maculinea nausithous (Dunkler
Wiesenknopf-Ameisen-Bläuling) in Baden-Württmberg (KAULE, im Druck)
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Zielarteil System:

• A don is aestiva lis  (Sommer-Adonisröschen)
• D ianthus carthusianorum  (Karthäuser-Nelke)
• C oturnix co turn ix  (Wachtel)
• M ellic ta  a thalia /britom artis  (W achtelweizen/Östlicher-Scheckenfalter)
• C horthippus apricarius  (Feldgrashüpfer)

*
geförderte Arte«:

• C onsolida regalis  (Feldrittersporn)
• G allium  verum  (Echtes Labkraut)

• A lauda arvensis (Feldlerche)
• P erdix  p erd ix  (Rebhuhn)

• C oenonym pha g lycerion  (Rotbraunes Wiesenvögelchen)
• C archarodus a lceae  (Malven-Dickkopffalter)

• M etrioptera  b ico lor  (Zweifarbige Beißschrecke)
• M etrioptera  brachyptera  (Kurzflügelige Beißschrecke)

• C arabus convexus  (Kurzgewölbter Laufkäfer)
• O phonus n itidu lu s  (Grüner Haarschnellläufer)

Abbildung 12
Prinzip des Zielartensystems am Beispiel der Ackeriandschaft der Schwäbischen-Alb-Hochfläche (unvollständig)

art. Anders als der eng verwandte Maculinea teleius 
kann Maculinea nausithous Populationen bereits in 
einem "Netz" von kleinflächigen Biotopen ausbil­
den.
Sein Fehlen (Erlöschen) auf geeigneten Standorten 
in großen Teilen Oberschwabens (Abb. 11) zeigt die 
- wie in keinem anderen Naturraum ausgeprägte - 
Übernutzung des Grünlands auf Normalstandorten, 
die nicht nur zu extremer Artenverarmung, sondern 
auch zur Trinkwasserbelastung führt. Ein Zielvor­
schlag "Verbreitung in allen potentiell geeigneten 
Grünlandgebieten Oberschwabens" ist notwendig 
zur Erhaltung der Standard-Artenausstattung dieses 
Nutzungstyps.

Anmerkung zu den 3 Beispielen:

Weil bislang nur Auswertungen zu wenigen Wirbel­
losen vorliegen, verfälschen die o.g. Beispiele für 
sich genommen das Gesamtbild. Würden Wirbel­
tierarten unter den Aspekten des MVP-Konzepts

betrachtet, stünden nicht allein Fragen der Standard­
ausstattung oder disponibler Teilpopulationen im 
Vordergrund, sondern auch der enorme Bedarf an 
notwendiger Landschaftsveränderung zur Wieder­
entwicklung überlebensfähiger Populationen, wo­
bei der Bezugsraum Baden-Württemberg bei großen 
Wirbeltierarten zu klein für die Betrachtung unter 
dem Gesichtspunkt der MVP sein kann (vgl. KAU­
LE, 1991).

4.4.4 Zielartensysteme, Zielhöhen

Die Betrachtung einzelner Zielarten stellvertretend 
für den gesamten Artenbestand basiert auf der 
Grund-Hypothese der "umbrella species", wobei wir 
davon ausgehen, daß nie eine Zielart stellvertretend 
für den Schutz weiterer Arten stehen kann, sondern 
daß je nach Landschafts-, Nutzungs- bzw. Standort­
styp verschieden umfangreiche Zielartenkollektive 
definiert werden müssen (vgl. Abb. 3).
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Dabei repräsentieren die einzelnen Arten des Zielar­
tensystems keineswegs jeweils genau die Ansprü­
che anderer Arten mit, sondern die zwischen den 
Ansprüchen der Zielarten aufgespannten Übergänge 
führen zwangsläufig zur Bildung von ausreichend 
vielen Habitaten und Ökotonen, die dann als Le­
bensraum zur Verfügung stehen.
Das Prinzip eines Zielartensystems ist am Beispiel 
der Ackerlandschaft für die Schwäbische Alb in 
Abb. 12 auf gezeigt. Ein Zielartensystem ist ein 
Mehr-Arten-System, das sich aus mehreren Zielar­
ten unterschiedlicher Anspruchstypen eines Land- 
schaftstypes bzw. Sonderbiotops (vgl. Tabelle 7) 
zusammensetzt. Diese Arten des Zielartensystems 
sollen repräsentativ bzw. stellvertretend für zahlrei­
che weitere, schutzbedürftige Arten dieses Land­
schaftstyps sein. Aus dem Vorkommen mehrerer 
Zielarten des Zielartensystems kann deshalb abge­
leitet werden, daß mit hoher Wahrscheinlichkeit 
zahlreiche weitere Arten gefördert werden.
Die vorzuschlagenden Zielhöhen, für die aus Lan­
dessicht bedeutsamen und repräsentativen Zielarten, 
orientieren sich:
• am minimalen Bedarf (grobe Schätzungen zur 

minimal überlebensfähigen Population) und
• an der notwendigen Zahl von Vorkommen, die 

dann gesicherte Vorkommen der "beschirmten" 
Arten erwarten lassen und

• am Lebensraumpotential der Art im Naturraum 
bzw. in Baden-Württemberg.

Die vorgeschlagene Zielhöhe wird zwischen diesen 
Extremen liegen und ist eine "Expertenempfeh­
lung", die in Abstimmung mit anderen Belangen 
(z.B. Mindestflur aus landschaftsästhetischen Grün­
den) in den zuvor genannten Grenzen optimiert wer­
den kann und über die letztüch politisch zu entschei­
den ist.

4.4.5 Schutz wandernder Arten

Der "Schutz wandernder Arten" ist Teil der Zielka­
tegorie "Populationsschutz" und wird sich vor allem 
auf Rast- und Überwintemngsgebiete von Vögeln 
sowie wandernde Fischarten konzentrieren (siehe 
Tabelle 4).
Zunächst sollen die aktuellen überregional bedeut­
samen Rast- und Überwinterungsgebiete Baden- 
Württembergs zusammengestellt werden. Die "ehe­
maligen" Gebiete sollen soweit möglich auf ihr Ent­
wicklungspotential abgeschätzt werden.
Das Zielkonzept soll Schutzprioritäten für Rast- und 
Überwinterungsgebiete aufstellen (unter Berück­
sichtigung internationaler Vorschriften) und somit 
Vorrang- und Entwicklungsflächen benennen. Der 
Maßnahmenbedarf wird soweit möglich aufgezeigt.

Dank
Die Erstellung des Zielartenkonzepts wird durch 
Mittelzuwendungen der Stiftung Naturschutzfonds 
Baden-Württemberg ermöglicht. Ohne die Bereit­
schaft zahlreicher Experten verschiedener Fachrich­

tungen zur Diskussion, Mithilfe, Datenbereitstel­
lung etc. wäre die Arbeit in der geplanten Form aber 
nicht durchführbar. Deshalb bedanken wir uns bei 
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Beispiele für die Formulierung und Umsetzung von Leit­
bildern, Umweltqualitätszielen und Umweltstandards
- auf regionaler Planungsebene am Beispiel des Regionalen Landschaftsent­

wicklungskonzepts für die Planungsregion Ingolstadt (LEK Region 10)

Peter Blum und Hans Leicht

1 Anlaß und Ziele des Projekts

In Bayern werden die überörtlichen raumbedeutsa­
men Erfordernisse und Maßnahmen zur Verwirkli­
chung der Ziele des Naturschutzes und der Land­
schaftspflege in regionalen Landschaftsrahmen­
plänen dargestellt. Diese sind Teil der Regionalpläne 
und als solche behördenverbindlich.
In den letzten Jahren hat sich ein sehr starker Bedarf 
zur Fortschreibung der Landschaftsrahmenpläne er­
geben. Die Hauptgründe sind folgende:

• Die Fachbeiträge der derzeit verbindlichen Land­
schaftsrahmenpläne wurden in den Jahren 1976- 
78 erstellt, sind also nicht mehr aktuell.

• Zwischenzeitlich ist eine erheblich verbesserte 
Datenbasis vorhanden in Form von landesweit 
durchgeführten Grundlagenerhebungen, z.B. der
2. Stufe der Biotopkartierung, Arten- und Bio­
topschutzprogrammen u.a.

• Es wurden und werden z.Z. viele sektorale Fort­
schreibungen der Regionalpläne betrieben, z.B. 
für den Bereich "Abbau von Bodenschätzen", 
worauf die Naturschutzbehörden mit eigenen 
Zielvorstellungen reagieren müssen. Verschärft 
wird dieser Handlungsbedarf durch zu erwarten­
de Anpassungen der Regionalpläne an das neue 
Landesentwicklungsprogramm.

Diese Situation hat das Bayerische Staatsministeri- 
um für Landesentwicklung und Umweltfragen ver­
anlaßt, zusammen mit dem Landesamt für Umwelt­
schutz die regionalen Landschaftsrahmenpläne 
grundsätzlich weiterzuentwickeln. Es wurde vor­
gegeben, daß dies in Form eigenständiger Fach­
konzepte für die jeweilige Region geschehen solle. 
Diese Fachkonzepte sollen zunächst gutachtlich 
bleiben, also nicht abgestimmt werden mit der Raum­
ordnung, mit anderen Fachplanungen oder politi­
schen Gremien. Das Konzept erhält den Namen 
"Regionales Landschaftsentwicklungskonzept" 
(LEK).

Im Herbst 1991 hat das Landesamt für Umwelt­
schutz ein Planungsbüro beauftragt, ein solches 
Landschaftsentwicklungskonzept für die Region In­
golstadt zu erstellen. Anlaß war der Auftrag des 
Regionalen Planungsverbandes, den Landschafts­

rahmenplan fortzuschreiben und hierbei verstärkt 
ökologische Belange zu berücksichtigen.
Mit dem Projekt wurde das Ziel verfolgt, in Form 
eines Pilotprojekts methodische und inhaltliche 
Standards für diese neue Form der Planung zu ent­
wickeln.

Das LEK Ingolstadt wird noch in diesem Jahr (1994) 
fertiggestellt. Es ist angestrebt, die Landschaftsrah­
menpläne für alle 18 Planungsregionen Bayerns 
nach dem Modell des LEK Ingolstadt fortzu­
schreiben.

Was ist das LEK?

Das LEK ist der eigenständige Fachbeitrag des Na­
turschutzes und der Landschaftspflege auf regiona­
ler Planungsebene. Es stellt die überörtlichen Erfor­
dernisse und Maßnahmen dar, die zur Verwirkli­
chung der Ziele des Naturschutzes und der Land­
schaftspflege in der Region zu treffen sind.
Es ist:

gutachtlich,
unabgestimmt nach außen,
abgestimmt unter den Naturschutzbehörden,
allgemein verfügbar,
fortschreibbar.

Wozu dient das LEK?
• Das LEK ist der Fachbeitrag des Naturschutzes 

und der Landschaftspflege zur Integration in den 
Regionalplan

• Das LEK ist darüber hinaus der ökologische 
Orientierungs- und Bewertungsrahmen für die 
Naturschutzarbeit z.B. bei:

Förderprogrammen für Naturschutzmaßnah­
men (Steuerung des Mitteleinsatzes) 
Landschafts- und Grünordnungsplänen so­
wie landschaftspflegerischen Begleitplänen 
Eingriffsvorhaben, Umweltverträglichkeits­
prüfung UVP (insbesondere beim Scoping) 
Schutzgebietsplanungen 
Durchführung von Pflegemaßnahmen 
Naturschutzrelevanten Planungen anderer 
Fachbehörden, Körperschaften und Institu­
tionen.
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Abbildung 1
Ablaufschema zur Erstellung eines Landschaftsentwickungskonzeptes

2 Anforderungen an die Zieldarstellung

Gegenstand der Ausführungen ist der Zielteil des 
LEK. Aufgrund der Planungsaufgabe ergeben sich 
einige Besonderheiten bei der Darstellung und For­
mulierung der Ziele. Im Vordergrund steht das Be­
mühen um möglichst konkrete, anwenderbezogene 
und umsetzbare Ziele (pragmatischer Ansatz).
Es ergeben sich für die Zielformulierung insbeson­
dere folgende Anforderungen:

Formale Anforderungen

• Die Ziele müssen die gesetzlich vorgegebenen 
umweltpolitischen Leitlinien aufgreifen und 
umsetzen, d.h. für die vorgegebene Aufgaben­

stellung interpretieren und auf das Planungsge­
biet anwenden.

• Die Bezugsebenen Regionalplan bzw. überörtli­
ches Fachkonzept sind zu beachten, das heißt:

Maßstab der Zielkarten 1:100.000, 
verbale Ziele in der Form, wie sie in der 
Regionalplanung üblich sind, also in Form 
von "Ziel und Begründung",
Ziele mit konkretem Raumbezug und Adres­
saten,
Überörtlichkeit der Ziele.

• Die spätere "Integrierbarkeit" in den Regional­
plan ist von vornherein zu berücksichtigen, das 
heißt es sind Ziele aufzustellen für

einen raumordnerischen Beitrag (überfachli­
cher Teil des Regionalplans),
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Landschaftspotentialbezogene Zielkonzepte
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◄— ►
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innerfachlich
abgeglichene
Zielkarte

l
Gebietsvorschläge 
für regionalplane­
rische Instrumente

Konfliktbetrachtung

t
Maßnahmenkonzept

Abbildung 2
Aufbau des Zielsystems

einen querschnittsorientierten Beitrag (Hin­
weise für andere Nutzungen),

den sektoralen Fachbeitrag "Natur und Land­
schaft".

Inhaltliche Anforderungen

• Die Ziele sind primär potentialbezogen, das 
heißt es werden Zielvorstellungen formuliert, 
die sich auf die laut Bundesnaturschutzgesetz zu 
sichernden Naturgüter Boden, Wasser, Luft, Kli­
ma, Pflanzen, Tiere und auf das Landschaftsbild 
beziehen. Das LEK ist also vorrangig Res­
sourcenschutzplanung.

• Die Ziele sind umsetzungsorientiert aufzustel­
len, das heißt:

Nachvollziehbar, insbesondere transparent und 
methodisch schlüssig hergeleitet. 
Allgemeinverständlich und möglichst plakativ; 
Maßstab ist z.B. der Kommunalpolitiker des Re­
gionalen Planungsverbands, der fachliche Ziel­
vorschläge in den Rang gesellschaftlicher Wert­
haltungen erheben soll.
Handlungsleitend für Adressaten der Planung; 
das können außer dem schon erwähnten Bürger­
meister z.B. staatliche Stellen sein, deren Maß­
nahmen Regionsbezug haben, wie z.B. Natur­
schutzbehörden, Wasserwirtschaftsämter, Land­
wirtschaftsbehörden. Hierbei sollen die Ziele 
nach Möglichkeit nicht restriktiv formuliert wer­
den, sondern sie sollen Handlungsspielräume für 
Aktivitäten Dritter aufzeigen.
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Abwägungsrelevant und prinzipiell konsensfä­
hig; die Ziele sollen hinsichtlich des Abstrakti­
onsgrades, der Sprache und der möglichen 
Umsetzungsinstrumente an die späteren realen 
Abstimmungsvorgänge angepaßt sein. Es kön­
nen z.B. vielfältige Artenschutzgesichtspunkte 
in einem Raum zu einem Belang zusammenge­
führt und z.B. über das Instrument "landschaft­
liches Vorrang- bzw. Vorbehaltsgebiet mit vor­
rangigen Artenschutzzielen" ausgedrückt wer­
den. In dieser Form ist das Gesamtanliegen im Ab­
stimmungsprozess der Regionalplanung leichter 
vermittelbar und diskutierbar.

3 Einführung in das Zielsystem (Ziele und 
Maßnahmen)

3.1 Einbindung des Zielsystems in den Pla­
nungsablauf

Zum Verständnis des methodischen Hintergrunds 
für die Aufstellung des Zielsystems im LEK sollen 
die wesentlichen Arbeitsschritte (bei der Erstellung 
des LEK) erläutert werden (vgl. Abbildung 1):
1. Flächendeckende Erfassung, Bewertung und ag­
gregierte Darstellung der natürlichen Lebensgrund­
lagen. Dies geschieht in Form von Landschafts­
potentialen; darunter werden die vorhandenen und 
entwickelbaren Qualitäten der Natur- und Land­
schaftsausstattung und die darauf beruhenden Funk­
tionen bezogen auf die Schutzgüter

Boden
Wasser
Klima/Luft
Arten und Lebensgemeinschaften sowie 
Landschaftsästhetik

verstanden.
2. Erfassung und Bewertung von Raumnutzungen in 
ihrer Nutzungs- und Wirkungsintensität.
3. Ermittlung bedeutsamer Nutzungskonflikte durch 
Überlagerung von Potential- und Nutzungsdaten 
(Risikoanalyse).
4. Herleitung eines Zielsystems, das methodisch 
durchgehend auf die vorigen Schritte aufbaut (ins­
besondere durchgängiger Potentialansatz). Hierbei 
werden umweltpolitische Leitlinien aus Fachgeset­
zen und übergeordneten Programmen und Plänen 
(Naturschutzgesetze, Landesentwicklungsprogramm, 
Bodenschutzprogramm usw.) aufgegriffen und um­
gesetzt.

3.2 Bausteine des Zielsystems

Das Zielsystem des LEK besteht aus vier Baustei­
nen, die untereinander methodisch und inhaltlich 
verknüpft sind (s. Abbildung 2): 1

1. Potentialbezogene Zielkonzepte mit Kartendar­
stellungen und textlichen Zielen für die einzelnen 
Landschaftspotentiale (Boden, Wasser, Luft/Klima, 
Arten und Lebensgemeinschaften, Landschaftsbild) 
sowie ein Zielkonzept für die ruhige naturbezogene 
Erholung.

2. Innerfachlicher Zielabgleich, der u.a. der Bestim­
mung prioritärer Ziele ("Hauptziele") und der Lö­
sung innerfachlicher Zielkonflikte dient.
3. Maßnahmenkonzept mit Darstellungen von Nut­
zungssystemen, Sicherungs-, Entwicklungs- und 
Sanierungsmaßnahmen sowie einem Schutzgebiets­
konzept und Vorgaben für Folgeplanungen.
4. Gebietsvorschläge für regionalplanerische Si­
cherungsinstrumente. Hier werden die bisher ge­
nannten Zielkonzepte und Maßnahmen in Instru­
mente der Regionalplanung (z.B. Flächensiche­
rungsinstrumente wie Grünzüge, Vörbehaltsgebie- 
te) umgesetzt.

3.3 Karten- und Formulienmgsbeispiele

3.3.1 Potentialbezogene Zielkonzepte

Der Grundbaustein des Zielsystems sind potential­
bezogene Zielkonzepte. Diese bestimmen die Ziele, 
die zur Sicherung und Entwicklung der Funktionen 
des Naturhaushalts und der naturbezogenen Erho­
lung auf regionaler Ebene erforderlich sind. Die 
Zielfindung stützt sich dabei auf die Ergebnisse der 
Potential- und Nutzungsanalyse. Für jedes Potential 
wird ein eigenständiges Zielkonzept mit flächen­
deckenden, kartenmäßigen Darstellungen und 
textlichen Zielen aufgestellt, ein Zielkonzept "Bo­
den", ein Zielkonzept "Wasser" usw. Nach Aufbau 
und Methodik folgen alle potentialbezogenen Ziel­
konzepte dem selben Muster.

Am Beispiel des Zielkonzepts für den Bereich Bo­
den soll der grundsätzliche Aufbau erläutert werden. 
Abbildung 3 zeigt hierzu einen Kartenausschnitt aus 
der Region Ingolstadt (Bereich südwestlich der 
Stadt Ingolstadt). In dieser Karte wird zwischen 
verschiedenen Typen "allgemeiner Zielgebiete" und 
"speziellen Zielgebieten" unterschieden.

Unter den "allgemeinen Zielgebieten " des Zielkon­
zeptes Boden sind folgende Typen zu nennen:

Gebiet mit hervorragender Bedeutung für die 
Sicherung der natürlichen Bodenvielfalt 
Gebiet mit hervorragender bis besonderer Be­
deutung für den Erosionsschutz 
Gebiet mit besonderer Bedeutung für die Siche­
rung der natürlichen Bodenvielfalt 
Gebiet mit besonderer Bedeutung für die Erhal­
tung der Filter-, Puffer-, Transformatorfunktion 
Gebiet mit allgemeiner Bedeutung für die Siche­
rung der Bodenfunktionen.

Die allgemeinen Zielgebiete betreffen jeweils einen 
Raumtyp.

Die "speziellen Zielgebiete " kennzeichnen einen be­
stimmten Raumausschnitt. Hier sind spezielle Pro­
blemstellungen vorhanden, die mit der Kategorie 
"allgemeines Zielgebiet" nicht erschöpfend abge­
deckt werden. Deshalb sind in solchen Raumab­
schnitten eigene Zielaussagen erforderlich.
Den Darstellungen der Karten entsprechen textliche 
Ziele. Den allgemeinen Zielgebieten sind "allgemei­
ne Ziele" zugeordnet. Diese allgemeinen Ziele sind
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Abbildung 3 
Zielkonzept Boden
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potentialbezogene Oberziele, die sich aus entspre­
chenden Leitlinienvorgaben (hier z.B. Boden­
schutzziele innerhalb des Landesentwicklungspro- 
gramms) ableiten und räumlich konkretisieren las­
sen. Für die speziellen Zielgebiete (konkrete Teil­
räume) werden "spezielle Ziele" formuliert.

Die allgemeinen Zielgebiete sind für alle potential­
bezogenen Zielkonzepte in drei Haupt-Bedeu- 
tungsstufen untergliedert (s.a. Abbildung 3):

Gebiet mit hervorragender Bedeutung für 
Gebiet mit besonderer Bedeutung für 
Gebiet mit allgemeiner Bedeutung für

Ein Gebiet mit hervorragender Bedeutung ergibt 
sich aus Rächen mit außergewöhnlich hoher Poten­
tialausprägung, sehr hoher Empfindlichkeit gegen­
über Beeinträchtigungen oder hervorragender Ent­
wicklungsfähigkeit zur Erlangung wichtiger Natur­
haushalts- und Landschaftsfunktionen. Eine Nut­
zung dieser Gebiete hat diesen besonderen Funktio­
nen vorrangig Rechnung zu tragen.
Ein Gebiet mit besonderer Bedeutung ergibt sich aus 
Rächen mit hoher Potentialausprägung, hoher Emp­
findlichkeit gegenüber Beeinträchtigungen oder be­
sonderer Entwicklungsfähigkeit zur Erlangung 
wichtiger Naturhaushalts- und Landschaftsfunktio­
nen.

Die Nutzung solcher Gebiete darf diese Funktionen 
nicht beeinträchtigen. Als Sicherungsinstrument der 
Regionalplanung ist in der Regel das Vorbehaltsge­
biet vorzusehen.
Ein Gebiet mit allgemeiner Bedeutung ergibt sich 
aus den verbleibenden Gebieten. Hier wird eine 
potentialorientierte Nutzung mit Mindestanforde­
rungen des Naturschutzes und der Landschafts­
pflege angestrebt.

Ein Beispiel für die Formulierung eines "allgemei­
nen Ziels" innerhalb des Typs "Gebiet mit hervorra­
gender Bedeutung für die Sicherung der natürlichen 
Bodenvielfalt" lautet:
"Böden, die seltenen und geschützten Pflanzen und 
Tieren als Standort dienen sowie seltene und urtüm­
liche Böden, sollen nachhaltig gesichert bleiben."
Dieses Ziel hat den Charakter eines Oberziels und 
gilt für alle Teilräume dieses Typs.
Für konkrete Einzelgebiete wird dieses Ziel räum­
lich und sachlich konkretisiert (spezielle Ziele). 
Hierzu einige Beispiele (Auszüge, ohne Begrün­
dungstexte):
"Im Donautal sollen hydromorphe Böden und Aue- 
böden, die einer natürlichen Überschwemmungsdy­
namik unterliegen, erhalten werden. Wo möglich 
soll eine Regenerierung vonAueböden durch Anbin­
dung an Überschwemmungsbereiche erfolgen." 
"Die Niedermoorböden des Donaumooses sollen 
langfristig und großflächig erhalten werden. Hierzu 
sollen geeignete Maßnahmen ergriffen werden, die 
kontinuierlich zu einer ökologischen Sanierung des 
Donaumooses führen."

"In den Sandlandschaften des Donau-Isar-Hügel- 
landes sollen Flugsand-Dünen erhalten und gesi­
chert werden (...)."

3.3.2 Innerfachlicher Zielabgleich

Auf der nächsten Stufe des Zielsystems steht ein 
innerfachlicher Zielabgleich. Hierbei werden die 
einzelnen potentialbezogenen Ziele überlagert und 
untereinander abgewogen; auftretende innere Ziel­
konflikte (z.B. zwischen Artenschutzzielen und Zie­
len zur Erholung) werden nach definierten Entschei­
dungsregeln gelöst.

Das Ergebnis dieses Abwägungsschrittes wird in 
einer Karte dargestellt, die veranschaulicht, welche 
potentialbezogenen Ziele vorrangig gelten und im 
weiteren durch entsprechende Maßnahmen umge­
setzt werden sollen (vgl. Abbildung 4). Ziele werden 
auf dieser Stufe nicht formuliert. Es gelten die ent­
sprechenden potentialbezogenen Ziele.
Die Karte dient vor allem folgenden Zwecken:

• In der Karte werden planerische Raumeinheiten 
abgegrenzt, auf die spätere Maßnahmenvor­
schläge und regionalplanerische Rächensiche- 
rungsinstrumente bezogen werden (siehe Kap.
3.3.3 und 3.3.4).

• Die Karte stellt die naturschutzfachlich abge­
stimmte Begründung für Umsetzungsmaßnah­
men dar, insbesondere für den Einsatz regional- 
planerischer Instrumente. So liefert sie z.B. bei 
landschaftlichen Vorbehaltsgebieten die Be­
gründung, welche Ziele und Zweckbestimmun­
gen vorrangig zu gelten haben.

3.3.3 Maßnahmenkonzept

Das komplexeste Element innerhalb des Zielsy­
stems ist das Maßnahmenkonzept. Komplex des­
halb, weil hier Nutzungssysteme angesprochen sind, 
die ressourcenübergreifend - wenn man so will öko- 
systemar - behandelt werden müssen. Die methodi­
schen Voraussetzungen hierfür liefern der vorher 
dargestellte Zielabgleich und die Kenntnisse über 
Nutzungskonflikte.
Der Maßnahmenteil hat zwei Grundelemente (s. Ab­
bildung 5):
• Rächendeckende Einteilung der Region in pla­

nerische Raumeinheiten, deren Abgrenzungen 
aus dem innerfachlichen Zielabgleich resultie­
ren.

• Einzelmaßnahmen, unterschieden nach" speziel­
len Entwicklungsmaßnahmen", das sind Land­
schaftspflegemaßnahmen im weiteren Sinne, 
z.B die Durchführung von Maßnahmen der Bio­
toppflege und "speziellen Ordnungsmaßnah­
men", das sind Reaktionen auf bekannte oder 
absehbare Nutzungskonflikte, z.B. Maßnahmen 
zur Lenkung von Erstaufforstungen.

Die planerischen Raumeinheiten stellen fünf ver­
schiedene Typen von Nutzungssystemen dar, die 
textlich durch Ziele und Maßnahmen bestimmt sind.
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Abbildung 4
Innerfachlicher Zielabgleich
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LEK Ingo lstad t - M aßnahm en Abbildung 5
Maßnahmenkonzept (Auszug aus der Le- 

Angestrebte Nutzungssysteme gende)

Gebiete mit naturnaher Entwicklung

Gebiete mit vorherrschenden Leistungen für den 
Naturhaushalt und das Landschaftsbild

Gebiete mit bedeutenden Leistungen für den 
Naturhaushalt und das Landschaftsbild

Gebiete mit begleitenden Leistungen für den 
Naturhaushalt und das Landschaftsbild

Gebiete überwiegend städtisch industrieller 
Flächennutzungen mit begleitenden Leistungen 
für Naturhaushalt und Landschaftsbild

Schutzgebiete

Einzelmaßnahmen
Spezielle Entwicklungsmaßnahmen (Beispiele)

O
Ooo

Entwicklung naturnaher Lebensräume und 
Biotopverbundsystem

Biotoppflegemaßnahmen

Bodenschutzmaßnahmen

Verbesserung der Erholungswirksamkeit

Spezielle Ordnungsmaßnahmen (Beispiele)

V
V
V
V

Lenkung der Erholungsnutzung 

Lenkung des Rohstoffabbaus 

Lenkung der Erstaufforstung 

auszuschließende Siedlungsentwicklung

Insgesamt entsteht eine Raumgliederung in Anleh­
nung an das Prinzip der differenzierten Landnutzung 
nach HABER (1972).

Unterschieden werden die folgenden Typen (vgl. 
Abbildung 5):
1. Gebiete mit natürlicher/natumaher Entwicklung 
weitgehend ohne Nutzung:
Hierbei handelt es sich um den Typ einer relativ 
wenig beeinflußten Naturlandschaft (z.B. die 
Hochalpen, in der Region Ingolstadt Teile der 
Donauauwälder).
2. Gebiete mit vorherrschenden Leistungen für Na­
turhaushalt und Landschaftsbild:
Dies sind besonders schützenswerte Landschafts­
teile mit Schwerpunkten in der Landschaftspflege 
sowie historische Kulturlandschaften (z.B. die 
Hoch-Rhön, in der Region Ingolstadt ausgedehnte 
Hutungsgebiete im Altmühltal).
3. Gebiete mit bedeutenden Leistungen für Natur­
haushalt und Landschaftsbild

Hierbei handelt es sich um den Typ einer Kultur­
landschaft mit besonderen Problemstellungen, z.B. 
hinsichtlich des Ressourcenschutzes, der Agrastruk- 
tur, von Flächenstillegung oder Aufforstung beson­
ders betroffene Gebiete; solche Gebiete könnten 
z.B. Schwerpunkte der Agrarförderung sein. Ein 
Beispiel für ein Gebiet dieses Typs in der Region 
Ingolstadt sind weite Teile des Donaumooses.
4. Gebiete mit begleitenden Leistungen für den Na­
turhaushalt und das Landschaftsbild:
Dies entspricht dem Typ der agrarischen und wald­
baulichen Produktionslandschaft mit Mindestanfor­
derungen bezüglich Naturschutz und Landschafts­
pflege (z.B. die bayerischen Gäulandschaften, in der 
Region Ingolstadt lößüberdeckte Teile des Alban­
stiegs).

5. Gebiete überwiegend städtisch-industrieller Flä­
chennutzungen mit begleitenden Leistungen für Na­
turhaushalt und Landschaftsbild:
Städte und Verdichtungsräume, wie z.B. das Stadt­
gebiet von Ingolstadt.
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Zeichnerisch  verb ind liche und erläuternde  
D arstellung von Zielen (M 1:100 000):

landschaftliches Vorbehaltsgebie t (m it Nr.)

reg ionaler G rünzug 
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Abbildung 6
Vorschläge für regionalplanerische Si­
cherungsinstrumente (Auszug aus der Le­
gende)
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Für die jeweiligen Typen von Landnutzungssyste­
men werden allgemeine Anforderungen in Form von 
Hinweisen für Nutzungen formuliert (z.T. auch 
Standards für maximal zulässige Nutzungsintensitä­
ten).
Es folgt ein Beispiel für die Zielbestimmung des 
Typs, "Gebiete mit vorherrschenden Leistungen für 
Naturhaushalt und Landschaftsbild". Dieser Typ ist 
in der Regel gekennzeichnet durch sehr extensive 
Landnutzungsformen wie z.B. Mittelwälder, Hutun­
gen, Naß wiesen usw.:

"In Gebieten mit vorherrschenden Leistungen für  
Naturhaushalt und Landschaftsbild sollen insbe­
sondere durch extensive landwirtschaftliche oder 
waldbauliche Nutzungen besonders wertvolle Land­
schaftsteile erhalten und wieder entwickelt werden. 
Den Belangen des Naturschutzes und der Land­
schaftspflege sollte grundsätzlich gegenüber ande­
ren Nutzungsansprüchen Vorrang eingeräumt wer­
den.
Insbesondere sollen:

vornehmlich landwirtschaftliche und waldbauli­
che Nutzungsweisen mit pflegendem und natur­
schutzorientiertem Charakter durchgeführt und 
gefördert,
urprüngliche Standorteigenschaften erhalten 
und entwickelt,

neue Flächeninanspruchnahmen verhindert, 
Störungen durch Erholungssuchende vermieden, 
hochwertigste Gebiete naturschutzrechtlich ge­
sichert

werden."

3.3.4 Regionalplanerische Sicherangsin- 
strumente

Der vierte Baustein im Zielsystem des LEK betrifft 
Vorschläge für die .Anwendung regionalplanerischer 
Sicherungsinstrumente. Hier erfolgt eine Darstel­
lung von Flächensicherungsinstrumenten der Re­
gionalplanung als räumliche Entwicklungsabsicht 
des Naturschutzes und der Landschaftspflege. Es 
gilt hierbei folgende Zielrichtung: Integration in den 
Regionalplan zur Abwendung konkurrierender Nut­
zungsabsichten. Dabei wird nicht nur der Zielbau­
stein "Regionalplanerische Sicherungsinstrumente" 
in den Regionalplanungsprozeß eingehen, sondern 
alle bisher genannten Zielbausteine. Insbesondere 
sollen die mit den sektoralen Zielkonzepten ver­
bundenen Umweltqualitätsziele und -standards so­
wie aus dem Maßnahmenkonzept abgeleitete quer­
schnittsorientierte Aussagen (Nutzungs- und damit 
emissionsbezogene Umweltqualitätsziele) Eingang 
in die Regionalplanung finden.
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Auch der Zielteil "Regionalplanerische Sicherungs­
instrumente" besteht aus Karte und Text. Abbildung 
6 zeigt eine Übersicht der bisher gebräuchlichen 
Kartendarstellungen, die u.U. noch erweitert werden 
wird.
Im folgenden wird ein Textauszug zum regionalpla­
nerischen Sicherungsinstrument "Landschaftliches 
Vorbehaltsgebiet" wiedergegeben:
"Die nachfolgend genannten Gebiete werden als 
landschaftliche Vorbehalts gebiete bestimmt. Lage 
und Umgriff sind in Karte ... dargestellt.
In den landschaftlichen Vorbehalts gebieten kommt 
den Belangen des Naturschutzes und der Land­
schaftspflege ein besonderes Gewicht zu; hier sollen 
Planungen und Maßnahmen auf die besondere 
Zweckbestimmung und die Schutzziele des Natur­
schutzes und der Landschaftspflege abgestimmt 
werden."

Ein Beispiel für die Zielformulierung eines indivi­
duellen Vorbehaltsgebietes:
"Landschaftliches Vorbehalts gebiet Donauwälder 
westlich von Ingolstadt und Gerolfinger Eichenwald 
Zweckbestimmung:
Sicherung und Entwicklung von Lebensräumen und 
deren Arten sowie Sicherung und Entwicklung des 
Landschaftsbildes.
Die landesweit bedeutsamen Lebensräume der 
Donauauwälder, ihrer Brennenbereiche und des Ge­
rolfinger Eichenwalds sollen gesichert und ent­
wickelt werden. Weiterhin sind die ehemaligen Hu­
tungswälder des Gerolfinger Eichenwaldes in ihrem 
typischen Erscheinungsbild zu sichern. 
Begründung:
Die großflächigen Auwälder der Donau zwischen 
Neuburg und Ingolstadt stellen die besterhaltenen 
Hartholzauwälder der Donau dar. Sie umfassen in 
Teilgebieten wertvolle Brennenbereiche. Westlich 
von Gerolfing bildet der Gerolfinger Eichenwald 
mit seinen durch Weidenutzung aufgelockerten 
Waldbeständen eine landschaftliche und kulturhi­
storische Besonderheit.
Durch die Festsetzung als landschaftliches Vorbe­
haltsgebiet sollen diese Bereiche langfristig gesi­
chert werden. So soll keine weitere Flächeninan­
spruchnahme fü r Siedlungszwecke, Verkehr oder 
Rohstoffabbau erfolgen (...).
Die Erholungsnutzung ist zu lenken. Intensive Erho­
lungsnutzungen wie z.B. Badebetrieb sollen in den 
Donauwäldem nicht erfolgen.
Die Brennenbereiche sind offenzuhalten. (...)
Eine umfassende naturschutzrechtliche Sicherung 
hat zu erfolgen."

Am Beispiel dieses landschaftlichen Vorbehalts­
gebiets lassen sich auch die argumentativen Zusam­
menhänge zwischen den einzelnen Zielbausteinen 
erläutern:
Die Zweckbestimmung ist Ergebnis des innerfach­
lichen Zielabgleichs (3. Zielbaustein), der diese Be­
lange besonders herausstellt. Das Ziel, hier Erho­
lung zu fördern, (wofür sich der Raum sehr gut

eignete), tritt aufgrund des Konfliktes mit Zielen 
zum Lebensraumschutz in diesem Fall zurück und 
wird weiter im Maßnahmenteil (2. Zielbaustein) 
behandelt (Lenkungsmaßnahmen). Dort werden 
auch andere Handlungsanleitungen, z.B. zur vorge­
schlagenen Unterschutzstellung aufgezeigt. Die 
Hochrangigkeit der angeführten Ziele und der hier­
aus resultierende Schutzstatus ergibt sich primär aus 
der Gewichtung der potentialbezogenen Ziele (1. 
Zielbaustein).

4 Zusammenfassung

Der Zielteil des Landschaftsentwicklungskonzeptes 
ist in seinen Inhalten und Ausdrucksmöglichkeiten 
sehr wesentlich bestimmt durch den Planungsauf­
trag. Dieser lautet: Fachbeitrag zum Regionalplan 
und eigenständiges, überörtliches Fachkonzept des 
Naturschutzes und der Landschaftspflege.

Es gibt drei Ebenen innerhalb des LEK-Zielsystems, 
auf denen Umweltqualitätsziele entwickelt werden. 
Diese bauen methodisch und inhaltlich aufeinander 
auf. Es sind die Ebenen "Potentialbezogene Zielkon­
zepte" (einschließlich deren Abgleich untereinan­
der), "Maßnahmenkonzepte" und "Regionalplaneri­
sche Sicherungsinstrumente".
Auf der Ebene regionalplanerischer Sicherungsin­
strumente wird eine räumliche Zielvorstellung des 
Naturschutzes und der Landschaftspflege ent­
wickelt und mit den Instrumenten der Regionalpla­
nung in Karte und Zieltext dargestellt. Hierbei wer­
den fachgesetzliche und landesplanerische Vor­
gaben interpretiert und umgesetzt.
Diese regionalplanerische Zielkonzeption des Na­
turschutzes und der Landschaftspflege wird ent­
wickelt und abgeleitet aus potentialbezogenen Ziel­
konzepten und deren Abgleich untereinander. Die 
potentialbezogenen Zielkonzepte konkretisieren die 
regionalplanerische Zielvorstellung, d.h. sie bestim­
men sie näher und begründen sie.
Die Umsetzung der beiden genannten Zielebenen 
erfolgt über Landnutzungssysteme, mit denen ein 
weiterer, über den Zweck "Regionalplanung" hin­
ausgehender nutzungs- bzw. emissionsbezogener 
Handlungs- und Orientierungsrahmen gesetzt wird 
und vorhandene und absehbare Nutzungskonflikte 
geregelt werden.
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Beispiele für die Formulierung und Umsetzung von Leit­
bildern, Umweltqualitätszielen und Umweltstandards
- anhand von ökologischen Umweltqualitätszielen und Leitbildern für zwei 
Küstenregionen im Rahmen der Regionalplanung

Helmut Straßer

Jede Region hat ihre Spezifika, die sich in Um­
weltqualitätszielen ausdrücken. Die unterschiedli­
chen Ziele sollen an Regionalplanungsfragen aus 
dem Landkreis Wesermarsch^ und dem Landkreis 
Rügen2) verdeutlicht werden.

1 Beispiel Landkreis Wesermarsch

Der Landkreis Wesermarsch ist eine klassische Kul­
turlandschaft, die es in der vorliegenden Form ohne 
Eindeichung nicht gäbe. Vor der Eindeichung lebten 
nur wenige Menschen auf Warften; die meisten R ä­
chen waren tidenbeeinflußt (unter Gezeiteneinfluß) 
und mit Schilf bestanden - es existierten vermutlich 
großflächige Röhrichte und Salzwiesen.

Nach der Eindeichung (ab ca. 1.000 n. Chr.) wurde 
das Land (zum Teil unter dem Meeresspiegel) sy­
stematisch entwässert und überwiegend als Grün­
land genutzt. Der Jadebusen war auch einmal 
"Land" und wurde erst bei schweren Sturmfluten um 
1500 durch Ausspülung neu geschaffen. Im 16. Jahr­
hundert wurde der Ahneverlauf (die Süßwasserver­
bindung zur Weser) geschlossen und der Jadebusen 
von einer Brackwasserbucht zu einer Meeresbucht 
gemacht (vgl. Abbildung 1).

Heute gehört der Jadebusen zum binnendeichs lie­
genden Nationalpark Niedersächsisches Watten­
meer; die Grünlandflächen im Landkreis Weser­
marsch (ca. 95% der Marsch- und Moorgebiete wer­
den als Grünland genutzt) sind ein national bzw. 
international bedeutsamer Wiesenvogellebensraum. 
Hier ist also die Welt in Ordnung - oder doch nicht 
ganz?

Nährstofffrachten in das Watt

Spätestens seit dem Seehundsterben und den Al­
genblüten im Watt wurde deutlich, daß u.a. zuviel 
Nährstoffe in die Nordsee eingeleitet wurden. Be­
trachtet man die Einleitungen in den Jadebusen, so 
ist festzustellen, daß im Durchschnitt jedes Siel, das 
im wesentlichen landwirtschaftliche Flächen ent­
wässert, ebensoviel Nährstoffe einleitet, wie z.B. 
durch den Kläranlagenablauf der Stadt Wilhelmsha­
ven eingeleitet wird (Wilhelmshaven hat bei Phos­
phat P und bei Stickstoff N jeweils 13,9% Anteile

an den Gesamtzuleitungen in den Jadebusen - vgl. 
Abbildung 2).

Ist die landwirtschaftliche Nutzung zu intensiv? Bei 
weniger als zwei Großvieheinheiten GVE/ha sind 
dies im Vergleich zu anderen norddeutschen Regio­
nen geradezu ideale Verhältnisse. Unter Berücksich­
tigung der Gülle- und Düngergaben werden durch­
schnittlich 40 kg P und 150 kg N/ha/a aufgebracht. 
Betrachtet man die Gewässergüte, so findet sich eine 
durchschnittliche Gewässergüte von 3-4 (sehr stark 
verschmutzt) mit der Folge häufigen Fischsterbens 
in den entsprechenden Gewässern in warmen Jah­
reszeiten und davon hat der Landkreis Weser­
marsch reichlich (120 lfm/ha Gewässer III. Ord­
nung). Der ökologische Stellenwert des Gewässer­
netzes für Flora und Fauna wird daraus deutlich. 
Aber auch ohne anthropogenen Einfluß ist in den 
Gewässern vermutlich nur durch die geogenen Ver­
hältnisse (nährstoffreiche Kleie sowie weitgehend 
entwässerte Moore) keine bessere Gewässergüte als 
2-3 (kritisch belastet) zu erreichen, da die Gewässer 
kaum Bewegung haben und lediglich über Siele der 
Schöpfwerke entwässert werden.
Aber das Delta zwischen Gewässergüte 2-3 und 3-4 
ist zum überwiegenden Teil auf den Einfluß der 
Landwirtschaft zurückzuführen (nach Modellrech­
nung trägt die Landwirtschaft zwischen 50 % und 
80 % bei den Phosphaten in Gewässer ein).

Insgesamt bleibt festzuhalten: (Zu) hohe Einträge in 
das Watt über den Wasserpfad; Hauptverursacher ist 
eine vergleichsweise extensive Landwirtschaft, die 
die Gewässer dank der nahezu gegen Null gehenden 
Fließgeschwindigkeiten sehr stark belastet. Auf der 
anderen Seite ist die Marsch mit ihrem Grünland 
dank der extensiven Nutzungsdichte ein national 
bedeutsames Wiesenvogelareal. Die Brutdichten 
von Uferschnepfen, Braunkehlchen und Bekassinen 
belegen dies.
Insgesamt ist weiterhin festzustellen, daß die regio­
nalen Leitbilder innerhalb der verschiedenen Fach­
planungen (auf der Ebene der Regionalplanung) dif­
ferieren und auch innerhalb der verschiedenen Um­
weltteilbereiche unterschiedliche Leitbilder verfolgt 
werden.
Gegenwärtig wird im Rahmen von Modellvorha- 
ben3) darüber nachgedacht, wie man bereits im Bin-
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Abbildung 1
Verlauf der Küstenlinien im Bereich des Landkreises Wesermarsch in früheren Zeiten (HANNEMANN, 1954)

nenland die Nährstoffe effektiver aus den Gewäs­
sern bekommt.

2 Beispiel Regionalplanung Rügen

Neben den Rügener Kreidefelsen ist unter Ornitho­
logen vor allem die Bedeutung der Insel als Rast­
platz für nordische Großvögel (Gänse und Kraniche) 
bekannt. Zu Spitzenzeiten halten sich auf Rügen im

Herbst bis Frühjahr bis zu 150.000 Gänse und bis zu 
40.000 Kraniche auf - ein wirklich eindrucksvoller 
Anblick (große Teile der Insel haben nationale oder 
internationale Bedeutung als Rastplatz - vgl. Abbil­
dung 3).

Landwirtschaft oder Ornithologie?

Daß es seit Jahren einen richtigen Krieg zwischen 
Ornithologen und Landwirten gibt, ist nicht nur auf
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Abbildung 2
Jährliche Nährstoffeinträge in das System Jade / Jadebusen über den Wasserpfad (Quelle: Abschätzung nach Daten 
des WWA Brake)

Rügen bekannt. Die Gänse und Kraniche fressen mit 
großer Vorliebe die abgeemteten Maisfelder und die 
Rächen mit Wintergetreide kahl; erst wenn sie dort 
nichts mehr finden, gehen sie auf Grünland.
Sie haben einfach gelernt, auf Rügen ihren Energie­
bedarf zu decken. Rügen ist die "Auftankstation" auf 
dem Weg vom Norden in den Süden und zurück.

Um es deutlich zu sagen - die Großfelderwirtschaft 
mit intensivem Mais- und Getreideanbau ist mit für 
die internationale omithologische Bedeutung Rü­
gens verantwortlich. Schläge von 1000 ha sind keine 
Seltenheit. Würde man die Ziele des Sachverständi­
genrates für Umweltfragen hinsichtlich maximaler 
landwirtschaftlicher Schlaggrößen von 10 ha bis 15
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Abbildung 3
Wertvolle Bereiche für Rastvögel auf Rügen

ha in den neuen Bundesländern zugrunde legen, so 
wäre die Bedeutung Rügens für Großvögel deutlich 
geringer.
Für Großvögel sind Schlaggrößen von mindestens 
200 ha erforderlich (wegen der großen Fluchtdistan­
zen von zum Teil 500 m) -für das Landschaftsbild, 
Boden und Grundwasser ist dieser Zustand eine 
Katastrophe.
Die zum Teil riesigen Schlaggrößen, die man ja in 
den neuen Bundesländern oft findet und die auf 
Rügen schon immer groß waren, sind für andere 
Umweltteilbereiche deutlich negativ.

Artenschutz kontra Ressourcenschutz

Durch die geringe Landschaftsgliederung ergibt sich 
über weite Strecken ein monotones Landschaftsbild 
(seit den 30er Jahren sind auch hier ca. 2/3 ehemals

vorhandener Wege mit oft begleitenden Baumreihen 
oder Hecken verschwunden). Zudem sind massive 
Winderosionen in der Küstenregion mit durch­
schnittlich ca. 5 m/sek bei überwiegend leichten 
Böden die Folge. Auch die Gewässergüte in Fließge- 
wässem und in den oberen Trinkwasserstockwerken 
ist weit unter den sonst üblichen Zielen (Belastungs­
stufe in allen Gewässern 3-5). Die intensive Land­
wirtschaft hat maßgeblichen Anteil daran.
Würde man in das Zentmm omithologisch hochbe­
deutsamer Flächen noch einige flächenintensive 
Nutzungen (wie z.B. Golfplätze) plazieren und die 
Eingriffsregelung mit den notwendigen Ersatzflä­
chen (großflächig), wie anderswo üblich, umsetzen, 
so wäre Rügen bald nur noch in weiten Teilen den 
Großvögeln und der großflächigen Landwirtschaft 
Vorbehalten.

108



U m w e ltb e itra g  zu r R eg io n a lp lan u n g  fü r  das G eb ie t der Insel R ügen
UBA - F + E - Vorhaben Nr. 1 01 090  34

AKZEPTOR
Fauna - Rastvögel

E m p fin d lich ke it g e g e n ü b e r F läch e n n u tzu n g  und S tö ru n g e n

L e g e n d e

E m p f in d l ic h k e i t  g e g e n ü b e r  F lä c h e n n u t z u n g

II111II hoch 

m ittel 

l ' i in l  gering

E m p f in d l ic h k e i t  g e g e n ü b e r  S t ö r u n g e n  ( T e m p o r ä r ,  1 5 . 0 9 .  1 5 . 0 4  )

hoch 

m ittel 

gering

Maßstab: 1 75.000 Erstellungsdatum/Stand: 06 /  94

Durchführende Institutionen Fördernde Institutionen

m

Arbeitsgruppe fü r regionale 
S truktur- und Um weltforschung GmbH
DFZ - Industriestr. 3
D-W-261 21 Oldenburg
Tel. 0 4 4 1 /9 7 1 7 4 9 7  * Fax 0 4 4 1 /9 71 7 47 3

i f * * '  X Umweltbundesamt
Bismarckplatz 1 
14193 Berlin

PH\jO  nwp

NWP Planungsgesellschaft mbH 
Gesellschaft für räumliche Planung und Forschung
DFZ - Industriestr. 3
D-W-261 21 Oldenburg
Tel. 0 4 4 1 /9 7 1 7 4 0  '  Fax 0 4 4 1 /9 71 7 47 3

n
Landkreis Rügen
Billrothstraße 5 
18528 Bergen (Rügen)

Legende zu Abbildung 3
Wertvolle Bereiche für Rastvögel auf Rügen

Leitbild unter Einbezug anthropogener Ziele?

Gegenwärtig leben auf der Insel noch ca. 82.500 
Einwohner. Außerdem waren 1993 ca. 3.36 Mio 
Übernachtungen (bei ca. 45.000 Betten, also 41 
Übernachtungen pro Ew.) zu verzeichnen.

Auf der anderen Seite herrscht hier, wie fast überall 
in Mecklenburg-Vorpommern, eine massive Ar­
beitslosigkeit (real unter Abzug verschiedener Stüt­
zungsaktionen etwa bei 40%). Der Ruf nach Arbeit 
für die dort lebenden Menschen ist das zentrale 
Problem der Insel.

Es besteht die Gefahr, daß ökologische Belange 
gegenüber sozialen und ökonomischen Zielen in das 
dritte oder vierte Glied abgeschoben werden.

3 Folgerungen

Ich meine, durch die gemachten Ausführungen so­
wohl am Beispiel Wesermarsch als auch Rügen wur­
de deutlich, daß es die Aufgabe der ökologisch 
orientierten Fachdisziplinen ist, zuerst ein in sich 
abgewogenes ökologisches Leitbild zu erstellen, 
wenn man gute Argumente gegenüber sozialen und 
ökonomischen Belangen haben will. "Ökologische 
Fachplanungen" müssen sich zu einem gemeinsa­
men Ziel durchringen.

Omithologische, bodenkundliche, gewässerökolo­
gische und ästhetische Ziele (Landschaftsbild) sind 
aufeinander abzustimmen. Dabei kann unter regio­
nalen Gesichtspunkten durchaus einzelnen "ökolo­
gischen Fachplanungen" ein gewisser räumlicher 
oder zeitlicher Vorrang eingeräumt werden.
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Ich meine, erst dann sind ökologische Leitbilder im 
Rahmen der querschnittsorientierten Abwägung der 
Raumplanung auch besser gegenüber sozio-öko- 
nomischen Leitbildern durchsetzbar (vgl. Abbil­
dung 4).

Was kann dabei herauskommen?

Bei der querschnittsorientierten Abwägung könnte 
es zu einem Konsens am Beispiel der Insel Rügen 
kommen, der vielleicht wie folgt aussehen kann: 
Das westliche Drittel der Insel wird unter dem Pri­
mat der Brut- und Rastvögel gestaltet (Kraniche, 
Gänse, Limikolen) - d.h. die Uferzonen müssen dort 
frei bleiben und die Landwirtschaft wird weiter in­
tensiv und auch großflächig gehalten (Schläge von 
durchschnittlich 200  ha).
Eine weitergehende Untergliederung unterbleibt 
(z.B. durch Windschutzpflanzungen oder auch 
durch zusätzliche Straßen und Wege). Alleen sollen 
nur an vorhandenen Straßen entstehen. Der touri­
stisch attraktivere Ostteil der Insel (außerhalb der 
Großschutzgebiete) wird eher unter dem Primat der 
Freizeit- und Erholungsnutzung entwickelt. Ledig­
lich im Detail müssen sich Investoren an besonders 
geschützten Biotopen und großflächigen Schutzge­
bietsausweisungen orientieren. Die Eingriffsrege­
lung wird zum Maßstab für Investitionsmöglichkei­
ten.
Gegenwärtig sind /3 der Insel mit irgendwelchen 
Schutzgebietskategorien überzogen; es ist sogar 
Ziel des Naturschutzes, Rügen flächendeckend als 
Landschaftsschutzgebiet auszuweisen. Durch eine 
Positivdarstellung an attraktiven Küstenabschnitten 
oder dafür geeigneten Teilflächen opfert der Natur­
schutz einiges für den Tourismus. Es erfolgt eine 
klare Trennung der Vorrangausweisung im Rahmen 
der Kreisentwicklungsplanung.
Insgesamt ist man sich einig, daß es nicht mehr 
Betten geben soll als Einwohner, und auch die Ta­
gestouristen auf ein erträgliches Maß reduziert wer­
den.
Das Landschaftsbild wird in den touristisch genutz­
ten Teilen unter dem Ziel sowohl einer naturräum­
lich abgeleiteten Gliederung der Landschaft als auch 
vor dem Hintergrund eines besseren Gewässer- und 
Bodenschutzes gestaltet. Grundsätzlich werden an 
jedem Weg wieder Baumreihen bzw. Alleen ge­
pflanzt.
Unter dem Aspekt Bevölkerungsentwicklung hat 
man sich stillschweigend darauf eingestellt, daß sich 
die Einwohnerzahl auf einer Größenordnung von ca. 
65.000 bis 70.000 einpendeln wird, da die Wirt­
schaft und die Landwirtschaft auf der Insel unter 
Berücksichtigung der ökologischen Rahmenbedin­
gungen nicht mehr trägt und arbeitsplatzintensive 
Großinvestitionen umstritten sind. Die Landesregie­
rung geht davon aus, daß mindestens 20  % der 
Bevölkerung abwandert.

4 Schlußbemerkung

Regionalisierte ökologische Leitbilder müssen sich:
a) an den örtlichen Potentialen,
b) an ökologischen Defiziten und
c) an historischen Entwicklungsbedingungen
orientieren - und sie müssen in sich abgestimmt sein 
(d.h. die einzelnen Umweltteilbereiche dürfen sich 
nicht widersprechen). Somit können ökologische 
Belange im Rahmen der Gesamtabwägung an Stel­
lenwert gegenüber konkurrierenden Ansprüchen an 
den Raum gewinnen.

In Zukunft sollte man auch auf den größten Flächen­
nutzer - die Landwirtschaft - verstärkt zugehen, die 
auch zugleich einem ganz erheblichen Strukturwan­
del unterworfen ist.
Wenn es richtig ist, daß global gesehen in der Euro­
päischen Union 50%-70% der landwirtschaftlichen 
Nutzfläche für Nahrungsmittelproduktion nicht 
mehr benötigt wird (Einschätzung des Niederländi­
schen Beirates der Staatsregierung), ist dies ein er­
hebliches Potential, das man unter ökologischen 
Gesichtspunkten nutzen kann und in die neue Leit­
bilddiskussion einbeziehen sollte. In manchen Re­
gionen, wie z.B. der Wesermarsch, ist eine Extensi- 
vierungstendenz in der Landwirtschaft bereits nach­
vollziehbar. Dennoch ist in dieser Region noch kein 
wirklicher ökonomisch/ökologischer Konsens im 
Rahmen der Regionalentwicklung erkennbar.
In den neuen Bundesländern - aber nicht nur dort - 
ist man gegenwärtig noch weit davon entfernt, inte­
grierte Entwicklungskonzepte anzudenken. Dort 
läuft gegenwärtig ein Intensivierungsschub in der 
Landwirtschaft ab. Dennoch ist auch hier die Seite 
des Natur- und Umweltschutzes gefordert, Konzep­
te für den Zeitpunkt der Reduzierung der flächenhaf­
ten Produktion parat zu haben.

Anmerkungen

1) FE-Vorhaben des Umweltbundesamtes: Ökologische 
Potential- und Belastungsanalyse für den Landkreis 
Wesermarsch, UBA-Texte 24/92.

2) FE-Vorhaben des Umweltbundesamtes: Der Umwelt­
beitrag zur Regionalplanung für das Gebiet der Insel 
Rügen, FE-Nr. 101 09 034, Abschluß 1995

3) z.B. das gegenwärtig laufende E+E-Projekt des BMU: 
Ökologisch-orientierter Rückbau des Naturraumes 
Lingener Mühlenbach / Schillingmanngraben, fach­
lich betreut durch die BFN - Bonn.

Anschrift des Verfassers:

Dr. Helmut Straßer
Arbeitsgruppe für regionale Struktur- und Umweltfor­
schung (ARSU)
Postfach 1142 
D-26001 Oldenburg
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Beispiele für die Formulierung und Umsetzung von Leit­
bildern, Umweltqualitätszielen und Umweltstandards
- im Landschaftspflegekonzept Bayern

Dieter Sedlmayer

1 Einführung

Die Begleitmaßnahmen zur Ergänzung der Bayeri­
schen Verfassung um das Staatsziel Umweltschutz 
im Jahr 1984 haben die Staatsregierung verpflichtet, 
u.a. ein Programm zur Sicherung und Entwicklung 
geschützter und schutzwürdiger Lebensräume und 
kartierter Biotope zu erarbeiten.
Wesentliche Bestandteile dieses Programms sind 
das Arten- und Biotopschutzprogramm und das 
Landschaftspflegekonzept Bayern. Das Landschafts­
pflegekonzept ergänzt das Arten- und Biotopschutz­
programm und stellt einen wissenschaftlich begrün­
deten und landesweit einheitlichen Beurteilungs­
rahmen für die Erhaltung, Pflege und Neuanlage von 
Lebensräumen heimischer Tiere und Pflanzen dar. 
Im wesentlichen

gibt es einen fundierten Überblick über die Ent­
stehung und die naturschutzfachliche Bedeutung 
natumaher Lebensräume, 
sammelt und bewertet es Erfahrungen mit der 
bisherigen Bewirtschaftung und Pflege, 
enthält es umfassende Vorschläge für die exten­
sive Bewirtschaftung und 
formuliert es Leitbilder für eine naturschutzfach­
lich begründete und von der Gesellschaft mitge­
tragene Landschaftsentwicklung.

Das Landschaftspflegekonzept Bayern besteht aus 
einem Grundlagenband und 19 Lebensraumtypbän­
den, die in umseitiger tabellarischer Übersicht (vgl. 
Übersicht 1) zusammengestellt sind.

2 Formulierung von Leitbildern

Das Landschaftspflegekonzept Bayern enthält eine 
Vielzahl aufeinander aufbauender Ziele und Leitbil­
der
• grundsätzlicher Art im Grundlagenband B I (hier 

insbesondere die Abschnitte 1,2,5 und 6) sowie
• lebensraumspezifischer Art vor allem im jewei­

ligen Kapitel 4 "Pflege- und Entwicklungskon­
zept" der einzelnen Lebensraumtypbände.

2.1 Grundsätzliche Leitbilder und Ziele

Im Grundlagenband B 1.1 sind die allgemein gülti­
gen Ziele der Landschaftspflege in Bayern im Kapi­
tel "Landschaftspflegerische Strategie" und konkre­

tisiert und vertieft im "Gesamtkonzept für die Land- 
schaftsentwicklung" formuliert (vgl. Übersicht 2, 
die das Inhaltsverzeichnis des entsprechenden Ban­
des B 1.1 wiedergibt).
Das Gesamtkonzept für die Landschaftsentwick­
lung setzt sich aus insgesamt 10 Teilkonzepten zu­
sammen wie folgt:

Stabilisierungskonzept für die gesamte Kultur­
landschaft ("Gerüst-Strategie")
Vorschläge zur Flächen-Stillegung und Brache- 
Entwicklung in Bayern (Brache-Konzept) 
Saumentwicklungskonzept (Ökoton-Strategie) 
Strategie gegen die Eutrophierung und für die 
Stoffrückhaltung in der Landschaft (Filter- und 
Entsorgungskonzept)
Wasserrückhaltekonzept ("Retentionsstrategie") 
Verbund-Strategie: Wiederherstellung interak­
tionsfähiger Populationen, Biotop-Systempla­
nung,
Rahmenkonzept für die Biotop-Pflege 
Leitbilder für die Biotop-Restitution, Neuschaf­
fung und Naturierung 
Pufferkonzept
Artenschutz im Rahmen der landschaftlichen 
Gesamtstrategien.

Die Grundsätze und Ziele des landschaftspflegeri­
schen Konzepts sind nachfolgend am Beispiel des 
Teilkonzepts Biotopverbund erläutert (vgl. Übersicht 
3: Zusammenfassende Grundsätze für den Biotopver­
bund).

2.2 Lebensraumspezifische Leitbilder und 
Ziele

In den Lebensraumtyp-Bänden sind die wesentli­
chen Ziele und Leitbilder vor allem in Kapitel 4 
"Pflege- und Entwicklungskonzept" zusammenge­
faßt (vgl. Übersicht 4: Inhaltsübersicht über das 
Pflege- und Entwicklungskonzept am Beispiel des 
Lebensraumtyp-Bandes 11.10 Gräben).
Das Kapitel 4 in den Lebensraumtyp-Bänden glie­
dert sich dabei jeweils im wesentlichen in drei große 
Abschnitte. Den Rahmen bilden die sog. Grundsät­
ze, die für die Lebensraumtyp "Gräben" nachfol­
gend in Übersicht 5 beispielhaft dargestellt sind. Der 
zweite Abschnitt enthält allgemeingültige Vorschlä­
ge zur ökologischen Zweckbestimmung, Ausgestal­
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tung und Pflege. Im dritten Abschnitt werden die 
allgemeinen Aussagen durch regional-, naturraum­
oder landkreisspezifische Akzente konkretisiert.

3 Umsetzung

Das Landschaftspflegekonzept Bayern ist in erster 
Linie als fachliche Handreichung und Entschei­
dungshilfe für die Arbeit der Naturschutzbehörden 
in Umsetzung des Bayerischen Naturschutzgesetzes 
gedacht. Daneben kann es auch anderen Behörden, 
Kommunen, Verbänden und Fachleuten als Arbeits­
grundlage dienen.
Die Umsetzung des Landschaftspflegekonzepts muß 
in jedem Fall die aktuelle Situation vor Ort berück­
sichtigen. Sie bedarf im konkreten Einzelfall stets 
der sachgerechten Abwägung insbesondere gegen­
über bestehenden Rechten und Nutzungen. Insofern 
soll und kann das Landschaftspflegekonzept weder 
gegenüber Behörden noch Dritten Verbindlichkeit 
entfalten. Das Landschaftspflegekonzept ersetzt mit 
seinen Vorschlägen auch weder die ggf. für land­
schaftspflegerische Maßnahmen erforderlichen Ver­
waltungsverfahren noch die Zustimmung von Grund­
stückseigentümern und Nutzungsberechtigten.
Zur Umsetzung des Landschaftspflegekonzepts 
Bayern kann und soll das gesamte Instrumentarium 
des Naturschutzes und der Landschaftspflege heran­
gezogen werden:

Die fachlichen Planungen und Konzepte (z.B. 
Pflege- und Entwicklungspläne für Naturschutz­
gebiete, gemeindliche Landschaftspläne), 
das hoheitliche Instrumentarium insbesondere 
nach dem III. Abschnitt des Bayerischen Natur­
schutzgesetzes,

die Durchführung konkreter Maßnahmen mit 
Hilfe der Förderprogramme des Naturschutzes 
und der Landschaftspflege.

4 Stand der Bearbeitung und Veröffentlichung

Der Grundlagenband und sämtliche Lebensraum- 
typ-Bände liegen zwischenzeitlich im Entwurf bzw. 
in der Endfassung vor. Die Veröffentlichung wird 
durch die Bayerische Akademie für Naturschutz und 
Landschaftspflege, Laufen, vorgenommen. In ei­
nem ersten Schritt sollen die erforderlichen Ausfer­
tigungen für die Bayerische Naturschutzverwaltung 
und die mit der Durchführung von Maßnahmen des 
Naturschutzes und der Landschaftspflege befaßten 
Behörden und Organisationen erfolgen.
Die ersten Bände des Landschaftspflegekonzepts 
werden ab Herbst 1994 erscheinen. Im Herbst 1994/ 
Frühjahr 1995 ist mit der Herausgabe der Bände II. 1 
Kalkmagerrasen, II.4 Sandrasen, II.5 Streuobst, 
11.10 Gräben, 11.16 Leitungstrassen und 11.19 Bäche 
und Bachufer zu rechnen. Das Gesamtwerk soll im 
Laufe der folgenden 2 Jahre zur Veröffentlichung 
kommen.

Anhang: versch. Übersichten (bis S. 122)

Anschrift des Verfassers:

Ministerialrat Dieter Sedlmayer
Bayerisches Staatsministerium für Landesentwicklung 
und Umweltfragen 
Rosenkavalierplatz 2 
D-81925 München

Übersicht 1

Aufbau des Landschaftspflegekonzeptes Bayern (LPK)

I. Grundlagen und Ziele
Band 1.1 Einführung und Ziele der Landschaftspflege in Bayern 

(naturschutzfachliche Grundlagen)

II. Lebensraumtyp-Bände
Band II. 1 Kalkmagerrasen
Band II.2 Dämme, Deiche und Eisenbahnstrecken
Band II.3 Bodensaure Magerrasen
Band II.4 Sandrasen
Band II.5 Streuobst
Band II.6 Feuchtwiesen
Band II.7 Teiche
Band II.8 Stehende Kleingewässer
Band II.9 Streuwiesen
Band II. 10 Gräben
Band II. 11 Agrotope (im Laufe der Agramutzung entstandene Streifen- und Zwickelbiotope)
Band 11.12 Hecken- und Feldgehölze
Band 11.13 Nieder- und Mittelwälder
Band 11.14 Einzelbäume und Baumgruppen
Band 11.15 Geotope (erdwissenschaftl. bedeutsame Landschaftsbestandteile)
Band 11.16 Leitungstrassen
Band 11.17 Steinbrüche
Band 11.18 Kies-, Sand- und Tongruben
Band 11.19 Bäche und Bachufer
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Zusammenfassende Grundsätze für den Biotop verbünd als Beispiel für die Grundsätze und Ziele des landschafts­
pflegerischen Konzepts.

6.6.8 Zusammenfassende Grundsätze für den 
Biotopverbund

Die den obigen Konzepten zugrundeliegenden Leit­
vorstellungen werden abschließend in Grundsätzen 
zusam m engefaßt und um einige, aus Platzgründen 
nicht weiter ausführbare Aspekte ergänzt.

1) Die Eingebundenheit einer Fläche in den Na­
turhaushalt erkennen und umsetzen!

Die Allgem einverpflichtung des Handelns Einzel­
ner auf bestim m ten Grundstücken ist in bestimmten 
B ereichen (z.B. hinsichtlich  U m w eltverschm ut­
zung, Lärm em ission) selbstverständlich, im Bereich 
des a llg em ein en  N atu rh au sh a ltes  w ird d ieser 
G rundsatz noch unzureichend angewandt. Ein Bio­
top ist nicht nur ein Biotop, sondern möglicherweise 
unentbehrlicher Eckpfeiler für eine Metapopulation. 
Eine Nutzfläche ist m öglicherweise existenzwichti­
ger Ergänzungshabitat für eine gefährdete Art, die 
man norm alerweise einem anderen Lebensraum zu­
ordnet.

2) Biotopverbund ist nicht nur eine Sache des 
naturnahen Bereichs!

Verbund soll der Populationsverinselung entgegen­
wirken. Dazu müssen auch "Nicht-Biotop-Flächen" 
einen Beitrag leisten, weil sie Aktions-, Migrations-, 
Teil- oder Vollebensraum  vieler Arten sind und 
teilweise Arten aufweisen, die dem naturnahen Be­
reich fehlen. Außerdem  ließe sich Direktverbund 
ausschließlich über naturnahe Flächen nur in sehr 
engen Grenzen durchsetzen. Beispielsweise können 
frühjahrs aktive nicht-flugfähige Laufkäferpopula­
tionen in Intensivlandschaften auf eine gute Vernet­
zung von W intergetreideschlägen angewiesen sein. 
Frühjahrskahle M ais- und Hackfruchtkulturen soll­
ten das W intergetreide also nicht auf Isolate zurück- 
drängen.Dies erhellt die Naturschutzbedeutung gut 
verteilter, nicht zu enger Fruchtfolgesysteme, und 
das Risiko großflächig hochspezialisierter Agrarbe­
triebe ist gut zu ersehen.W ichtige (Biotop-)Vernet- 
zungsaufgaben entziehen sich mithin dem planeri­
schen oder pflegerischen Einfluß des Naturschutzes; 
sie sollten sich aus ökologisch verantwortungsbe­
wußten Landnutzungssystem en von selbst ergeben.

3) Am Verbund erweist sich die Akzeptanz von 
Naturschutzzielen durch die GesellschaftEin- 
zelne, weitverstreute Schutzgebiete können 
auf konfliktarme Restflächen verlegt werden.

Die Neuschaffung verlorengegangener Populations­
verbindungen berührt konkurrierende Interessen 
fast zw angsläufig. N otw endigerweise raumüber- 
spannende Verbundkonzepte erfordern den Kon­
sens der Betroffenen und müssen vom politischen 
W illen der betreffenden Landkreise und Kommunen 
m itgetragen w erden. V erbund gelingt nicht als 
aufoktroyierter "Naturschutz durch die Hintertür" 
sondern nur durch freiwilliges Mittun aller raum ge­
sta ltenden  P artner nach besonders sorgfältiger 
Ü berzeugungsarbeit der Naturschutzfachstellen.

4) Verbundgebiete sind vorrangige Operations­
gebiete des Naturschutzes!

Der Begriff Biotopverbund um reißt konsequenter­
weise auch eine Raum einheit für das N aturschutz­
handeln. Populationen können nur im Verbund aller 
Teilstützpunkte gesichert und gepflegt werden. H o­
heitliche Schutzmaßnahmen sollten in B iotopver­
bundgebieten synchron laufen (RINGLER 1979). 
Verbundorientiertes Handeln hat z.B. der Landkreis 
M ühldorf bewiesen, der seine T oteislöcher und 
Kleingewässer nicht einzeln, sondern en bloc in 
Schutz und Pflege nimmt (H. KRAUSE m dl.)."B io­
topvernetzung" ist nicht erst dann gegeben, wenn ein 
festvermarktes ununterbrochenes N etz ökologischer 
Linearstrukturen nach dem Vorbild der V erkehrs­
w ege existiert. V erbundorientierter N aturschutz 
konzentriert zielgerichtete Schutz-, Pflege- und 
Restitutionsm aßnahm en entlang bestim m ter Ver­
bundlinien (vgl. Kap. 6.6.7.1) oder in klar umreißba- 
ren Präferenzzonen (siehe Kap. 6.6.7.3)

5) Ausbreitungsfreudige Lebensgemeinschaften 
kommen oft mit indirekten Verbundsyste­
men aus, ausbreitungsträge benötigen den Di­
rektverbund

Progressiver Artenschutz bedarf räumlich kohären­
ter (direkter) und inkohärenter (indirekter, kelten- 
oder atollförm iger) Flächenverbundsystem e. Erste- 
re sind oft Voraussetzung für die Populationserwei­
terung (und damit häufig Existenzsicherung) gering 
mobiler, z.T. reliktischer Arten, z.B. von Mollus- 
kenzönosen und vielen Pflanzengesellschaften. Da­
gegen können verstreute Trittsteine, durch nicht all­
zu intensiv genutztes Gelände getrennt, die schritt­
weise Ausbreitung und die "Suchbewegungen" zum 
Aufbau neuer Populationen entscheidend unterstüt­
zen (z.B. für Am phibien, Reptilien, Kleinvögel, 
flugfähige Käfer).

6) Verbund ist in der Hauptsache Wiedereröff­
nung früherer Korridore und flächiger Aus­
tauschfelder!

Verbund läßt sich nicht am geodätischen Reißbrett 
dort einplanen, wo er gerade ins sozioökonom ische 
Konzept paßt. Er braucht den Genius loci bestim m ­
ter Ökotope bzw. der Verbreitungstraditionen von 
Populationen in einer Landschaft. Davon unabhän­
gig geplante Verbundstrukturen werden nur dann 
überdurchschnittlich wertvoll sein, wenn sie in sich 
strukturreich, nicht linien- sondern bandartig zw i­
schen Spenderbiotopkomplexen eingespannt sind 
(nahezu einziges bereits funktionierendes Beispiel: 
ehemaliger bayerisch-thüringischer und bayerisch­
sächsischer Grenzstreifen).Ein Fundam entalprinzip 
der Verbundstrategie ist der Grundsatz, daß zusam ­
menhängende Standortseinheiten auch zusam m en­
hängende Biotopeinheiten darstellen sollten. W o der 
Biotopcharakter aufhört, der zugehörige Standort­
charakter aber räumlich weiterreicht, sollten Bio­
toperweiterungsmaßnahm en durchgeführt werden.

7) Anstrengungen auf besonders verbundbe­
dürftige Biozönosen konzentrieren!

Der Verbundansatz ist keineswegs nur Notlösung 
und Ersatz für bessere Lösungen. Verschiedene Bio­
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zönosetypen hatten auch früher keine Großräume 
zur Verfügung, viele ihrer bestandbildenden und 
seltenen Arten sind auf Korridor- oder in sich aus­
tauschfähige Inselgruppensysteme eingestellt. Hier­
zu zählen beispielsweise Bäche, Feuchtwiesen, Au­
wälder, Xerothermstandorte, Kleingewässer und 
breite Waldsäume. Ketten oder Bänder solcher Bio­
toptypen sind häufig durch Bandareale bestimmter 
Arten gekennzeichnet und verknüpft (vgl. ZAHL- 
HEIMER 1985). Zwischen Fragmenten solcher ver­
bundprädestinierter Biotope sollten die spezifischen 
Wiederherstellungsbemühungen daher verstärkt 
werden. Hier sind die Mittel meist sinnvoller einge­
setzt als beim eher gestalterischen "Pseudoverbund" 
nicht zusammenpassender Elemente.Konkrete Ori­
entierungshilfen für Verbundhandeln in diesem Sin­
ne liefern die Gebietskulissen und Entwicklungs­
schwerpunktgebiete der einzelnen Lebensraumty­
pen in den Lebensraumtypenbänden (Kap. 4.3).Sol­
che Verbund-Vorrangbereiche sind z.B.:

• immer wieder durch denaturierte und barrieren­
reiche Strecken unterbrochene Bäche mit ver­
sprengten Restpopulationen konzeptwichtiger 
Arten;

• Talflanken mit immer wieder abreißenden Xero- 
thermstandorten;

• Durch Intensiv- und Meliorationsgebiete unter­
brochene Feuchtgrünlandzüge in Talsystemen.

8) Verbundbemühungen sind funktionell eng 
auf die Brachestrategie abzustimmen

Korridor- und Trittsteinfunktionen für den allgemei­
nen Artenschutz, also für das allgemein gut verfüg­
bare Artinventar, würden weitgehend bereits durch 
eine bewußte und sorgfältige Ausschöpfung der im 
EG-Stillegungs- und Extensivierungsprogramm er- 
öffneten Spielräume entstehen (vgl. Kap. 6.2). Kei­
ne geplante Hecke, kein gepflanztes Feldgehölz 
kann sich an Strukturreichtum, innerer Zonierung 
und Arten-Leitwirkung (RIECKEN 1992) mit einer 
unregelmäßig verbuschenden Dauer- oder 20-Jah- 
resbrache messen! Zu den Empfehlungen in Kap.
6.2 sollte das Verbundkonzept daher eine Ergän­
zung bilden. Verbundhandeln sollte sich in diesem 
Sinne auf Bedürfnisse des speziellen Artenschutzes, 
d.h. auf die Austauschverbesserung besonders ge­
fährdeter Biotope und Populationen konzentrieren.

Biotopverbund sollte aus gefährdeten Mangelbio­
topen wieder tragfähige Biotopsysteme machen.

9) Verbundbemühungen auf Gewässerbereiche 
zentrieren!

Biotop Vernetzung erreicht dort den sichersten Er­
folg, wo eine natürliche Ausbreitungsdynamik dem 
biotischen Austausch Vorschub leistet, also insbe­
sondere entlang der Fließgewässer. Die Wasserwirt­
schaft ist gefordert und dafür verantwortlich, ein 
Biotop-Verbundsystem an und in Gewässern anzu­
legen, zu erhalten und zu verbessern. Hierfür steht 
ihr mit dem sehr verzweigten Raster großer, kleiner 
und kleinster Gewässer ein ideales Instrument zur 
Verfügung.Biotopverbund erschöpft sich zwar nicht 
an Bach- und Flußläufen. Er verfehlt aber jedenfalls 
seine ureigenen Aufgaben, wenn Verbundmaßnah­
men die Wasserwege und Gewässerachsen ausspa­
ren. Heckenvernetzungen ohne Renaturierung von 
grabenartig ausgebauten oder verrohrten Bachläu­
fen im selben Gebiet verdient nicht die Bezeichnung 
"Verbundkonzept"

10) Randstreifensysteme mit Rainen und Mager­
rasen verknüpfen!

Die Populationszentren gefährdeter Ackerarten lie­
gen häufig im Kontaktbereich mit Heiden, bestimm­
ten Waldsäumen und Hochrainen. Seltene Acker­
wildkräuter strahlen häufig von diesen Zentren in 
die Flur aus. Randstreifen sollten daher mehr oder 
weniger radial solchen Biotopinseln zugeordnet 
werden. Solche Beispiele sind z.B. Keuperrasen bei 
Irmelshausen/NES und die Gipshügelfragmente der 
Windsheim-Nordheimer Bucht (z.B. Hirtenhügel).

11) Biotopverbundsysteme nicht als unverrück­
bar installiertes Gerüst mißverstehen!

"Wir machen ein Biotopverbundsystem!" Hinter 
dieser sinngemäß häufig gebrauchten Parole ver­
birgt sich die Vorstellung eines fest installierten 
Biotopnetzes. Tatsächlich ist ein fixes Gerüst unab­
dingbar (vgl. Kap. 6.1). Darüber hinaus sollten aber 
auch variable Bausteine Einspring- oder Ergän­
zungsfunktionen wahrnehmen. Insbesondere den 
Rotationsbrachen verschiedener Umtriebszeit, aber 
auch "inneragrarischer" Fruchtfolgesysteme kommt 
hierbei eine wichtige Rolle zu.
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Kap.4: Pflege- und Entwicklungskonzept

4 Pflege- und Entwicklungskonzept
Aus der Überlagerung und Sichtung aller vorange­
gangenen Entscheidungsgrundlagen werden nun 
Empfehlungen für die bayerische Landschaftspfle­
ge- und Naturschutzpraxis abgeleitet. Bei einem so 
stark landwirtschaftlich geprägten Biotoptyp wen­
den sich die konzeptionellen Vorschläge auch und 
gerade an die Partner in der Landwirtschaft. 
Zunächst stecken einige "Grundsätze" einen ersten 
groben Rahmen, gewissermaßen für die Vorbedin­
gungen und die Maximen des Naturschutzhandelns 
(Kap. 4.1).
Der zweite Abschnitt (Kap. 4.2, S. 95) macht allge­
meingültige Vorschläge zur ökologischen Zweckbe­
stimmung, Ausgestaltung und Pflege bayerischer 
Grabensysteme, differenziert nach Graben- und 
Standorttypen. Entwicklungsziele und Leitbilder 
bzw. Gestaltungsvorstellungen (Kap. 4.2.1, S.95) 
konkretisieren die Zielprojektion für die darauffol­
genden handlungsorientierten Kapitel "Pflege­
maßnahmen"  (4.2.2,  S.101), "Flankierende 
Maßnahmen" (4.2.3, S.113), "Wiederherstellung 
und Neuanlage" (4.2.4, S. 114) und "Lebensraum­
typ und Biotopverbund" (4.2.5, S.115).
Im dritten Abschnitt, "Naturraumdifferenzierte Aus­
sagen" (Kap. 4.3, S. 116), werden die allgemeinen 
Aussagen durch regional-, naturraum- oder land­
kreisspezifische Akzente ergänzt.

4.1 Grundsätze für die
Landschaftspflege an Gräben

Gräben sind ebenso wie Hecken, Raine, Ranken und 
Wegränder als lineare Vernetzungsstrukturen und 
Saumbiotope in hohem Grade anderen Lebensräu­
men zugeordnet und in ihrer biologischen Funktion 
kaum von übergreifenden Lebensraum- und Nut­
zungseinheiten zu trennen. Die Maßnahmen- Ent­
scheidung kann daher nicht nur von der Struktur und 
der biologischen Ausstattung des Grabens selbst 
abhängen, sondern muß auch dessen Einbindung in 
das Umfeld berücksichtigen. So erfordern innerhalb 
größerer, zusammenhängender Feuchtgebietskom­
plexe gelegene Grabensysteme andere Pflege- und 
Entwicklungsziele als in der Agrarlandschaft iso­
lierte Grabenabschnitte.
Generell kann nicht nur ein Verzicht, sondern auch 
eine schonende Fortführung der Grabenunterhal­
tung durchaus mit der Erhaltung oder Schaffung von 
Lebensräumen für selten gewordene Arten einher­
gehen. Angesichts bestehender kulturwasserbauli­
cher Sachzwänge können die folgenden Zielvorstel­
lungen an Gräben nur mit und nicht gegen die Nut­
zungsanlieger verwirklicht werden. Eine natur- 
schutz-orientierte Pflege und Entwicklung erfordern 
hier eine ungleich intensivere Abstimmung mit An­
liegern bzw. Wasser- und Boden verbänden als bei 
typischen Flächen des Naturschutzes.
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Meliorationsgräben durchziehen meist Feuchtstand­
orte mit eher ungünstigen landwirtschaftlichen Er­
zeugungsbedingungen. Angesichts der heutigen 
agrarpolitischen Situation dürfte der Nutzungsdruck 
auf solche Gebiete eher nachlassen, so daß auch 
außerökonomische Funktionen von Gräben und de­
ren Kontaktzonen an Bedeutung und Durchsetzbar- 
keit gewinnen können.
Wo immer möglich und durchsetzbar, sollten Grä­
ben von kulturtechnischen Denaturierungselemen­
ten zu ökologischen Renaturierungselementen 
werden. Diesem Hintergrund sind die folgenden 
Grundsätze verpflichtet.
Die Grundsätze stützen sich auf naturschutz­
fachliche Anforderungen, die Ergebnisse zu­
künftiger Rechtsverfahren, Gesetzesnovellierun­
gen etc. werden mit ihnen jedoch nicht vorweg­
genommen!

1) Alle Möglichkeiten nutzen, Grabenunterhal­
tung in 6dl-Flächen zu beenden!

Innerhalb wertvoller Feuchtbiotope ist die mögliche 
grabenspezifische Artenanreicherungsfunktion vor­
rangig gegenüber der flächenentwertenden Ent­
wässerungsfunktion. Entwässerungsgräben sollten 
daher in oder am Rand von 6dl-Flächen zumindest 
soweit renaturiert oder rückgebaut werden, daß ihre 
den natürlichen Wasserabfluß beschleunigende oder 
vergleichmäßigende Funktion aufgehoben wird. 
Dies schließt allerdings eine Erhaltung eingestauter 
Grabenfragmente als bereicherndes Element nicht 
aus.
Typische Grabenrenaturierungsstandorte sind z.B.:
• Hangquellmoore und Schichtquellaustritte
• Bruch- und Moorwälder
• Großseggenriede in Auen.

2) Grabenunterhaltung auf landschaftsökolo­
gischen und ökonomischen Krisenstandor­
ten sukzessive zurücknehmen!

Wo Gräben krisenhafte Entwicklungen des Land- 
schaftshüushalts auslösen und/oder verstärken, soll­
te ihre Stillegung angestrebt werden.
Solche Standorte sind insbesondere:
• progressive Moorsackungs- und Moorzehrungs­

bereiche
• Moorbereiche mit bewirtschaftungsbedingtem 

Gefälleverlust und Tendenz zur Sekundärver­
nässung

• Gräben in Mooren und Lockergesteinen mit 
selbsttätiger Eintiefungstendenz.

Im Regelfall sind diese landschaftsökologischen 
auch agrar- und forstökonomische Problemstandor­
te. Die Meliorationsziele wurden hier nur selten 
erreicht. Das ungünstige Kosten-Nutzen-Verhältnis 
würde durch aufwendige Grabenunterhaltung un­
vertretbar verschlechtert. Somit besteht ein gewisser 
Gleichklang zwischen Zielen des Naturschutzes und 
der Agrarmarktentlastung auf derartigen Flächen. 
Stillegung kann mit der Beibehaltung ökologischer 
Grabenfunktion einhergehen (z.B. als aufgestaute 
Stillgewässer). Es versteht sich von selbst, daß sich

solche Räume bevorzugt als Feuchtgrünland-Rena- 
turierungsgebiete eignen, in denen ein möglichst 
vollständiger Verzicht auf Grabenunterhaltung eine 
entscheidene Voraussetzung für den Erfolg darstellt.

3) Die Pflege angrenzender Flächenbiotope in 
die Abwägung, ob Räumung, einbeziehen!

Verschiedentlich werden in naturbetonten Feucht­
gebieten verlandete Gräben erneut geräumt, um die 
mechanisierte Pflege von 6d- Naßstandorten zu er­
leichtern. Ein rationellerer und störungsärmerer Ma­
schineneinsatz bei der Vertragspflege rechtfertigt 
indes nicht immer die hydrologisch und limnolo- 
gisch beeinträchtigenden Auswirkungen von Gra­
benräumungen auf angrenzende Streuwiesen, 
Naßwiesen und Moore. Erfahrungsgemäß ist der 
Nachweis, daß eine erneute Räumung nicht über die 
ursprüngliche Sohlentiefe hinausgeht, kaum je zu 
erbringen.

4) Rückhaltefunktion der Gräben stärken!
Wo immer es die veränderten Nutzungsziele und 
verfügbaren Ausgleichszahlungen erlauben, sollen 
Gräben von Wasser- und Stoffabfuhr auf Wasser- 
und Stoffrückhaltung umgepolt werden. Damit kön­
nen Gräben zu Schlüsselstellen der Renaturierung 
ganzer Feuchtökosysteme werden. Durch passiven 
oder aktiven Anstau (Räumungsverzicht bzw. ge­
zielter Schwellen- oder Wehreinbau) werden nicht 
nur die Grabenlebensräume, sondern auch die Kon­
taktzonen optimiert. Die Abflußregimes der Haupt­
vorfluter werden gemäßigt und Sedimentations- 
bzw. Selbstreinigungsleistungen verbessert. 
Grabensys teme mit  hoher  Abwasser-  bzw. 
Schlammfracht und Anschluß an natürliche Vorflu­
ter erfordern beckenartige Absetz- und Filterräume 
mit dichtem, absorptionsfähigem Röhrichtbestand.

5) Strukturvielfalt an Gräben erhöhen!
Ein einheitlicher Regelquerschnitt in voller Graben­
länge ist weder aus hydrologischer Sicht notwendig 
noch aus landschaftsökologischer Sicht sinnvoll. 
Schon das Belassen von Böschungsabrutschungen 
und der Verzicht auf Nachglätten der Grabenränder 
nach Unterhaltungsmaßnahmen führt zu einer struk­
turellen Bereicherung. Die Lebensraumfunktion 
kann ferner erhöht werden durch:
• beckenförmige Aufweitungen
• abschnittsweise Böschungsabflachungen
• Aushub einzelner Tiefwasserzonen, insbesonde­

re in längere Zeit trockenfallenden Gräben.
Derart gestaltete Gräben dürften im Regelfall arten­
schutzwirksamer sein als isoliert angelegte Kleinge­
wässer im gleichen Raum, weil sie bei optimaler 
Ausprägung Fließgewässer-, Graben-, Altwasser- 
und Stillwasserfunktion in sich vereinen.

6) Gleichzeitige und gleichförmige Standard­
pflege innerhalb eines Grabensystems ver­
meiden!

Die vorgesehenen Maßnahmen sollen kleinflächig 
und zeitlich gestaffelt ausgeführt werden, damit je­
derzeit unterschiedliche Sukzessionsstadien im
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Nahbereich vorhanden sind und das Extinktionsrisi­
ko für grabenbewohnende Populationen m inim iert 
wird.

7) Alle Pflege- und Entwicklungsmaßnahmen 
an Gräben auf das grabenübergreifende Le­
bensraumgefüge abstimmen!

Zu berücksichtigen sind insbesondere eine mögliche 
Vernetzungsfunktion für Feucht- und Streuwiesen, 
Verlandungszonen, Feuchtwälder und Gewässer; 
ferner eine Ergänzungs- und Refugialfunktion für 
Einzelarten und Lebensgem einschaften mit Schwer­
punkt in den angrenzenden Feuchtflächen.
Für die M ehrzahl der Organismengruppen stellen 
Gräben nur Teillebensräum e dar, entweder im Jah­
reszyklus oder als kurz- bis m ittelfristiges Ergän­
zungshabitat. Innerhalb von Feuchtgebieten bilden 
sie aber oft wichtige oder gar die einzigen V ernet­
zungsachsen bzw. Leitlinien nicht nur für rein aqua- 
tische Biozönosen, sondern an den Böschungen 
auch für m esophile Lebensgem einschaften  von 
Feucht- und Trockenstandorten. Daher können auch 
inmitten von Ackerland gelegene Abschnitte ohne 
besonderes aktuelles Arteninventar eine wichtige 
Funktion bei der künftigen Entwicklung von Bio­
topverbundsystem en wahrnehm en, wenn wenig­
stens noch kleinflächig naturbetonte Refugien vor­
handen sind.

8) Gräben in strukturarmen, landwirtschaft­
lich intensiv genutzten Feuchtgebieten als 
Ergänzungslebensräume entwickeln bzw. 
optimieren!

Dazu sind sowohl während der Vegetationsperiode 
als auch im W interhalbjahr stets ungem ähte Graben­
randabschnitte als Refugialstandorte für die Feucht­
gebietsbiozönose zu belassen. Die M ähgrenze von 
der Pflegefläche soll dabei unregelmäßig, gelegent­
lich deutlich zurückspringend (buchtig) verlaufen. 
Damit auch lichtbedürftige Organismen im Graben 
siedeln können, sollte immer nur eine Grabenseite 
durchwachsen.

9) Alle Grabenlebensräume erfordern Puffer­
streifen!

Neben Feldwegen, ungenutzten Flächen bzw. nur 
extensiv genutztem (ungedüngtem) Grünland gele­
gene Grabenabschnitte zeigen fast immer eine geho­
bene W assergüte und einen hohen Artenschutzwert. 
M it der Umwidmung von Gräben in ökologische 
Funktionselem ente ergibt sich die Entwicklung ex­
tensiver Kontaktstreifen geradezu zwangsläufig.

10) Auf Grabenfräse möglichst verzichten!
Durch die Verwendung einer Grabenfräse zur Soh­
lenräumung werden gewässerbewohnende und im 
B odenschlam m  überw in ternde T iere zu einem  
Großteil stark geschädigt oder getötet. Zum indest in 
w asserführenden G räben ist diese rasch voran­
schreitende und schematische Räum ungsart daher 
künftig zu unterlassen. Die Strategie konsequenter 
Extensivierung von Feuchtstandorten erlaubt auch 
eine Einstellung durchgehender Grabenräumungen.

11) Naturschutzfachlich besonders wertvolle 
Grabenabschnitte nicht maschinell räumen!

Solche Gräben liegen häufig in NSGs, großflächigen 
Feuchtgebieten oder dort, wo bedrohte Tier- und 
Pflanzenarten Vorkommen, wie z.B. Schwarzblauer 
A m eisenbläuling , Schilfeulen, B laugrüne Bach­
jungfer, Gelbrand-Käfer, Ringelnatter, Sum pfrohr­
sänger oder W asserspitzm aus. Bei Handräumungen 
solcher besonders wertvoller Grabenabschnitte soll­
te von der M öglichkeit der Ausgleichszahlung über 
das L andschaftsp flegeprogram m  G ebrauch ge­
macht werden.

12) Sondermanagement für "Artenschutzgrä­
ben"!

Von bayernweit oder regional seltenen Arten bzw. 
Lebensgem einschaften besiedelte Grabenabschnitte 
erfordern ein gesondertes M anagement! In vielen 
landwirtschaftlich intensiv genutzten Feuchtgebie­
ten stellen bestimmte Grabenabschnitte und deren 
Kontaktstreifen die letzten Refugialstandorte für 
einst weiter verbreitete Pflanzen- und Tierarten dar 
(Arche-Noah-Effekt). Solche Restpopulationen er­
fordern sowohl eine artspezifische Pflege als auch 
stab ilisierende und populationserw eiternde Ent­
wicklungsmaßnahmen in der weiteren Umgebung. 
Biotop- Erw eiterungsm aßnahm en erscheinen be­
sonders aussichtsreich in Grabengebieten mit ho­
hem mittlerem Grundwasserstand und periodisch 
hoher Durchflußdynamik. Im Bereich solcher Ar­
tenschutzgräben besteht eine höhere Verpflichtung, 
Renaturierungs- und Extensivierungsm öglichkeiten 
für angrenzende W irtschaftsflächen zu nutzen.

13) Inventarisierung artenschutzbedeutsamer 
Gräben verstärken!

Umfangreiche Kartierungen bzw. Bestandserhebun­
gen sind eine wesentliche Voraussetzung zur Erhal­
tung hochgradig gefährdeter Pflanzen- und Tierar­
ten. S ie sollen sich vorrangig auf weiträum ige 
Flußtäler und Beckenlandschaften konzentrieren, 
wo am ehesten mit Arten-Überhältern aus heute weit­
gehend verschwundenen W iesenmooren, Auenwie- 
sen und Altwässern gerechnet werden kann.

14) Grabenabschnitte mit starken oberflächen­
nahen Grundwassereintritten zu sekundären 
Quellmooren erweitern!

Die U m gebungsbereiche von Grabenabschnitten, 
die durch reichlichen G rundw assereintritt, eine 
schlam mfreie, kiesige Sohle sowie Quellflur- Indi­
katorarten (z.B. Gefärbtes Laichkraut, Quellkraut) 
gekennzeichnet sind, eignen sich vorrangig als Re­
generationsstandorte für Quellmoore. Nach Torfab­
trag bis knapp überden Grundwasserspiegel werden 
hier m ineralisierte Nährstoffe ständig ausgespült.

(Ende des Beitrages SEDLM AYER)
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Beispiele für die Formulierung und Umsetzung von Leit­
bildern, Umweltqualitätszielen und Umweltstandards
- im Rahmen von Rekultivierungsplanungen

Siegfried Knoll

Am Beispiel der Rekultivierungsplanung für Braun­
kohletagebauflächen südlich von Bitterfeld soll die 
Zielfindung von Leitbildern anhand der Renaturie- 
rung Goitsche, einer Braunkohlegrube bei Bitter­
feld, dargestellt werden.

In keiner anderen Planungsebene als der Rekultivie­
rungsplanung hat man die Möglichkeit und auch die 
Mittel, die Leitbilder nicht nur zu diskutieren, son­
dern sie in kurzer Zeit konkret umzusetzen. Umso 
wichtiger sind in dieser kurzen Zeit die Auseinan­
dersetzungen aller Beteiligten - da die Rekultivie­
rung inzwischen konkret anläuft und jeden Tag neue 
Verhältnisse geschaffen werden.

Die Geschichte der Industrialisierung ist eine Ge­
schichte der Braunkohle. In den letzten 150 Jahren 
wurde auf einer Fläche, die im Süden weit über 
Bitterfeld hinaus geht und im Norden nur noch sie­
ben Kilometer von Wörlitz endet, die Landschaft 
neu geformt. Nach der Absage an einen Weiterbe­
trieb der Braunkohlefelder wird jetzt die dritte große 
Umgestaltung des Landes angegangen.

1 Die Situation -
Unsicherheiten der Planungsebenen

Die in weiten Teilen der neuen Bundesländer beste­
hende Unsicherheit in der Raumplanung betrifft be­
sonders die Bergbaugebiete. Regionale Planungs­
ebenen gibt es erst seit kurzer Zeit.

Mit der Entscheidung der Einstellung von Tagebau­
gebieten und der damit erforderlichen Sanierung 
kommen Zeiträume von Jahren, zum Teil auch Jahr­
zehnten ins Spiel. Unsicherheiten bezüglich Intensi­
tät, Aufwand, Art und Weise sowie der Finanzierung 
trieben sowohl die Anlieger als auch die Kommu­
nalpolitik in eine Art Resignation.

Der Bergbaubetrieb, d.h. die ehemalige Mibrag - 
heute MBV - hat einen Teil ihrer Verantwortung 
erkannt und bescheidene Planungsmittel für ein 
übergeordnetes Landschaftsrahmenplankonzept ge­
stellt. Ebenfalls Mittel bereitgestellt haben die Lan­
desregierungen Sachsen und Sachsen-Anhalt.

Inzwischen sind die Verantwortlichkeiten vertrag­
lich geregelt, und bereits zu Beginn unserer Arbeit 
hatte sich mit Hilfe des Landkreises Delitzsch sowie

der Leitung der Abteilung Bergbau ein "Zweckver­
band Goitsche Süd" gebildet.
Wie bereits erwähnt, waren die Rahmenbedingun­
gen für eine fachübergreifende Regionalplanung 
nicht aufgestellt sowie Grundlagen für eine Land­
schaftsplanung nicht vorhanden. Gleichwohl sind 
Flächennutzungspläne aufgestellt und beschlossen 
worden.
Trotz allem mußte landschaftsökologisch und land­
schaftspflegerisch begründete Planungssicherheit 
geschaffen werden. Außerhalb der üblichen pla­
nungsmethodischen Disziplinen mußte man zu Ar­
beitsformen, Aussagen und Darstellungsformen ge­
langen, die eine fachlich fundierte Arbeit an Land­
schafts- und Flächennutzungsplänen ermöglichen. 
Dies bedeutet insbesondere, die Ebene der Land- 
schaftsrahmenplanung zu simulieren und die Umris­
se des Abschlußbetriebsplans, der in der Entstehung 
lag, soweit zu erkennen bzw. auch zu beeinflussen, 
daß hier realisierbare und sinnvolle Annahmen und 
Leitbilder über die möglichen Folgelandschaften 
und die Fristen zur Realisierung getroffen werden 
konnten.

Benötigt, beauftragt und erarbeitet wurden insofern:
1. ein Rahmenkonzept zur Landschaftsplanung
2. ein Strukturkonzept zur Tagebaufolgelandschaft
3. die Grundlagen der Landschaftsrahmenplanung, 

besser Landschaftsplanung.

Diese drei Ebenen markieren nur teilweise in sich 
geschlossene Arbeitsansätze und Ergebnisteile. Das 
Rahmenkonzept manifestiert sich am deutlichsten 
im Entwicklungsplan.
Das Strukturkonzept versucht, das Sanierungs- und 
Wasserwiederanstiegskonzept auf einen bestimm­
ten Erkenntnisstand zu stellen und zeitlich realisier­
bare Zwischenphasen, d.h. Fristen und Strategien 
aufzuzeigen.
Ein Beispiel: Ein Ingenieurbüro hat errechnet, daß 
die ursprüngliche Menge Erdverfrachtung von ca. 
65 Mio m3 Erde auf ca. 30 Mio m3 reduziert werden 
kann. In der Nähe der Ortschaft Sausedlitz bedeutet 
dies folgende Korrekturen: Die geplante Orientie­
rung einer Ortserweiterung zum späteren See wird 
so nicht mehr realisiert werden, abgesehen davon, 
daß ca. 150-200 ha gewachsene Erde nicht abgebaut 
werden muß.
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Die Rahmen- und Stmkturplanung wurde mit den 
Mitteln und Methoden der Landschaftsrahmenpla­
nung erarbeitet. Als informelle Planungsebene ist sie 
inzwischen komplett in die länderübergreifende Sa­
nierungsplanung eingegangen.

2 Das Problem - die Aufgabe

Wir haben bisher unsere Arbeit nur so verstanden, 
daß den schnellebigen Ansprüchen der Menschen 
die Schutzbedürftigkeit der Natur entgegenzuhalten 
ist. In einer derart brachial überformten und ver­
seuchten Landschaft ist man mit solchen Weisheiten 
jedoch nicht gut aufgehoben.
Die Menschen brauchen Perspektiven, die in ihren 
zeitlichen Horizont passen. Daher erscheint ein der 
Zerstörung gleichender, intensiver Reparatur-Ein­
griff durchaus sinnvoll. Der Mensch hat sich hier ein 
Problem aufgehalst, das er ohne "natürliche" Lösun­
gen nicht bewältigen kann.

Schnelles Fluten
Am Wasser hängen viele Schwierigkeiten, und als - 
im wahrsten Sinne des Wortes - "verbindendes Ele­
ment" erweist es sich hier als besonders problema­
tisch. Für die Auskohlung mußten das Grundwasser 

wie schon gesagt großräumig abgesenkt und 
völlig neue Vörflutverhältnisse im Umfeld des Ta­
gebaues geschaffen werden.
Nach dem Auslaufen der Kohlegewinnung ist nun 
der Wasserhaushalt zu sanieren. Über viele Jahre 
hinweg wird es zusätzlichen Wasserbedarf geben, 
bis sich ein stabiler Grundwasserspiegel einstellt 
und die Löcher vollgelaufen sind.
Ohne Hilfe von "außen" wird es 40 bis 50 Jahre 
dauern, bis ein stabiler Wasserstand erreicht ist. 
Deshalb soll die nahe vorbeifließende Mulde ange­
zapft werden. Bis zu fünfzehn Kubikmeter pro Se­
kunde wären je nach jahreszeitlicher und wetterbe­
dingter Wasserführung des Flusses abzuzweigen. 
Der Flutungszeitraum könnte so drastisch verkürzt 
werden - vielleicht auf ca. drei oder fünf Jahre, je 
nach Flutungskonzept. Im Unterlauf wird das Was­
ser natürlich fehlen. Wo und mit welchen Auswir­
kungen, ist noch gar nicht ausgelotet.

Altlastengefahr
Mit dem Ende des Tagebaues und dem großräumi­
gen Anstieg des Grundwassers haben viele dieser 
Industriemüllkippen "nasse Füsse" bekommen: Die 
Grundwasserkontrollen erwiesen erhebliche Bela­
stungen, die aber aufgrund der noch betriebenen 
Wasserhaltungen vorerst im Raum blieben.
Die Sanierung dieser Altlasten wird voraussichtlich 
sehr lange dauern. Wie lange, hängt unter anderem 
auch davon ab, wie zwischen Bund, Land, Kommu­
nen und Unternehmen die Verantwortlichkeiten so­
wie die Finanzierung geregelt werden.

Rutschungen, Erosionen
Eine Reihe von Baggern und Absetzern sowie zahl­
reiche Großwaggons für den Erdmassentransport,

sind für die bergtechnischen Sanierungsarbeiten zu­
gange.
Täglich schaffen sie ca. 8.000 m3 frisch geschnitte­
nen, gewachsenen Boden zur Böschungssicherung 
von sächsischen Gemarkungen zur anhaltinischen 
Böschungstabilisierung. So soll verhindert werden, 
daß die einst "angebaggerten" Ortslagen von Pouch 
oder Bitterfeld nicht doch noch abrutschen, wenn 
die Flut kommt: Die Sättigung des Bodens mit dem 
wiederkehrenden Grundwasser wird die hier ver­
breiteten geologischen Profile in höchst gefährliche 
Rutschbahnen verwandeln: Die eingelagerten Ton­
schichten wirken wie eine Gleitschicht im gewach­
senen Gelände - die üblichen Böschungswinkel-Be­
rechnungen gelten nicht mehr. Ganze Landschafts­
partien könnten abrutschen und die dahinterliegen­
den Ortslagen gefährden.

Unter diesen Gesichtspunkten ist die Leitbilddiskus­
sion stets mit schwierigen Sanierungsproblemen di­
rekt verknüpft. Trotz allem wird weiterhin eine ra­
sche Umsetzbarkeit und Nutzung durch die Gemein­
de, geringer Aufwand und Ausbau mit der vorhan­
denen Gerätetechnik gefordert.
Und nicht zuletzt auch noch die Berücksichtigung 
der landschaftsökologischen Belange. Mangels Pla- 
nungsvorlauf ist eine überaus intensive Begleitung 
des laufenden Rekultivierungsbetriebs erforderlich.

3 Die Leitbilder

Ein erster Schritt war die Sanierung in den Köpfen 
der Beteiligten.
Unsere Mitarbeiter, z.T. ehemalige Bergbauinge­
nieure, Auftraggeber und viele Beteiligte glaubten 
zuerst nicht an eine Sanierung. Die Braunkohle- 
Landschaft hatte sich in den Köpfen eingegraben. 
Lediglich die Politiker redeten von blühenden Land­
schaften.
Eine Vision wurde erstellt. Die ca. 15 Einzelpläne 
der Rahmen- und Strukturplanung wurden überla­
gert, daraus ein naives Landschaftsbild gemalt und 
prospekthaft verteilt. Dabei sind die Pläne des Berg­
baues, des Abschlußbetriebplanes, unserer Be­
standsaufnahmen und Analysen in eine für den Lai­
en verständliche Plansprache umgesetzt worden.

Für Außenstehende nicht erklärbar - viele Menschen 
identifizieren sich mit ihrer Braunkohlelandschaft. 
Wie wir auch, haben sie ein Anrecht auf eine staub­
freie Umwelt, auf Sanierung von Luft, Wasser und 
Boden. Eine Sanierung zur Wiederherstellung von 
natürlichen Verhältnissen dort, wo es möglich ist.

3.1 Das Leitbild aus den natürlichen Ver­
hältnissen entwickelt

Der Landschaftsraum muß völlig neu modelliert 
werden. Er umfaßt einen Komplex aus Restlöchem 
unterschiedlichster Form und Größe, aus Kippenflä­
chen von verschiedenstem Relief und Bewuchs, fer­
ner Hochkippen aus der Zeit des Abbaubeginns, 
stehengebliebene Landbrücken mit Tagebaueinrich-
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tungen sowie Grubenränder und devastierte Über­
gangszonen.

Wasserhaushalt
Entsprechend kompliziert ist die Sanierung des 
Wasserhaushalts. Nähert sich das aufsteigende Was­
ser dem angepeilten Höchststand, müssen die neuen 
Vorflutverhältnisse bereits geschaffen sein. Alte Ka­
näle, die die Vorflut am Grubenrand abfangen und 
Teile des Grundwassers aus den Grundwasserhal­
tungen zur Mulde leiten, müssen beseitigt werden; 
alte Bachläufe sind zu renaturieren, soweit ihr natür­
licher Verlauf in das neue Konzept paßt. Neue Ge­
wässerbetten sind zu schaffen und für die verblei­
benden größeren Wasserflächen sind im Schwan­
kungsbereich der erwarteten Wasserstände geeigne­
te Uferprofile zu formen. Die späteren Wasserstände 
müssen genau kontrollierbar sein, dazu muß der 
Wasserhaushalt der Landschaft rechnerisch simu­
liert werden.
Die angestrebte Lösung sollte sich an den Verhält­
nissen orientieren, die sich auf natürliche Weise 
einstellen würden, möglichst ohne Einsatz von 
Fremdenergie.
An der Behandlung des Wassers werden sich die 
Möglichkeiten einer Landschaftsentwicklung zei­
gen. Gelingt eine biologische Wasserreinigung der 
Flutungs- und Einleitungswässer, werden weitere, 
auch Erholungsnutzungen möglich.

Boden
Auf weiten Bereichen der Kippenflächen haben sich 
unterschiedliche Standorte entwickelt. Größere Flä­
chen aus kulturfeindlichen Oberschichten, z.B. ter­
tiärem Material, sind durch Nährstoffmangel und 
schwefelhaltige Verbindungen geprägt. 
Bodenchemisch gesehen ist das ReaktionsVerhältnis 
bei meist schlechter Pufferung sehr stark bis stark 
sauer. Der Nährstoffvorrat mit Kalk und Magnesium 
ist gering. Kohlereste haben teilweise erhöhte 
Schwefelgehalte.
Diese Bodenschichten sind wiederum für die atro­
phen Gewässerzustände der vorhandenen Restlö­
cher verantwortlich. Bei Wasseranstieg werden sich 
die heute differenzierten Vegetationsstrukturen lei­
der angleichen.
Rekultivierung war in der Vergangenheit gleichbe­
deutend mit Wiederherstellung einer kulturfähigen 
Oberbodenschicht für land- und forstwirtschaftliche 
Nutzung. Die höherliegenden Halbtrockenrasen und 
Trockenrasengesellschaften auf dem Altkippenge­
lände wird man erhalten können.
Prof. Mahn, Institut für Geobotanik der Martin-Lu- 
ther-Universität in Halle, erstellt mit uns zur Zeit im 
Rahmen eines Forschungsvorhabens der deutschen 
Umweltstiftung die wissenschaftlichen Grundlagen 
für eine gelenkte Sukkzession. Aus den ersten Er­
gebnissen der Bestandsaufnahme erkennen wir 
mögliche Renaturierungsstrategien. Entsprechende 
Saatgutmischungen sollen aus den Flächen gewon­
nen werden.

Durch einen Ansaatversuch wissen wir, daß z.B. 
eine Stroh- oder einfach dünne Hächselabdeckung 
ausreicht, die ebenen und schwach geneigten Flä­
chen anzusäen.

Böschungen
Ganz im Gegensatz jedoch die Böschungen, ein 
besonderes Problem:
Selbst bei Hangneigungen von 1:20 ergeben sich 
Fließerosionen. Die Ingenieurbiologie spielt bei der 
Stabilisierung der Böschungen eine entscheidende 
Rolle. Durch den Braunkohlenabbau sind ohne 
Rücksicht auf die geologischen Erdschichten vege­
tationsfeindliche, inhomogene Substrate entstan­
den; steile Abbaukanten oder falsch gestaltete Bö­
schungen bzw. unvemtztes Gelände gefährden die 
Folgenutzungen.
Hinter der Abbaulinie wird der gewachsene Boden 
abgeschoben und zum Abflachen der Böschung ver­
wendet. Dadurch entsteht ein zusätzlicher Boden­
verlust!
Ungenügende, vor allem zu steile Ufergestaltungen, 
werden durch Haufen als Vorlast vorm Abrutschen 
gesichert. Ohne Rücksicht auf ökologische Gesetz­
mäßigkeiten werden mit hohen Düngergraben unge­
eignete Holzmonokulturen aufgeforstet, mit den er­
wähnten Folgen für die Bodenbildung und die dar­
aus entstehenden Waldlebensgemeinschaften.

Leitbild
Aus der Eignung ergibt sich das Leitbild durch die 
natürlichen Verhältnisse:
Die Altkippenflächen, z.T. erosions- und fließ­
rutschgefährdet, sollen nicht mehr überarbeitet wer­
den. Pflegekonzpete sollen die mäßig gelenkte 
Sukkzession unterstützen. Zonen für Halbtrocken- 
und Trockenrasen sollten freigehalten werden. 
Wechselfeuchte bis staunasse Zonen werden eine 
Art Auwald mit ausgedehnten Schilf- und Seggen­
beständen entwickeln.
Die Restlochseen werden als ungestörte Rastplätze 
für Zug- und Wasservögel an Bedeutung gewinnen.

3.2 Das Leitbild aus den Nutzungsmöglich­
keiten entwickelt

Die gewachsenen Böschungen und der nach wie vor 
hohe Massenbedarf ermöglichen Gestaltungsvari­
anten für Freizeit und Seenutzung. Städtebaulich 
entstehen neue Möglichkeiten durch eine Orientie­
rung zu Seenflächen hin. Es ergibt sich ein hohes 
Entwicklungspotential: Flußrenaturierungen, Ex- 
tensivierung der Landwirtschaft und Umorientie­
rung zu einer Kulturlandschaft mit Erholungsnut­
zung.

4 Zusammenfassung

Zusammenfassend ist zu sagen:
• Das Gesamt-Sanierungsleitbild wird sich je nach 

Ergebnissen weiterer Planungen und Erkennt­
nissen aus den Forschungen vervollständigen.
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• Mit den dargestellten initiierten, gelenkten und 
gebauten Sukkzessionsentwicklungen ergeben 
sich die wirtschaftlichsten Rekultivierungsstra­
tegien.

Die Folgenutzungen ergeben sich zwangsläufig aus
diesen Sanierungsmöglichkeiten:

• Mehr oder weniger Freizeitnutzungen am Was­
ser,

• Kleinräumig Kulturlandschaft im Hinterland mit 
renaturierten Auenbereichen,

• Aufforstung von Mischwaldbeständen auf Kip­
penflächen auf entsprechendem Untergrund,

• Nicht betretbares Naturschutzgebiet,
• Freihalten der Trockenrasengesellschaft,
• Erhalt der kleinräumigen unterschiedlichen Suk­

zessionsflächen für die Forschung.

Anschrift des Verfassers:

Dipl. Ing. Siegfried Knoll 
Freier Landschaftsarchitekt BDLA 
Kurze Gasse 10A 
D-71063 Sindelfingen
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Beispiele für die Formulierung und Umsetzung von Leit­
bildern, Umweltqualitätszielen und Umweltstandards
- im Rahmen von Umweltverträglichkeitsstudien (UVS) und landschaftspfle­

gerischen Begleitplänen (LPB). Diskutiert und dargestellt am Beispiel 
Straßenbau

Hans Michael Schober und Dietmar Narr

1 Vorbemerkungen

Leitbilder oder Leitlinien gibt es in verschiedenen 
fachlichen und planerischen Ebenen:

• Raumordnung: Konzept der zentralen Orte. Ef­
fekte positiv, wichtige Infrastrukturen wurden 
geschaffen, Sogwirkung der Ballungsräume hat 
jedoch kaum nachgelassen.

• Naturschutz und Landschaftspflege: Landesent­
wicklungsprogramm, Landschaftsrahmen-Plan. 
Eigentlich mustergültige Leitbilder mit offener 
Formulierung, vielfältige Lösungsansätze sind 
möglich. Bisher jedoch kaum positive Effekte.

• Regionalpläne: Fachliche Pläne nach § 15 Lan­
desplanungsgesetz. Gute Leitbilder in mehreren 
Landnutzungsansprüchen, z.B. Agrarleitplan 
(ALP), Waldfunktionsplan (WFP). Für den Land­
schaftsrahmenplan (LRP) existieren derzeit keine 
zeitgemäßen Beispiele. Im Bereich Natur und 
Landschaft muß man deshalb leider mit großen 
Defiziten leben.

• Lokale Ebene, Bauleitplanung: Flächennut­
zungsplan und Landschaftsplan. Je nach Plan­
verfasser gute Ergebnisse, meist wird jedoch die 
erforderliche "Tiefenschärfe" nicht erreicht; man 
verharrt bezüglich Natur und Landschaft in ober­
flächlichen Festlegungen (Angaben zu Dichte, 
Mindestflächenanteil, Ausgleichs-/Ersatz-Maß- 
nahmen und deren Einbindung meist unzurei­
chend).

Am Beispiel von landschaftspflegerischen Begleit­
plänen (LPB) bzw. aus der Vorgehens weise in Um­
weltverträglichkeitsstudien (UVS) heraus wird ver­
sucht, die Notwendigkeit, die Anwendbarkeit sowie 
die Anforderungen an Leitbilder bzw. Leitlinien zu 
diskutieren.

Artikel 6 des Bayerischen Naturschutzgesetzes 
(BayNatSchG) regelt die Verfahrensweise bei Ein­
griffen in den Naturhaushalt und in das Landschafts­
bild. Hieraus leitet sich eine dreistufige Vorgehens­
weise ab:

(1) Vermeidungsgebot: Das heißt, der Eingriff ist 
nur zulässig, wenn der Nachweis erbracht wird, 
daß eine zwingende Notwendigkeit für ihn be­

steht, die von ihn ausgehenden Beeinträchtigun­
gen dennoch unvermeidbar sind.

(2) Minimierungsgebot: Bei unvermeidbaren Eingrif­
fen gilt das Minimierungsgebot mit der Aufla­
ge, alle Eingriffe und Beeinträchtigungen durch 
Sicherungs- und Schutzmaßnahmen so gering 
wie möglich halten. Hier können die technische 
Ausführung ebenso wie die vegetationstechni­
sche Gestaltung des Bauwerks zielführend sein.

(3) Ausgleichs- bzyv. Ersatzgebot: Ausgleichs- bzw. 
Ersatzgebot besteht für jene Eingriffe, die durch 
Vermeidungs-, Minimierungs- oder sonstige 
Schutzmaßnahmen nicht kompensiert werden 
konnten.

Innerhalb des landschaftspflegerischen Begleitplans 
sind diese drei grundlegenden Prüfschritte zu erar­
beiten. In der Regel findet dies statt in einem itera­
tiven Arbeitsprozess zwischen technischer Planung 
zum Vorhaben selbst und dem Landschaftsarchitek­
ten als Verfasser des landschaftspflegerischen Be­
gleitplans (LPB).

2 Arbeitsschritte

Die wichtigsten Arbeitsschritte zur Erarbeitung des 
LPB sind:

2.1 Arbeitsschritt 1: Bestandsaufnahme

Bestandsaufnahme vor Ort hinsichtlich aller natur­
schutzfachlich relevanten Strukturen, Flächen und 
Merkmale. In der Regel können die Erhebungen aus 
der vorauslaufenden Umweltverträglichkeitsstudie 
verwendet werden. Obwohl das UVP-Gesetz 
(UVPG) mit seinen Schutzgütem über die Belange 
des Art. 6 BayNatSchG hinausgeht, ist eine Vielzahl 
von Prüf- und Bewertungsaspekten aus der Umwelt­
verträglichkeitsstudie in den landschaftspflegeri­
schen Begleitplan zu übernehmen.

2.2 Arbeitsschritt 2: Eingriffsanalyse, Kon­
fliktanalyse

Einen unvermeidbaren Eingriff vorausgesetzt, zeigt 
eine Gegenüberstellung der Schutzgüter aus dem
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UVPG und den zu prüfenden naturschutzgesetzli­
chen Aspekten des Art. 6 BayNatSchG folgendes:

Schutzgut Menschen (Wohnumfeld, Erholungs­
belange)
Wohnumfeld und Erholungsbelange des Menschen 
werden in der UVS den Vorgaben der Bundesimmis­
sionsschutzverordnung (BImSchV), den DIN 18005 
sowie der Technischen Anleitung TA-Luft entspre­
chend geprüft. Die einschlägigen Umweltqualitäts­
ziele bzw. -Standards und -normen werden als Be- 
wertungs- und Entscheidungskriterien herangezo­
gen.
Der LPB prüft in der Regel nur die Belange der 
Erholung. Allerdings können die aus den Verord­
nungen und Richtlinien stammenden Umweltquali­
tätsziele und -normen auch für eine Bewertung des 
Bestandes bzw. bei der Eingriffsanalyse verwendet 
werden.
Im Normalfall sind die dabei gewonnenen Erkennt­
nisse im Rahmen der Eingriffsminimierung zu be­
handeln. Nur im Ausnahmefall entstehen hier Aus- 
gleichserfordemisse.
Minimierende Maßnahmen und sonstige Schutz­
maßnahmen ergeben sich aus den einzuhaltenden 
Grenzwerten der BImSchV bzw. der TA-Luft. 
Weiterführende Minimierungs- und Ausgleichser- 
fordemisse können sich ergeben, wenn beispiels­
weise Konflikte mit städtebaulichen Ensembles ent­
stehen, oder attraktive Erholungsgebiete - auch sog. 
"Feierabenderholungsräume" - betroffen sind. Hier 
fehlen verbindliche Umweltqualitätsziele und -nor­
men.
Der Gutachter muß durch eigene Setzungen versu­
chen, diese Lücken inhaltlich zu füllen, um sowohl 
bei der Bestandsbewertung wie auch bei der Kon­
fliktanalyse zu griffigen Aussagen zu kommen.

Schutzgüter Boden, Wasser, Klima und Luft
Die Schutzgüter Boden, Wasser, Klima und Luft 
sind natürliche Ressourcen, die zumindest teilweise 
durch Umweltqualitätsziele und -normen behandelt 
sind. BImSchV, TA-Luft, Wasserhaushaltsgesetz u. 
a. fixieren Schutzziele und Grenzwerte, die in der 
UVS abgeprüft werden.
Im LPB werden die abiotischen Ressourcen des 
Naturhaushalts insoweit berücksichtigt, als techni­
sche Minimierungs- und Schutzerfordemisse ermit­
telt und entsprechende Maßnahmen festgelegt wer­
den.
Ausgleichserfordemisse durch Eingriffe in die abio­
tischen Ressourcen kommen nur in speziellen Situa­
tionen zum tragen und zwar insbesondere dann, 
wenn Standortpotentiale mit bestimmten boden- 
kundlichen oder hydrologischen Merkmalen betrof­
fen sind. Wenn also bestimmte Potentiale beein­
trächtigt werden, die durch Minimierungsmaßnah­
men nicht kompensierbar sind, können daraus Aus­
gleichserfordemisse resultieren.
Für den Bereich Luft bzw. Lufthygiene sind Aus­
gleichserfordemisse auszuschließen, da der allge­
mein wirksame Verdünnungseffekt eine Lokalisie­

rung von Eingriff und Ausgleich unmöglich macht. 
Außer allgemeinen Forderungen nach Begrenzung 
der Höchstgeschwindigkeit und Begrenzung des 
Schadstoffausstosses können kaum weitergehende 
Restriktionen oder Maßnahmen formuliert werden. 
Bis auf Ausnahmefälle ist es deshalb nur für die 
Ressourcen Boden und Wasser notwendig, gutach­
terlich über den Rahmen der einschlägigen Verord­
nungen, Richtlinien und Satzungen hinauszugehen. 
Die gutachterlichen Setzungen werden aber auch 
dann nur zusätzliche Minimierungs- und Schutzer­
fordemisse betreffen, wie z.B. Regenrückhalte­
becken, Ölabscheidevorrichtungen, Bodenlocke­
rungsmaßnahmen, Versickerungsanlagen u. a..
In sehr speziellen Fällen, insbesondere dann, wenn 
wertvolle Potentiale bodenkundlicher oder hydrolo­
gischer Art betroffen sind, können Ausgleichserfor­
demisse hergeleitet werden. Auch hierfür sind gut­
achterliche Setzungen erforderlich, die sich an der 
landschaftlichen Ausgangssituation und der künftig 
notwendigen Neuorganisation des betroffenen 
Landschaftsausschnittes orientieren müssen.

Schutzgut Pflanzen und Tiere
Die Schutzgüter Pflanzen und Tiere als Naturgüter 
der Biosphäre sind vergleichsweise am wenigsten 
durch Umweltqualitätsziele gefaßt. Trotz ihrer oft 
hohen Indikatorqualität existieren nur allgemeine 
Zielformulierungen aus der Naturschutzgesetzge­
bung (z. B. § 1 Bundesnaturschutzgesetz BNatSchG). 
Griffiger und im Rahmen der Eingriffsanalyse gut 
anwendbar sind jedoch die Maßgaben zur Schutz­
würdigkeit. Hier existieren aus dem § 20c BNatSchG 
bzw. aus dem Art. 6d BayNatSchG Hinweise für 
schutzwürdige Lebensräume bzw. unersetzbare Bio­
tope. Sonstige naturschutzrechtliche Festsetzungen 
wie die Aussagen zu geschützten Pflanzen- und 
Tierarten oder die EG-Richtlinie zu Flora und Fauna 
sind gemeinhin einschlägig. Der Normalfall im LPB 
wird hierdurch nicht geregelt, da die genannten Ar­
ten nur in wenigen Ausnahmefällen betroffen sind. 
Einschlägiger sind die Aussagen der von Experten 
formulierten Arten- und Biotopschutzprogramme, 
die Roten Listen für Pflanzen und Tiere sowie die 
Rote Liste zu Pflanzengesellschaften. Für diese Be­
wertungshilfen existiert jedoch keine durchgängige 
landesweite Anwendung.
Das bayerische Arten- und Biotopschutzprogramm 
(ABSP) nimmt insoweit eine Sonderstellung ein, als 
hier versucht wird,

Qualitätsziele für den Arten- und Biotopschutz 
zu formulieren (siehe hierzu Leitbilder des baye­
rischen ABSP bzw. Ziel- und Maßnahmenteil 
der einzelnen Bände), sowie 
raumbedeutsame Arten zu nennen (landkreisbe­
deutsame Pflanzen- und Tierarten des bayeri­
schen ABSP).

Hierdurch sind mittlerweile für einen Großteil der 
bayerischen Landkreise sehr gut anwendbare Be­
wertungskriterien für die Eingriffsanalyse innerhalb 
der LPB vorhanden.
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Hinzu kommt, daß das Bayerische Innenministeri­
um in gemeinsamer Veröffentlichung mit dem Baye­
rischen Umweltministerium Grundsätze aufgestellt 
hat, nach denen in Landschaftspflegerischen Be­
gleitplänen zu Straßenbauvorhaben die Eingriffs­
analyse bzw. die Herleitung von Ausgleichserfor- 
demissen geregelt wird.
Diese Grundsätze sind mittlerweile für Straßenpla­
nungen verbindlich anzuwenden und nehmen Bezug 
auf die Biotopausstattung des betroffenen Raumes. 
Sie ermöglichen anhand von Konventionen, ein 
Ausgleichsflächenerfordemis herzuleiten. Damit 
sind sie kein Umweltqualitätsziel oder eine Quali­
tätsnorm, sondern eine Rechenvorschrift, die zu ei­
ner Hektar-Angabe zum Ausgleichserfordemis als 
Endresultat führt. Wie diese Flächengröße sinnvoll 
im Raum untergebracht und unter Bezug auf das 
Lebensgefüge eingebracht wird, ist letztendlich wie­
der gutachterlich-planerischen Arbeitsschritten Vor­
behalten.

Schutzgut Kultur- und sonstige Sachgüter

Die Schutzgüter Kultur- und Sachgüter sind zwar 
nach dem § 6 UVPG entscheidungserhebliche Be­
lange, werden jedoch im LPB nur insoweit geprüft, 
als Auswirkungen auf die Kulturlandschaft zu er­
warten sind. In der Regel trifft dies auf die Kul­
turgüter zu. Hierzu wird das Vorkommen von Natur­
denkmälern und kulturhistorisch bedeutsamen Be­
ständen recherchiert und hinsichtlich der Betroffen­
heit durch die geplante Baumaßnahme geprüft.
Die einschlägigen Denkmalschutzgesetze geben 
einzig die Zielsetzung zur Bestandserhaltung und 
Sicherung. Demnach sind die Belange des Denk­
malschutzes bereits unter dem Vermeidungs- bzw. 
Minimierungsgebot - also bereits bei der Linienfin­
dung - abzuhandeln. Eine weiterführende Betrach­
tung in Form von Umweltqualitätszielen oder Leit­
bildern ist deshalb nicht gegeben.

Zusammenfassung

Es zeigt sich erstens, daß für den technischen Um­
weltschutz - zumindest was Lärmschutz und Lufthy­
giene angeht anwendbare Umweltqualitätsziele 
und -normen vorhanden sind. Über die Höhe der 
Grenzwerte bzw. die pauschale Anwendbarkeit über 
verschiedene Räume unterschiedlicher Vorbela­
stung kann hier nicht diskutiert werden. Unbestreit­
barer Vorteil ist, daß über die Schwellenwerte oder 
Grenzwerte der 16. BImSchV, der DIN 18005 oder 
der TA-Luft justitiable Umweltqualitätsziele und 
-normen vorhanden sind.

Für die abiotischen Ressourcen Boden, Wasser, Kli­
ma sind ebenso wie für die biotischen Ressourcen 
Pflanzen und Tiere programmatische Aussagen vor­
handen (z. B. Arten- und Biotopschutzprogramm, 
Bodenschutzprogramm, Aussagen des Wasserhaus­
haltes u. a.)
Konkrete Umweltqualitätsziele im engeren Sinne 
oder verbindliche Normen fehlen weitgehend und

müssen durch gutachterliche Setzungen ersetzt wer­
den.
An dieser Stelle sei ausdrücklich darauf hingewie­
sen, daß letzteres nicht unbedingt ein Mangel ist, der 
dazu führen muß, daß bei Umweltverträglichkeits- 
prüfungen oder bei Eingriffsanalysen in der land­
schaftspflegerischen Begleitplanung weniger präzi­
se Ergebnisse herauskommen. Eine gutachterliche 
Setzung ist zwar nicht so leicht justitiabel wie ein 
Grenzwert aus einer Verordnung, sie hat aber den 
großen Vorteil, auf die spezifische Eigenart eines 
Raumes und auf die besondere Empfindlichkeit ei­
ner Ressource näher eingehen zu können, als dies 
ein bundesweit anzuwendender Schwellenwert ver­
mag.
Insofern ist nicht der weitreichende Mangel an Um­
weltqualitätszielen und -normen für die abiotischen 
und biotischen Ressourcen zu bedauern. Bedau­
ernswert ist vielmehr die Tatsache, daß der innerhalb 
der UVS und des LPB verfügbare Freiraum der 
durch landschaftliche Leitbilder, fachlich gut be­
gründete Leitlinien, Grenzwerte, Mindestflächenan­
teile, Mindestdichten etc. aufgefüllt werden könnte, 
bisher aber nur ansatzweise genutzt wird.
Es fehlt an "mutigen" fachlichen Äußerungen von 
Experten z.B. zum Biotopschutz, zu Zerschnei­
dungseffekten u. a. m.
In der Regel sind es Landschaftsplanungsbüros oder 
die Autoren zur UVS oder zum LPB, die Zerschnei­
dungseffekte durch Straßenbaumaßnahmen quanti­
fizieren und Ausgleichskonzepte entwerfen.

Es zeigt sich zweitens, daß bei der Eingriffsanalyse 
im Rahmen eines LPB nur Teile der nach § 6 UVPG 
geforderten Unterlagen behandelt werden, da sich 
der LPB auf die ausschließlich naturschutzgesetzli­
chen Betrachtungen beschränkt. Die nicht behandel­
ten Teile (z. B. Lärm- oder Schadstoffimmissionen 
einer Straße auf Wohngebiete) fehlen jedoch nicht, 
sondern sind in den Unterlagen des technischen 
Erläuterungsberichtes enthalten. Insofern werden 
derzeit die Umweltbelange noch nicht konsequent 
von der UVS in der Raumordnung ausgehend bis hin 
zum LPB in der Planfeststellung behandelt, sondern 
verteilen sich auf verschiedene Unterlagen. Eine 
Vereinheitlichung wäre sinnvoll und wäre dann ge­
geben, wenn innerhalb der Planfeststellung eine ver­
feinerte, auf die gewählte Trasse ausgerichtete UVS 
den LPB ergänzen würde.

2.3 Arbeitsschritt 3: Ausgleichskonzept

Am Beispiel der Belange im Arten- und Biotop­
schutz ist der Bedarf an Methodenarbeit am deut­
lichsten spürbar, während die Belange von Boden, 
Wasser, Luft meist durch Minimierungsmaßnahmen 
kompensiert werden können.

Nach der Eingriffsanalyse bzw. der Konfliktanalyse 
und den unmittelbar daran anschließenden Überle­
gungen zur Eingriffsminimierung bleiben schließ­
lich die ausgleichspflichtigen Eingriffe übrig. Wie 
bereits erwähnt, wird nach vorgegebenen Grundsät-
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zen im Straßenbau das flächige Ausgleichserforder­
nis ermittelt. Ergebnis ist eine Flächengröße, die 
zunächst nur für den Grunderwerb des Straßenbau­
trägers eine aussagekräftige Information ist und da­
bei freilich als wichtiges Bewertungskriterium für 
die Auswahl einer Trasse eine erhebliche Rolle spie­
len kann (Trassenfmdung in der UVS).
Aus naturschutzfachlicher Sicht ist dieses Flächen- 
erfordemis nach mehreren Kriterien so auf verschie­
dene Orte des Auswirkungsraumes zu verteilen, daß 
eine effiziente und rasche Neuorganisation der 
Landschaft nach dem Eingriff realisiert werden kann 
bzw. gefördert wird.

Vorüberlegungen
Das methodische Herangehen an diese Aufgabe 
setzt voraus, daß die übergeordneten Maßgaben aus 
§ 1 BNatSchG, § 6 BNatSchG sowie Art. 6 d Bay- 
NatSchG ebenso berücksichtigt werden, wie insbe­
sondere die Aussagen des Landesentwicklungspro­
grammes, der Regionalpläne sowie des Arten- und 
Biotopschutzprogrammes und der einschlägigen 
Landschaftspläne.
Wichtig für eine sachgerechte Einschätzung eines 
Eingriffes und damit für die Formulierung eines 
Ausgleichskonzeptes sind darüber hinaus:
• Entstehungsgeschichte und Status quo der be­

troffenen Landschaft,
• die ganzheitliche Bewertung des Eingriffs in 

Bezug auf das vorhandene und künftig mögliche 
Funktionsgefüge,

• künftige Nutzungstrends (Intensivierung oder 
Auflassung von Nutzflächen) und daraus resul­
tierende Sukzessionen bei Magerrasen, Feucht­
gebieten u. a.,

• Synergieeffekte zwischen Straßenbau und Be­
siedlung bzw. weitere Erschließungsmaßnah­
men,

• die Analyse des gegenwärtigen Funktionsgefü­
ges der Landschaft.

Bevor also ein maßgeschneidertes Ausgleichskon­
zept formuliert werden kann, sind die genannten 
Punkte zu erörtern und ist in Form von Entwick­
lungszielen bzw. Entwicklungs-Grundsätzen zu­
sammenzustellen, wie der Eingriffsraum nach der 
Baumaßnahme aussehen soll ("welche Landschaft 
sollen wir wollen?").

Im Sinne dieser Vorüberlegungen müssen auch die 
ausschließlich naturschutzfachlichen Fragen gese­
hen werden, wie mit Einzelelementen der Land­
schaft umgegangen werden sollte.
Folgende Beispiele sollen stellvertretend für viele 
andere naturschutzfachliche Fragen stehen:

Beispiel 1: Abgetorftes Hochmoor
Variante A:
Status quo belassen (meist gewählte Variante, da 
vom Naturschutz kaum hinterfragt!).
Variante B:
Wiedervemässen und auf Moorwachstum hoffen 
(selten gewählte, da schwer durchsetzbare Variante,

große Schwierigkeiten wegen Veränderung der Ab­
flußverhältnisse, Gefahr von Überschwemmungen 
wird oft unterstellt).
Variante C:
Obere Teile abtorfen, auf neuen Grundwasserspie­
gel absenken und ebenfalls auf neues Moorwachs­
tum hoffen (sehr selten oder noch nie geforderte 
Variante, da sich Vorgehensweise mit klassischem 
Schutzziel der Bestandserhaltung nicht verträgt).

Beispiel 2: Abbau von Sand und Kies
Variante A:
Sand- und Kiesabbau einstellen, nach Ersatzstoffen 
suchen (bisher zwar diskutiert, aber nirgendwo 
durchgesetzt bzw. durchsetzbar).
Variante B:
Abbau zulassen mit Rekultivierungs- bzw. Renatu- 
rierungspflicht (häufig gewählte Variante mit be­
kannten Gefährdungen und Risiken von natürlichen 
Ressourcen, da Haftungspflicht bei Schäden im 
Wasserhaushalt oder im Bereich des Arten- und 
Biotopschutzes kaum durchsetzbar).
Variante C:
Abbau zulassen nach naturräumlich differenzieren­
den Leitlinien mit Renaturierungspflicht und Haf­
tungsübernahme bei Schäden im Boden- und Was­
serhaushalt (bisher nur eine in Ansätzen realisierte 
Variante, Voraussetzung wäre eine vorausgehende 
regionalplanerische Festlegung nach Talräumen 
bzw. Gebieten, in denen Abbau unter Auflagen zu­
lässig ist).

Diese zweifellos provokanten Beispiele sind bewußt 
gewählt, um deutlich zu machen, daß auch innerhalb 
einer rein naturschutzfachlichen Betrachtung Rah­
menbedingungen definiert werden müssen, um ein 
landschaftsgemäßes Ausgleichskonzept formulie­
ren zu können. Ohne die aufgeworfenen Fragen 
vorher in grob skizzierten Leitlinien oder einem 
räumlich differenzierten Leitbild erörtert und mit 
den Aussagen des ABSP abgestimmt zu haben, wird 
eine Ausgleichskonzeption immer "in der Luft hän­
gen" Die fachlichen Programme gehen in ihrer 
räumlichen Differenzierung nicht so weit, daß sie 
hierbei Hilfestellung leisten könnten.
Eine weitere grundlegende Schwierigkeit bei der 
Formulierung von landschaftlichen Leitbildern oder 
Leitlinien liegt darin, daß unsere planerischen Visio­
nen bezüglich Natur und Landschaft sich nach wie 
vor aus dem landschaftlichen Ideal der Romantik 
herleiten. Die hochaktuellen Anforderungen der In­
dustrie- und Kommunikationsgesellschaft sind von 
der Landschaftsplanung nicht verinnerlicht und ver­
arbeitet, um zeit- und problemgemäße Leitbilder 
formulieren zu können.
Ein weiterer wichtiger Aspekt: Um Leitbilder for­
mulieren zu können müssen die Einzelprobleme - 
respektive Einzeleingriffe - und Einzelelemente mit 
dem jeweiligen Funktionsgefüge einer Landschaft 
auf einer hohen Abstraktionsebene verarbeitet und 
in Beziehung zueinander gesetzt werden. Erst über 
diesen Abstraktionsgrad kristallisieren sich plakati­
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ve Einzelsituationen oder Szenarios heraus, um den 
künftig denkbaren oder wünschenswerten Zustand 
einer Landschaft skizzieren zu können. Die daraus 
resultierende planerische Vision kann schließlich 
die wichtigsten Nutzungsansprüche, die wichtigsten 
Funktionszusammenhänge und nicht zuletzt die Ge­
stalt einer künftigen Landschaft herausarbeiten. 
Diese Schwierigkeiten haben bisher - bis auf wenige 
Ausnahmen - verhindert, daß den Landschaftspla­
nem oder Landschaftsarchitekten ein "großer Wurf' 
gelungen wäre und "zündende" landschaftliche Leit­
bilder entworfen werden.

3 Fallbeispiel Autobahn A 94

Für den Autobahnneubau der A 94 im Abschnitt 
Erharting-Winhöring wurden eine Umweltverträg­
lichkeitsstudie (UVS) und ein landschaftspflegeri­
scher Begleitplan (LPB) erarbeitet. Das Ausgleichs­
konzept hat zum Ziel, die Verluste und Beein­
trächtigungen durch den Bau, die Anlage und den 
Betrieb der Straße zu kompensieren und die erfor­
derlichen Maßnahmen sinnvoll auf den gesamten 
Auswirkungsraum der Baumaßnahme zu verteilen.

3.1 Landschaftliches Leitbild
(ohne Bezugnahme zum geplanten 
Eingriff)

Das "Landschaftliche Leitbild" basiert auf der ge­
genwärtigen Situation des landschaftlichen Gefüges 
und ist die planerische Zielvorstellung für den anzu­
strebenden Zustand des gesamten Untersuchungs­
gebietes unter Berücksichtigung der Belange des 
Naturschutzes und der Landschaftspflege. Dabei 
werden nicht nur die Erfordernisse aus dem Auto­
bahnbau A 94 mit einbezogen, sondern es wird auch 
auf erforderliche Maßnahmen Dritter bzw. die kom­
munale Bauleitplanung hingewiesen.
Über diese Konzeption soll sichergestellt werden, 
daß

eine geordnete landschaftliche Entwicklung 
auch nach dem Autobahnbau möglich ist, 
künftige und bereits geplante Naturschutz­
maßnahmen der Gemeinden integriert werden 
(Vermeidung von Inselbiotopen), 
eine innere Neuorganisation des landschaftli­
chen Gefüges unter Berücksichtigung der künf­
tigen Lebensraumbezüge sichergestellt werden 
kann,
die Ausgleichskonzeptionen anderer Eingriffe 
(z.B. B 299) mit dem für die A 94 entwickelten 
Konzept verknüpft werden können.

Mit der Entwicklung naturschutzbezogener Ziele 
und Maßnahmen, die innerhalb eines längeren Zeit­
raumes verwirklicht werden können, wird so ein 
Entwicklungskonzept für den Planungsraum aufge­
stellt. Es integriert damit die Analyse der histori­
schen Entwicklung, funktionale Abläufe, das Land­
schaftsgefüge und die derzeitigen Nutzungen bzw. 
Entwicklungstrends.

In Tabelle 1 auf der folgenden Seite werden daher 
die Situation in den landschaftlichen Großräumen 
des Planungsgebietes sowie die bedeutsamen Pla­
nungsaussagen unter Berücksichtigung der Aussa­
gen im Regionalplan Südostbayem sowie des baye­
rischen Arten- und Biotopschutzprogrammes, 
Landkreis Mühldorf und Altötting (Entwurf) zu­
sammengefaßt.
In der tabellarischen Darstellung wird ausgehend 
von einer Analyse der Bestandssituation schrittwei­
se auf die Erfordernisse der landschaftlichen Ent­
wicklung hingearbeitet. Beide Teile der Tabelle sind 
deshalb als Einheit zu sehen.

3.2 Planerisches Leitbild
(Bezugnahme auf geplanten Eingriff)

3.2.1 Allgemeine Zielsetzungen

Die notwendigen Ausgleichsmaßnahmen in diesem 
Streckenabschnitt können nicht nur unter dem Ge­
sichtspunkt betrachtet werden, daß einzelne über­
baute und randlich beeinträchtigte Biotopstrukturen 
flächenmäßig wiederhergestellt werden. Vielmehr 
werden hier die Lage der Flächen und die jeweils 
durchgeführten Maßnahmen in ein sinnvolles Ge­
samtkonzept gestellt, das verlorengegangene Bezie­
hungen und Vernetzungen ersetzen kann. Auf diese 
Weise soll nicht nur einzelnen Tier- oder Pflanzenin­
dividuen, sondern zusammengehörigen Lebensge­
meinschaften und auf Komplexlebensräume ange­
wiesenen Tierpopulationen (z. B. Amphibien) das 
Überleben ermöglicht werden.
Die Belange von Boden und Wasser sind in dem 
konkreten Fall der A 94 unter den Belangen des 
Arten- und Biotopschutzes subsummiert worden, da 
die ökologisch versiblen Bereiche des Boden- und 
Wasserhaushaltes räumlich zusammenfallen mit 
den wertvollen Gebieten des Arten- und Biotop­
schutzes (insbesondere die Flußtäler bzw. Auen!)

Im vorliegenden Planungskonzept (vgl. Abbildung 
1 auf S. 134) werden zur Umlenkung und Neuorga­
nisation der jetzt vorhandenen ökologischen Bezie­
hungen zusammenfassend folgende Ziele verfolgt:
• Neuschaffung von ökologisch wertvollen Flä­

chen durch Umwandlung bisher belasteter Flä­
chen

• Sicherung und Optimierung der vorhandenen 
Lebensraumkomplexe (Auwald, Kiesgruben, 
Bachsysteme)

• Anbindung der Ausgleichsmaßnahmen an beste­
hende Lebensraumkomplexe, die als Lieferbio­
tope für die Wiederbesiedlung durch Pflanzen 
und Tiere fungieren

• Einbindung und Wiederaufbau von Vemet- 
zungsbiotopen und Wanderlinien bzw. -korrido- 
ren

• Berücksichtigung der räumlichen Zusammen­
hänge bei Ganzjahreslebensräumen von Tierar­
ten

• Zusammenlegung von Ausgleichsflächen zu 
größeren Komplexen.
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Charakterisierung des Untersuchungsraumes und landschaftliches Leitbild
Tabelle 1_______________________________________________________________

örtliche Lage Erharting Töging Hart/Enhofen nördlich Neuötting

Landschafts-
ökologische
Einheit

Niederterrasse Terrassenlandschaft Inntal

nördlich der Isen Südlich der Isen 1. Zwischenterrasse 
und Terrassenstufen

Innauen
(2. Zwischenterrasse)

Geomorpholo­
gie

weitgehend ebene Tal­
lagen

weitgehend ebene Tal­
lagen

kleingliedrige Terras­
senlandschaft mit aus­
geprägten Terrassen­
stufen

kleingliedrige Terras­
sierung und bewegtes 
Mikrorelief durch ehe­
mals hin- und herpen­
delnden Inn und Isen

Geologie/
Böden

Niedermoortorfe mit 
teilweise großer Mäch­
tigkeit, im Wechsel 
mit anmoorigen Bö­
den, z. T. mit Mineral­
böden gemischt (Gley- 
böden)

Fluvioglaziale Schot­
terflächen mit basen­
reichen Pararendzi- 
nen und Parabrauner­
den

Terrassenschotter 
Grob- und Feinmateri­
al, hohe Bodendurch­
lässigkeit

Jüngere Innablagerun­
gen aus Kalkschotter, 
Flußsand- und Aue- 
lehm, teilweise Grund­
wasserböden (Gleybö- 
den), hohe Durchläs­
sigkeit

Wasserhaus­
halt

Überschwemmungsge­
biete der Isen, zusam­
menhängendes Fließ­
gewässersystem mit 
Isen, Grundwasser­
flurabstand 0-5 m.

Grundwasser z. T. bis 
20 m unter Flur, 
natürliche Still- und 
Fließgewässer nicht 
vorhanden

seitlich austretende 
Tertiärschichten lassen 
Hangquellen austreten, 
geringer Flurabstand 
des Grundwassers, 
künstliche und natürli­
che Fließgewässer

gestörte, einge­
schränkte Flußdyna­
mik von Inn und Isen, 
hochanstehendes 
Grundwasser, hohe 
Wasserdurchlässigkeit, 
vorhandene Altwasser 
und kanalisierte Au- 
bäche

Kleinklima Kaltluftbildung, 
häufig Frühnebel

Kiesgruben mit 
sonnenexponierten 
Böschungen, 
insgesamt homogene 
Verhältnisse

im Einflußbereich des 
Kaltluftgebietes, 
seitliches Abfließen 
von Kaltluft der Hoch- 
und Niederterrassen

im Auwald ausgegli­
chenes Klima, anson­
sten Kaltluftbildner, 
Spätfrost und Nebella­
gen

Flächennut­
zung

Landwirtschaft,
Teichwirtschaft,
Sportfischen

Landwirtschaft,
Kiesabbau,
Siedlungen

überwiegend Acker­
bau, auf den Terrassen­
stufen Siedlungen, La- 
gerstätten-Abbau an 
den Terrassenkanten

extensive Forstwirt­
schaft, Grünlandstand­
ort, Maisanbau im Au- 
enbereich, geringer 
Grünlandanteil, Ener­
giewirtschaft, Kiesab- 
bau, Naherholung

Typische Bio­
tope und 
faunistische 
Ausstattung

Niedermoor in unter­
schiedlichen Entwick­
lungsstadien, Isen mit 
Altarmen und beglei­
tenden Gehölzen und 
Hochstaudenfluren, 
Feuchtwälder, zusam­
menhängendes Le­
bensraumsystem mit 
unterschiedlichen Ein­
heiten und Qualitäten

Kiesgruben, Baumrei­
hen, Flurbereini­
gungs-Hecken und 
Ruderalfluren, Bio­
topverbund nicht 
mehr gegeben, isolier­
te Einzelbiotope, 
vorhanden sind noch 
unempfindhche Arten 
mit geringem Raum­
anspruch

Laubmischwälder und 
Halbtrockenrasen an 
den Terrassenstufen, 
Füeßgewässer mit 
begleitenden Gehölz­
strukturen, Weiden-Er- 
len-Faulbaum-Gebü- 
sche

Grauerlen-Niederwäl- 
der und artenreiche 
Hart- und Weich­
holzauwälder an Inn 
und Isen. Schilfröh­
richt, Steifseggenriede 
und Schwarzerlenbrü­
che an verlandenden 
Altwässem, nährstoff­
reiche Staudensäume 
an Auegräben. 
Wasservogel- 
Rastplatz, hohe 
Brutvogeldichte, 
Amphibien-Laichge- 
wässer

Schutzgebiete
nach
BayNatSchG

nicht vorhanden ND Wildmannhölzl 
bei Töging; ND Laub- 
mischwald am 
Isenstausee

nicht vorhanden nicht vorhanden

Landschafts­
bild, Erholung 
und Naturge­
nuß

kleinstrukturierte
Landschaft;
N aherholungsgebiet 
(Sportfischen, Radfah­
ren an der Isen)

strukturarme, ebene 
Agrarlandschaft mit 
geringer Erholungs­
funktion

Agrarlandschaft, ge­
gliedert durch struktur- 
reiche Terrassenstufen 
und Kleinstrukturen

Kammerung durch 
Auwaldreste, Dämme 
als Wanderwege, 
Maisanbau beeinträch­
tigt Erholungswert. 
Extensive Erholungs­
eignung (Radfahren, 
Fischen), Naherholung
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Charakterisierung des Untersuchungsraumes und landschaftliches Leitbild
Tabelle 1 (Fortsetzung)__________________________________________________

örtliche Lage Erharting Töging Hart/Enhofen nördlich Neuötting

Landschafts-
ökologische
Einheit

Niederterrasse Terrassenlandschaft Inntal

nördlich der Isen südlich der Isen 1. Zwischenterrasse 
und Terrassenstufen

Innauen
(2. Zwischenterrasse)

Ökologische 
Funktion und 
Bewertung

Artenschutz, Brut- 
und Nahrungsbiotop, 
Retentionsraum, 
Ausgleichsfunktion 
für intensiv genutzte 
Bereiche, Grundwas­
serspeicher, Wasser­
rückhaltung

ökologische Funktion 
derzeit gestört; 
Flächen mit Potential 
sind vorhanden, aber 
durch eine intensive 
Landwirtschaft 
überlagert

als Grünlandstandort 
im Zusammenhang 
mit den Auwäldern 
Bestandteil des zusam­
menhängenden 
Lebensraumkomplexes, 
Fließgewässer bedeu­
tend für limnische 
Insektengruppen

Biotopachse von 
überregionaler bis lan­
desweiter Bedeutung. 
Großer, in weiten 
Bereichen noch zu­
sammenhängender 
Biotopkomplex. "Re­
servatsfunktionen" 
vor allem für Vögel, - 
Amphibien, Libellen

Raumempfind­
lichkeit

Empfindlicher Land­
schaftsraum, befindet 
sich am Rande der ver­
träglichen Belastbar­
keit. Weitere Eingriffe 
können zu Populati­
onseinbrüchen führen

Durch intensive Nut­
zung (Siedlungen, 
Landwirtschaft und 
Verkehr) ist der Land­
schaftsraum sehr 
stark belastet. Eingrif­
fe führen zu weiterer 
Beeinträchtigung und 
Isolation

Landschaftsraum 
sensibel gegenüber 
Zerschneidung, 
Verkleinerung

Landschaftsraum sehr 
sensibel gegenüber 
weiteren Belastungen, 
insbesondere im Be­
reich NeuöttingAVin- 
höring wegen starker 
Vorbelastung und 
"Flaschenhalssituati­
on"; Gefahr, die Mini­
malareale bestimmter 
Arten zu unterschrei­
ten

Leitbild Erhalt, Sicherung und 
Optimierung vorhan­
dener natumaher 
Biotope; extensive 
Nutzung der Auenbe- 
reiche als Grünland; 
Optimierung und 
Sanierung sämtlicher 
Stillgewässer und 
Altauen, Wiederver­
nässung der grundwas­
serfreigelegten Nieder­
moorgebiete bei Zang- 
berg und Gaymoos

Aufbau eines sekun­
dären Biotop Verbund­
systems durch Biotop­
neuschaffungsmaß­
nahmen mit Einbezie­
hung der vorhande­
nen Restbestände

Schaffung von ökolo­
gischen Verbindungen 
zwischen den Terras­
senstufen, Aubächen 
und dem Hauptlebens­
raum Inn-Auen; vor­
rangig sind Maßnah­
men entlang der Ge­
wässer sowie Neuanla­
ge von linearen Bio­
topstrukturen und 
Trittsteinbiotopen; 
Sicherung der charak­
teristischen Leitenwäl­
der

Vorrang des Natur­
schutzes vor allen 
anderen Nutzungsan­
sprüchen; Sicherung 
und Optimierung 
durch Freistellung 
von intensiver land­
wirtschaftlicher Nut­
zung; Reaktivierung 
der Auendynamik, wo 
es jetzt noch unter den 
gegebenenen Bedin­
gungen möglich ist

Die Vorteile der Zusammenlegung von Ausgleichs­
flächen zu größeren Flächeneinheiten und Verbund­
systemen sind folgende:

• Es ist die Möglichkeit geschaffen, Komplexbio­
tope aufzubauen bzw. zu stärken,

• die Randstörungen sind bei größeren Flächen 
und bei größerer Entfernung zu Emittenten ge­
ringer,

• die Pflege der Ausgleichsflächen ist einfacher.

Um Eingriffe in Belange Dritter so gering wie mög­
lich zu halten, wurden bei der Entwicklung des 
Konzeptes zusätzlich folgende Grundsätze beachtet:
• Weitestgehende Einbeziehung von Straßenbe­

gleitflächen und straßennahen Pufferflächen
• Einbeziehung von unwirtschaftlichen Restflä­

chen und Flächen schlechter landwirtschaftli­
cher Nutzungseignung

• Lage der Ausgleichsflächen in Eingriffsnähe
• Minimierung der Flächeninanspruchnahme durch 

möglichst effiziente Abstimmung von Flächen­
lage und Maßnahmentypen sowie Belegung der 
Ausgleichsflächen mit Mehrfachfunktionen. 
Fast alle Flächen zur Sicherung der Leistungsfä­
higkeit des Naturhaushaltes dienen z.B. gleich­
zeitig der Neugestaltung des Landschaftsbildes. 
Diese ist als gleichwertig mit der Sicherung der 
Leistungsfähigkeit des Naturhaushaltes anzuse­
hen.

3.2.2 Spezielle Maßnahmen zum Ausgleichs­
konzept

Aufbauend auf diesen o.g. Grundsätzen ergeben sich 
im einzelnen aufgrund der vorhandenen Biotopaus­
stattung, der Nutzung des Raumes und der Ein-
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Abbildung 1 
Planerisches Leitbild
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griffssituation folgende Zielsetzungen für das Aus­
gleichskonzept:

Stabilisierung der Biotopachse entlang der Isen
Die Anlage von Rohbodenstandorten mit Sukzessi­
on oder schwach humusierten Standorten mit Ein­
saat magerer und extensiv zu pflegender Wiesen und 
die Pflanzung von Gehölzen auf Flächen entlang der 
Trasse bewirkt nicht nur eine optische Verbesserung 
des Landschaftsbildes, sondern trägt gemeinsam mit 
den Gestaltungsmaßnahmen auf den Autobahnbö­
schungen zur Einbindung des technischen Bauwer­
kes in die Landschaft bei. Die Pflanzungen entlang 
der Trasse erleichtern außerdem flugfähigen Tierar­
ten wie z. B. Vögeln das Überqueren der Trasse und 
vermindern deren trennende Wirkung.

Die neugeschaffenen Standorte werden dabei durch 
weitere Maßnahmen mit den Bereichen am Isenka- 
nal und an der Isen vernetzt.

Stabilisierung der niederen und hohen Inn-Ter­
rassenkante
Beide Terrassenkanten werden durch die geplante 
Autobahn zerschnitten und damit in ihrer Funktion 
als Wanderkorridore erheblich gestört. Durch die 
Anlage von "Brückenkopfbiotopen" südlich und 
nördlich der Trasse wird diese Wirkung abgemil­
dert. In diesen neugeschaffenen Lebensräumen kön­
nen Tier- und Pflanzenpopulationen bzw. charakte­
ristische Lebensgemeinschaften überdauern, ohne 
auf das Überqueren der Trasse angewiesen zu sein. 
Für mobile Tierarten, wie z. B. Vögel oder für flug­
fähige Pflanzensamen wird auch das Überqueren 
erleichtert.

Die von Gelbbauchunken und Wechselkröten be­
wohnte ehemalige Kiesgrube an der niederen Hang­
kante südlich der Trasse wird in das Ausgleichs­

konzept einbezogen und damit flächenmäßig erwei­
tert sowie als Lebensraum aufgewertet. Die Anlage 
zusätzlicher Rohbodenstandorte und ephemerer 
Tümpel auf der Erweiterungsfläche ermöglicht eine 
Stabilisierung der vorhandenen Populationen. Über 
neu angelegte Sukzessionsstandorte mit Gehölz­
pflanzungen entlang der Trasse wird die Vernetzung 
zur weiter westlich gelegenen zweiten ehemaligen 
Kiesgrube bei Töging verbessert. Die neben den 
Amphibien-Populationen im Bereich der Kiesgrube 
nachgewiesenen Rebhühner sind in besonderer Wei­
se auf die Neuschaffung und Vernetzung von Bio­
topstrukturen angewiesen.
Weitere Ausgleichsflächen ermöglichen die Ver­
größerung des bestehenden Trocken-Lebensraumes 
entlang der niederen Terrassenkante und schaffen 
damit einen Ausgleich für den überbauten Magerra­
senabschnitt. Heuschreckenarten wie der Feld-Gras­
hüpfer (Chorthippus apricarius) und die Feld-Grille 
(Gryllus campestris) sowie Magerrasenarten wie die 
Karthäuser-Nelke (Dianthus carthusianorum) kön­
nen damit in ihrem Bestand gesichert werden.

Stabilisierung von Lebensräumen und Neuschaf­
fung von Wanderkorridoren entlang von Fließge­
wässern

Südöstlich der hohen Inn-Terrassenkante fließen 
Mühlbach und Mühlbachseitenarm, die von der ge­
planten Autobahntrasse im Bereich ihrer Verzwei­
gung überquert werden. Durch die Anlage von Puf­
ferflächen und "Brückenkopfbiotopen" wird die 
Durchgängigkeit des hier vorgesehenen Brücken­
bauwerks weiter verbessert. Die im jetzigen Zustand 
auf einen relativ schmalen Ufersaum beschränkten 
Lebensräume entlang der Fließgewässer werden auf 
angrenzenden Ausgleichsflächen wesentlich erwei­
tert.
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Tabelle 2____________________________________________________________________________________________
Gegenüberstellung von Ausgleichsflächenbedarf und Maßnahmenflächen in den einzelnen landschaftsökologi­
schen Einheiten

Konflikt- 
bereich / 
Bau-km

Betroffene landschaftsökologische Einheit Ausgleichs­
flächen­
bedarf

Ausgleich auf 
Maßnahmenfläche

1 -8
65+000 - 70+400

Niederterrasse
Offene und ebene Landschaft, die durch großflä­
chige und intensive landwirtschaftliche Nut­
zung charakterisiert wird. Die ausgeräumten 
und in ökologischer Hinsicht verarmten Agrar­
bereiche sind z. T. durchsetzt mit Kleinstruktu­
ren wie trockenen Hochstaudenfluren, Altgras- 
und Krautfluren sowie Hecken, Feldgehölzen 
und Einzelbäumen. Isen und Isenkanal treten 
als Fließgewässer mit Bedeutung als 
Trittsteinbiotop bzw. Vemetzungsstruktur auf. 
Ausgesprochene Naherholungsbereiche 
befinden sich bei Töging und Unterhart.

9,36 ha NI -N 4 
(= 3,65 ha)

LI - L l l  
(= 2,40 ha)

Gesamt = 6,05 ha

9 - 1 2
70+400 - 71+260

1. Zwischenterrasse und Terrassenstufen
Die Terrassenstufen des Inntals haben land­
schaftsprägende Funktion; insbesondere die 
südliche, ca. 15 - 20m hohe, bewaldete Terras­
senkante des Inns. Die nördliche Terrassenkante 
ist etwas niedriger (8 - 10m hoch) und im Be­
reich der geplanten Autobahn durch eutrophier- 
te und verbuschende Halbtrockenrasen geprägt. 
Dazwischen liegen landwirtschaftlich intensiv 
genutzte Flächen, die mit Landschaftsstrukturen 
wie trockenen Hochstaudenfluren, Altgras- und 
Krautfluren, extensiv genutzten Grünland­
bereichen, Gräben, feuchten Hochstaudenfluren 
und Röhrichten, Hecken, Feldgehölzen und 
Einzelbäumen durchsetzt sind. Südlich der 
hohen Inn-Terrassenkante befindet sich das 
Fließgewässersystem des Mühlbachs und Mühl­
bachseitenarms, das regionale Bedeutung als 
Lebensraum hat.
Das gesamte Gebiet besitzt Naherholungsfunk­
tionen (Wochenend- und Feierabenderholung).

3,50 ha N 5-N 7 
(= 5,57 ha)

L12
(= 0,57 ha) 

Gesamt = 6,14 ha

13-15
71+260-73+800

Innauen (2. Zwischenterrasse)
Der Bereich der Innauen mit Auwald und Vor­
land ist aufgrund seiner Größe und differenzier­
ten natürlichen Ausstattung als zusammenhän­
gender, überregional bedeutsamer Lebensraum­
komplex zu werten. Die eben gelegenen, land­
wirtschaftlich intensiv genutzten Flächen im 
Auwaldvorland befinden sich auf ökologisch 
wertvollen Standorten und sind durch Land­
schaftsstrukturen wie trockene Hochstauden­
fluren, Altgras- und Krautfluren sowie Hecken 
und Feldgehölze gegliedert. Neben den zusam­
menhängenden Grauerlen-Auwaldbeständen 
entlang dem Inn, die randlich z. T. aufgesplittert 
sind, findet man auch mit natumahen Laub- und 
Mischwaldbeständen bestockte Flächen.
Das gesamte Gebiet dient als wichtiger Naher­
holungsbereich.

12,60 ha N8-N13 
(= 12,41 ha)

L13
(= 0,86 ha)

Gesamt =13,27 ha

Summe 25,46 ha 25,46 ha
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Durch die Extensivierung des Grünlands und die 
Anlage von Rohbodenstandorten mit Sukzession 
werden Populationen wie die der Langflügeligen 
Schwertschrecke (Conocephalus discolor) stabili­
siert. Die Einbeziehung der Fließgewässer in die 
Ausgleichsflächen ermöglicht den Fortbestand von 
Wasserpflanzen-Arten wie dem Tannenwedel (Hip­
pur is vulgaris) und dem Zwerg-Laichkraut (Pota­
mogetón pusillus). Der Aufbau eines Waldsaums 
verbessert die Anbindung der Fläche an den Inn-Au­
wald.

Durch die Anlage eines ungenutzten Pufferstreifens 
mit stellenweiser Ergänzung des bestehenden Ge­
hölzsaumes am Unterwasserkanal wird hier ein neu­
er Wanderkorridor geschaffen, der die Beziehungen 
zwischen den Biotopsystemen an den Hangkanten 
und dem großen Komplexlebensraum Inn-Auen 
verbessert.

Stabilisierung des Komplexlebensraums Inn-Au­
wald
Durch die geplante Autobahn wird der Auwald vom 
Auen-Vorland abgeschnitten und damit in seinem 
Beziehungsgeflecht, das weit ins Umland hinaus­
reicht, erheblich gestört. Die Neuanlage von Auwald 
und der Aufbau von Waldrändern verbessern die 
Lebensraumqualität der vorhandenen Auwaldbe­
stände, die stellenweise durch Rodungen randlich 
stark aufgesplittert sind. Auch nördlich der Auto­
bahn werden im Anschluß an vorhandene Au­
waldbestände neue Auwald-Komplexlebensräume 
angelegt. Für nicht flugfähige Tierarten sind sie über 
Kleintierdurchlässe und über den Wanderkorridor 
entlang dem Unterwasserkanal an den Inn-Auwald 
angebunden. Gehölzpflanzungen und Sukzessions­
standorte im Norden der Autobahn schaffen zusätz­
liche Vernetzungen für flugfähige Arten.

Neugestaltung des Landschaftsbildes
Das Ziel der Ausgleichsmaßnahmen zur Neugestal­
tung des Landschaftsbildes besteht vor allem in der 
möglichst harmonischen Einbindung des Baukör­
pers in den Landschaftsraum. Dies dient auch der 
Sicherung von Erholung und Naturgenuß. Des wei­
teren sind diese Flächen trotz ihrer Trassennähe auch 
in der Lage, ökologische Ausgleichsfunktionen zu 
übernehmen. Sie sollen trotz ihrer Belastung durch 
die Autobahn Bestandteil des neu aufzubauenden, 
sekundären Verbundsystems sein.
Besonders dringender Bedarf ergibt sich danach im 
Bereich der landwirtschaftlich intensiv genutzten 
Niederterrassen zwischen Maxing und Töging und 
in der Durchschneidungszone der Terrassenkanten 
bei Hart.

3.2.3 Zusammenstellung der Ausgleichsmaß­
nahmen und Gegenüberstellung von 
Eingriff und Ausgleich

Für den Eingriff in Natur und Landschaft ist Aus­
gleich durch landschaftspflegerische Maßnahmen 
vorgesehen.

In nebenstehender Tabelle 2 wird der Ausgleichsflä­
chenbedarf von einzelnen landschaftsökologischen 
Einheiten den jeweils vorgesehenen Maßnahmen­
flächen gegenübergestellt.
In Tabelle 3 sind die Flächen, auf denen Ausgleich 
durch landschaftspflegerische Maßnahmen erfolgt, 
insgesamt erfaßt:

Tabelle 3_______________________________________
Flächen mit landschaftspflegerischen Maßnahmen
(Zusammenfassung)

Maßnahmen Fläche

Ausgleich auf anrechenbaren Maßnah­
menflächen; davon

25,46 ha

- Ausgleichsmaßnahmen zur Sicherung 
der Leistungsfähigkeit des Naturhaus­
haltes
(N-Maßnahmen; 21,63 ha)

- Maßnahmen zur Neugestaltung des 
Landschaftsbildes 
(L-Maßnahmen; 3,83 ha)

Auf den geplanten Ausgleichsflächen vor­
handene ökologisch wertvolle Bestände, 
die im Rahmen der Ausgleichskonzeption 
miterworben werden, jedoch nicht auf den 
Ausgleichsflächenbedarf angerechnet wer­
den
(Mühlbachseitenarm auf N 6, bewaldete 
Terrassenkante auf N 7, bestehender - 
Auwald auf N 11)

0,82 ha

Straßenbegleitgrün 58,22 ha

Flächen mit landschaftspflegerischen 
Maßnahmen

84,50 ha

4. Resümee

Die Erarbeitung von landschaftspflegerischen Be­
gleitplänen bzw. Umweltverträglichkeitsstudien er­
fordert zunächst die Entwicklung von landschaftli­
chen Leitbildern, die ausgehend von dem Vorgefun­
denen landschaftlichen Zustand sowie übergeordne­
ten Fachprogrammen und Fachplanungen aufzustel­
len sind.
Erst durch die Analyse dieser Vorgaben kann das 
Bauvorhaben im betroffenen Landschaftsraum bzw. 
der Eingriff in seinen Auswirkungen beurteilt wer­
den.
Im 2. Arbeitsschritt sollte entsprechend den darge­
legten Arbeitsschritten die Entwicklung des "Plane­
rischen Leitbildes" zum Ausgleichskonzept erfol­
gen, das den Eingriff in seiner Gesamtheit berück­
sichtigt.
Die einzelnen Ausgleichsflächen können dann im 
Rahmen des aufgestellten Leitbildes räumlich sinn­
voll und mit hoher Effizienz angeordnet werden. 
Eine derartige Vorgehensweise ermöglicht die
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schlüssige Herleitung und Begründung der Lage 
bzw. räumlichen Zuordnung von Ausgleichsflächen 
zu bestehenden landschaftlichen Strukturen und 
Biotopen.

Die Erfahrung zeigt, daß gerade diesem Aspekt im 
Falle gerichtlicher Auseinandersetzungen größte 
Wichtigkeit zugemessen werden muß.

Anschrift der Verfasser:

Dr. Hans Michael Schober 
Dipl. Ing. Dietmar Narr 
Büro Schober & Partner 
Obere Hauptstraße 45 
D-85354 Freising
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Beispiele für die Formulierung und Umsetzung von Leit­
bildern, Umweltqualitätszielen und Umweltstandards
- bei Eingriffsbeurteilungen am Beispiel der Bundesbahn-Neubaustrecke 

Nürnberg-Ingolstadt

Wolfgang Weinzierl

Inhaltliche Gliederung des auf der Tagung gehal­
tenen Vortrages in Stichpunkten:

Der Bearbeitung der Landschaftspflegerischen Be­
gleitplanung zur Neubaustrecke der Deutschen Bun­
desbahn (DB) AG zwischen Nürnberg und Ingol­
stadt liegt die

"Vereinbarung zwischen der Deutschen Bundes­
bahn und dem Bayerischen Staatsministerium für  
Landesentwicklung und Umweltfragen - Festlegung 
des Umfangs von Ausgleich und Ersatz für Eingriffe 
im Rahmen des Bahnbaus"

zugrunde.

In Ziffer 1 o.g. "Vereinbarung" ist die "Erstellung 
genereller landschaftlicher Leitbilder" fixiert:

"Für die durch die Neubaustrecke (NBS) durchfah­
renen Landschaftsteile entwickeln die Landschafts­
architekten überregionale und regionale Leitbilder, 
an denen sich die Ausgleichs- und Ersatzmaßnah­
men zu orientieren haben.
Die Leitbilder wurden durch die Landschaftsarchi­
tekten in der gemeinsamen Besprechung mit den 
Bayerischen Staatsministerium für Landesentwick­
lung und Umwellfragen (StMLU), den Regierungen 
und dem Landesamt für Umweltschutz ... vorgetra­
gen und... festgeschrieben".

Gleich in der Ziffer 2 der "Vereinbarung" folgen 
"Berechnungsgrundsätze", nach denen "die Ermitt­
lung der erforderlichen Ausgleichs- und Ersatz­
maßnahmen einschließlich der dafür notwendigen 
Flächen für die direkten bau- und anlagenbedingten 
Beeinträchtigungen durch die NBS erfolgt".
Danach ist über die Verknüpfung von "funktionalem 
Wert" und "funktionaler Beeinflussung" die "Ein­
griffserheblichkeit" und damit der Ausgleichsbedarf 
für die "direkt beeinträchtigen Flächen" auf der 
Basis einer bereits zur UVS entwickelten Matrix zu 
ermitteln.

Dabei "berücksichtigt die Eingriffserheblichkeit 
grundsätzlich auch die Schwierigkeit der Ersetzbar­
keit des Lebensraumes und die zeitliche Entwick­
lung der entsprechend zu treffenden Ersatzmaßnah­
me".

Die Wirkung auf das Landschaftsbild sowie Funkti­
onsverluste sind gesondert zu berücksichtigen.

Dieses Spannungsfeld der

Formulierung der Leitbilder auf der einen Seite 
und der

"Abarbeitung" der Eingriffsbilanzierung anhand 
der "Berechnungsgrundsätze"

auf der anderen Seite bestimmte die Bearbeitung der 
Begleitplanung.

Die Eingriffsermittlung und Formulierung von "Kom- 
pensations"Maßnahmen sollte zudem "Schutzgut"-be­
zogen erfolgen.

Die systematische "Abarbeitung" des Kataloges der 
"Schutzgüter" kann vieles vertiefen und gleichzeitig 
transparenter machen: Insbesondere der Stellenwert 
der abiotischen Schutzgüter als essentielle "Grund­
lage" der belebten Umwelt, wird damit verdeutlicht. 
Wichtig ist dabei jedoch, sich immer wieder das 
Regelsystem landschaftsökologischer Zusammen­
hänge vor Augen zu führen und es nicht beim "Ab­
haken" der Schutzgüter und ihrer Empfindlichkeit 
zu belassen.
Dabei ist vor allem - im Sinne eines Leitbildes - die 
möglichst komplexe Struktur der Landschaft mit 
ihrer Erlebbarkeit, die ja auch die durch die Natur­
raum-Entwicklung vorgeprägten "Schichten" bein­
haltet, zu erfassen.
Über die Ableitung aus begründbaren Zusammen­
hängen können naturwissenschaftlich einigermaßen 
stimmige Ausgleichs-, Ersatz- sowie Gestaltungs­
maßnahmen abgeleitet werden.
Zum vorrangigen Ziel der Eingriffsvermeidung ist 
dabei eine möglichst frühzeitige Beteiligung des 
Landschaftsarchitekten im Rahmen der technischen 
Planung notwendig: Nur damit können die Vorstel­
lungen zu einem "landschaftlichen Leitbild" auch 
allen anderen am Projekt Beteiligten nahegebracht 
werden.

Zu allen "Vereinbarungen" und "Konventionen" im 
Rahmen der Eingriffsregelung bleibt noch festzu­
halten, daß sie letzlich immer nur ein "Kuhhandel", 
auf einem fachlich und sachlich möglichst hohen 
Niveau, sein können.
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Die zuvor skizzierten "Inhalte" und "Erfahrungen" 
wurden im Vortrag anhand von 3 Schwerpunkt-Be­
reichen der Neubaustrecke Nürnberg-Ingolstadt dar­
gestellt und verdeutlicht:

• Dem Bereich des "Nürnberger Reichswaldes", 
der gleichzeitig den Übergang von einer "Stadt­
landschaft" zur "freien" Landschaft darstellt. 
(Bearbeitung der landschaftspflegerischen Be­
gleitplanung durch das Büro ’Werkgemeinschaft 
Freiraum’, Nürnberg; federführend Gerd Aufm- 
kolk, Landschaftsarchitekt BDLA)

• Dem Bereich der Altmühltalquerung - als Aus­
einandersetzung mit "der" überregionalen Erho­
lungslandschaft im Streckenbereich. 
(Bearbeitung der landschaftspflegerischen Be­

gleitplanung durch das Büro Prof. Karl Kagerer, 
Landschaftsarchitekt BDLA, Ismaning)

• Dem Bereich nördlich von Ingolstadt, der den 
Wechsel vom Donautal und Stadtrand zum An­
stieg in den Fränkischen Jura umfaßt. 
(Bearbeitung der landschaftspflegerischen Be­
gleitplanung durch das Büro Wolfgang Wein­
zierl, Landschaftsarchitekt BDLA, Ingolstadt)

Anschrift des Verfassers:

Wolfgang Weinzierl 
Landschaftsarchitekt (BDLA) 
Parkstraße 10 
D-85051 Ingolstadt
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Konzeption für die Formulierung und Umsetzung von 
Leitbildern, Umweltqualitätszielen und Umweltstandards 
für eine umweltgerechte Landnutzung im Biosphären­
reservat Schorfheide-Chorin (Land Brandenburg)

Eckhard Heidt, Roland Schulz und Martina Leberecht

1 Einleitung

Die Landschaften Mitteleuropas sind vom Men­
schen tiefgreifend umgestaltet und überformt. Die 
ursprüngliche "Natur"-landschaft wurde über die 
Jahrtausende Zug um Zug nahezu flächendeckend in 
eine "Kultur"-landschaft überführt. "Natürliche" 
bzw. "natunahe" Landschaftselemente sind in Mit­
teleuropa heute weitgehend auf die Bereiche be­
schränkt, die sich einer Erschließung und Bewirt­
schaftung widersetzten (z.B. Teile der Hochlagen 
der Alpen) bzw. wie einige Küstenelemente (z.B. 
Watt, Dünen) permanent neu gebildet werden. Hinzu 
kommen, sofern noch vorhanden, unbelastete Süßge­
wässer, Verlandungsbiotope und Moore. Landschafts­
elemente, die während ihrer Geschichte niemals ei­
nem menschlichen Kultureinfluß unterlagen ("unbe­
rührt" i.S. ELLENBERGs, 1963) dürften dagegen in 
diesem Raum heute nicht mehr anzutreffen sein.

Ungeachtet der Diskussion, ob der Mensch in Mit­
teleuropa ursprünglich eine nahezu durchgängig 
von dichten Wäldern geprägte Landschaft antraf 
oder ob Teile dieser Wälder durch den natürlichen 
Einfluß von Wildtieren bereits mehr oder minder 
aufgelockert ("parkartig") waren (GEISER, 1992) 
kann angenommen werden, daß mit der menschli­
chen Kulturtätigkeit über lange Zeiträume eine stete 
Zunahme der Artenvielfalt in diesem Raum verbun­
den war (SUKOPP & TREPL, 1987). Ähnliches gilt 
für die Ausstattung mit Landschaftselementen (Bio­
topen, Strukturen).

Unverkennbar ist jedoch, daß sich diese Entwick­
lung seit geraumer Zeit tendenziell in ihr Gegenteil 
umgekehrt hat. "Artenschwund" und "Biotopschwund", 
dokumentiert in diversen Roten Listen und Bilanzen 
der Biotopkartierungen der Länder (u.a. RINGLER, 
1987), offenbaren eine neue Qualität der anthropo­
genen Einwirkung hinsichtlich Intensität, Tempo 
und Flächenbezug. Besonders im Zentrum der Be­
trachtung stehen dabei die beiden großflächigen 
Landnutzungen Land- und Forstwirtschaft, die von 
HAARMANN & PRETSCHER (1988) nicht zu Un­
recht als die beiden Hauptverursacher des Arten- 
und Biotopschwundes angeführt werden. Die ur­
sächlichen Veränderungen in den Bewirtschaftungs­
weisen dieser Landnutzer sind hinreichend doku­

mentiert, die Auswirkungen allgegenwärtig. Es muß 
jedoch auch die Frage gestellt werden, ob unter den 
gegebenen gesellschaftlichen und politischen Rah­
menbedingungen andersartige Entwicklungen mög­
lich gewesen wären.
Ihren Tribut forderten (und fordern) aber auch die 
zunehmende Bevölkerungszahl (Stichworte z.B. 
Ausweitung der Siedlungsflächen, Gewerbeflächen 
und Infrastruktureinrichtungen) sowie Änderungen 
im Anspruchsverhalten großer Bevölkerungskreise 
(Stichworte: erhöhte Mobilität, Erholung, Touris­
mus). Schließlich ist zu erwarten, daß auch globale 
Veränderungen (Stichworte: Ozonloch, Klimawan­
del) Einfluß nehmen werden auf die zukünftige Qua­
lität mitteleuropäischer "Natur"- seriöse Abschät­
zungen über Art und Ausmaß der zu erwartenden 
Veränderungen stehen unseres Wissens aber noch 
aus.
Diese Entwicklungen können nicht kommentar- und 
tatenlos hingenommen werden. Mit § 1 des Bundes- 
Naturschutzgesetzes (BNatSchG) existiert ein kla­
rer gesellschaftlicher Handlungsauftrag, Natur und 
Landschaft zu schützen, zu pflegen und zu ent­
wickeln. Entgegen weit verbreiteter Ansicht muß 
dies nicht zwangsläufig auf einen statisch konservie­
renden Ansatz für Naturschutz hinauslaufen - im 
"modernen" Selbstverständnis des Naturschutzes 
soll es dies auch gar nicht (u.a. KAULE, 1991, 
PLACHTER, 1991 u. 1994). Andererseits sind wir 
aber auch gehalten, die "wildlebenden Tiere und 
Pflanzen und ihre Lebensgemeinschaften ... als Teil 
des Naturhaushaltes in ihrer natürlichen und histo­
risch gewachsenen Artenvielfalt zu schützen" (§ 2 
Abs. 1 Ziffer 10 BNatSchG; Hervorhebung durch 
die Verfasser), ebenso ihre "Lebensstätten und Le­
bensräume (Biotope) sowie ihre sonstigen Lebens­
bedingungen zu schützen, zu pflegen, zu ent­
wickeln und wiederherzustellen" (ebenda). Ähnli­
ches gilt für historische Kultulandschaften, zu deren 
Erhalt der Gesetzgeber in § 2 Abs. 1 Ziffer 13 
BNatSchG auffordert.
Diesem hohen Anspruch - zu schützen und gleich­
zeitig zu entwickeln - zu entsprechen, scheinen die 
zur Zeit in der Flächenplanung gebräuchlichen Mit­
tel nicht gewachsen zu sein. Ein Grund hierfür liegt 
vermutlich darin, daß die notwendige inhaltliche
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Verdichtung und Präzisierung der allgemein formu­
lierten gesellschaftlichen Zielbestimmungen sowie 
deren Übertragung auf größere Raumeinheiten bis­
her nicht systematisch genug betrieben wurde. Eine 
wesentliche Aufgabe der näheren Zukunft wird sein, 
diese Arbeit zu leisten und das Gedankengebäude 
"Leitlinien - Leitbilder - Umweltqualitätsziele - Um­
weltqualitätsstandards" mit Inhalten zu füllen. Hierzu 
einen kleinen Beitrag zu leisten ist eines der Anliegen 
unseres Forschungsprojektes "Naturschutzmanage­
ment in der offenen, agrar genutzten Kulturlandschaft 
am Beispiel des Biosphärenreservats Schorfheide- 
Chorin", das durch das Bundesministerium für For­
schung und Technologie (BMFT) und die Deutsche 
Bundesstiftung Umwelt (DBU) gefördert wird.

2 Verbundprojekt "Naturschutzmanagement 
in der offenen agrar genutzten Kulturland­
schaft"

2.1 Ausgangssituation

Der eingangs gegebene Problemaufriß gilt auch für 
das Bundesland Brandenburg, wenn auch mit nuan­
cierten und veränderten Schwerpunktsetzungen. 
Diese ergeben sich, wie im weiteren noch ausgeführt 
werden wird, im wesentlichen aus einer überdurch­
schnittlichen Naturausstattung, einer durchschnitt­
lich geringen Bevölkerungsdichte und - quasi post­
hum - aus der gänzlich andersartigen Wirtschafts­
struktur der ehemaligen DDR.

Brandenburg ist ein "Kind der Eiszeit" Die nordi­
schen Vereisungen hinterließen in diesem Land ein 
vielfältiges System von kuppigen Endmoränen, flä­
chenhaften Grundmoränenplatten und durch Schmelz­
wasser geformten Urstromtälern und Sandern. Groß­
flächige Wälder, eine große Zahl von Seen und eine 
Vielzahl von Mooren unterschiedlicher Ausprägung 
gestalten die Landschaft. Obwohl auch dieser Raum 
einer intensiven menschlichen Kulturtätigkeit aus­
gesetzt war, beherbergen die Landschaften Branden­
burgs auch heute noch eine große Zahl von Tier- und 
Pflanzenarten, die in vergleichbaren Räumen der 
alten Bundesländer mittlerweile nicht mehr oder nur 
noch sporadisch anzutreffen sind. Hinzu kommen 
andere, die aus tiergeographischen Gründen auf den 
Osten Deutschlands beschränkt waren und dort zwi­
schenzeitlich ebenfalls nur noch in Teilräumen häu­
figer anzutreffen sind.

Alleine im Bereich des Biosphärenreservates Schorf­
heide- Chorin (1.261 km2; ca. 50 km nordöstlich von 
Berlin) sind als herausragende Beispiele zu erwäh­
nen:

• Großtrappe (Otis tarda), Kranich (Grus grus), 
Seeadler (Haliaeetus albicilla), Schreiadler 
(Aquila pomarina), Fischadler (Pandion ha­
liaeetus), Schwarzstorch (Ciconia nigra), Biber 
(Castorfiber), Fischotter (Lutra lutra), Kl. Ma- 
räne (Coregonus albula), Rotbauchunke (Bom- 
bina bombina), Sumpfschildkröte (Emys orbicu- 
laris)

• Seekanne (Nymphoides peltata) oder auch Sibi­
rische Glockenblume (Campanula sibirica).

Die meisten der aufgeführten Arten kommen in aus­
reichender Populationsgröße vor, so daß ein mittel­
fristiges Überleben in diesem Raum möglich er­
scheint.
Bemerkenswert ist, daß sich die meisten dieser Ar­
ten nicht in speziellen Naturschutzgebieten aufhal­
ten, sondern in vom wirtschaftenden Menschen ge­
nutzten Gebieten innerhalb der Schutzzone III. Die­
se besitzt den Status eines Landschaftsschutzgebie­
tes und nimmt etwa 80% der Fläche des Biosphären­
reservates ein. Zwischen diesen Flächen der Schutz­
zone III und der "normalen" Agrarlandschaft außer­
halb des Biosphärenreservates gibt es z.Z. noch kei­
ne wesentlichen Unterschiede hinsichtlich der Land­
nutzung.
Ein Grund für das Vorkommen dieser (und anderer, 
hier nicht genannter) Arten ist sicherlich die dünne 
Besiedelung des Raumes (28 Einwohner/km2) und 
die damit verbundene geringe Zersiedelung. Es fällt 
auf, daß sich unter den genannten Arten viele mit 
hohem Raumbedarf und geringer Störungstoleranz 
befinden. Ein weiterer Grund hierfür dürfte aber in 
den spezifischen Bedingungen liegen, denen die 
Landwirtschaft im Wirtschaftssystem der DDR un­
terlag. Hier sind vor allem zwei Aspekte bedeutsam:
(1) Die Wirtschaftsweise der landwirtschaftlichen 

Großbetriebe der DDR war in Teilen sicherlich 
genauso intensiv wie in den Ländern der alten 
Bundesrepublik. Der wesentliche Unterschied 
bestand in der nur eingeschränkten Verfügbar­
keit von Maschinen, Düngemitteln und Pflan­
zenschutzmitteln. Bei durchschnittlichen Be­
triebsgrößen zwischen 3000 und 4500 ha (bis 
1990) und der knappen staatlichen Zuteilung 
der genannten Betriebsmittel setzten die Land­
wirtschaftsbetriebe, um trotzdem noch effektiv 
zu wirtschaften, die vorhandenen Kapazitäten 
intensiv auf ihren besten Flächen ein. Rächen 
mit schlechten Standortverhältnissen wurden 
zwar ebenfalls bewirtschaftet, aber weniger in­
tensiv. Manche Öd- und Unlandflächen sowie 
sonstige Restflächen wie Säume, Böschungen, 
kleine Feuchtstellen, Feldsölle, Kleingewässer, 
Einsprengsel von Halbtrockenrasen, Feldgehöl­
ze, ungepflegte Feld- und Wegränder blieben 
dadurch erhalten, prägten diese Agrarlandschaft 
und prägen sie im wesentlichen auch heute 
noch.

(2) Die Orientierung der Volkswirtschaft der DDR 
auf eine weitgehende Autarkie bei Nahrungs­
mitteln erforderte eine z.T. vielfältige Fruchtfol­
ge in vielen Pflanzenproduktionsbetrieben. Ei­
nen vergleichsweise hohen Anteil nahmen u.a. 
Feldfutterpflanzen wie Luzerne, Rotklee und 
Gras sowie Kömerleguminosen und Zwischen­
früchte zur Versorgung der Tierproduktionsbe­
triebe mit Futtermitteln ein.

Mit der Wiedervereinigung entstand eine neue Si­
tuation. Zum einen fiel der oben beschriebene Eng­
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paß bei den Betriebsmitteln weg, zum anderen ist die 
ostdeutsche Landwirtschaft seither den gleichen 
agrarpolitischen Rahmenbedingungen unterworfen 
wie die im Westen Deutschlands. In ihrer synergisti­
schen Wirkung können diese beiden Faktoren fatale 
Auswirkungen auf den Naturhaushalt der Region 
haben. Der einsetzende Prozeß der Um- und Neuori­
entierung hatte und hat zur Folge, daß

auf besseren Standorten westdeutsches Intensi­
tätsniveau angestrebt wird;
schlechtere Standorte aber nicht wie bisher in der
Bewirtschaftung verbleiben, sondern aus der
Produktion genommen werden.

Dieser Prozeß ist z.Zt. voll im Gange, seine Auswir­
kungen im Hinblick auf Landschaftsstruktur und 
Naturschutz noch nicht endgültig abschätzbar, ver­
mutlich aber katastrophal. Insbesondere die Stille­
gung der weniger produktiven, unter Natur­
schutzaspekten aber zumeist höherwertigen Stand­
orte kann unwiederbringliche Verluste nach sich 
ziehen. Immerhin sind davon mit etwa 120.000 Hek­
tar rund 20% der gesamten landwirtschaftlichen 
Nutzfläche des Landes Brandenburg betroffen! 
Dieser Prozeß der Umorientierung setzt darüber hin­
aus in den Dörfern Brandenburgs überproportional 
viele Arbeitskräfte frei, die vordem in der landwirt­
schaftlichen Produktion gebunden waren. Mangels 
Alternativen vor Ort - die Arbeitslosenrate in den 
ländlichen Gebieten Brandenburgs beläuft sich auf 
über 30%, teilweise 50% - zieht dies eine rasante 
Abwanderung insbesondere jüngerer Menschen 
nach sich.

2.2 Folgerungen

Aufgrund der oben beschriebenen Situation zeich­
net sich für die Naturschutzplanung akuter Hand­
lungsbedarf ab. Entstanden durch die Kulturtätigkeit 
vieler Generationen, ist diese Landschaft mit ihrem 
unzweifelhaft hochwertigen Naturpotential nur 
dann zu erhalten wenn es gelingt, auch in Zukunft 
eine Bewirtschaftung sicherzustellen. Diese kann 
nicht eine einseitig ertragsmaximierte nach westli­
chem Muster sein, da dies unzweifelhaft das vorhan­
dene Naturpotential über Gebühr strapazieren wür­
de. Vielmehr ist eine Konzeption zu suchen, die eine 
profitable Landbewirtschaftung auf niedrigerem In­
tensitätsniveau gestattet, welche die natürlichen 
Ressourcen weitestgehend schont, die vorhandenen 
Naturpotentiale wirkungsvoll schützt und den Cha­
rakter dieses Ausschnittes der nordostdeutschen 
Kulturlandschaft bewahrt also im besten Sinne 
"nachhaltig" ist.
In diese Richtung zielt der sog. "Brandenburger 
Weg", ein agrarpolitisches Programm für den Sy­
stemwandel in der Landwirtschaft (MINISTERIUM 
FÜR ERNÄHRUNG, LANDWIRTSCHAFT UND 
FORSTEN DES LANDES BRANDENBURG MELF, 
1992). Wie bei anderen programmatischen Erklä­
rungen auch besteht die Schwierigkeit primär nicht 
in der Formulierung wünschenswerter Entwicklun­

gen und Ziele, sondern in deren Umsetzung in die 
Fläche. Eine wesentliche Frage wird dabei sein, 
inwieweit sich die Instrumentarien der EU- und na­
tionalen Agrarpolitik wie Flächenstillegung, Quo­
tenregelungen und Extensivierung, die aus agrarpo­
litischer Sicht vorrangig auf die Reduzierung der 
landwirtschaftlichen Überproduktion ausgerichtet 
sind, hierfür einsetzen lassen werden. Eine weitere 
wesentliche Frage ist die, wie diese programmati­
schen Vorstellungen in der konkreten Situation land- 
schafts- und standortsbezogen umgesetzt werden 
können.
Benötigt wird ein handhabbares Konzept für ein 
dynamisches, großflächiges "Natur(schutz)mana- 
gement”, welches die Erfordernisse des Naturschut­
zes und der verschiedenen Landnutzer gleicher­
maßen berücksichtigt und zusammenführt. Dieses 
Konzept muß für die offene Agrarlandschaft natur­
wissenschaftliche Grundlagen des Naturschutzes 
und der Agrarwissenschaften ebenso einbeziehen 
wie sozioökonomische und agrarpolitische Aspekte 
und - nicht zuletzt - natürlich auch den Menschen als 
betroffenes Einzelindividuum. Dies ist die Aufga­
benstellung des BMFT-DBU-Verbundprojekts "Na­
turschutzmanagement in der offenen agrar genutz­
ten Kulturlandschaft am Beispiel des Biosphärenre­
servates Schorfheide-Chorin" Da es bundesweit in 
dieser Größenordnung und komplexen Aufgaben­
stellung z.Zt. keine vergleichbaren Projekte gibt, 
besitzt das Vorhaben Modellcharakter.

2.3 Ziele des Verbundprojekts im Detail

Das Forschungsverbundprojekt wird für den Zeit­
raum von Januar 1994 bis Dezember 1997 durch das 
Bundesministerium für Forschung und Technologie 
(BMFT) und die Deutsche Bundesstiftung Umwelt 
(DBU) gefördert. Es untergliedert sich in einen wis­
senschaftlichen und einen praxiserprobenden Teil, 
die zeitgleich laufen.

Im Zentrum des Verbundvorhabens steht die modell­
hafte, umfassende Entwicklung von landschaftli­
chen Leitbildern für die künftige Entwicklung eines 
komplexen Landschaftsausschnittes des nordost­
deutschen Tieflandes. Geoökologie, Geobotanik 
und Zoologie sollen hierzu Teilbeiträge in Form 
konkretisierter ökologischer Ziele (Umweltquali­
tätsziele) entwickeln. Auf der Grundlage dieser öko­
logischen Ziele sollen umweltgerechte und nachhal­
tige Landnutzungsformen und Produktionsverfah­
ren erarbeitet werden, die es dem Landwirt ermög­
lichen, wettbewerbsfähig zu produzieren. Das heißt, 
durch Veredelung, Verarbeitung und Vermarktung 
von Qualitätserzeugnissen aus umweit- und natur­
schutzgerechter Landbewirtschaftung soll die Wert­
schöpfung im ländlichen Raum verbessert und so die 
Abhängigkeit der Landwirtschaft von öffentlichen 
Geldern verringert werden.

Schwerpunkt des wissenschaftlichen Teiles, der 
durch das BMFT gefördert wird, bildet die Entwick­
lung von landschaftlichen Leitbildern und regiona-
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lisierten Umweltqualitätszielen. Folgende Fragen 
sollen hier z. B. untersucht werden:
• Welche konkreten Ziele zum Schutz von Boden, 

Oberflächen- und Grundwasser, Luft sowie von 
Pflanzen und Tieren sind in ausgewählten, typi­
schen Landschaftsausschnitten anzustreben?

• Welche Auswirkungen hätte eine Intensivierung 
der Landwirtschaft auf diese Ziele ?

• Wo ist welche Intensitätsstufe der landwirt­
schaftlichen Produktion zur Realisierung der 
ökologischen Zielstellungen zulässig bzw. er­
strebenswert?

• Anhand welcher Indikatoren lassen sich be­
stimmte Zustände in der Agrarlandschaft beur­
teilen?

• Welche Schlußfolgerungen lassen sich daraus 
für eine künftige Landbewirtschaftung ableiten?

Im praxiserprobenden Teil, der durch die Deutsche 
Bundesstiftung Umwelt (DBU) gefördert wird, wer­
den folgende Fragen untersucht:

• Welche Produktionsverfahren oder Landnut­
zungsformen sollten auf dem jeweiligen Stand­
ort zum Erreichen der Umwelt- und Natur­
schutzziele angestrebt werden?

• Welche betriebswirtschaftlichen Auswirkungen 
hat die aus Gründen des Umwelt- und Natur­
schutzes erstrebenswerte Art und Intensität der 
Bewirtschaftung?

• Wie kann der Landwirt über vorwiegend ökono­
mische Anreize veranlaßt werden, die Erforder­
nisse des Umwelt- und Naturschutzes in seine 
unternehmerischen Entscheidungen einzubezie­
hen?

• Welche Möglichkeiten und Grenzen bieten die 
flankierenden Maßnahmen der EU-Agrarre­
form!

• Wie läßt sich der Erfolg von Umwelt- und Na­
turschutzmaßnahmen erfassen, um den Landwirt 
für umweltgerechte Produktionsverfahren hono­
rieren zu können?

• Wie ist die erforderliche Kontrolle großflächig 
zu gestalten?

• Welche Möglichkeiten gibt es oder sind zu schaf­
fen, um die Infrastruktur des ländlichen Raumes 
durch eigene Vermarktung und Veredelung von 
Qualitätsprodukten und durch Mobilisierung 
nichtlandwirtschaftlicher Bereiche wie Frem­
denverkehr oder Gastronomie zu entwickeln?

• Wie ist die, Akzeptanz der Landwirte in Bezug auf 
umweltgerechte Landnutzungsformen und wel­
ches sind die Handlungsmotive für die Bereit­
schaft zur Zusammenarbeit. Wie begründen sich 
und warum ändern sich diese Einstellungen?

2.4 Projektstruktur

Eine solche komplexe Zielstellung, wie sie in den 
vorigen Abschnitten Umrissen wurde, läßt sich nur 
über eine breite fachübergreifende Zusammenarbeit 
vieler Disziplinen erreichen. Das Projekt gliedert 
sich in zwei Flügel, einen primär forschenden, vom

Bundesministerium für Forschung und Technologie 
(BMFT) finanzierten, und einen primär umsetzen­
den, getragen von der Deutschen Bundesstiftung 
Umwelt (DBU). Einen Eindruck vom grundsätzli­
chen Aufbau des Verbundprojektes und Hinweise 
auf wesentliche Untersuchungsaspekte und -Schwer­
punkte gibt Abbildung 1. Über eine projektbeglei­
tende externe Arbeitsgruppe werden Fachbehörden 
und politische Entscheidungsträger des Landes 
Brandenburg in die Projektarbeit eingebunden.
Eine Besonderheit des Verbundprojektes und zu­
gleich Chance für die Erzielung praxisumsetzbarer 
Ergebnisse ist der zeitlich parallele Ablauf der wis­
senschaftlichen Untersuchungen im BMFT-Pro- 
jektteil und der Umsetzung im praxisorientierten 
DBU-Projektteil. Das bedeutet, daß über die gesam­
te Dauer des Projektes von vier Jahren wissenschaft­
liche Erkenntnisse in Form von Arbeitshypothesen 
und Ergebnissen zum DBU-Projektteil fließen. Hier 
wird versucht, diese wissenschaftlichen Erkenntnis­
se in direkten Kontakten mit landwirtschaftlichen 
Betrieben in die Praxis umzusetzen. Der BMFT- 
Projektteil seinerseits ist wiederum auf Rückmel­
dungen vom DBU-Projektteil angewiesen, ob und 
wieweit die wissenschaftlichen Erkenntnisse um­
setzbar sind und wo Forschungsansätze gegebenen­
falls zu modifizieren sind.
Eine Gewährleistung dieser Datenflüsse und Rück­
kopplungen ist letztüch von ganz entscheidender 
Bedeutung für das Gelingen des Verbundprojektes. 
Vor diesem Hintergrund wurde die Einrichtung des 
Projektbereiches "Koordination/Integration" not­
wendig. Dieser Projektbereich fungiert als zentrale 
Schalt- und Koordinierungsstelle sowie als das Ele­
ment, das die Teilergebnisse der einzelnen Teilpro­
jekte bündelt, aufbereitet und in Richtung des ange­
strebten Zieles führt.
Neben der termingerechten Sicherstellung dieser In­
formationsflüsse auf Grundlage eines Netzplanes 
hat dieser Projektbereich folgende Anforderungen 
zu gewährleisten:

• Betreuung der Teilprojekte bei der Planung und 
Durchführung ihrer Teilaufgaben;

• Bereitstellung einer Plattform für fachübergrei­
fende Zusammenarbeit und Diskussion;

• Herstellen eines Datenverbundes und Verwal­
tung der Raum- und Zielinformationen in einem 
angegliederten Geographischen Informationssy­
stem (GIS);

• Bereitstellung von Primär- und synthetisierten 
Daten (Karten, Pläne) für die Weiterbearbeitung 
durch einzelne Teilprojekte;

• Aufbereitung der einlaufenden Daten und Hypo­
thesen im Hinblick auf die übergeordneten Fra­
gestellungen des Projektes;

• Ableitung eines landschaftlichen Leitbildes 
(einschl. reproduzierbarer Methodik) für die 
weitere Entwicklung im Untersuchungsraum;

• Entwicklung von Szenarien zur modellhaften 
Abschätzung der weiteren Entwicklung des Rau­
mes bei unterschiedlicher Prioritätensetzung;
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Sozioökonomische
Konsequenzen

I Beratungskonzepte 
Förderrichtlinien

Vermarktungs­
konzepte

Akzeptanz

DBU
Abbildung 1
Ziel und Struktur des Verbundprojektes
(Dargestellt sind wesentliche Untersuchungsaspekte und -Schwerpunkte bzw. die Aufgaben der einzelnen Projektberei­
che. Die schwarzen Doppelpfeile symbolisieren Datenflüsse zwischen den Projektbereichen. Projektbereich BMFT = 
Förderung durch das Bundesministerium für Forschung und Technologie, Projektbereich DBU = Förderung durch die 
Deutsche Bundesstiftung Umwelt)
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• Ableitung von Entwicklungsaussagen zur Wei­
terverarbeitung im Rahmen der Praxiserpro­
bung;

• Entwicklung eines übertragbaren Bewertungs­
ansatzes zur vergleichenden Bewertung des 
Ausgangs- und möglicher Endzustände in die­
sem Raum.

2.5 Untersuchungsraum

Als Forschungs- und Erprobungsraum wurde das 
Agrargebiet im Nordosten des Biosphärenreservates 
Schorfheide-Chorin gewählt. Es umschließt ca. 
16.600 ha überwiegend landwirtschaftlich genutzter 
Fläche. Die Landschaft des Untersuchungsraumes 
wird in erster Linie durch lebhafte Oberflächenfor­
men mit unterschiedlicher Reliefenergie charakteri­
siert. Klimatisch befindet sich der Untersuchungs­
raum im Übergangsbereich zwischen dem atlantisch 
bestimmten Klima Nordwest-Deutschlands und 
dem kontinental geprägten Klima Polens. Die 
durchschnittlichen Niederschläge betragen etwa 
550 mm/Jahr.
Für die wissenschaftlichen Untersuchungen wurden 
im Untersuchungsraum vier Untersuchungsgebiete 
mit einer Größe zwischen 400 bis ca. 2000 ha aus­
gewählt. Die Auswahl erfolgte so, daß sie sowohl 
als repräsentative Beispiele für die Agrarlandschaf­
ten des Biosphärenreservates als auch für große 
Teile des nordostdeutschen Tieflandes geeignet 
scheinen.
Das Umsetzungsprojekt (d.h. der praxiserprobende 
Teil des Verbundes) bezieht sich demgegenüber je­
doch auf die gesamte Räche des Untersuchungsrau­
mes. Alle 45 darin wirtschaftenden Betriebe mit 
einem Spektrum der Betriebsgrößen von 25 bis 2000 
ha haben die Möglichkeit, freiwillig in dem Projekt 
mitzuwirken. 43 von ihnen haben bisher ihr Interes­
se bekundet.

3 Entwicklung eines
landschaftlichen Leitbildes

3.1 Vorbemerkungen

Entsprechend der zeitlichen Terminierung unseres 
Verbundprojektes befinden wir uns bezüglich der 
Entwicklung des Leitbildes bzw. der Leitbilder z.Zt. 
noch in einer Phase der Orientierung und inhaltli­
chen Präzisierung. Die folgenden Ausführungen ha­
ben demzufolge den Charakter eines "Werkstattbe­
richtes" mit Festlegungen, die noch provisorisch und 
diskussionsfähig sind.

3.2 Definition und Funktion des Leitbildes

Folgt man der einschlägigen Literatur (KIEM- 
STEDT, 1992; FÜRST et al., 1992), so sind "Leit­
bilder" die ranghöchsten Komponenten eines Sy­
stems zur (fach)übergreifenden Bestimmung der 
Ziele für Naturschutz und Landschaftspflege für 
einen bestimmten Landschaftsausschnitt. Ihre 
schrittweise Konkretisierung soll über "Leitlinien"

(die oftmals aber auch als gleichrangig zu den Leit­
bildern angesehen werden) zu "Umweltqualitätszie­
len" (UQZ) und schließlich zu "Umweltqualitäts­
standards" (UQS) führen. Leitbilder wären demnach 
als vergleichsweise wenig präzise, allgemeine fach­
übergreifende Zielbestimmung des Naturschutzes 
und der Landschaftspflege für einen vorgegebenen 
Raum zu definieren. Sie würden in dieser Definition 
im wesentlichen die auf oberster gesetzlicher Ebene 
fixierten gesellschaftlichen Ziele widerspiegeln.

Grundsätzlich ist einem solchen "hierarchisierten" 
Zielbestimmungssystem zuzustimmen. Ebenfalls 
nicht in Frage zu stellen ist die Notwendigkeit, die 
anzustrebenden Zustände von Natur und Landschaft 
vor dem Hintergrund gesellschaftlicher Zielbestim­
mungen zu begründen und damit zu legitimieren. 
Wie die Praxis aber auch zeigt, ist die Akzeptanz für 
eine solche "theorielastige" Definition jedoch als 
vergleichsweise gering einzuschätzen. Ein Grund 
hierfür könnte sein, daß die offenkundige Diskre­
panz zwischen der Anschaulichkeit des Begriffes 
"Leitbild" bzw. zwischen den Inhalten, die über die 
Begrifflichkeit beim Anwender suggeriert werden, 
und den tatsächlichen Inhalten des solcherart defi­
nierten Leitbildes allgemein als störend empfunden 
werden.
Auch wir sind der Auffassung, daß die "suggestive 
Kraft" des Begriffes in seiner ursprünglichen strik­
ten Definition nicht ausgeschöpft wird. Im Hinblick 
auf die Vermittelbarkeit und Umsetzung der Inhalte 
halten wir es deshalb für zielführender, diese enge 
Definition inhaltlich deutlich aufzuweiten und die 
Inhalte des "Leitbildes" in weit stärkerem Maße 
raumbezogen zu präzisieren, als dies ursprünglich 
vorgesehen war. Unser "Leitbild", welchem wir die 
Bezeichnung "Landschaftliches Leitbild" geben 
wollen, enthält demzufolge bereits Elemente der 
nächstniederen hierarchischen Ebenen der Leitlini­
en und UQZ, und würde wie folgt definiert:
"Das Landschaftliche Leitbild definiert allgemein 
gültige Entwicklungsziele für einen größeren Land- 
schaftsausschnitt. Es orientiert sich an den gesell­
schaftlichen Vorgaben zum Schutz und zur Entwick­
lung von Natur und Landschaft sowie an den spezi­
fischen Anforderungen der unterschiedlichen Grup­
pen von Landnutzem, wägt die daraus resultieren­
den unterschiedlichen Ansprüche nachvollziehbar 
gegeneinander ab und stellt das Ergebnis in Wort 
und Karte dar. Das Leitbild besitzt einen definierten 
zeitlichen Gültigkeitsbereich und wird in Abständen 
fortgeschrieben."
Ebenso wichtig wie die Definition des Landschaft­
lichen Leitbildes (im weiteren: Leitbild) erscheint 
uns die Frage nach den Funktionen, welche unser 
Leitbild wahmehmen muß. Hier sehen wir drei we­
sentliche Punkte:

• Das Leitbild ist das nach derzeitigem Kennt­
nisstand einzig geeignete Instrument zur Dar­
stellung und zum Abgleich der unterschiedlichen 
Ansprüche an einen gegebenen Landschaftsaus­
schnitt und - im speziellen Fall des Forschungs-
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Verbundes - zur Integration der sektoralen Er­
gebnisse der einzelnen Teilprojekte in diesem 
übergeordneten Zusammenhang.

• Das Leitbild enthält die allgemeinen Zielbestim­
mungen für die weitere Entwicklung des betref­
fenden Raumes, gibt damit den Rahmen der Ent­
wicklungsmöglichkeiten vor und ist demzufolge 
das zentrale Instrument der Steuerung. Entwick­
lungen, die mit den Zielvorgaben des Leitbildes 
übereinstimmen ("leitbildkongruente" Entwick­
lungen) sind anzustreben bzw. zu fördern, sol­
che, die nicht mit den Vorgaben des Leitbildes in 
Einklang zu bringen sind, sind in Anlehnung an 
das bei Eingriffen in den Naturhaushalt übliche 
Verfahren (nach § 8 BNatSchG) zu verhindern 
oder, sofern dies nicht möglich ist, so zu modifi­
zieren, daß ihre Auswirkungen kalkulierbar und 
begrenzbar sind ("Schadensminimierung").

• Die Vorgaben des Leitbildes sind wesentliche 
Grundlagefür jegliche Form der Bewertung von 
Entwicklungen in dem betreffenden Raum. 
Leitbildkongruente Entwicklungen sind grund­
sätzlich positiv zu bewerten, Entwicklungen, 
welche den Vorgaben des Leitbildes zuwiderlau­
fen, im Gegensatz dazu grundsätzlich negativ. 
Da über das Leitbild indirekt aber auch auf den 
möglichen Optimalzustand für den betreffenden 
Landschaftsausschnitt geschlossen werden kann 
(vgl. HEIDT & PLACHTER, 1994), sind auch 
detailliertere Bilanzierungen des Grades der 
Zielerreichung möglich sowie modellhafte Ab­
schätzungen der zu erwartenden Wertentwick­
lung bei der Verfolgung einzelner Teilziele oder 
Bündel von Teilzielen ("Szenarien"). Insbeson­
dere letzteres kann z.B. entscheidend zur Klä­
rung der Frage beitragen, wie vorhandene För­
dermittel möglichst effizient eingesetzt werden 
können.

Wesentlich ist schließlich auch die Abgrenzung von 
der eigentlichen Umsetzung. Diese ist klar von dem 
Komplex "Leitbild/Leitlinie-UQZ-UQS" zu trennen 
und diesem nachzuordnen. Die Aufgabe entspre­
chender "Umsetzungsplanungen" besteht in erster 
Linie darin, die Vorgaben dieses Komplexes in die 
Fläche umzusetzen. Damit trägt die Umsetzungspla­
nung zunächst nicht zur Leitbildfindung bei und 
kann diese auch nicht ersetzen, sondern kann allen­
falls über den Prozeß der Rückmeldung Modifika­
tionen anregen, sofern sich einzelne Teilziele des 
Leitbildes partout nicht verwirklichen lassen. Wie 
weit diese Beeinflussung des Leitbildes in einem 
solchen Fall vom Grundsatz her gehen kann, ist 
allerdings sehr kritisch zu hinterfragen. Aus ihrer 
Entwicklung heraus müssen Leitbilder (und Leitli­
nien), UQZe und UQSs Anspruch erheben auf eine 
gewisse allgemeine Gültigkeit. Nicht zuletzt aus 
diesem Grund ist die Frage ihrer Legitimation durch 
gesellschaftlichen Konsens so wichtig. Seine Ziele 
sind damit durch die Partikularinteressen Einzelner 
im Rahmen der Auslegung nur innerhalb sehr enger 
Grenzen modifizierbar. Wären alle Festlegungen

des Leitbildes und der nachgeordneten Konkretisie­
rungsstufen dagegen im Anwendungsfall beliebig 
disponibel, würde sich das Instrument selbst ad ab­
surdum führen.

3.3 Ableitung

3.3.1 Vorgehensweise

Wie bereits ausgeführt, soll sich unser Leitbild durch 
einen vergleichsweise hohen Detaillierungsgrad 
auszeichnen. Räumlich sind wir dabei auf die offene 
Agrarlandschaft des Biosphärenreservates Schorf- 
heide-Chorin festgelegt; allenfalls denkbar wäre 
noch, spezielle Leitbilder für die von ihrem Charak­
ter her recht unterschiedlichen, aber typisch ausge­
prägten vier Untersuchungsgebiete zu entwickeln. 
Welche der beiden Möglichkeiten letztlich realisiert 
werden wird, muß die zukünftige Diskussion noch 
zeigen.
Unabhängig davon wird die Vörgehensweise in bei­
den Fällen ähnlich sein. Wie Abbildung 2 illustriert, 
sind allgemeine Zielbestimmungen zunächst auf 
zwei Ebenen zusammenzustellen: Zum einen ist dies 
die Ebene der allgemeinen gesellschaftlichen Ziel­
bestimmungen, festgelegt z.B. in den einschlägigen 
Gesetzes- und Verwaltungsvorschriften, in pro­
grammatischen Erklärungen der Fachministerien 
usw. Auf der zweiten Ebene sollen jedoch bereits die 
Ziele der wesentlichen raumrelevanten Nutzergrup­
pen berücksichtigt werden, soweit diese für den 
Gültigkeitsbereich des Leitbildes verallgemeinerbar 
sind. Festlegungen hierzu sind z.B. aus agrarstruk­
turellen Vorplanungen, Forsteinrichtungsplänen, 
Verkehrswegeplänen, Landschaftsplänen sowie 
Fachplanungen des Naturschutzes zu erwarten. 
Diese zwangsläufig und gewollt noch sehr groben 
bzw. allgemeinen Zielvorstellungen sind zu benen­
nen und untereinander sowie gegen die Vorgaben 
aus den allgemeinen gesellschaftlichen Zielbestim­
mungen abzuwägen. Der Abwägungsprozeß als sol­
cher und insbesondere die fallweise unterschiedli­
che Gewichtung einzelner Ziele sind transparent zu 
machen. Dabei muß klar festgehalten werden, daß 
das Leitbild alleine aus der Sicht der beteiligten 
Fachwissenschaftler nicht formuliert und insbeson­
dere nicht abgestimmt werden kann, sondern daß 
aus deren Vorstellungen bestenfalles ein Entwurf als 
Vorschlag zum Leitbild entstehen kann. Dieser be­
darf, wenn er mehr sein soll als eine unverbindliche 
Diskussionsgrundlage, der Legitimation durch die 
Gesellschaft bzw. deren Entscheidungsträger. Wie 
dies instrumentell und inhaltlich vonstatten gehen 
kann, ist zur Zeit noch Gegenstand der Diskussion.
Als Strategie zum Abgleich der verschiedenen Vor­
stellungen bietet sich die "partielle Integration" an 
(PLACHTER, 1994). Übertragen auf das Problem 
der Leitbildfmdung bedeutet dies, daß zunächst in 
einem ersten Schritt diejenigen Ziele herausgearbei­
tet werden müssen, welche vorrangig sind und sinn­
voll nur bei einem mehr oder minder flächendecken­
den Ansatz über den gesamten Geltungsbereich des
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Abbildung 2
Ableitung des Landschaftlichen Leitbildes
Dargestellt sind wesentliche Determinanten und hypothetischer Ablauf des Ableitungsprozesses. A kennzeichnet den 
Abwägungsvorgang, R! bezeichnet einen Rückkopplungsschritt. (Erläuterungen im Text).
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Leitbildes verfolgt werden können. Zu denken ist 
hier z. B. an die Reinhaltung von Gewässern und 
Grundwasser, an Luftreinhaltung, an die Sicherung 
großräumig funktionaler Zusammenhänge usw. 
Ebenfalls herauszuarbeiten sind Teilziele, die in be­
stimmten Räumen vorrangig verfolgt werden sollen. 
Dies kann so geschehen, daß bestimmten Räumen 
Prioritäten für einzelne Ziele zugewiesen werden 
(sog. "Vorrangräume"), aber auch dergestalt, daß 
Räume mit erkennbaren und aus übergeordneten 
Erwägungen heraus auf Dauer nicht tolerierbaren 
Belastungen als "Defiziträume" abgegrenzt wer­
den.
Das Ergebnis dieses Prozesses bildet schließlich das 
Leitbild. Dessen Inhalte werden textlich als "Ziel­
vorstellungen" formuliert und begründet sowie, so­
weit möglich und sinnvoll, kartographisch darge­
stellt. Dieses Leitbild kann in seinen Aussagen und 
Festlegungen überprüft werden und ist, wie der 
Rückkopplungsschritt in Abb. 2 andeuten soll, ggfs, 
durch wiederholtes Durchlaufen des Abwägungs­
vorganges und Veränderung der Gewichtung einzel­
ner Teilziele zu modifizieren. Letztendlich resultiert 
aus dem Leitbild durch Vergleich mit der Ausgangs­
situation im betreffenden Raum der Entwicklungs­
bedarf i.w. Sinn, d.h. eine mehr oder minder detail­
lierte Vorstellung darüber, welche Entwicklungen 
anzustreben sind, welche aus den unterschiedlichsten 
Gründen nicht weiter verfolgt werden sollten, welche 
"Reparaturen" ggfs, erforderlich werden etc.

3.3.2 Einbindung der Teilprojekte

Die Teilprojekte des Verbundprojekts tragen zur 
Leitbildfindung in unterschiedlicher Weise bei. In 
den Aufgabenbereich der vom BMFT geförderten 
Teilprojekte fallen diesbezüglich:

• Die detaillierte Beschreibung des Ausgangszu­
standes der zu untersuchenden Räume hinsicht­
lich

Ausstattung mit Landschaftselementen, 
standörtlicher Charakteristik und Potentia­
len;

• die Erarbeitung von Vorschlägen für aus fachli­
cher Sicht zu fordernde Entwicklungsziele;

• die Entwicklung regionalisierter UQZ aus der 
jeweiligen Fachsicht;

• die Erarbeitung von Vorschlägen für regionali- 
sierte UQS einschließlich der zugehörigen Meß- 
vorschriften.

Die Rolle des DBU-Teiles beinhaltet im wesentli­
chen:

• Die Formulierung von Zielaussagen aus der 
Sicht der Landwirtschaft;

• die Erarbeitung von Anforderungsprofilen an die 
Landnutzung aus landwirtschaftlich-technischer 
Sicht,

• die Erarbeitung von Anforderungsprofilen an die 
Landnutzung aus ökonomischer Sicht;

• die Abschätzung der "Machbarkeit" einzelner 
Entwicklungsziele, insbes. vor dem Hintergrund

der sozio-ökonomischen Rahmenbedingungen 
des Untersuchungsraumes.

Die Darstellung der Teilziele des jeweiligen Teilpro­
jektes wird naturgemäß zunächst sektoral und in 
schriftlicher Form erfolgen. Wesentlich für das Er­
reichen des Gesamtzieles wird es jedoch sein, eine 
intensive inhaltliche Zusammenarbeit der Teilpro­
jekte BMFT und DBU im Sinne einer Interdiszipli- 
narität zu erreichen, insbesondere im Hinblick auf 
die Klärung differenter Zielaussagen. Diese "Ar­
beitsgespräche" zu inhaltlich abgegrenzten Frage­
stellungen zu initiieren, vorzubereiten und zu mode­
rieren wird in Zukunft eine der wesentlichen Aufga­
ben des Projektbereiches "Koordination/Integrati- 
on" sein.

3.3.3 Einbindung Dritter

Ebenfalls in die Leitbildfindung einzubeziehen, 
wenn auch vielleicht auf unterschiedlichen Ebenen, 
sind darüber hinaus Projekte, die gleichzeitig im 
weiteren Untersuchungsraum ablaufen und von de­
nen raumbedeutsame Aussagen zu erwarten sind. 
Für den Bereich des Biosphärenreservates Schorfhei- 
de-Chorin ist hier an erster Stelle die "Arbeitsgruppe 
Pflege- und Entwicklungsplanung" (PEP) zu nen­
nen. Diese hat, wie der Name bereits ausdrückt, den 
Auftrag, Zielaussagen für die zukünftige Entwick­
lung von Natur und Landschaft im Bereich des 
Biosphärenreservates Schorfheide-Chorin und Maß­
nahmenvorschläge für deren Umsetzung zu ent­
wickeln. Damit bestehen zumindest im Offenland 
sehr deutliche Überschneidungen mit unserem Ver­
bundprojekt. Da es wenig zielführend und insbeson­
dere der Öffentlichkeit kaum vermittelbar wäre, 
wenn als Quintessenz dieser besonderen Konstella­
tion zukünftig zwei konkurrierende und in ihren 
Zielaussagen möglicherweise unterschiedliche Leit­
bilder für diesen Teil des Biosphärenreservates ne­
beneinander stünden, besteht hier ein dringendes 
Erfordernis nach Zusammenarbeit und Abstim­
mung. Entsprechende Vereinbarungen werden der­
zeit vorbereitet.
Auf einer höheren Ebene sind schließlich noch ge­
sellschaftlich legitimierte Mandatsträger und Fach­
behörden einzubeziehen. Dies wird über eine noch 
zu konstituierende sog. "Projektbegleitende externe 
Arbeitsgruppe" geschehen, der Vertreter folgender 
Institutionen angehören werden:

• Ministerium für Umwelt, Naturschutz und 
Raumordnung des Landes Brandenburg,

• Ministerium für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten des Landes Brandenburg,

• Landesanstalt für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten des Landes Brandenburg,

• Landesumweltamt Brandenburg,
• Kreisverwaltung und Fachbehörden des Ucker­

markkreises.

Dadurch erwarten wir Teilbeiträge zu den allgemei­
nen gesellschaftlichen Zielbestimmungen, aber 
auch zu den übergeordneten Zielen einzelner Nut-
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zergruppen. Darüber hinaus kann dieses Gremium 
nicht unwesentlich zur Legitimation des Leitbildes 
beitragen.

3.4 Anwendung des Leitbildes

Wie läßt sich ein solcherart definiertes Leitbild nun 
in der Praxis anwenden bzw. wie sind seine Ziele in 
die konkrete Situation eines kleineren Landschafts­
ausschnittes zu übertragen? Hierzu schlagen wir ein 
Verfahren vor, dessen prinzipieller Ablauf in Abbil­
dung 3 schematisch dargestellt ist.
Ziel dieser Anwendung ist die Beschreibung eines 
möglichen und anzustrebenden Sollzustandes. Aus 
der Natur der Zielvorstellungen des Leitbildes her­
aus handelt es sich dabei im wesentlichen um eine 
Beschreibung der Qualitäten, die in dem betreffen­
den Raum realisiert werden sollten, z.B. im Hinblick 
auf die Landschaftsstruktur oder andere Qualitäts­
ziele. Hiervon abzusetzen und sowohl inhaltlich als 
auch nomenklatorisch klar zu trennen ist der sich 
anschließende Prozeß, der die Verwirklichung (Um­
setzung) des beschriebenen Sollzustandes zum In­
halt hat. Hierzu bedarf es einer eigenständigen Pla­
nung, welche nach unserer Auffassung im wesentli­
chen identisch ist mit der Landschaftsplanung.
Die Anwendung des Leitbildes beginnt damit, daß 
die einzelnen Nutzergruppen nun sehr konkrete, de­
taillierte Ansprüche an den betreffenden Raum bzw. 
einzelne seiner Teile anmelden. Dieser seinerseits ist 
charakterisiert durch seinen Ausgangszustand ("Ist- 
Zustand"). Diese Ansprüche müssen im Folgeschritt 
gegeneinander abgewogen werden. Über die Set­
zung unterschiedlicher Prioritäten oder Gewichte 
können dabei verschiedene modellhafte Szenarien 
herausgearbeitet werden - gleiches wäre z.B, auch 
durch unterschiedliche Strategien der Projektion der 
Nutzungsinteressen auf die Fläche möglich (Inte­
gration, partielle Integration, Segregation, vgl. 
PLACHTER, 1994). Einerlei wie diese Szenarien 
letztendlich entstanden sind, können sie doch alle 
über die in ihnen jeweils enthaltenen Entwicklungs- 
möglichkeiten charakterisiert werden.
Erst im folgenden Schritt erfolgt der Rückgriff auf 
das Leitbild. Wie in Abbildung 2 angedeutet, resul­
tiert aus diesem der Entwicklungsweg?/ für den 
entsprechenden Raum. Stellt man beide als Mengen 
dar, wie dies in der Abbildung 3 geschehen ist, so 
wird die eingangs erwähnte steuernde Funktion des 
Leitbildes deutlich. Szenarien, in denen Entwick­
lungsmöglichkeiten und Entwicklungsbedarf nicht 
wenigstens in Teilen zur Deckung gebracht werden 
können (Szenarien 1 und 5 der Abb. 3) sind, da sie 
nicht mit den Vorgaben des Leitbildes übereinstim­
men, zu verwerfen. Dies sagt nicht, daß diese Szen­
arien nicht ebenfalls Sollzustände, und möglicher­
weise sogar sehr realistische, beschreiben würden, 
sondern lediglich, daß solche Zustände aus überge­
ordneten Erwägungen heraus nicht erwünscht sind. 
Andere Szenarien beschreiben dagegen Sollzustän­
de, die in mehr oder minder hohem Maß mit den 
Vorgaben des Leitbildes übereinstimmen.

Hier kann in der Folge der Versuch unternommen 
werden, durch Modifikation des Abwägungspro­
zesses eine Annäherung der Szenarien untereinan­
der zu erreichen bzw. das Maß der Übereinstimmung 
mit den Vorgaben des Leitbildes zu erhöhen (als 
Rückkopplungsschritt R! dargestellt). Im Idealfall 
ließe sich so die Auswahl des letztlich anzustreben­
den Zustandes aus den möglichen Sollzuständen 
fachlich befriedigend lösen. Eine Auswahl wäre 
aber z.B. auch über das Ergebnis vergleichender 
Bewertungen des Ausgangs- und der verschiedenen 
möglichen Sollzustände zu begründen.

4 Zusammenfassung und Ausblick

Das Verbundprojekt hat die Aufgabe, fachlich be­
gründete Vorschläge für eine zukünftige nachhaltige 
Entwicklung des ländlichen Raumes zu erarbeiten. 
Hierzu wurde eine Organisationsform gefunden, die 
in ihrer zeitgleichen Verbindung von Forschung und 
Umsetzung in die reale Situation eines größeren 
Landschaftsausschnittes neuartig ist.
Die besondere Chance für die beteiligten Institutio­
nen besteht unzweifelhaft darin, daß

• die forschenden Teilprojekte in die Umsetzung 
der von ihnen erarbeiteten Grundlagen in die 
Räche eingebunden sind und damit eine mehr 
oder minder direkte Rückmeldung über die Be­
deutung und den Wert der von ihnen geleisteten 
Arbeit erfahren;

• die umsetzenden Teilprojekte ihrerseits auf ei­
nem sehr viel detaillierteren und vor allem in der 
betreffenden Region erhobenen Datenfundus so­
wie auf den daraus abgeleiteten Entwicklungs­
aussagen aufbauen können und ihre angestrebten 
Ziele nicht, wie bisher zumeist üblich, aus einem 
i.d. R. sehr heterogenen und mehr oder minder 
zufälligen Kenntnisstand unter weitgehendem 
Rückgriff auf allgemeine theoretische Ausfüh­
rungen begründen müssen.

Das Verbundprojekt setzt ein Maß an Zusammenar­
beit zwischen den Teilprojekten voraus, das weit 
über die informelle Ebene hinausgeht. Vor dem Hin­
tergrund der allgemeinen Konkurrenz um For­
schungsmittel und der üblicherweise engen fachli­
chen Abgrenzung stellt dies insbesondere für die 
Teilprojekte des erstgenannten Rügels eine Heraus­
forderung dar. Folgerichtig wurde deshalb mit dem 
Projektbereich "Koordination/Integration" eine 
übergeordnete Instanz geschaffen, deren wesentli­
che Aufgabe zunächst darin besteht, die zwingend 
erforderliche lnterdisziplinarität herzustellen, un­
vermeidliche "Reibungsverluste" abzubauen und 
die Zusammenarbeit der einzelnen Teile des Verbun­
des zu moderieren. Nach anfänglichen Schwierig­
keiten sind wir hier mittlerweile auf einem erfolg­
versprechenden Weg.
Für das Erreichen des oben benannten Gesamtzieles 
ist über eine geeignete Organisationsform hinaus 
aber auch die hinreichend klare Benennung anzu­
strebender Ziele und Qualitäten von wesentlicher
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Abbildung 3
Anwendung des Landschaftlichen Leitbildes.
Dargestellt sind die wesentlichen Nutzerinteressen sowie die Ableitung des anzustrebenden Sollzustandes auf der Basis 
unterschiedlicher Szenarien. A kennzeichnet den Abwägungsvorgang, R! bezeichnet einen Rückkopplungsschritt. 
(Erläuterungen im Text).
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Bedeutung. Mit dem "Landschaftlichen Leitbild" 
könnte ein hierfür geeignetes Instrument zur Verfü­
gung stehen. Die aus unserer Sicht wesentlichen 
Funktionen und Charakteristika sowie unsere Vor­
stellungen zur Art der Anwendung wurden in den 
vorherigen Abschnitten in Kürze dargestellt.
Die grundlegende Bedeutung eines Leitbildes ist 
sicher nicht in Frage zu stellen. Nach unserer Auf­
fassung sind jedoch noch eine Reihe von Fragen 
offen und bedürfen der Klärung. Zunächst ist in 
diesem Zusammenhang die Frage nach dem Grad 
der Abstraktion der Leitbildaussagen zu stellen. 
Hier zeichnet sich eine starke Diskrepanz ab zwi­
schen theoretisch-methodologischem Erfordernis 
und Vermittelbarkeit. Wenn, wie dies bisher gesehen 
wird, das Leitbild als ranghöchstes Element der 
Zielfindungshierarchie in seinen Aussagen im we­
sentlichen auf die grundlegendsten allgemeinen ge­
sellschaftlichen Zielbestimmungen zurückgreifen 
darf, muß es notwendigerweise ausgesprochen ab­
strakt bleiben. Es ist dann zwar anwend-, aber nur 
schwer vermittelbar. Die Gegenposition, ein Leit­
bild habe sich daran zu orientieren und das als Ziel­
vorstellungen zu formulieren, was in einer konkre­
ten Raumsituation als Ergebnis eines Abstimmungs­
prozesses mit den örtlichen Entscheidungsträgem 
gerade eben noch durchsetzbar ist, ist aber ebenso­
wenig haltbar, da damit der "visionäre" Aspekt des 
Leitbildes verlorengeht. Unser Vorschlag zielt des­
halb auf ein Leitbild, welches die "suggestive Kraft" 
des Begriffes nutzt und inhaltlich unter Zuhilfenah­
me von Qualitätszielen so weit als möglich präzisiert 
wird, so daß einerseits den theoretischen Erforder­
nissen Rechnung getragen werden kann, anderer­
seits aber ein Bild entsteht, welches so plastisch ist, 
daß es den Betroffenen noch vermittelbar ist.
Offen ist desweiteren die Frage, wie die erforderli­
chen Abwägungsprozeße instrumenten gelöst wer­
den können. Unklarheiten bestehen darüber hinaus 
in der Frage, wie das Instrument "Leitbild" in die 
bestehende raumrelevante Gesetzgebung eingebun­
den werden kann. Dieser Schritt setzt aber voraus, 
daß zu den beiden vorherigen Problemkreisen prak­
tikable Lösungen gefunden werden.
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Leitbilder, Umweltqualitätsziele und Umweltstandards 
aus rechtlicher Sicht

Heinz-Joachim Peters^

1 Grundannahmen

Zunächst werden einige Grundannahmen vorange­
stellt, von denen im folgenden ausgegangen werden 
soll.

1.1 Begriffsexplikation

Das Thema soll hier um eine Kategorie ergänzt 
werden, indem im folgenden von Leitbild, Leitlini­
en, Umweltqualitätszielen und Umweltstandards 
die Rede sein wird. Dies liegt darin begründet, daß 
damit die Terminologie bzw. Einteilung aus dem 
aktuellen, für 1994 nunmehr vorliegenden Gutach­
ten des Rates von Sachverständigen für Umweltfra­
gen (siehe insoweit den Beitrag von HALB RITTER 
in diesem Band) übernommen werden soll. Indem 
der Rat von Sachverständigen für Umweltfragen 
diese vier Zielkategorien aufgenommen hat, ist die 
jahrelange Diskussion um dieses Zielbestimmungs­
system nun fruchtbar geworden. Allerdings spricht 
der Sachverständigenrat in seinem Gutachten auch 
von Leitlinien. Der Unterschied zwischen Leitbil­
dern und Leitlinien ist nicht allzu groß. Der kleine, 
aber feine Unterschied, liegt darin, daß Leitlinien 
Handlungsprinzipien sein sollen, während Leitbil­
der, einen gesellschaftlichen Konsens darstellen, 
was den Umweltschutz angeht. Beides hegt relativ 
nahe beieinander. Es handelt sich bei den Leitlinien 
nicht um Handlungsanleitungen etwa für die Ver­
waltung, sondern wohlgemerkt um Handlungsprm- 
zipien.

1.2 Rechtliche Notwendigkeit

Eines Zielsystems dieses Zuschnitts bedarf es, es ist 
nicht nur fachlich, sondern auch rechtlich notwen­
dig. Schon bisher hat man, vielleicht eher unbewußt, 
natürlich auch eine Zielstrategie gehabt. Es ist aber 
in diesem Zusammenhang gleich festzustellen, daß 
dieses Zielstrategie-System nicht zu dem ge­
wünschten Erfolg geführt hat, weshalb es eines neu­
en bedarf (FÜRST, KIEMSTEDT, GUSTEDT, 
RATZBOR, SCHOLLES, 1989).
Es sei hier als erste herkömmliche Kategorie erin­
nert an das Leitbild, das in dem von der Bundesre­
gierung Mitte der 80er Jahre verabschiedeten und

als "Leitlinien zur Umweltvorsorge" bezeichneten 
Papier enthalten ist.
In der Stufe darunter wäre eine Leitlinie etwa § 1 
Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) mit den da­
rin enthaltenen Zielen des Naturschutzes und der 
Landschaftspflege als Handlungsprinzipien.
Eine weitere Stufe darunter könnte man als Beispiel 
für Umweltqualitätsziele etwa den § 20d BNatSchG 
- Allgemeiner Schutz wildlebender Tiere und Pflan­
zen - nennen.
Auf der vierten, unteren, ganz konkreten Ebene 
könnten dann als Umweltstandards - bezogen auf 
den § 20d BNatSchG - etwa die Inhalte der Bundes­
artenschutzverordnung genannt werden, die kon­
kretisiert, welche Tiere und Pflanzen denn nun ge­
nau zu schützen sind.

Ob dieses gestufte System genügend ist, unterliegt 
durchaus der Diskussion. Deutlich wird aber, daß es 
ein solch gestuftes System im Umweltverwaltungs­
recht bereits gibt.
Es war dies nun ein Beispiel eines bereits vorhan­
denen Systems aus dem Bereich Naturschutz. Das­
selbe ließe sich für den Immissionsschutz und an­
dere Bereiche darstellen (s. auch weiter unten).

Bisher hat das Recht ein derartig hierarchisch unter­
gliedertes System also bereits verwenden müssen; 
es soll als Ist-Strategie bezeichnet werden. Künftig 
werden wir als Soll-Strategie im Umweltrecht an­
dere Ausformungen der genannten Kategorien be­
kommen. Es steht nämlich ein großes reformpoliti­
sches umweltrechtliches Werk ins Haus, das Um­
weltgesetzbuch (UGB). Dieses ist auf der Wissen­
schaftsebene nunmehr erarbeitet - der Allgemeine 
Teil schon 1991, der Besondere Teil 1993. Das 
Umweltgesetzbuch soll alle Umweltgesetze im en­
geren Sinne, die es bislang gibt, ablösen, vomUVP- 
Gesetz über das Bundesimmissionsschutzgesetz, 
das Naturschutzgesetz, bis hin zum Wasserhaus­
haltsgesetz, zum Abfallgesetz, Abwasserabgaben­
gesetz, dem künftigen Bodenschutzgesetz, Chemi­
kaliengesetz, Gefahrgutbeförderungsgesetz, dem 
Umwelthaftungsgesetz u.a.m. Insgesamt sind es ca. 
30 Gesetze, die dadurch bis etwa zur Jahrtau­
sendwende abgeschafft werden sollen. Dieses Um-
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Weitgesetzbuch wird aus etwa 600 Vorschriften be­
stehen. Das hört sich nach viel an. Sie müssen sich 
jedoch vorstellen, daß Sie dann auf Ihrem Tisch 
nicht mehr diese vielen Gesetze stehen haben wer­
den, sondern einen Band vorliegen haben, der für 
das Umweltrecht alle entsprechenden bundesrecht­
lichen Vorschriften auf Gesetzesebene vereint.
Für dieses Umweltgesetzbuch benötigen wir ein 
Zielsystem, um Fehlentwicklungen, die bisher vor­
handen sind, zu korrigieren. Es wird dabei mit dem 
Umweltgesetzbuch zu einer De-Regulierung kom­
men, weil eben vieles bei uns überreguliert ist. Es 
wird demnach eine Vereinheitlichung kommen, 
aber keinesfalls eine naive Simplifizierung. Um das 
Umweltgesetzbuch materiell-inhaltlich richtig aus­
gestalten zu können, bedarf es des angesprochenen 
Zielsystems, was der Sachverständigenrat für Um­
weltfragen in seinem neuesten Gutachten bestätigt 
hat. Ein gestuftes Zielsystem ist also auch rechtlich 
notwendig.

1.3 Erforderlichkeit rechtlicher Einordnung 
und Normhierarchie

Die Ableitung dieses Zielsystems ist vor allem auch 
vor dem Hintergrund der bei uns bestehenden 
Normhierarchie erforderlich (KLOEPFER, 1989). 
Diese Normhierarchie gestaltet sich folgender­
maßen:

Oben steht das Grundgesetz und die Landesver­
fassungen,
darunter folgen die Gesetze im förmlichen Sin­
ne, also das, was die Parlamente verabschieden, 
darunter die Verordnungen und Satzungen, also 
das, was Verwaltungen oder Gemeinden verab­
schieden,
und darunter schließlich die Verwaltungsvor­
schriften.

Wir haben damit eine vierstufige Hierarchie an Nor­
men vorliegen, die zueinander jeweils in einer Kon­
kretisierungsfunktion stehen. Das Zielsystem muß 
in diese Normhierarchie eingebaut werden, denn es 
kann ohne den Einbau und die rechtliche Ver­
ankerung praktisch keine Wirksamkeit entfalten. Es 
macht z.B. keinen Sinn, anhand eines nicht rechtlich 
verankerten Zielsystems z.B. Planungen durchzu­
führen, die dann anschließend für niemanden ver­
bindlich sind. Vielmehr muß das, was geplant wird, 
rechtlich auch verankert und durchsetzbar sein bzw. 
es müssen die planerisch aufgestellten Ziele bis zu 
ihrer rechtlichen Konsequenz hin durchdacht wer­
den.

1.4 Verursacherprinzip

Hier möchte ich als weitere Grundannahme darauf 
aufmerksam machen, daß dies alles vor dem Hinter­
grund des Verursacherprinzips gedacht werden 
muß: Umweltbelastungen werden ja von "Verursa­
chern" herbeigeführt, von Bürgern, von Unter­
nehmen, auch vom Staat - und auf diese muß das 
System zugeschnitten sein (PETERS, SCHENK,

SCHLABACH, 1990). Das ist ein wichtiger As­
pekt, der jedoch gerne übersehen wird. Häufig fer­
tigt man nur seinen Plan, z.B. auf regionalplaneri­
scher Ebene, denkt aber darüber hinaus nicht weiter. 
Der verursacherbezogene Aspekt hingegen kommt 
zu kurz; zwischen Planung und konsequenter 
Durchführung herrscht nicht selten ein Bruch.

Die Verursacherbetrachtung, muß auf zwei Ebenen 
erfolgen. Einmal auf der Summationsebene, d.h. auf 
der Ebene, die Zielsysteme beschreiben und die 
letztlich einen Umweltstandard setzt, der der sum- 
mativen Begrenzung von Verursacherverhalten 
dient, wobei allerdings die Summe nicht handlungs­
fähig ist. Handlungsfähig ist hingegen nur der ein­
zelne, er widerum kann aber an sich die Summe 
nicht einhalten. Ein ganz einfaches Beispiel: Man 
kann nicht von einem einzelnen Autofahrer verlan­
gen, daß er einen bestimmten Stickoxidimmissions­
wert einhalten soll. Dieser kommt nämlich in der 
Summe nicht nur aller Autofahrer, sondern aller 
Stickoxidemittenten überhaupt zustande. Also muß 
man das Stickoxidproblem zunächst einmal von der 
Summation her betrachten und dann herunterzonen 
bis auf den Einzelfall (PETERS, SCHENK, 
SCHLABACH, 1990).

2 Funktionen eines Zielsystems aus Leitbildern,
Leitlinien, Umweltqualitätszielen und Um­
weltqualitätsstandards

Im folgenden soll nun der Einbau von Leitbildern, 
Leitlinien, Umweltqualitätszielen und -Standards in 
das Umweltverwaltungsrecht angesprochen wer­
den. Dabei werden unter den Punkten "Veranke­
rung" und "Funktion" jeweils immer der gegenwär­
tige Ist-Zustand sowie der anzustrebende Soll-Zu- 
stand, d.h. wie es denn besser wäre, angesprochen. 
Als Jurist kann ich dabei nur auf rechtliche Aspekte 
verweisen; in der Frage, wie es vom Ökologischen, 
vom Fachlichen, her besser wäre, sind die entspre­
chenden Fachleute gefordert.

2.1 Leitbilder

2.1.1 Verankerung

Umweltleitbilder können in der Politik oder aber 
rechtlich konkreter in den Verfassungen (Grundge­
setz, Landesverfassungen) verankert sein.
Beispiele für Leitbilder in der Politik sind etwa die 
Leitvorstellungen, die die Bundesregierung Mitte 
der 80er Jahre in den "Leitlinien Umweltvorsorge" 
formuliert hat. Auf der Verfassungsebene haben wir, 
wenn wir im Grundgesetz nachschauen, seit neue­
stem mit Art. 20a eine Staatszielbestimmung Um­
weltschutz. Die Landesverfassungen enthalten dies 
jedoch nahezu alle schon seit einigen Jahren - Ba­
den-Württemberg als erstes Bundesland seit 1976, 
Bayern dagegen seit 1984.

Die Sollfunktion des Leitbildes in puncto auf seine 
Verankerung kann man in einem weiten Bogen ab-
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leiten beginnend mit der Konferenz der Vereinten 
Nationen für Umwelt und Entwicklung im Juni 
1992 in Rio de Janeiro. Auch der Sachverständigen­
rat für Umweltffagen postuliert nun eine "nachhal­
tige" bzw. "dauerhaft-umweltgerechte" Entwick­
lung. Diese Schlagwort im Sinne eines "sustainable 
development" ist auf der politischen Ebene schon 
dauernd in aller Munde. Auch die Staatszielbestim­
mung im Grundgesetz nimmt das auf, wenn von 
Erhaltung der natürlichen Lebensgrundlagen die 
Rede ist.

2.1.2 Funktion

Welche Funktion hat nun rechtlich gesehen solch 
ein Leitbild? Rechtlich konkret gesehen, also über 
das Politische hinaus, haben Leitbilder zwei Funk­
tionen:

Eine Auslegungsfunktion und 
eine Abwägungsfunktion.

Leitbilder können also in anderen Rechtsnormen 
herangezogen werden, um Begriffe auszulegen. 
Zum Beispiel steht im Wasserhaushaltsgesetz 
(WHG) sinngemäß, daß eine Erlaubnis/Bewilli- 
gung zur Benutzung von Gewässern zu versagen ist, 
wenn Gründe des Allgemeinwohls, insbesondere 
die öffentliche Wasserversorgung, berührt werden 
(vgl. § 6 WHG). Was dabei "Allgemeinwohl" heißt, 
ist eine Sache der Auslegung, zu der man ein solches 
Leitbild heranziehen kann.

Die Steuerung der Abwägung, die ja gerade im 
planerischen Bereich eine große Rolle spielt, ist eine 
weitere Funktion von Leitbildern. Diese steht vor 
dem rechtlichen Hintergrund der Diktion des Bun­
desverwaltungsgerichts, der zufolge es bei der Ab­
wägung bestimmte Regeln einzuhalten gilt, da sonst 
ein Rechtsfehler vorliegt:

• Es darf zunächst nicht zum sogenannten Ab­
wägungsausfall kommen, d.h. es muß abgewo­
gen werden.

• Bei der Abwägung darf kein Abwägungsdefizit 
vorliegen, d.h. es ist alles in die Abwägung 
einzustellen, was nach Lage der Dinge einge­
stellt werden muß.

• Drittens darf es nicht zu einer Abwägungsfehl­
einschätzung kommen, d.h. das, was in die Ab­
wägung eingestellt wird, muß so in seinem Ge­
wicht erkannt werden, wie es tatsächlich ge­
wichtig ist.

• Viertens darf es nicht zu einer Abwägungs­
disproportionalität kommen, sprich bei der Ab­
wägung zwischen verschiedenen Belangen 
müssen diese entsprechend ihres Gewichts ge­
geneinander und miteinander abgewogen wer­
den.

Einem Leitbild kommen nun in einer solchen Ab­
wägung zwei Funktionen zu. Die erste liegt auf der 
Ebene der Fehleinschätzung: Wenn wir einen Um­
weltbelang in die Abwägung einstellen, dann ge­
winnt er sein Gewicht nicht nur aus den faktischen

Verhältnissen (z.B. wieviele Tiere oder Pflanzen 
aktuell auftreten), sondern auch daraus, daß wir in 
der Verfassung ein entsprechendes Leitbild haben 
und dieses dadurch in der Normenhierarchie ganz 
oben steht. Ein in der Verfassung rechtlich veran­
kertes Leitbild verschafft den enthaltenen Aussagen 
also besonderes Gewicht. Zweitens hat das Leitbild 
für die Proportionalität der Abwägung mit gegen­
läufigen Belangen ein besonderes Gewicht: Da in 
der Verfassung verankert, kann die Proportionalität 
zu gegenläufigen Belangen anders gestaltet werden. 
Das Gewicht eines ökonomischen Belangs bei­
spielsweise gegenüber einem Umweltbelang ist 
rechtlich gesehen weniger groß, wenn der Umwelt­
belang analog zum Bild einer Waage zusätzlich 
durch die Verfassung stärkeres Gewicht erhält.

2.2 Leitlinien

2.2.1 Verankerung

Die Verankerung von Leitlinien in Handlungsprin­
zipien kann zwar auch in der Politik erfolgen. Der 
vornehmste Platz ist aber das Gesetz, und zwar nicht 
die Verfassung, sondern das normale, vom Parla­
ment beschlossene Gesetz. Als Beispiele aus Geset­
zen, die nach Auffassung des Verfassers als Leitli­
nien gelten können, lasen sich anführen:

• §1 Bundesimmissionsschutzgesetz BImSchG: 
"Zweck dieses Gesetzes ist es, Menschen, Tiere, 
Pflanzen, den Boden, das Wasser, die Atmos­
phäre sowie Kultur- und sonstige Sachgüter vor 
schädlichen Umwelteinwirkungen zu schützen 
und dem Entstehen schädlicher Umwelteinwir­
kungen vorzubeugen."

• § la  Abs. 1 Wasserhaushaltsgesetz WHG: "Die 
Gewässer sind als Bestandteil des Naturhaushal­
tes so zu bewirtschaften, daß sie dem Wohl der 
Allgemeinheit und im Einklang mit ihm auch 
dem Nutzen einzelner dienen und daß jede ver­
meidbare Beeinträchtigung unterbleibt."

• §1 Bundesnaturschutzgesetz BNatSchG (Ziele 
des Naturschutzes und der Landschaftspflege).

Viel besser können künftig rechtlich verankerte 
Leitlinien auch nicht sein, aber sie könnten klarer 
sein. Das kommende Umweltgesetzbuch (UGB) 
wird diesbezüglich deutlichere Akzente setzen.

2.2.2 Funktionen

Die Funktion von Leitlinien ist natürlich entspre­
chend der Nonnenhierarchie zunächst die Konkreti­
sierung der vorhergehenden Ebene des Leitbildes. 
Während z.B. im Leitbild von "Umwelt" die Rede ist, 
wird nun in einzelne Segmente, etwa in die einzelnen 
Naturgüter wie Wasser und Luft, konkretisiert.
Im übrigen haben Leitlinien rechtlich gesehen auch 
keine andere Funktion als Leitbilder. D.h. auch sie 
besitzen eine Auslegungs- und eine Abwägungs­
funktion. Diese Funktionen kommen nicht immer 
jedem Leitbild bzw. jeder Leitlinie zu - es kommt 
auf die konkrete Situation und darauf an, in wel-
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chem Verwaltungsverfahren dies jeweils eine Rolle 
spielt. Den Leitlinien kommt jedoch bei der Ab­
wägungsfunktion ein geringeres Gewicht zu. Bei 
der Abwägungsfehleinschätzung, bei der man das 
Gewicht eines Belanges herstellen muß, muß man 
zwar auch die gesetzlich verankerte Leitlinie sehen, 
diese ist jedoch, da in der Normenhierarchie darun­
ter stehend, weniger gewichtig als die Verfassungs­
norm.
Bei unserem Abwägungsbeispiel ökonomischer 
und ökologischer Belange beispielsweise hätte eine 
Leitlinie weniger Gewicht auf die Waage zu brin­
gen. Bei dem Belang "Gewässerschutz" könnte man 
in diesem Fall z.B. die Leitlinie aus § 1 WHG 
einbringen.

2.3 Umweltqualitätsziele

2.3.1 Verankerung

Die Verankerung von Umweltqualitätszielen kann 
stattfinden in Gesetzen sowie in untergesetzlichen 
Regelungen wie Verordnungen oder Satzungen, 
etwa in Bebauungsplänen (ARBEITSGEMEIN­
SCHAFT UMWELTQUALITÄTSZIELE, 1994). 
Auf der gesetzlichen Ebene lassen sich einige Bei­
spiele für Umweltqualitätsziele anführen, wobei 
wieder auf die eingangs angeführten drei Umwelt­
bereiche Luft, Boden sowie Natur und Landschaft 
Bezug genommen wird:

• § 5 Abs. 1 BImSchG: "Genehmigungsbedürfti­
ge Anlagen sind so zu errichten und zu betrei­
ben, daß 1. schädliche Umwelteinwirkungen 
(...) für die Allgemeinheit und die Nachbarschaft 
nicht hervorgerufen werden können. 2. Vorsorge 
gegen schädliche Umwelteinwirkungen getrof­
fen wird (...)." Die Aussage, daß schädliche Um­
welteinwirkungen nicht sein dürfen, ist dabei ein 
klassisches Umweltqualitätsziel.

• § 6 WHG: "Die Erlaubnis und Bewilligung sind 
zu versagen, soweit von der beabsichtigten Nut­
zung eine Beeinträchtigung des Wohles der All­
gemeinheit, insbesondere eine Gefährdung der 
öffentlichen Wasserversorgung zu erwarten ist 
(...)." Dies beinhaltet auch ein Umweltqualitäts­
ziel, wobei allerdings der Begriff "Wohl der 
Allgemeinheit" schon mehr auslegungsbedürf­
tig ist.

• § 20c BNatSchG: Die in Absatz 1 angeführte 
Liste von Biotoptypen, bei denen Maßnahmen, 
die zu einer Zerstörung oder nachhaltigen Be­
einträchtigung führen, zu unterlassen sind, stellt 
ein Umweltqualitätsziel dar. Weiterhin beinhal­
ten die in § 20d BNatSchG enthaltenen Bestim­
mungen zum Artenschutz ein Umweltqualitäts­
ziel in einer ähnlichen Schärfe.

Was einen anzustrebenden Soll-Zustand im Hin­
blick auf die hier angeführten Beispiele angeht, so 
müssen die entsprechenden Umweltqualitätsziele 
durch die Ökologie und andere Umweltwissen­
schaften beschrieben werden.

2.3.2 Funktion

Natürlich haben Umweltqualitätsziele auch wieder 
eine Funktion im Sinne der Konkretisierung der 
vorhergehenden Ebene. Welches jedoch sind die 
Funktionen, die darüber hinausreichen? 
Auslegungs- und Abwägungsfunktion können u.U. 
zwar auch eine Rolle spielen. Vor allem aber sind 
Umweltqualitätsziele umweltbezogene Zulässig­
keitsvoraussetzungen für Vorhaben: Die chemische 
Anlage nach dem BImSchG ist u.a. an dem ange­
führten §5 BImSchG zu messen, gleichfalls die 
Abfallentsorgungsanlage, die nach dem Investitions- 
erleichterungs- und Wohnbaulandgesetz aus dem 
Abfallrecht herausgenommen und in das BImSchG 
geschoben worden ist. Genauso stellen § 6 und 
daneben insbesondere auch § 7a WHG eine der 
Zulässigkeitsvoraussetzungen für die Benutzung 
von Gewässern dar - ob Sie nun einen Brunnen 
bauen oder Abwasser einleiten.
Soweit die Projekte UVP-pflichtig sind, sind dies 
zugleich auch die rechtlichen Bewertungsmaßstäbe 
nach § 12 UVP-Gesetz. Die Bewertung im UVP- 
Verfahren ist eine rechtliche und keine fachliche 
Bewertung (BUNGE, 1993; ERBGUTH/SCHINK, 
1992; PETERS, 1994). Für diese Bewertung kön­
nen Umweltqualitäsziele in Form von umweltbezo­
genen Zulässigkeitsvoraussetzungen als Bewer­
tungsmaßstäbe herangezogen werden. Schließlich 
sind sie dann, weil die UVP mit der Bewertung 
aufhört, es anschließend aber noch mit der Entschei­
dung weitergeht, auch Berücksichtigungselemente 
in der Zulassungsentscheidung. Wenn dabei solche 
Umweltqualitätsziele vorliegen und erfüllt sind, 
dann muß mit gegenläufigen Belangen abgewogen 
werden, wobei wieder das oben angesprochene Sy­
stem der Gewichtung zum Tragen kommt. Um­
weltqualitätsziele stellen also auch Abwägungsbe­
lange dar (KÜHLING/PETERS, 1994).

2.4 Umweltqualitätsstandards

2.4.1 Verankerung

Neben Gesetzen, Verordnungen und Satzungen 
können Umweltqualitätsstandards in Verwaltungs­
vorschriften und in der Wissenschaft verankert sein. 
Innerhalb dieser Hierarchie werden Umweltquali­
tätsstandards meist in Verwaltungsvorschriften ver­
ankert (z.B. der TA Luft und der TA Lärm). Stan­
dards gibt es aber natürlich auch in der Wissenschaft 
- die TA Luft und die TA Lärm sind ja auch aus der 
Wissenschaft gekommen. Daneben gibt es in der 
Wissenschaft, d.h. in der praktischen Wissenschaft, 
eine ganze Reihe anderer Standards wie DIN-Nor- 
men, VDI-Normen u.a. Nur wenn es dann in den 
Bereich Natur und Landschaft geht, wird es schwie­
rig mit greifbaren Standards. Aber auch hier gibt es 
schon etwas derartiges (vgl. KNAUER, 1989).
Als Beispiele mit Bezug auf unsere Umweltseg­
mente lassen sich anführen:
• Der Langzeitwert für SO2 von 0,14mg pro Ku­

bikmeter Luft nach Nr. 2.5.1. der TA Luft. Dies
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ist der Standard, der rechtlich da ist, wobei es in 
der Wissenschaft noch andere Standards gibt 
(vgl. z.B. den Vorsorgewert für SO2 von 0,05 
mg/m3 nach der WHO).

• Die Gewässergüteklassen I bis IV.
• Im Naturschutz die sogenannten "24a-Gebiete" 

im Naturschutzgesetz Baden-Württembergs, die 
hier eine Umsetzung des §20c BNatSchG dar­
stellen.

• Die Bundesartenschutzverordnung als auf dem 
§ 20d BNatSchG aufbauender Umweltstandard, 
da hierin konkret beschrieben wird, welche Tie­
re und Pflanzen nun besonders geschützt sind.

In puncto Soll-Betrachtung mag zwar jeweils frag­
lich sein, ob dies der "richtige" Standard ist. Ich 
möchte hier daher wieder auf die Rolle der Ökologie 
als Wissenschaft verweisen.
Von Bedeutung ist in diesem Zusammenhang vor 
allem auch die Frage, wer die Standards setzt. Hier 
kommt es jeweils auf die Gremien und deren Zu­
sammensetzung an: Im Falle einer Verordnung oder 
eines Gesetzes sind die zuständigen Gremien relativ 
klar. Anders jedoch bei Verwaltungsvorschriften, in 
den DIN-Ausschüssen oder den Europäischen Nor­
mungsausschüssen. Bei den DIN-Normen sind zu­
mindest die Umweltverbände beteiligt, auch wenn 
sie es selber finanzieren müssen und der Zugang zu 
den Unterlagen nicht so einfach ist. Auf europäi­
scher Ebene ist dagegen gar keine Öffentlichkeits­
beteiligung gegeben. Bei der Standardsetzung muß 
man also aufpassen, daß die Normsetzungsgremien 
personell so besetzt sind, daß alle gesellschaftlichen 
Bereiche, die mit Umweltschutz zu tun haben, 
gleichgewichtig vertreten sind und daß auch die 
Wissenschaft nicht einseitig, sondern mehrseitig 
mit dabei ist (KLOEPFER, 1989).

2.4.2 Funktion

Umweltqualitätsstandards besitzen Konkretisie­
rungsfunktion der Zulässigkeitsvoraussetzungen: 
Wenn im erwähnten § 5 BImSchG davon die Rede 
ist, daß schädliche Umwelteinwirkungen nicht her­
vorgerufen werden sollen, dann haben wir für SO2 
in Form des Grenzwertes von 0,14 mg/m3 eine 
Konkretisierung in bezug auf die Schädlichkeits­
schwelle. In Gesetze läßt sich dabei viel hinein­
schreiben; die Konkretisierung ist letztlich aus­
schlaggebend (KÜHLING/PETERS, 1994). Stan­
dards beschreiben in ihrem Rahmen Belastungs­
grenzen für z.B. die menschliche Gesundheit, für 
Tiere und Pflanzen, für die Landschaft etc. Diese 
Belastungsbegrenzung stellt - wie eingangs schon 
gesagt - dabei eine sekundäre Verhaltensbegren­
zung dar: Mehr darf insgesamt in der Summe der 
Verhalten nicht sein.

3 Verbindlichkeit

• Für den Verursacher sind Leitbilder und Leitli­
nien nicht unmittelbar verbindlich - sie haben 
keine direkten Auswirkungen auf einzelne na-

türliche oder juristische Personen. Wenn z.B. in 
§1 BNatSchG steht, daß die Umwelt auf eine 
bestimmte Weise zu schützen, zu pflegen und zu 
entwickeln ist, dann ist dies z.B. für einen ein­
zelnen Vorhabenträger nicht verbindlich. Ver­
bindlich sind allerdings die Umweltqualitätszie­
le und die Umweltqualitätsstandards, d.h. je­
mand, der einen Betrieb ansiedeln will, muß sich 
z.B. an § 5 BImSchG halten.

• Auch Schutzpersonen (d.h. rechtsfähige Perso­
nen) können aus einer Staatszielbestimmung 
Umweltschutz rechtlich als Personen nichts für 
sich beanspruchen, da es sich hier um kein 
Grundrecht handelt und das Staatsziel keinen 
subjektiven Charakter aufweist. Auch aus den 
Leitlinien ist hier so gut wie nichts herleitbar. An 
den umweltbezogenen Zulässigkeitsvorausset­
zungen und den Standards können Sie alles als 
Schutz herleiten und einklagen, was subjektiven 
Charakter aufweist - das ist von Norm zu Norm 
verschieden und muß jeweils ausgelegt werden. 
Interessant ist, daß das Umweltgesetzbuch an 
dieser Stelle einen Anspruch auf Einschreiten 
für Nachbarn normiert, was es bisher gesetzlich 
geregelt nicht gab.

• Für die Administration sind alle 4 Kategorien, 
d.h. sowohl Leitbilder und Leitlinien als auch 
Umweltqualitätsziele und -Standards, verbind­
lich.

• Für Verwaltungsgerichte sind gleichfalls alle 4 
Kategorien verbindlich. Lediglich Standards 
können manchmal auch unverbindlich sein - es 
kommt darauf an, ob sie normkonkretisierend 
oder norminterpretierend sind. Verwaltungs vor­
schriften z.B. als von der Verwaltung erstellte 
Normen dürfen einen Richter aufgrund der Un­
abhängigkeit der Rechtsprechung nicht binden.

4 Zur Notwendigkeit von Umweltverhaltens­
standards

Ein großes Anliegen ist mir persönlich, am Schluß 
noch auf die nächste Kategorie hinzuweisen, die wir 
meines Erachtens brauchen: Die der Umweltverhal­
tensstandards.
Auf der Ebene von Umweltqualitätsstandards ange­
kommen, wird häufig nicht weitergedacht. Ein Um­
weltqualitätsstandard stellt ja wie schon angespro­
chen immer nur die Summation der Verhalten ein­
zelner dar: Alle, die Auto fahren, produzieren ja 
zusammengenommen Stickoxid. Alle Emittenten, 
die z.B. heizen, füllen in einem Gebiet zusammen 
den "Topf der erlaubten 0,14 mg/m3 Schwefeldi­
oxid auf. Den letzten Akt der Konkretisierung soll­
ten daher Umweltverhaltensstandards darstellen. 
Hierbei handelt es sich nicht um eine Immissions- 
sondem um eine Emissions- und Eingriffsbegren­
zung.

Wenn wir diesbezüglich einmal den Ist-Zustand 
betrachten, so ergibt sich z.B. folgendes Bild:
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• Für den Umweltbereich Luft stehen z.B. in § 8 
der Verordnung über Großfeuerungsanlagen 
(13. BImSchV) und in Teil 3 der TA Luft Grenz­
werte für staubförmige Emissionen - ob diese 
nun gut oder schlecht sind, sei hier dahingestellt.

• Für den Umweltbereich Wasser finden sich z.B. 
in den Anhängen zur Abwasserverwaltungsvor­
schrift Emissionsgrenzwerte dessen, was in Ge­
wässer eingelassen werden darf. Über die Ge­
wässergüte als immissionsbezogenem Standard 
ist dies nicht abgedeckt.

• Für den Naturschutz haben wir innerhalb der 
Bundesartenschutzverordnung Verbote, was 
man als Bürger nicht tun darf ( z.B. sind in § 6 
der BArtSchV eine ganze Reihe von Maßgaben 
aufgeführt, die das Verbot betreffen, besonders 
geschützten Arten nachzustellen, sie zu fangen 
oder zu töten). Diese Bestimmungen stellen eine 
Eingriffsbegrenzung dar, weil sie am Bürger als 
möglichem Verursacher ansetzen.

Von solchen Verhaltensstandards brauchen wir noch 
viel mehr, denn erst dann, wenn es für den einzelnen 
verbindlich wird, ist alles umgesetzt.

Umweltverhaltensstandards sind das letztüch ei­
gentlich wichtige, denn sie sind am besten operatio- 
nalisierbar (ERBGUTH, 1987). Alles, was vorher 
steht, ist nur auf der Ebene operationalisierbar, auf 
der es eine Summation beschreibt. Aber es geht 
doch letztlich um Einzelfälle. Mit Appellen alleine 
ist es nicht getan, man braucht das Recht. Hinter 
dem ganzen steht bei dem Einzelnen nämlich ein 
Zwangsapparat: Wenn er einen bestimmten Wert 
nicht einhält oder ein Verbot im Naturschutzbereich 
Übertritt, dann müssen die Strafe, die Ordnungswid- 
rigkeit, der Verwaltungszwang zur Anwendung 
kommen. Oder man geht den Weg über indirekte 
ökonomische Steuerungsinstrumente wie Umwelt­
abgaben. Ohne das Recht werden wir jedenfalls 
nicht auskommen.
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g e b ie te n  -  B e is p ie l S p ita lw a ld  b e i B a d  K ö n ig s h o fe n  im  
G ra b fe ld .  10 S ., A b b . ,  T a b ., 3 F a rb fo to s

•  R U F M a n f re d : Im m is s io n s b e la s tu n g e n  a q u a t is c h e r  Ö k o ­
s y s te m e . 10 S ., A b b .

•  M IC H L E R  G ü n te r :  U n te rs u c h u n g e n  ü b e r  d ie  S c h w e rm e ­
ta l lg e h a l te  in  S e d im e n tb o h rk e rn e n  a u s  s ü d b a y e r is c h e n  
u n d  a lp in e n  S e e n . 9  S ., A b b .

•  G R E B E  R e in h a rd ; Z IM M E R M A N N  M ic h a e l:  N a tu r  in  d e r  
S ta d t -  d a s  B e is p ie l E r la n g e n . 14 S ., A b b . ,  5 F a rb fo to s

•  S P A T Z  G ü n te r ;  W E IS  G. B.: D e r  F u t te re r t ra g  d e r  W a ld ­
w e id e . 5 S ., A b b .

•  V e ra n s ta ltu n g s s p ie g e l d e r  A N L  22 S.

H e f t  8  (1 9 8 4 )

•  G O P P E L  C h r is t o p h :  E m it te n te n b e z o g e n e  F le c h te n k a r ­
t ie r u n g  im  S ta d tg e b ie t  v o n  L a u fe n . 18 S ., 3 3  A b b .

•  ES S E R  J o a c h im :  U n te rs u c h u n g  z u r  F ra g e  d e r  B e s ta n d s ­
g e fä h rd u n g  d e s  Ig e ls  (E r in a c e u s  e u ro p a e u s )  in  B a y e rn . 
4 0  S „  16 A b b . ,  2 3  T a b .

•  P L A C H T E R  H a ra ld : Z u r  B e d e u tu n g  d e r  b a y e r is c h e n  N a ­
tu rs c h u tz g e b ie te  fü r  d e n  z o o lo g is c h e n  A r te n s c h u tz .
16  S. m i t  A b b .

•  H E B A U E R  F ra n z : D e r  h y d r o c h e m is c h e  u n d  z o o g e o ­
g ra p h is c h e  A s p e k t  d e r  E is e n s to r fe r  K ie s g ru b e  b e i P la tt -  
l in g .  24  S., A b b .  u. 18 F a rb fo to s

•  K IE N E R  J o h a n n :  V e rä n d e ru n g  d e r  A u e n v e g e ta t io n  d u rc h  
d ie  A n h e b u n g  d e s  G ru n d w a s s e rs p ie g e ls  im  B e re ic h  d e r  
S ta u s tu fe  In g o ls ta d t.  2 6  S ., 5 z. T . fä rb .  F a ltk tn .

•  V O G E L  M ic h a e l:  Ö k o lo g is c h e  U n te rs u c h u n g e n  in  e in e m  
P h ra g m ite s -B e s ta n d . 3 6  S., 9  T a b ., 2 8  A b b .

•  B U R M E IS T E R  E .-G .: Z u r  F a u n is t ik  d e r  L ib e lle n , W a s s e r ­
k ä fe r  u n d  w a s s e r b e w o h n e n d e n  W e ic h t ie r e  im  N a tu r ­
s c h u tz g e b ie t  » O s te rs e e n «  (O b e rb a y e rn )  ( In s e c ta :  O d o -  
n a ta , C o le o p te ra ,  l im n is c h e  M o llu s c a ) .  8  S . m it  A b b .

•  R E IS S  F r ie d r ic h :  D ie  C h iro m id e n fa u n a  (D ip te ra ,  In s e c ta ) 
d e s  O s te rs e e n g e b ie te s  in  O b e rb a y e rn . 8  S . m it  A b b .

•  B U R M E IS T E R  H .; B U R M E IS T E R  E .-G .: II. D ie  K ö c h e r f l ie ­
g e n  d e s  O s te rs e e n g e b ie te s .  B e iträ g e  z u r  K ö c h e r f l ie g e n ­
fa u n a  O b e rb a y e rn s  (In s e c ta , T r ic h o p te ra ) .  9 S.

•  B U R M E IS T E R  E .-G .: A u s w e r t u n g  d e r  B e i fä n g e  a q u a ­
t is c h e r  W ir b e l lo s e r  ( M a c r o in v e r te b r a ta ) ,  a q u a t is c h e r  
W ir b e l t ie r e  (V e r te b ra ta )  u n d  te r r e s t r is c h e r  W ir b e l lo s e r  
(M a c ro in v e r te b ra ta ) .  E in  B e itra g  z u r  K e n n tn is  d e r  F a u n a  
O b e rb a y e rn s . 7  S.

•  K A R L  H e lm u t;  K A N D E R  D ie te r : Z u m  G e d e n k e n  a n  P ro f. 
D r. O tto  K ra u s . 2 S . m it  1 F o to

•  V e ra n s ta ltu n g s s p ie g e l d e r  A N L . 6  S.

H e f t  9  (1 9 8 5 )

•  B U R M E IS T E R  E rn s t -G e rh a rd :  B e s ta n d s a u fn a h m e  w a s ­
s e rb e w o h n e n d e r  T ie re  d e r  O b e re n  A lz  (C h ie m g a u , O b e r ­
b a y e r n )  -  1 9 8 2  u n d  1 9 8 3  m i t  e in e m  B e it r a g  ( I I I . )  z u r  
K ö c h e r f l ie g e n fa u n a  O b e rb a y e rn s  ( In s e c ta , T r ic h o p te ra ) .  
25  S „  A b b .

•  R E IC H H O L F  J o s e f :  E n tw ic k lu n g  d e r  K ö c h e r f l ie g e n b e ­
s tä n d e  a n  e in e m  a b w a s s e rb e la s te te n  W ie s e n b a c h . 4  S.

•  B A N S E  W o lfg a n g ;  B A N S E  G ü n te r :  U n te rs u c h u n g e n  z u r  
A b h ä n g ig k e i t  d e r  L ib e lle n -A r te n z a h l v o n  B io to p p a ra m e ­
te rn  b e i S t i l lg e w ä s s e rn . 4  S .

•  P F A D E N H A U E R  J ö r g ;  K IN B E R G E R  M a n f re d :  T o r fa b b a u  
u n d  V e g e ta t io n s e n tw ic k lu n g  im  K u lb in g e r  F ilz . 8  S ., A b b .

•  P L A C H T E R  H a r a ld :  F a u n is t i s c h - ö k o lo g is c h e  U n t e r ­
s u c h u n g e n  a u f  S a n d s ta n d o r te n  d e s  u n te re n  B ro m b a c h ­
ta le s  (B a y e rn )  u n d  ih r e  B e w e r tu n g  a u s  d e r  S ic h t  d e s  
N a tu rs c h u tz e s . 48  S., A b b . ,  12 F a rb fo to s

•  H A H N  R a in e r: A n o r d n u n g  u n d  V e r te i lu n g  d e r  L e s e s te in ­
r ie g e l d e r  n ö rd l ic h e n  F ra n k e n a lb  a m  B e is p ie l d e r  G ro ß ­
g e m e in d e  H e ilig e n s ta d t in  O b e r fra n k e n . 6  S ., A b b .

•  L E H M A N N  R e in h o ld ;  M IC H L E R  G ü n th e r :  P a lö k o lo g is c h e  
U n te r s u c h u n g e n  a n  S e g im e n tk e r n e n  a u s  d e m  W ö r t h ­
s e e  m i t  b e s o n d e r e r  B e r ü c k s ic h t ig u n g  d e r  S c h w e r m e ­
ta l lg e h a lte .  2 3  S ., A b b .

•  V e ra n s ta ltu n g s s p ie g e l d e r  A N L . 21 S.

H e f t  1 0  (1 9 8 6 )

•  D IC K  A lf re d ;  H A B E R  W o lfg a n g :  G e le itw o r te .
•  Z IE L O N K O W S K I W o lfg a n g :  10  J a h r e  A N L  -  e in  R ü c k ­

b lic k .
•  ER Z W o lfg a n g :  Ö k o lo g ie  o d e r  N a tu rs c h u tz ?  Ü b e r le g u n ­

g e n  z u r  te r m in o lo g is c h e n  T r e n n u n g  u n d  Z u s a m m e n ­
fü h ru n g .

•  H A B E R  W o l f g a n g :  U m w e l t s c h u tz  -  L a n d w i r t s c h a f t  -  
B o d e n .

•  S U K O P P  H e r b e r t ;  S E ID E L  K a r o la ;  B Ö C K E R  R e in h a r d :  
B a u s te in e  zu  e in e m  M o n i to r in g  fü r  d e n  N a tu rs c h u tz .

•  P F A D E N H A U E R  J ö r g ;  P O S C H L O D  P e te r ;  B U C H W A L D  
R a in e r: Ü b e r le g u n g e n  zu  e in e m  K o n z e p t g e o b o ta n is c h e r  
D a u e rb e o b a c h tu n g s f lä c h e n  fü r  B a y e rn . T e il 1: M e th o d ik  
d e r  A n la g e  u n d  A u fn a h m e .

•  K N A U E R  N o rb e r t :  H a llig e n  a ls  B e is p ie l d e r  g e g e n s e it ig e n  
A b h ä n g ig k e i t  v o n  N u tz u n g s s y s te m e n  u n d  S c h u tz s y s te ­
m e n  in  d e r  K u ltu r la n d s c h a ft .

•  Z IE R L  H u b e r t :  B e it ra g  e in e s  a lp in e n  N a t io n a lp a rk s  z u m  
S c h u tz  d e s  G e b irg e s .

•  O T T E  A n n e t te :  S ta n d o r ta n s p r ü c h e ,  p o te n t ie l le  W u c h s ­
g e b ie te  u n d  V o rs c h lä g e  z u r  E rh a ltu n g  e in e r  n a tu r r a u m ­
s p e z if is c h e n  A c k e rw ild k ra u t -F lo ra  ( A g ra r la n d s c h a f t  s ü d ­
lic h  v o n  In g o ls ta d t) .

•  U L L M A N N  Is o ld e ; H E IN D L  B ä rb e l:» E rs a tz b io to p  S tra ß e n ­
ra n d «  -  M ö g l ic h k e i te n  u n d  G re n z e n  d e s  S c h u tz e s  v o n  
b a s ip h ile n  T ro c k e n ra s e n  a n  S tra ß e n b ö s c h u n g e n .

•  P L A C H T E R  H a ra ld :  D ie  F a u n a  d e r  K ie s -  u n d  S c h o t te r ­
b ä n k e  d e a lp in e r  F lü s s e  u n d  E m p f e h lu n g e n  f ü r  ih r e n  
S c h u tz .

•  R E M M E R T  H e rm a n n ; V O G E L  M ic h a e l: W ir  p fla n z e n  e in e n  
A p fe lb a u m .

•  R E IC H H O LF  J o s e f:  T a g fa lte r :  In d ik a to re n  f ü r  U m w e ltv e r ­
ä n d e ru n g e n .

•  A L B R E C H T  L u d w ig ;  A M M E R  U lr ic h ;  G E IS S N E R  W o l f ­
g a n g ; U T S C H IC K  H a n s : T a g fa lte rs c h u tz  im  W a ld .

•  K Ö S T N E R  B a rb a ra ; L A N G E  O tto  L.: E p ip h y t is c h e  F le c h te n  
in  b a y e r is c h e n  W a ld s c h a d e n s g e b ie te n  d e s  n ö r d l ic h e n  
A lp e n ra u m e s :  F lo r is t is c h -s o z io lo g is c h e  U n te rs u c h u n g e n  
u n d  V ia litä ts te s ts  d u rc h  P h o to s y n th e s e m e s s u n g e n .

•  V e ra n s ta ltu n g s s p ie g e l d e r  A N L .
•  A n h a n g :  N a tu r  u n d  L a n d s c h a ft  im  W a n d e l.

S . u n te r  S o n d e rd ru c k e n .

H e f t  11 (1 9 8 7 )  (v e rg r i f fe n )

•  W IL D  W o lfg a n g :  N a tu r - W is s e n s c h a f t - T e c h n ik .
•  P F A D E N H A U E R  J ö r g ;  B U C H W A L D  R a in e r :  A n la g e  u n d  

A u fn a h m e  e in e r  g e o b o ta n is c h e n  D a u e r b e o b a c h tu n g s ­
f lä c h e  im  N a tu r s c h u tz g e b ie t  E c h in g e r  L o h e  (L k r . F r e i­
s in g ) .

•  O D Z U K  W o lfg a n g :  D ie  P f la n z e n g e s e lls c h a f te n  im  Q u a ­
d ra n te n  8037 /1  (G lo n n ; b a y e r . A lp e n v o r la n d ) .

•  O T T E  A n n e t te ;  B R A U N  W o lfg a n g :  V e rä n d e ru n g e n  in  d e r  
V e g e ta t io n  d e s  C h a r lo t te n h o fe r  W e ih e rg e b ie te s  im  Z e it ­
ra u m  v o n  1 9 6 6 -1 9 8 6 .

•  R E IC H E L D ie tm a r :  V e rä n d e ru n g e n  im  B e s ta n d  d e s  L a u b - 
f r o s c h s  (H y la  a rb o re a )  in  O b e r fra n k e n .

•  W Ö R N E R  S a b in e ;  R O T H E N B U R G E R  W e r n e r :  A u s b r in ­
g u n g  v o n  W ild p f la n z e n  a ls  M ö g l ic h k e it  d e r  A r te rh a ltu n g ?

•  S C H N E ID E R  E b e rh a rd ; S C H U L T E  R a lf: H a ltu n g  u n d  V e r ­
m e h ru n g  v o n  W ild t ie ra r te n  in  G e fa n g e n s c h a ft  u n te r  b e ­
s o n d e re r  B e rü c k s ic h t ig u n g  e u ro p ä is c h e r  W a ld v ö g e l -  e in  
B e itra g  z u m  S c h u tz  g e fä h rd e te r  T ie ra r te n ?

•  S T Ö C K L E IN  B e rn d : G rü n f lä c h e  a n  Ä m te rn  -  e in e  b ü rg e r -  
f r e u n d l ic h e  V is ite n k a r te .  T ie r ö k o lo g is c h e  A s p e k te  k ü n f­
t ig e r  G e s ta ltu n g  u n d  P fle g e .

•  B A U E R  J o h a n n e s ; S C H M IT T  P e te r; L E H M A N N  R e in h o ld ;  
F IS C H E R -S C H E R L T h e re s ia :  U n te rs u c h u n g e n  z u r  G e w ä s ­
s e rv e rs a u e ru n g  a n  d e r  o b e r e n  W a ld n a a b  ( O b e rp fä lz e r  
W a ld ; N o rd -O s tb a y e rn ) .

•  M E L Z E R  A r n u lf ;  S IR C H  R e in h o ld :  D ie  M a k ro p h y te n v e g e -  
t a t io n  d e s  A b ts e e s  -  A n g a b e n  z u r  V e r b r e i t e r u n g  u n d  
Ö k o lo g ie .

•  Z O T T  H a n s : D e r F re m d e n v e rk e h r  a m  C h ie m s e e  u n d  s e in e  
A u s w ir k u n g e n  a u f  d e n  S ee , s e in e  U fe r  u n d  s e in e  R a n d ­
b e re ic h e .

•  V O G E L  M ic h a e l :  D ie  L e is t u n g s f ä h ig k e i t  b io lo g is c h e r  
S y s te m e  b e i d e r  A b w a s s e r re in ig u n g .

•  S C H R E IN E R  J o h a n n :  D e r  F lä c h e n a n s p r u c h  im  N a tu r ­
s c h u tz .

•  M A U C K S C H  W o lfg a n g :  M e h r  E r fo lg  d u rc h  b e s s e re  Z u -  
s a m m e n a rb e i v o n  F lu rb e re in ig u n g  u n d  N a tu rs c h u tz .

•  Z IE L O N K O W S K I W o lfg a n g :  E r fo rd e rn is s e  u n d  M ö g l ic h ­
k e ite n  d e r  F o r tb i ld u n g  v o n  B io lo g e n  im  B e ru fs fe ld  N a tu r ­
s c h u tz .

•  V e ra n s ta ltu n g s s p ie g e l d e r  A N L .

H e f t  1 2  (1 9 8 8 )
•  S U H R  D ie te r :  G r u n d r e c h te  g e g e n  d ie  N a tu r  -  H a ftu n g  

fü r  N a tu rg ü te r?
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•  R E M M E R T  H e rm a n n :  N a tu r s c h u tz fo r s c h u n g  u n d  -V e r ­
m it t lu n g  a ls  A u fg a b e  d e r  U n iv e rs itä te n .

•  L IE D T K E  M a x :  U n te r r ic h t  u n d  N a tu r e r fa h r u n g  -  Ü b e r  
d ie  B e d in g u n g e n  d e r  V e r m i t t lu n g  v o n  ö k o lo g is c h e n  
K e n n tn is s e n  u n d  W e r tv o rs te l lu n g e n .

•  T R Ü M M E R  G e rh a rd : M e n s c h  h ie  -  N a tu r  d a  
W a s  is t  u n d  w a s  s o l l  N a tu rs c h u tz e rz ie h u n g ?

•  H A A S  A n n e lie s e : W e rb e s t ra te g ie n  d e s  N a tu rs c h u tz e s .

•  H IL D E B R A N D  F lo r ia n : D a s  T h e m a  » B o d e n «  in  d e n  M e ­
d ie n .

•  R O T T  A lf r e d :  D as  T h e m a  » B o d e n «  in  D ic h tu n g ,  M y th o ­
lo g ie  u n d  R e lig io n .

•  B U R M E IS T E R  E rn s t -G e rh a rd : D ie  B e w e is s ic h e ru n g  v o n  
A r te n  a ls  D o k u m e n ta t io n  f a u n is t is c h e r  E r h e b u n g  im  
S in n e  e in e s  In s t ru m e n ts  d e s  N a tu rs c h u tz e s .

•  P F A D E N H A U E R  J ö r g :  N a tu r s c h u tz s t r a te g ie n  u n d  N a ­
tu rs c h u tz a n s p rü c h e  a n  d ie  L a n d w ir ts c h a f t .

•  P F A D E N H A U E R  J ö r g ;  W IR T H  J o h a n n a :  A l t e  u n d  n e u e  
H e c k e n  im  V e rg le ic h  a m  B e is p ie l d e s  T e r iä r h ü g e lla n d e s  
im  L kr. F re is in g .

•  R E IF  A lb e r t ;  G Ö H L E  S ilk e :  V e g e ta t io n s k u n d l ic h e  u n d  
s t a n d ö r t l i c h e  U n t e r s u c h u n g e n  n o r d o s t b a y e r i s c h e r  
W a ld m ä n te l.

•  S C H A L L  B u rk h a rd :  D ie  V e g e ta t io n  d e r  W a ld w e g e  u n d  
ih re  K o r re la t io n  zu d e n  W a ld g e s e lls c h a f te n  in  v e rs c h ie ­
d e n e n  L a n d s c h a fte n  S ü d d e u ts c h la n d s  m i t  e in ig e n  V o r ­
s c h lä g e n  z u r  A n la g e  u n d  P fle g e  v o n  W a ld w e g e n .

•  U L L M A N N  I s o ld e ;  H E IN D L  B ä r b e l ;  F L E C K E N S T E IN  
M a r t in a ;  M E N G L IN G  I n g r id :  D ie  s t r a ß e n b e g le i t e n d e  
V e g e ta t io n  d e s  m a in frä n k is c h e n  W ä rm e g e b ie te s .

•  K O R N  H o r s t ;  P IT Z K E  C h r is t in e :  S te l le n  S t r a ß e n  e in e  
A u s b re itu n g s b a r r ie re  f ü r  K le in s ä u g e r  d a r?

•  R A N F T  H e lm u t :  A u s w ir k u n g e n  d e s  L u f ts p o r te s  a u f  d ie  
V o g e lw e lt  u n d  d ie  s ic h  d a ra u s  e rg e b e n d e n  F o rd e ru n g e n .

•  F U C H S  K a r l;  K R IG L S T E IN  G e r t: G e fä h rd e te  A m p h ib ie n ­
a r te n  in  N o rd o s tb a y e rn .

•  T R A U T N E R  J ü r g e n ;  B R U N S  D ie d r ic h :  T ie r ö k o lo g is c h e  
G ru n d la g e n  z u r  E n tw ic k lu n g  v o n  S te in b rü c h e n .

•  H E B A U E R  F ra n z : G e s ic h ts p u n k te  d e r  ö k o lo g is c h e n  Z u ­
o rd n u n g  a q u a t is c h e r  In s e k te n  zu  d e n  S u k z e s s io n s s tu fe n  
d e r  G e w ä s s e r.

•  D O R N B U S C H  M a x : B e s ta n d s e n tw ic k lu n g  u n d  a k tu e l le r  
S ta tu s  d e s  E lb e b ib e rs .

•  W IT T M A N N  H e lm u t;  T Ü R K  R o m a n : Im m is s io n s b e d in g te  
F le c h te n z o n e n  im  B u n d e s la n d  S a lz b u r g  u n d  ih r e  B e ­
z ie h u n g e n  z u m  P ro b le m k re is  » W a ld s te rb e n « .

•  D E IX L E R  W o l f g a n g :  D ie  g e m e in d l i c h e  L a n d s c h a f t s ­
p la n u n g  u n d  d ie  la n d s c h a fts p f le g e r is c h e  B e g le itp la n u n g  
a ls  F a c h p la n u n g  fü r  N a tu rs c h u tz  u n d  L a n d s c h a fts p f le g e .

•  K U F E L D  W a l t e r :  G e o g r a p h i s c h - p la n u n g s r e le v a n t e  
U n te rs u c h u n g e n  a m  A u b a c h s y s te m  (s ü d lic h  v o n  R e g e n s ­
b u rg )  a ls  G ru n d la g e  e in e s  B a c h s a n ie ru n g s k o n z e p te s .

•  K R A U S  W e rn e r :  R e c h ts v o r s c h r i f te n  u n d  V e r fa h r e n s b e ­
te i l ig u n g  v o n  N a tu rs c h u tz  u n d  L a n d s c h a fts p f le g e  b e i d e r  
W a s s e rw ir ts c h a ft .

•  Z IE L O N K O W S K I W o lfg a n g :  G e d e n k e n  a n  P ro fe s s o r  D r. 
H e rm a n n  M e rx m ü lle r .

•  V e ra n s ta ltu n g s s p ie g e l d e r  A N L .

FORTSETZUNG: Heft 12 (1988)

H e f t  1 3  (1 9 8 9 )

•  M Ü L L E R  J o h a n n e s : L a n d s c h a fts ö k o lo g is c h e  u n d  -ä s th e ­
t is c h e  F u n k t io n e n  v o n  H e c k e n  u n d  d e re n  F lä c h e n b e d a r f  
in  s ü d d e u ts c h e n  In te n s iv -A g ra r la n d s c h a fte n .

•  M U H L E  H e r m a n n ;  P O S C H L O D  P e te r :  K o n z e p t  e in e s  
D a u e r b e o b a c h tu n g s f lä c h e n p r o g r a m m s  f ü r  K r y p t o g a ­
m e n g e s e lls c h a fte n .

•  M A T T H E IS  A n n a ;  O T T E  A n e t t e :  D ie  V e g e t a t io n  d e r  
B a h n h ö fe  im  R a u m  M ü n c h e n  -  M ü h l d o r f -  R o s e n h e im .

•  S C H A U M B U R G  J o c h e n :  Z u r  Ö k o lo g ie  v o n  S t ic h l in g  
Gasterosteus aculeatus L., B i t te r l in g  Rhodeus sericeus  
a m a ru s  B lo c h  1 7 8 2  u n d  M o d e r l ie s c h e n  L e ucasp iu s  
delineatus (H e c k e i 1843) -  d re i b e s ta n d s b e d ro h te n ,  e in ­
h e im is c h e n  K le in f is c h a r te n .

•  R E IC H H O L F -R IE H M  H e lg a r d :  K le in f lä c h ig e  V o g e lb e ­
s ta n d s a u fn a h m e n  im  A u w a ld  a n  d e r  u n te r e n  Is a r  a ls  
M it te l z u r  B e w e is s ic h e ru n g : E rg e b n is s e  u n d  P ro b le m e .

•  R E IS S E N W E B E R  F ra n k : V e rä n d e ru n g e n  d e s  B ru tb e s ta n ­
d e s  a u s g e w ä h lte r  V o g e la r te n  (1 9 6 5 -1 9 8 9 )  d e r  » G le n d e r  
W ie s e n «  (S ta d t  C o b u rg ,  O b e r f ra n k e n )  in  A b h ä n g ig k e i t  
v o m  S t ru k tu rw a n d e l in  d e r  L a n d w ir ts c h a f t  -  B e d e u tu n g  
d e s  G e b ie te s  f ü r  d e n  A r te n s c h u tz  h e u te .

•  R IC H A R Z  K la u s : E r fo lg re ic h e  U m s ie d e lu n g  e in e r  W o c h e n ­
s tu b e n k o lo n ie  d e r  K le in e n  H u fe is e n n a s e  (Rhinolophus  
hipposideros) -  Z u m  a k tu e l le n 'S ta tu s  d e r  A r t  in  B a y e rn .

•  K R U G  B e t t in a :  W ie  s ta r k  s in d  u n s e r e  e in h e im is c h e n  
F le d e rm ä u s e  m it  c h lo r ie r te n  K o h le n w a s s e rs to f f -P e s t iz i­
d e n  b e la s te t?

•  K A D L U B O W S K A  J o h a n n a ;  M IC H L E R  G ü n th e r :  P a lö k o ­
lo g is c h e  U n te rs u c h u n g e n  a n  S e d im e n tk e rn e n  a u s  d e m  
R a c h e ls e e  (B a y e r is c h e r  W a ld ) .

•  M A H N  D e tle f; F IS C H LE R  A n to n :  D ie  B e d e u tu n g  d e r  B io ­
lo g is c h e n  L a n d w ir ts c h a f t  f ü r  d e n  N a tu rs c h u tz  im  G rü n ­
la n d .

•  H U N D S D O R F E R  M a r t in :  D u rc h fü h ru n g  v o n  M a ß n a h m e n  
d e s  N a tu rs c h u tz e s  u n d  d e r  L a n d s c h a fts p f le g e .

•  H E IS S  R a in e r ; R IT S C H E L -K A N D E L  G a b r ie le :  Ü b e r le g u n ­
g e n  zu  e in e r  Z ie lk o n z e p t io n  d e s  N a tu rs c h u tz e s  f ü r  d a s  
N S G  » G r a in b e r g - K o lb e n s te in «  u n d  U m g e b u n g  (R a u m  
K a r ls ta d t,  L k r. M a in -S p e s s a r t ) .

•  S T Ö C K L E IN  B e rn d : P ro b le m e  d e s  N a tu rs c h u tz e s  u n d  d e r  
L a n d s c h a fts p f le g e  in  d e r  R e g io n  13 -  L a n d s h u t.

•  S C H U L T E  H e in z : D ie  G e w ä s s e r  d e r  R e g io n  13 -  L a n d s h u t 
u n d  ih re  P ro b le m e .

•  B U R M E IS T E R  E rn s t -G e rh a rd : N a tu rv e rs tä n d n is  u n d  N a ­
tu r s c h u t z -  e in  e rz ie h e r is c h e s  P ro b le m .

•  V e r a n s ta l tu n g s s p ie g e l  d e r  A N L  im  J a h r  1 9 8 8  m i t  d e n  
E rg e b n is s e n  d e r  S e m in a re .
F o rs c h u n g s tä t ig k e it  d e r  A N L .

FORTSETZUNG; Heft 13 (1989)

H e f t  1 4  (1 9 9 0 )

•  E R B R IC H  P a u l S J :  N a tu r -  u n d  U m w e l t e r z ie h u n g  a ls  
A s p e k te  d e s  R e l ig i o n s u n t e r r i c h t s  -  P h i lo s o p h is c h e  
G ru n d ü b e r le g u n g e n  z u m  T h e m a .

•  G O T T S T E IN  K la u s : Z u k u n f ts p e r s p e k t iv e n  d e r  In d u s t r ie ­
g e s e lls c h a ft .

•  M A N U L A T  B e r n d  M . :  D ie  v e r s u c h t e  L a n d k a r te !  D a s  
» g re n z e n lo s e «  V e rs a g e n  d e r  in te r n a t io n a le n  U m w e l t ­
p o l i t ik ?  E in e  B e u r te i lu n g  a u s  p o l i t i k w is s e n s c h a f t l ic h e r  
S ic h t.

•  S C H U L Z  W o l f g a n g :  H e u t ig e s  N a tu r v e r s tä n d n is :  Z w i ­
s c h e n  R o u s s e a u s c h e r  N a t u r r o m a n t ik  u n d  M a r lb o r o -  
A b e n te u e r .

•  K N A U E R  N o rb e r :  P r o d u k t io n s la n d s c h a f te n  u n d  P ro te k ­
t io n s la n d s c h a f te n  im  J a h re  2 050 .

•  B L Ä T T L E R  R e g in e ; B A U M H A U E R  R o la n d ;  H A G E D O R N  
H o rs t: N a tu rk a ta s tro p h e n  -  U n w e t te re re ig n is s e  1987 u n d  
1 988  im  S tu b a ita l.

•  F o rs c h u n g s k o n z e p t d e r  A N L .
•  J A N S S E N  A n k e a :  T r a n s e k tk a r t ie r u n g  d e r  p o te n t ie l le n  

n a tü r l ic h e n  V e g e ta t io n  in  B a y e rn  -  E r lä u te r u n g e n  z u r  
A r b e i t s m e th o d ik ,  z u m  S ta n d  d e r  B e a r b e itu n g  u n d  z u r  
A n w e n d u n g  d e r  E rg e b n is s e .

•  M Ü H L E N B E R G  M ic h a e l :  L a n g z e i tb e o b a c h tu n g e n  f ü r  
N a tu r s c h u tz  -  F a u n is t is c h e  E r h e b u n g s -  u n d  B e w e r ­
tu n g s v e r fa h re n .

•  S C H N E ID E R  K a t r in :  F lo r is t is c h e  U n te r s u c h u n g e n  d e s  
S ie d lu n g s g r ü n s  in  v ie r  D ö r fe rn  d e s  K re is e s  N e u s tre l i tz  
(M e c k le n b u rg ) .

•  B U R M E IS T E R  E r n s t - G e r h a r d :  D ie  a q u a t is c h e  M a k r o ­
in v e r te b ra te n fa u n a  d e s  M ü n d u n g s g e b ie te s  d e s  Le ch  u n d  
d e r  A u e n  d e r  D o n a u  v o n  d e r  L e c h m ü n d u n g  b is  M a n c h in g  
(B a y e rn ).

•  B R Ä U  E lis a b e th : L ib e l le n v o rk o m m e n  a n  S t i l lg e w ä s s e rn : 
A b h ä n g ig k e i t  d e r  A r te n z a h l v o n  G rö ß e  u n d  S tru k tu r .

•  L E N Z  E d m u n d ;  Z IM M E R M A N N  M ic h a e l :  D ie  J u g e n d ­
s te rb l ic h k e it  b e im  W e iß s to rc h .

•  S E M M L E R  M a r t in a : N e s t l in g s v e r lu s te  b e im  W e iß s to rc h  -  
D a rs te llu n g  d e r  P ro b le m e  a u s  d e r  S ic h t  d e s  LBV.

•  W A S S M A N N  R a lf: D e r  P iro l -  Z u r  B io lo g ie  d e s  » V o g e l 
d e s  J a h re s  1990«.

•  W E R N E R  S a b in e : U n te rs u c h u n g e n  z u m  V o rk o m m e n  d e s  
P iro ls  in  d e n  A u w ä ld e rn  d e r  S a lza ch  z w is c h e n  F re ila s s in g  
u n d  B u rg h a u s e n .

•  U T S C H IC K  H a n s : M ö g l ic h k e i te n  d e s  V o g e ls c h u tz e s  im  
W ir ts c h a f ts w a ld .

•  B A IE R  H e rm a n n : D ie  S itu a t io n  d e r  A u w ä ld e r  a n  B a y e rn s  
F lü s s e n .

•  REIF A lb e r t ;  A U L IG  G ü n th e r :  N e u p f la n z u n g  v o n  F jecken  
im  R a h m e n  v o n  F lu r b e r e in ig u n g s m a ß n a h m e n :  Ö k o lo ­
g is c h e  V o r a u s s e tz u n g e n ,  h is to r is c h e  E n tw ic k lu n g  d e r  
P f la n z k o n z e p te  s o w ie  E n tw ic k lu n g  d e r  V e g e ta t io n  g e ­
p f la n z te r  H e cke n .

•  V e ra n s ta ltu n g s s p ie g e l d e r  A N L  im  J a h re  1 989  m i t  d e n  
E rg e b n is s e n  d e r  S e m in a re .
F o rs c h u n g s tä t ig k e it  d e r  A N L .

H e f t  1 5  (1 9 9 1 )

•  W E IN Z IE R L  H u b e r t :  N a tu rs c h u tz v e rb ä n d e  a ls  L o b b y  d e r  
U m w e ltp o l i t ik .

•  K LE IN E  H a n s -D ie te r : E rg e b n is s e  d e r  Z u s ta n d s e r fa s s u n g  
a u s  177 a u ß e ra lp in e n  N S G  in  B a y e rn .

•  R IT S C H E L -K A N D E L  G a b r ie le  e t  a l. :  D ie  D r e ig l ie d e r u n g  
d e s  L e b e n s r a u m k o m p le x e s  M a g e r -  u n d  T r o c k e n ­
s ta n d o r te  in  U n te r fra n k e n .

•  A C H T Z IG E R  R o la n d : Z u r  W a n z e n -  u n d  Z ik a d e n fa u n a  d e r  
S a u m b io to p e  F ra n k e n s  -  E in e  fa u n is t is c h e  A n a ly s e  a ls  
G ru n d la g e  e in e r  n a tu rs c h u tz fa c h lic h e n  E in s c h ä tz u n g .

•  W IE S IN G E R  K la u s ;  O T T E  A n n e t te :  E x te n s iv  g e n u tz te  
O b s ta n la g e n  in  d e r  G e m e in d e  N e u b e u e rn /In n  -  B a u m b e ­
s ta n d . V e g e ta t io n  u n d  F a u n a  e in e r  t r a d it io n e l le n ,  b ä u e r ­
lic h e n  N u tz u n g .

•  G R A U V O G L  M ic h a e l:  A r te n s c h u tz  v o n  W a s s e r in s e k te n . 
D e r  B e itra g  v o n  G a r te n te ic h e n .

•  B U R M E IS T E R  E rn s t -G e rh a rd : D ie  F a u n a  a q u a t is c h e r  In ­
s e k te n  a u s g e w ä h lte r  K le in g e w ä s s e r  im  Is a re in z u g s g e b ie t  
n ö r d l ic h  L a n d s h u t  ( N ie d e r b a y e r n )  u n te r  E in b e z ie h u n g  
w e ite re r  M a k ro in v e r te b ra te n g ru p p e n .

•  R E IC H E L  D ie tm a r :  N a tu rs c h u tz  u n d  T e ic h w ir ts c h a f t  im  
S p a n n u n g s fe ld .

•  S C H O L L  G ü n te r :  D ie  B e d e u tu n g  n a tu r n a h e r  T e ic h e  fü r  
d ie  T ie rw e lt .

•  G E L D H A U S E R  F ra n z : D ie  ö k o n o m is c h e  S i tu a t io n  d e r  
T e ic h w ir ts c h a f t  h e u te .

•  J O D L  O tto :  T e ic h w ir ts c h a f t  u n d  N a tu rs c h u tz  -  L ö s u n g s ­
a n s ä tz e  u n d  P e rs p e k tiv e n  a u s  d e r  S ic h t  d e r  N a tu rs c h u tz ­
b e h ö rd e .

•  K L U P P  R .: F is c h e re i l ic h e r  A r te n s c h u tz  in  d e r  P ra x is  d e r 
F is c h e re ifa c h  b e ra tu n g .

•  K R A M E R  S te fa n : D ie  S itu a t io n  d e s  W a n d e r fa lk e n  (Fa lco  
p e re g r in u s )  in  B a y e rn  -  B e s ta n d e n tw ic k lu n g , P o p u la t io n s ­
ö k o lo g ie ,  S c h u tz k o n z e p t.

•  F L E C K E N S T E IN  K u r t ;  R H IE M  W a lte r :  W a ld ü b e rs p a n n u n g  
v e r s u s  W a ld d u r c h q u e r u n g  -  Ö k o lo g is c h e  u n d  la n d ­
s c h a fts p f le g e r is c h e  A s p e k te  im  F re ile itu n g s b a u .

•  F L E C K E N S T E IN  K u r t ;  R H IE M  W a lte r :  V e r fa h re n  z u r  B e ­
s t im m u n g  v o n  A u s g le ic h s le is tu n g e n  n a c h  d e m  N a tu r ­
s c h u tz g e s e tz  b e i d e r  R e a lis ie ru n g  v o n  H o c h s p a n n u n g s ­
fe rn le itu n g e n  u n te rs c h ie d l ic h e r  S p a n n u n g s e b e n e n .

•  S C H R E IN E R  J o h a n n ;  Z W E C K L  J o h a n n :  D ie  ö k o lo g is c h e  
L e h r-  u n d  F o rs c h u n g s s ta t io n  d e r  A N L  in  L a u fe n -S tra ß .

•  F o rs c h u n g  a n  d e r  A N L .
•  V e ra n s ta ltu n g s s p ie g e l d e r  A N L .

H e f t  1 6  (1 9 9 2 )
S e m in a rth e m e n  und G ru n d s a tz fra qen

•  B A T Z N E R , E rh ä rt: G e s c h ic h te  d e s  N a tu r- und U m w e ltsch u t­
zes.

•  B IL L M A V E R , F ra n z : K u n s t u nd  N a tu r e in  W id e rsp ru ch !
•  K IE R M E IE R , P e te r: G a rte n  o h n e  E xo te n  kö n n te  m an  m it der 

N a tu r ve rw e c h s e ln .
•  L IE D T K E , M a x : G ru n d le g e n d e  T h e s e n  z u r  Ö ko lo g ie  und zu r 

U m w e lte rz ie h u n g .
•  D A N Z , W a lte r: U m w e ltb ild u n g  a ls  V e rfa s s u n g s a u ftra g .
•  K O S C H E L , G o ttfr ie d : A s p e k te  fü r  d ie  E rm itt lu n g  von  G ru n d ­

w a s s e re in z u g s g e b ie te n  und d ie  F e s tle g u n g  v o n  T rin k w a s s e r­
s c h u tzg e b ie te n .

•  W A G N E R , R ü d ig e r: F lie ß g e w ä sse r, e tw a s  a n d e re  Ö ko s ys te ­
m e.

•  S C H E R N E R , U w e : N a tu rs c h u tz  u nd  T a u c h e n  im  S üß w asse r.
•  H A D A M IT Z K Y , E m il: Ö k o lo g is c h e  W irts c h a fts p o lit ik  im  R ah­

m e n  d e r  M a rk tw irtsch a ft.
•  Z U N D E L , S te fa n : D ie  ö k o lo g is c h e  D im e n s io n  in W irtsc h a ft 

u nd  P o litik .
•  L A U F F , R u d o lf: In te rn a tio n a lis ie ru n g  d e s  Ü m w e ltsch u tzm a - 

n a g e m e n ts  a ls  W a c h s tu m s v o ra u s s e tz u n g .
•  W IE D E M A N N , G e o rg : C h a n c e n  e in e r u m w e ltb e w u ß te n  U n­

te rn e h m e n s fü h ru n g .
•  A IG N E R , R u p e rt: U m w e ltb e ra te r fü r  d a s  „Ö k o -C h e c k "  des 

B e trie b e s  n u tz e n -n e u e s  B e ra tu n g s p ro g ra m m  in B aye rn .
•  K L E M IS C H , H e rb e rt: B e tr ie b s p o rtra its  e rfo lg re ic h e r ö k o lo g i­

sc h e r K le in u n te rn e h m e n .
•  S P A N D A U , L u tz  u nd  H E IL M A IE R , G e rh a rd : K o n z e p tio n  e ine r 

B e tr ie b s g e s e lls c h a ft fü r  d a s  B io s p h ä re n re s e rv a t S p re e w a ld .
•  T A R T A R I, T e k i: N a tu rs c h u tz  in A lb a n ie n .
•  G E O R G IE V , P aw e l: H e ra u s fo rd e ru n g  d e s  ö k o lo g is c h e n  U m ­

b ru ch s  in B u lg a rie n .
•  D R A G A N O V IC , E u g e n : N a tu rs c h u tz  u nd  d ie  P ra x is  in K roa ­

tien .
•  S K O B E R N E , P e te r: N a tu rs c h u tz  in S lo w e n ie n . 

F o rs c h u n g s a rb e ite n

•  R IC H E R T , E lke  und R E IF , A lb e rt: V e g e ta tio n , S ta n d o rte  und 
P fle g e  d e r W a ld m ä n te l und  W a ld a u ß e n s ä u m e  im  sü d w e s tli­
ch e n  M itte lfra n ke n , s o w ie  K o n z e p te  z u r N e u a n la g e .

•  G E R S T M E IE R , R o la n d : U n te rs u c h u n g e n  d e r F isch b e s tä n d e  
im  B e re ich  d e r  Is a rs ta u s tu fe  L a nd au .

•  M Ü L L E R , N o rb e rt, et. a l: A u s w irk u n g e n  u n te rs c h ie d lic h e r 
F lu ß b a u m a ß n a h m e n  a u f d ie  A u e n v e g e ta tio n  a m  Lech .

•  R E B H A N , H e rb e rt: B e s ie d lu n g  o b e r frä n k is c h e r F lu g p lä tze  
und a u s g e s u c h te r V e rg le ic h s fa u n a  m it L a u fkä fe rn  (C o le ó p te ­
ra: C a ra b id a e ).

•  G E R S T M E IE R , R o la n d ; L U X -E N D R IC H , A s trid ; B U R M E I­
S T E R , E rn s t-G .: L ite ra tu rv e rg le ic h  v o n  B e s ta n d se rh e b u n g e n  
a u s g e w ä h lte r te rre s tr is c h e r A r th ro p o d e n g ru p p e n  z u r  B io to p ­
g ü te b e s tim m u n g .

A N L -N a c h r ic h te n

•  K Ö S T L E R , E ve lin ; F L U H R -M E Y E R , G e rti; JE H L E , Jo h a n n e s : 
B ib lio g ra p h ie : V e rö ffe n tlic h u n g e n  d e r A N L  1991.

•  V e ra n s ta ltu n g s s p ie g e l d e r A N L  im  J a h re  1991 m it de n  E rg e b ­
n isse n  d e r  S e m in a re .

•  F o rs c h u n g s v e rg a b e  d e r  A N L .
•  M itg lie d e r d e s  P rä s id iu m s  u nd  P e rso n a l d e r A N L .

H e f t  1 7  (1 9 9 3 )
S e m in a rth e m e n  und G ru n d s a tz fra q en

•  H E IL A N D , S te fa n : „W a s  h e iß t d e n n  s ch o n  N a tu r? "
•  Z E T T L E R , L o th a r: Ü b e r le g u n g e n  zum  W a n d e l v o n  D o rf und 

L a n d sch a ft.
•  JE S S E L , B e a te : Z u m  V e rh ä ltn is  vo n  Ä s th e tik  u nd  Ö ko lo g ie  bei 

d e r P la n u n g  u nd  G e s ta ltu n g  v o n  L a n d sch a ft.
•  G A R E IS -G R A H M A N N , F id e lis -J .: B e u rte ilu n g  d e s  L a n d ­

s c h a fts b ild e s  be i lin ie n fö rm ig e n  V o rh a b e n  -  B e isp ie l S tra ß e n ­
bau .

FORTSETZUNG: Heft 15 (1991)
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•  O T T , H u b e rtu s : B e u r te ilu n g  d e s  L a n d s c h a fts b ild e s  be i p u n k t­
fö rm ig e n  V o rh a b e n  -  B e isp ie l W in d k ra fta n la g e n  un d  S e n d e ­
m a sten .

•  N O H L , W e rn e r: A n fo rd e ru n g e n  an  la n d s c h a fts ä s th e tis c h e  U n ­
te rs u c h u n g e n  -  d a rg e s te llt am  B e isp ie l flu ß b a u lic h e r V o rh a ­
ben.

•  O N G Y E R T H , G e rh a rd : E rfa s su n g  u nd  S ch u tz  h is to ris c h e r 
K u ltu rla n d s c h a fts e le m e n te  a ls  A u fg a b e  d e r D e n k m a lp fle g e . 
Z u m  d e n k m a lk u n d lic h e n  A n s a tz  „L a n d s c h a fts m u s e u m "

•  F IS C H E R -H Ü F T L E , P e te r: R e ch tlich e  A s p e k te  be i d e r B e u r­
te ilu n g  des  L a n d sch a fts b ild e s .

•  F IS C H E R -H Ü F T L E , P e te r: R e ch ts fra g e n  d e r E rs ta u ffo rs tu n g  
im  V e rh ä ltn is  zu m  N a tu rsch u tz re c h t.

•  K E IL , W e rn e r: V o g e ls c h la g  -  e in  N a tu rs c h u tz p ro b le m ?
•  W E G N E R , H a n s -A .: D ie  U m w e ltp o lit ik  d e r EG  im  S p a n n u n g s ­

fe ld  zw isch e n  H a rm o n is ie ru n g s z w a n g  und S u b s id ia ritä ts p rin - 
z ip .

•  Z IE R L , H u b e rt: D as  E u ro p a d ip lo m  -  In s tru m e n t lä n d e rü b e r- 
g re lfe n d e r S ch u tz g e b ie ts p o lit ik .

•  K LE IN E , H .-D .: D ie  S c h u tz in h a lte  d e r N a tu rs c h u tz g e b ie te  
B a ye rn s . E in T y p is ie ru n g s v o rs c h la g .

•  M A R T E N S , U w e : Z u r A u s le g u n g  u n b e s tim m te r R e c h ts b e g r if­
fe be i d e r B e g rü n d u n g  d e r S c h u tz w ü rd ig k e it nach  § 13 A bs . 1 
B N a tS ch G  in d e r V e rw a ltu n g sp ra x is .

F o rs c h u n g sa rb e ite n

•  C A R L , M ich a e l: A u tö k o lo g ie  d e r W a n z e n  u nd  Z ika d e n .
•  R U D O L P H , B e rn d -U lric h  e t a l.: B es ta n d  un d  V e rb re itu n g  d e r 

A m p h ib ie n  im  Lkr. F o rch h e im .
•  F L E U T E R , C la u d ia  u nd  M IC K O L E T T , G a b rie le : D ie  T a g fa lte r­

und W id d e rc h e n fa u n a  v e rs c h ie d e n  b e w ir ts c h a fte te r H a lb tro k - 
ke n ra se n  in d e r K a lke ite l (K re is  E u s k irch e n , N o rd rh e in -W e s tf.)

•  B R U C K H A U S , A lfre d : Z u r F a u n e n b e e in flu s s u n g  vo n  T ro c k e n ­
rasen  d u rch  P fle g e - u nd  B e w irtsch a ftu n g sm a ß n a h m e n .

•  S C H W A R Z M E IE R , R a in e r u nd  L E H M A N N , R e in h o ld : E rfa s­
su n g  und B e w e rtu n g  von  N u tz u n g s k o n flik te n  zu r P la n u n g s u n ­
te rs tü tzu n g  und P ro je k tb e w e rtu n g .

•  D E G E N B E C K , M a rtin : Ö k o lo g is c h e s  S a n ie ru n g s k o n z e p t für 
d a s  K ü h b a c h s y s te m  (Lkr. R o tta l- ln n  u nd  La n d sh u t) u n te r b e ­
so n d e re r B e rü c k s ic h tig u n g  d e r L e b e n s ra u m a n s p rü c h e  d e r 
G e m e in e n  F lu ß m u sch e l (U n io  c ra ss u s ).

•  B L A S C H K E , T h o m a s  u nd  K Ö S T L E R , E ve lin : A u fg a b e n  und 
Z ie le  d e r Ö k o s y s te m s tu d ie  S a lz a c h a u e n  u nd  d ie  R o lle  d e s  
G e o g ra p h is c h e n  In fo rm a tio n s s y s te m s  (G IS ).

A N L -N a c h ric h te n

•  K Ö S T L E R , E ve lin ; JA H R S T O R F E R , E lisa b e th  u nd  P R A - 
X E N T H A L E R , H ild e g a rd : B ib lio g ra p h ie : V e rö ffe n tlic h u n g e n  
d e r A N L  1992 .

•  V e ra n s ta ltu n g s s p ie g e l d e r A N L  im  J a h re  1 992  m it d e n  E rg e b ­
n isse n  d e r S e m in a re .

•  F o rs c h u n g s v e rg a b e  d e r A N L .
•  M itg lie d e r d e s  P rä s id iu m s  und K u ra to riu m s ; P e rso n a l d e r 

A N L.

FORTSETZUNG: Heft 17 (1993)

I I B e ih e f t e  z u  d e n  B e r ic h te n

B e ih e fte  e rs c h e in e n  in  u n r e g e lm ä ß ig e r  F o lg e  u n d  b e in ­
h a lte n  d ie  B e a rb e itu n g  e in e s  T h e m e n b e re ic h s .

B e ih e f t  1

H E R IN G E R , J .K .: D ie  E ig e n a r t  d e r  B e rc h te s g a d e n e r  L a n d ­
s c h a f t  -  ih r e  S ic h e r u n g  u n d  P f le g e  a u s  la n d s c h a f ts ö k o ­
lo g is c h e r  S ic h t ,  u n te r  b e s o n d e r e r  B e r ü c k s ic h t ig u n g  d e s  
S ie d lu n g s w e s e n s  u n d  F re m d e n v e rk e h rs .  1981 . 128 S. m it  
129 F o to s . D M 1 7 -

•  Ü b e r b l ic k  ü b e r  d e n  L a n d s c h a f ts ra u m  B e r c h te s g a d e n e r  
L a n d .

•  Ü b e r b l ic k  ü b e r  d ie  la n d s c h a f t l ic h  b e d e u ts a m e n  T e i l ­
b e re ic h e  B e rc h te s g a d e n e r  G e s c h ic h te .

•  B e u r te i lu n g s -  u n d  W e r tu n g s m a ß s ta b  fü r  la n d s c h a ft l ic h e  
E ig e n a r t.

•  E ig e n a r ts trä g e r  -  W e r tu n g ,  S ic h e ru n g  u n d  P fle g e .
•  F r e m d e n v e r k e h r  -  V e r d e r b e n  o d e r  C h a n c e  f ü r  la n d ­

s c h a ft l ic h e  E ig e n a r t.

B e ih e f t  2

P fla n z e n -  u n d  t ie r ö k o lo g is c h e  U n te rs u c h u n g e n  z u r  B A B  
9 0  W o ln z a c h -R e g e n s b u rg .
T e ila b s c h n it t  E ls e n d o r f-S a a lh a u p t.
71 S ., A b b . ,  K tn ., 19 F a r fo to s  D M 2 3 , -

•  K R A U S S , H e in r ic h :  Z u s a m m e n fa s s e n d e  A u s s a g e n  z u m  
G e s a m tv o rh a b e n .
E in z e lb e it rä g e  d e r  G u ta c h te r :

•  K IM M E R L , H a n s : V e r g le ic h e n d e  U n te r s u c h u n g e n  v o n  
G e h ö lz s tru k tu re n .

•  M A D E R , H a n s -J o a c h im :  T ie r ö k o lo g is c h e  U n te r s u c h u n ­
g e n .

•  H E IG L, F ranz  u n d  S C H L E M M E R , R ic h a rd : O rn ith o lo g is c h e  
U n te rs u c h u n g e n .

•  S C H O L L , G ü n te r :  U n te rs u c h u n g e n  z u m  V o rk o m m e n  d e r  
A m p h ib ie n  m i t  V o r s c h lä g e n  f ü r  E r h a l tu n g s -  u n d  A u s ­
g le ic h s m a ß n a h m e n .

•  S T U B B E M A N N , H a n s  N ik o la u s : A ra c h n o lo g is c h e  U n te r ­
s u c h u n g e n .

B e s ta n d s a u fn a h m e n  u n d  B e o b a c h tu n g s f lä c h e n  
a n lä ß lic h  v o n  T ra s s e n b e g e h u n g e n  a m  7. u n d  8 .8 .1 9 7 9 :

•  Z IE L O N K O W S K I, W o lfg a n g :  V e g e ta t io n s k u n d l ic h e  B e ­
s ta n d s a u fn a h m e n .

•  Z o o lo g is c h e  B e o b a c h tu n g e n .

B e ih e f t  3

S C H U L Z E , E .-D . e t  a l. :  D ie  p f la n z e n ö k o lo g is c h e  B e d e u ­
tu n g  u n d  B e w e r tu n g  v o n  H e cke n .
= B e ih e ft  3 , T . 1 zu d e n  B e r ic h te n  d e r  A N L . D M  3 7 ,-

G e g e n s ta n d  u n d  U m fa n g  d e s  F o rs c h u n g s a u ftra g s  ■ S trä u -  
c h e r  in  d e r  n a tü r l ic h e n  u n d  a n th r o p o g e n  b e e in f lu ß te n  
V e g e ta t io n  M it te le u ro p a s  K o h le n s to f fh a u s h a lt ,  W a c h s ­
tu m  u n d  W u c h s fo rm  v o n  H o lz g e w ä c h s e n  im  K o n k u r re n z ­
g e fü g e  e in e s  H e c k e n s ta n d o r te s ,  D is s .  v o n  M a n f r e d  
K ü p p e rs  D ie  Ö k o lo g ie  w ic h t ig e r  H o lz a r te n  d e r  H e cke n  
D ie  B e z ie h u n g  v o n  H ecke n  u n d  A c k e rra in e n  zu ih re m  U m ­
la n d  D ie  B e w e r tu n g  d e r  n o rd b a y e r is c h e n  H e c k e n  a u s  
b o ta n is c h e r  S ic h t A u to re n :  E rn s t -D e t le f  S c h u lz e , A lb e r t  
R e if u n te r  M ita r b e i t  v o n  C h r is to p h  K n o p  u n d  K a th a r in a  
Z a h n e r .

Z W Ö L F E R , H. e t  a l.: D ie  t ie rö k o lo g is c h e  B e d e u tu n g  u n d  
B e w e r tu n g  v o n  H e cke n .
=  B e ih e ft  3 , T . 2 zu d e n  B e r ic h te n  d e r  A N L . D M  3 6 ,-

Z ie le  u n d  G ru n d la g e n  d e r  A r b e it  W is s e n s c h a ft l ic h e  E r­
g e b n is s e  S c h lu ß fo lg e r u n g e n  f ü r  d ie  P ra x is  d e r  L a n d ­
s c h a f ts p f le g e  u n d  f ü r  d e n  in te g r ie r te n  P f la n z e n s c h u tz  
K o n ta k te  zu  a n d e re n  In s t i tu t io n e n  • E rg e b n is s e  d e s  K lo p f-  
p r o b e n - P r o g r a m m e s  Z u r  P h ä n o lo g ie  a u s g e w ä h l te r  
A r th r o p o d e n g r u p p e n  d e r  H e cke  D ie  E r fa s s u n g  v o n  Le- 
p id o p te re n -L a rv e n  a n  S c h le h e  u n d  W e iß d o r n  E in f lu ß  
d e s  A lte rs  a u f  d e r  r ä u m lic h e n  V e r te i lu n g  v o n  W e iß d o r n ­
b ü s c h e n  a u f  P h y to p h a g e  u n d  ih re  P a ra s ite n  • E in f lu ß  v o n  
A l te r  u n d  rä u m l ic h e r  V e r te i lu n g  v o n  W ild ro s e n  a u f  d e n  
W ic k le r  N o to c e lia  ro b o ra n a  D .& S . u n d  s e in e  P a ra s ite n  
Z u r  P o p u la t io n s ö k o lo g ie  e in ig e r  In s e k te n  a u f  W i ld ro s e n  •
U n te r s u c h u n g e n  z u m  V e r h a l te n ,  z u r  B io lo g ie  u n d  z u r  
P o p u la t io n s d y n a m ik  v o n  Y p o n o m e u ta  p a d e llu s  a u f  d e r  
S c h le h e  F a u n is t is c h -ö k o lo g is c h e  A n a ly s e  a u s g e w ä h lte r  
A r th ro p o d ^ n -G ru p p e n  U n te rs u c h u n g e n  z u m  B r u tv o g e l­
b e s ta n d  v e r s c h ie d e n e r  H e c k e n g e b ie te  -  W i ld s p u r e n ­
d ic h te  u n d  W ild v e r b iß  im  H e c k e n b e re ic h  A n a ly s e  d e s  
B la t t - B io m a s s e - K o n s u m s  a n  S c h le h e ,  W e iß d o r n  u n d  
W ild ro s e  d u rc h  p h o to p h a g e  In s e k te n  B e g r ü n d u n g  d e r  
B e w e r tu n g s z a h le n  f ü r  H e c k e n g e h ö lz a r te n  A u s  K le in ­
s c h m e t te r l in g e n  in  H e c k e n  g e z o g e n e  P a ra s ito id e n a r te n  
( T a b e lle n )  H e c k e n p f la n z e n  a ls  W ir te  la n d w ir t s c h a f t ­
l ic h e r  S c h a d o r g a n is m e n  (T a b e lle n )  A u to r e n :  H e lm u t  
Z w ö lfe r ,  G e rh a rd  B a u e r, G e rd  H e u s in g e r  u.a .

FORTSETZUNG: Beiheft 2

B e ih e f t  4

Z A H L H E IM E R , W .: A r te n s c h u tz g e m ä ß e  D o k u m e n ta t io n  
u n d  B e w e r tu n g  f lo r is t is c h e r  S a c h v e rh a lte  -  A l lg e m e in e r  
T e i l  e in e r  S tu d ie  z u r  G e fä ß p f la n z e n f lo r a  u n d  ih r e r  G e ­
fä h r d u n g  im  J u n g m o r ä n e n g e b ie t  d e s  In n - V o r la n d - G le t -  
s c h e r  (O b e r b a y e r n ) .  1 43  S ., 9 7  A b b .  u n d  H i l f s k ä r tc h e n ,  
z a h lr . T a b ., m e h re re  S W -F o to s . D M  21 ,—

•  F lo r is t is c h e  K a r t ie ru n g s p ro je k te  a u s  d e r  P e rs p e k tiv e  d e s  
p ra k t is c h e n  A r te n s c h u tz e s  E r fa s s u n g  d e r  B e s ta n d e s ­
g r ö ß e  E r fa s s u n g  d e r  P f la n z e n m e n g e  V e r te i lu n g s a s ­
p e k te  ( V e r te i lu n g s f lä c h e )  F lo r is t is c h e  G e lä n d e a rb e it  
F lä c h e n d e c k e n d e  f lo r is t is c h e  B e s ta n d s a u fn a h m e  B io ­
to p k a r t ie r u n g  A l te r n a t iv e  D o k u m e n ta t io n s w e is e  b o ta ­
n is c h  w e r t v o l le r  F lä c h e n  F lo r is t is c h e  B e s ta n d e s k a r te n  
( B e s ta n d e s g r ö ß e n - R a s te r k a r te  m it  S t r ic h l is te ,  B e s ta n -  
d e s -P u n k t-K a r te n )  D as  R in g s e g m e n t-V e r fa h re n  z u r  n u ­
m e r is c h e n  B e w e r tu n g  d e r  s u b r e g io n a le n  A r te n s c h u tz ­
re le v a n z  a r tg le ic h e r  P o p u la t io n  » L o k a lis a t io n s w e r t«  
B e w e r tu n g s k o m p o n e n te n  F u n d o r ts la g e  im  A re a l u n d  
s u b re g io n a le  A re a lg rö ß e  G e b ra u c h  v o n  R in g s e g m e n t-  
S c h a b lo n e n  B e s ta n d e s g rö ß e n fa k to re n  u n d  B e s ta n d e s ­
g r ö ß e n k la s s e n  » U m fe ld b e z o g e n e r  B e s ta n d e s w e r t« -  
E D V -g e m ä ß e  V a r ia n te  d e s  R in g s e g m e n tv e r fa h r e n s  
K o n s t r u k t io n  m in im a le r  S tü t z p u n k t - V e r b u n d s y s te m e  
f ü r  a r te n s c h u tz r e le v a n te  P f la n z e n  V e r g le ic h e n d e  n u ­
m e r is c h e  B e w e r tu n g  v o n  B e s tä n d e n  v e rs c h ie d e n e r  T a x a  
n a c h  d e n  ü b e r re g io n a le n ,  re g io n a le n  u n d  s u b re g io n a le n  
V e rh ä ltn is s e n  B e w e r tu n g  d e r  G e fä h rd u n g  n a c h  R o te n  
L a n d e s lis te n  E r g ä n z u n g s k r i te r iu m  A n le i t u n g  z u r  E r­
m it t lu n g  d e s  » R e g io n a le r  G e fä h rd u n g s w e r t«  » P o p u la ­
t io n s s p e z if is c h e r  A r te n s c h u tz w e r t«  B e z u g s q u a d ra t-V e r ­
fa h r e n  z u r  n u m e r is c h e n  B e w e r tu n g  v o n  S ip p e n  u n d  
P f la n z e n b e s tä n d e n  n a c h  d e r  lo k a le n  A r te n s c h u tz r e le ­
v a n z  » L o k a le  G e fä h r d u n g s z a h l«  E D V -g a m ä ß e s  B e ­
w e r tu n g s v e r fa h r e n  f ü r  P f la n z e n b e s tä n d e  A n m e r k u n ­
g e n  z u r  B e h a n d lu n g  v e g e ta t io n s k u n d lic h e r  A s p e k te  b e i 
n a tu r s c h u tz o r ie n t ie r te n  G e b ie ts b e w e r tu n g e n  F lo r is t i ­
s c h e  S a c h v e r h a lte  P f la n z e n g e s e lls c h a f ts -E b e n e  V e ­
g e ta t io n s k o m p le x e  Z u s a m m e n fa s s u n g  L ite ra tu r  A n ­
h a n g  ( A r b e i t s b e g r i f f e ,  V e r b r e i t u n g s -  b z w . B e s ta n d e s ­
k a rte n ).

B e ih e f t  5

E N G E L H A R D T , W .;  O B E R G R U B E R , R. u n d  R E IC H H O L F , 
J .: L e b e n s b e d in g u n g e n  d e s  e u ro p ä is c h e n  F e ld h a s e n  (L e p u s  
e u ro p a e u s )  In  d e r  K u l tu r la n d s c h a f t  u n d  . ih re  W ir k u n g e n  
a u f  P h y s io lo g ie  u n d  V e rh a lte n . D M  2 8 ,-

•  O rg a n is a t io n  u n d  G ru n d la g e n  d e s  F o rs c h u n g s a u ftra g e s  • 
F o rs c h u n g s z ie l F o rs c h u n g s m e th o d e n  F o rs c h u n g s g e ­
b ie te  P ro je k te rg e b n is s e  R ü c k s ta n d s a n a ly s e n  M a g e n ­
in h a ls a n a ly s e n  F r e i la n d b e o b a c h tu n g e n  A u s w e r tu n g  
b a y r is c h e r  J a g d s tr e c k e n - S ta t is t ik e n  S t r a ß e n v e r k e h r s ­
v e r lu s te  P o p u la t io n s d y n a m ik  In te r p r e ta t io n  d e r  E r­
g e b n is s e  R e g io n a le  u n d  ü b e r r e g io n a le  B e s ta n d e s e n t­
w ic k lu n g  P o p u la t io n s ö k o lo g is c h e s  M o d e l l  R e la t iv e  
W irk u n g  d e r  E in z e lfa k to re n  • P ro g n o s e n  u n d  V o rs c h lä g e  • 
A n h a n g :  T a b e lle n ,  K a r te n , L ite ra tu ra n g a b e n  A u to r e n :  
P ro f. D r. W o lfg a n g  E n g e lh a rd t ,  R o la n d  O b e rg ru b e r ,  D r. 
J o s e f  R e ic h h o lf .

FORTSETZUNG: Beiheft 5

B e ih e f t  6

M E L Z E R , A „  M IC H L E R , G . e t  a l. :  Ö k o lo g is c h e  U n te r ­
s u c h u n g e n  a n  s ü d b a y e r is c h e n  S e e n . 171 S ., 6 8  V e r b r e i­
tu n g s k ä r tc h e n ,  46  G ra p h ik e n , z a h lr . T a b . D M  2 0 ,-

•  M E LZ E R  A r n u l f ,  H A R L A C H E R  R a im u n d  u n d  V O G T  E lise : 
V e r b r e i t u n g  u n d  Ö k o lo g ie  m a k r o p h y t is c h e r  W a s s e r ­
p f la n z e n  In  50  b a y e r is c h e n  S ee.

•  M IC H L E R  G ü n th e r :  T e m p e ra tu r -  u n d  S a u e rs to f fm e s s u n ­
g e n  a n  3 2  s ü d b a y e r is c h e n  S e e n  z u r  Z e i t  d e r  H o m o -  
t h e r m ie p h a s e  im  F r ü h ja h r  1 9 8 4  u n d  z u r  S o m m e r ­
s ta g n a t io n  im  A u g u s t  1984.

•  G lo s s a r  (4 S.).

B e ih e f t  7

F O E C K LE R  F ra n c is : C h ra k te r is ie ru n g  u n d  B e w e r tu n g  v o n  
A u g e w ä s s e rn  d e s  D o n a u ra u m e s  S tra u b in g  d u rc h  W a s s e r ­
m o l l u s k e n g e s e l l s c h a f t e n .  1 4 9  S .,  5 8  V e r b r e i t e r u n g s ­
k ä r tc h e n , z a h lr . T a b . u. G ra p h ik e n , 13 F a rb fo to s .  D M  2 7 ,-

•  E in le itu n g  M e th o d ik  • D a s  U n te rs u c h u n g s g e b ie t  • E rg e b ­
n is s e : B io to p b e s c h r e ib u n g  D ie  W a s s e rm o llu s k e n a r te n  
W a s s e r m o l lu s k e n g e s e l ls c h a f te n  a ls  » B e w e r tu n g s k r i t e ­
r iu m «  v o n  A u g e w ä s s e rn  ö k o lo g is c h e  M o d e lle  M a la k o lo -  
g ls c h e  G e w ä s s e r ty p is ie ru n g  u n d  B e w e r tu n g  D is k u s s io n : 

W a s s e r m o llu s k e n g e s e lls c h a f te n  a ls  B io in d ik a to r e n  u n d  
M e th o d e n k r i t i k .  D ie  m a la k o lo g is c h e  G e w ä s s e r ty p is ie ­
ru n g . D ie  R e k o n s tru k t io n  u n d  V e r fo lg u n g  v o n  S u k z e s s io ­
n e n  im  e v o lu t iv e n  P ro z e ß  m it  W a s s e r m o l lu s k e n g e s e l l ­
s c h a fte n  u n d  d ie  B e w e r tu n g  v o n  A u g e w ä s s e rn  • P e rs p e k ­
t iv e n  • Z u s a m m e n fa s s u n g  • L ite ra tu rv e rz e ic h n is  • A n h a n g : 
S y s te m a t is c h e s  V e rz e ic h n is  d e r  n a c h g e w ie s e n e n  W a s ­
s e rm o llu s k e n a r te n . V e rb re itu n g s k a r te n  d e r  n a c h g e w ie s e ­
n e n  W a s s e rm o llu s k e n a r te n  • L is te  d e r  A b k ü rz u n g e n

B e ih e f t  8

P A S S A R G E , H a rro :  A v iz ö n o s e n  in  M it te le u ro p a .  128 S „  
15 V e r b r e i tu n g s k a r te n ,  3 8  T a b . ,  R e g is te r  d e r  A r te n  u n d  
Z ö n o s e n . D M  18,—

•  A : Z u r  E in fü h ru n g  • B: A v iz ö n o s e n  d e r  K le in v ö g e l:  P ie p e r-  
L e rc h e n -G e m e in s c h a f te n ;  R o h ra m m e r-R o h rs ä g e r -G e m .,  
W ü r g e r - G r a s m ü c k e n - G e m . ,  M e is e n - B u c h f in k e n - G e m . ;  
R o ts c h w a n z -S p e r l in g -G e m ., S e g le r -S c h w a lb e n -G e m .;  C: 
A v iz ö n o s e n  g rö ß e re r  V ö g e l: E n te n a r t ig e  S c h w im m v o g e l -  
G e m ., S e e s c h w a lb e n -M ö w e n -G e m .,  S c h n e p fe n -K ie b itz -  
G e m . ,  S t o r c h - R e ih e r - G e m . ,  K u c k u c k - T a u b e n - G e m . ,  
S p e c h t - G e m . ,  K r ä h e n v o g e l - G e m . ,  G r e i f v o g e l - G e m . ,  
E u le n - G e m . ;  D : Z u s a m m e n fa s s e n d e  D a r s te l lu n g  u n d  
A u s b lic k :  A y iz ö n ö k o lo g is c h e  M o s a ik k o m p le x e  S y n ta x o -  
n o m is c h e  Ü b e rs ic h t :  A n g e w a n d te  A v iz ö n o lo g ie .  E: R e ­
g is te r te i l :  L ite ra tu r .  E r lä u te ru n g  d e u ts c h e r  V o g e ln a m e n ­
k ü rz e l.  A b b i ld u n g e n  (V e r b r e i tu n g s k a r te n ) .  V e rz e ic h n is  
d e r  A r t -  u n d  G e m e in s c h a f ts n a m e n .

B e ih e f t  9

K Ö S T L E R , E ve lin  und K R O G O L L , B ä rb e l: A u s w irk u n g e n  von  
a n th ro p o g e n e n  N u tzu n g e n  im  B e rg la n d  -  Z um  E in flu ß  d e r 
S c h a fb e w e id u n g  (E ine  L ite ra tu rs tu d ie ). 74  S ., 10 A b b ., 3 2  Tab.

D M  1 2 . -
•  E in le itu n g  B e d e u tu n g  u nd  D u rch fü h ru n g  d e r S c h a fb e w e i­

d u n g : G e s c h ic h tlic h e  E n tw ick lu n g  • B e tr ie b s w ir ts c h a ftlic h e  B e ­
d e u tu n g  W e id e b e trie b  S ch a fra sse n  und ih re  E ig n u n g  fü r 
ve rs c h ie d e n e  H a ltu n g s fo rm e n  E in flu ß fa k to re n  d e r S c h a fb e ­
w e id u n g : F raß  T r it t  ■ S c h a fd u n g  • A u s w irk u n g e n  d e r S c h a fb e ­
w e id u n g  im  G e b irg e : E in flu ß  a u f E ro s io n , L a w in e n tä tig k e it und 
S te in sch la g  E in flu ß  a u f d ie  N u tzb a rke it u nd  L e is tu n g s fä h ig ­
ke it E in flu ß  a u f d ie  B e rg w e lt a ls  L e b e n s ra u m  v o n  P fla n ze n  
un d  T ie re n  • S ch lu ß b e m e rk u n g e n  • D a n k sa g u n g  • L ite ra tu rv e r­
ze ic h n is  • A b b ild u n g e n  u nd  T a b e lle n

B e i h e f t  1 0

B ib lio g ra p h ie  1 977  -  1990 : V e rö ffe n tlic h u n g e n  d e r  B a ye ri­
s ch e n  A k a d e m ie  fü r  N a tu rsch u tz  u nd  L a n d s c h a fts p fle g e . 2 9 4  S.

D M  1 5 . -
•  D ie  vo rlie g e n d e  B ib lio g ra p h ie  w ird  v o n  d e r  B a y e ris c h e n  A k a ­

d e m ie  fü r N a tu rsch u tz  u nd  L a n d s c h a fts p fle g e  Im  R a h m e n  des 
A u fg a b e n b e re ic h e s  D o ku m e n ta tio n  h e ra u sg e g e b e n . D ie  v e r­
ö ffe n tlic h te n  H in w e ise  s in d  in d e r L ite ra tu rd a te n b a n k  (L ID O ) 
d e r A N L  g e sp e ich e rt.
D ie  in d e n  L ite ra tu rh in w e is e n  v e rw e n d e te n  S tic h w ö rte r/ 
S c h la g w ö rte r (D e sk rip to re n ) b a s ie re n  a u f d e m  T h e s a u ru s  d e r 
B u n d e s fo rs c h u n g s a n s ta lt fü r  N a tu rsch u tz  u nd  L a n d s c h a fts ­
p fleg e .
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D ie  v o r lie g e n d e  B ib lio g ra p h ie  b e s te h t a u s  e in e m  H a u p tte il m it 
b ib lio g ra p h is c h e n  A n g a b e n  u nd  d en  in h a lts e rs c h lie ß e n d e n  
S tic h w ö rte rn  s o w ie  be i 3 7 0  D o k u m e n te n  d e n  K u rz re fe ra te n  
(A b s tra c ts ) d e r e rfa ß te n  L ite ra tu r, e in e m  A b k ü rz u n g s v e rz e ic h ­
n is  u nd  e in e m  R e g is te rte il.
Im  H a u p tte il s in d  L ite ra tu rh in w e is e  na ch  d e r la u fe n d e n  D o k u ­
m e n t-N u m m e r au fg e fü h rt.
D as  A b k ü rz u n g s v e rz e ic h n is  lö s t d ie  in d e n  L ite ra tu rd o k u m e n ­
te n  ve rw e n d e te n  A b k ü rz u n g e n  auf.
D e r R e g is te rte jl e rm ö g lic h t ü b e r ve rs c h ie d e n e  K rite rie n  d en  
g e z ie lte n  Z u g r if f a u f d ie  L ite ra tu rh in w e is e  im  H a u p tte il. F o l­
g e n d e  R e g is te r s te h e n  z u r  V e rfü g u n g :

•  A u to re n re g is te r
•  S c h la g w o rtre g is te r

I l L a u fe n e r  S e m i n a r b e i t r ä g e  
(T  a g u n g s b e r ic h te )

Z u  a u s g e w ä h le n  S e m in a r e n  w e r d e n  T a g u n g s b e r ic h te  
e r s t e l l t .  In  d e n  je w e i l ig e n  T a g u n g s b e r ic h t e n  s in d  d ie  
u n g e k ü rz te n  V o r trä g e  eines F a ch - b z w . w is s e n s c h a f t l ic h e n  
S e m in a re s  a b g e d ru c k t.
D ie s e  T a g u n g s b e r ic h te  s in d  a b  1 /82  in  » L a u fe n e r  S e m in a r ­
b e it rä g e «  u m b e n a n n t  w o rd e n .

2 /7 8  B e g r ü n d u n g s m a ß n a h m e n  im  G e b irg e , ( v e r g r i f f e n )  
3 /7 9  S e e n fo rs c h u n g  in  B a y e rn . ( v e r g r i f f e n )
4 /7 9  C h a n c e  fü r  d e n  A r te n s c h u tz  in

F re il ic h tm u s e e n . ( v e r g r i f f e n )
5 /7 9  Is t P fle g e  d e r  L a n d s c h a ft  e r fo rd e r l ic h ?  ( v e r g r i f f e n )  
6 /7 9  W e in b e rg -F lu rb e re in ig u n g  u n d

N a tu rs c h u tz . D M  8 , -
7 /7 9  W ild t ie r h a ltu n g  in  G e h e g e n . D M  6 , -
1 /80  T ie rö k o lo g is c h e  A s p e k te  im

S ie d lu n g s b e re ic h . ( v e r g r i f f e n )
2 /8 0  L a n d s c h a fts p la n u n g  in  d e r  S ta d te n tw ic k lu n g ,

in dt. und engl. Ausgabe. D M  9 , -  /  1 1 ,-
3 /8 0  D ie  R e g io n  U n te rm a in  -  R e g io n  1 -

D ie  R e a io n  W ü rz b u rg  -  R e g io n  2 -  D M  1 2 . -
4 /8 0  N a tu rs c h u tz  u n d  R e c h t ( v e r g r i f f e n )
5 /8 0  A u s b r in g u n g  v o n  W ild p fla n z e n  ( v e r g r i f f e n )
6 /8 0  B a g g e rs e e n  u n d  N a tu rs c h u tz .  ( v e r g r i f f e n )
7 /8 0  G e o ö k o lo g ie  u n d  L a n d s c h a ft. ( v e r g r i f f e n )
8 /8 0  F re ile itu n g s b a u  u n d  B e la s tu n g

d e r  L a n d s c h a ft. ( v e r g r i f f e n )
9 /8 0  Ö k o lo g ie  u n d  U m w e lth y g ie n e .  D M  1 5 , -
1/81 S ta d tö k o lo g ie .  ( v e r g r i f f e n )
2/81 T h e o lo g ie  u n d  N a tu rs c h u tz .  D M  5 , -
3/81 G re ifv ö g e l u n d  N a tu rs c h u tz .  D M  7 , -
4/81 F is c h e re i u n d  N a tu rs c h u tz .  ( v e r g r i f f e n )
5/81 F lie ß g e w ä s s e r  in  B a y e rn . ( v e r g r i f f e n )
6/81 A s p e k te  d e r  M o o rn u tz u n g .  ( v e r g r i f f e n )
7/81 B e u r te i lu n g  d e s  L a n d s c h a fts b ild e s . ( v e r g r i f f e n )
8/81 N a tu rs c h u tz  im  Z e ic h e n  k n a p p e r

S ta a ts h a u s h a lte  D M  5 , -
9/81 Z o o lo g is c h e r  A r te n s c h u tz .  D M  1 0 , -

10/81 N a tu rs c h u tz  u n d  L a n d w ir ts c h a f t .  ( v e r g r i f f e n )
11/81 D ie  Z u k u n f t  d e r  S a lza ch . D M  8 , -
12/81 W ie d e re in b ü rg e ru n g  g e fä h rd e te r

T ie ra r te n . ( v e r g r i f f e n )
13/81 S e m in a re rg e b n is s e  d e r  J a h re  7 6 -8 1 . D M  1 0 , -

1/82  D e r  M e n s c h  u n d  s e in e  s tä d t is c h e  U m w e lt  -
h u m a n ö k o lo g is c h e  A s p e k te . ( v e r g r i f f e n )

2 /8 2  Im m is s io n s b e la s tu n g e n  lä n d lic h e r
Ö k o s y s te m e . ( v e r g r i f f e n )

3 /8 2  B o d e n n u tz u n g  u n d  N a tu rs c h u tz .  D M  8 , -
4 /82  W a ld e rs c h l ie ß u n g s p la n u n g .  D M  9 , -
5 /8 2  F e ld h e c k e n  u n d  F e ld g e h ö lz e . D M  2 5 , -
6 /8 2  S c h u tz  v o n  T ro c k e n b io to p e n  -  B u c k e lf lu re n .

D M  9 , -
7 /8 2  G e o w is s e n s c h a ft l ic h e  B e iträ g e  z u m  N a tu rs c h u tz .

D M  1 3 , -
8 /8 2  F o rs tw ir ts c h a f t  u n te r  B e a c h tu n g  fo r s t l ic h e r  Z ie le  

u n d  d e r  N a tu rs c h u tz g e s e tz g e b u n g . ( v e r g r i f f e n )  
9 /8 2  W a ld w e id e  u n d  N a tu rs c h u tz . ( v e r g r i f f e n )
1 /83  D o r fö k o lo g ie  -  D a s  D o r f  a ls  L e b e n s ra u m /
1 /84  D o r f  u n d  L a n d s c h a ft. S a m m e lb d .  D M  1 5 , -
2 /8 3  N a tu rs c h u tz  u n d  G e s e lls c h a ft. D M  8 , -
3 /8 3  K in d e r  b e g re ife n  N a tu r . D M  1 0 , -
4 /8 3  E rh o lu n g  u n d  A r te n s c h u tz .  D M  1 6 , -
5 /8 3  M a r k tw ir ts c h a f t  u n d  Ö k o lo g ie .  ( v e r g r i f f e n )
6 /8 3  S c h u tz  v o n  T ro c k e n b io to p e n  -  T ro c k e n ­

ra s e n , T r i f te n  u n d  H u tu n g e n . D M  9 , -
7 /8 3  A u s g e w ä h lte  R e fe ra te  z u m  A r te n s c h u tz .  D M  1 4 , -
8 /8 3  N a tu rs c h u tz  a ls  W a re  -  N a c h fra g e  d u rc h

A n g e b o t  u n d  W e rb u n g .  D M  1 4 , -
9 /8 3  A u s g le ic h b a rk e it  v o n  E in g r if fe n  in  d e n

N a tu rh a u s h a l t .  (v e rg r iffe n )
1 /84  s ie h e  1/83
2 /8 4  Ö k o lo g ie  a lp in e r  S e e n . D M  1 4 , -
3 /8 4  D ie  R e g io n  8 - W e s t m it te l f r a n k e n .  D M  1 5 , -
4 /8 4  L a n d s c h a fts p f le g lic h e  A lm w ir t s c h a f t .  D M  1 2 , -
5 /8 4  S c h u tz  v o n  T ro c k e n b io to p e n  -

T ro c k e n s ta n d o r te  a u s  z w e ite r  H a n d . (v e rg r iffe n )

6 /8 4  N a tu rn a h e r  A u s b a u  v o n  G rü n a n la g e n . D M  9 , -
7 /8 4  In s e lö k o lo g ie  -  A n w e n d u n g  in  d e r  P la n u n g  d e s

lä n d lic h e n  R a u m e s . D M  1 6 , -
1/85  R e c h ts - u n d  V e rw a ltu n g s a s p e k te  d e r  n a tu rs c h u tz -  

re c h t lic h e n  E in g r if fs re g e lu n g .  D M  1 1 ,—
2 /8 5  W a s s e rb a u  -  E n ts c h e id u n g  z w is c h e n  N a tu r

u n d  K o r re k tu r .  D M  1 0 ,—
3 /8 5  D ie  Z u k u n f t  d e r  o s tb a y e r is c h e n

D o n a u la n d s c h a ft .  D M  1 9 , -
4 /8 5  N a tu rs c h u tz  u n d  V o lk s m u s ik .  D M  1 0 , -
1 /86  S e m in a re rg e b n is s e  d e r  J a h re  8 1 - 8 5  D M  7 , -
2 /8 6  E le m e n te  d e r  S te u e ru n g  u n d  d e r  R e g u la tio n

in  d e r  P e la g ia lb io z ö n o s e . D M  1 6 , -
3 /8 6  D ie  R o lle  d e r  L a n d s c h a fts s c h u tz g e b ie te .  D M  1 2 ,—
4/8 6  In te g r ie r te r  P fla n z e n b a u . D M  1 3 , -
5 /8 6  D e r N e u n tö te r - V o g e l  d e s  J a h re s  1985 .

D ie  S a a tk rä h e  -  V o g e l d e s  J a h re s  1986 . D M  1 0 , -
6 /8 6  F re i le itu n g e n  u n d  N a tu rs c h u tz . D M  1 7 ,—
7 /8 6  B o d e n ö k o lo g ie .  D M  1 7 , -
8 /8 6  D o r fö k o lo g ie :  W a s s e r  u n d  G e w ä s s e r . D M  1 6 , -
9 /8 6  L e is tu n g e n  u n d  E n g a g e m e n t v o n  P r iv a tp e rs o n e n  

im  N a tu rs c h u tz .  D M  5 , -
1 0 /8 6  B io to p v e rb u n d  in  d e r  L a n d s c h a ft. D M  2 3 , -

1/87 D ie  R e c h ts p f lic h t  z u r  W ie d e rg u tm a c h u n g
ö k o lo g is c h e r  S c h ä d e n . D M  1 2 , -

2 /8 7  S tra te g ie n  e in e r  e r fo lg re ic h e n  N a tu rs c h u tz ­
p o l i t ik .  D M  1 2 ,—

3/8 7  N a tu rs c h u tz p o li t ik  u n d  L a n d w ir ts c h a f t .  D M  1 5 , -
4 /87  N a tu rs c h u tz  b ra u c h t W e r tm a ß s tä b e . D M  1 0 , -
5 /87  D ie  R e g io n  7 -  In d u s t r ie re g io n  M it te lf r a n k e n .

D M  1 1 , -
1 /88  L a n d s c h a fts p f le g e  a ls  A u fg a b e  d e r  L a n d ­

w ir te  u n d  L a n d s c h a fts g ä r tn e r .  D M  1 0 , -
2 /8 8  D o r fö k o lo g ie :  W e g e  u n d  E in fr ie d u n g e n . D M  1 5 , -
3 /8 8  W irk u n g e n  v o n  U V -B -S tra h lu n g  a u f

P fla n z e n  u n d  T ie re . D M  1 3 , -
1 /89  G re ifv o g e ls c h u tz .  D M  1 3 , -
2 /8 9  R in g v o r le s u n g  N a tu rs c h u tz . D M  1 5 ,—
3 /8 9  D as B ra u n k e h lc h e n  -  V o g e l d e s  J a h re s  1987.

D e r W e n d e h a ls  -  V o g e l d e s  J a h re s  1988.
D M  1 0 , -

4 /8 9  H a t d ie  N a tu r  e in  E ig e n re c h t a u f  E x is te n z ?  D M  1 0 , -  
1 /90  E in s a tz m ö g lic h k e ite n  d e r  F e rn e rk u n d u n g  in  d e r  

L a n d s c h a fts ö k o lo g ie .  D M  1 3 , -
2 /9 0  S ic h e ru n g  u n d  S c h a ffu n g  v o n  A rb e its p lä tz e n

d u rc h  N a tu rs c h u tz .  D M  1 2 , -
3 /9 0  N a tu rs c h u tz o r ie n t ie r te  ö k o lo g is c h e  F o rs c h u n g

in  d e r  B R D . D M  1 1 , -
4 /9 0  A u s w ir k u n g e n  d e r  G e w ä s s e rv e rs a u e ru n g . D M  1 3 , -  
5 /9 0  A u fg a b e n  u n d  U m s e tz u n g  d e s  la n d s c h a fts ­

p f le g e r is c h e n  B e g le itp la n e s . (v e rg r iffe n )
6 /9 0  Inha lte  und U m se tzu n g  d e r U m w e ltv e rträ g lic h ­

ke its p rü fu n g  (U V P ). D M  1 4 ,—
1/91 U m w e lt/M itw e lt/S c h ö p fu n g  -  K irche n  und

N a tu rs c h u tz  D M 1 1 , -
2/91 D o rfö ko lo g ie : B ä u m e  u nd  S trä u c h e r D M 1 2 , -
3/91 A rte n s c h u tz  im  A lp e n ra u m  D M 2 3 , -
4/91 E rh a ltu n g  und E n tw ick lu n g  von  F luß a uen

in E u ro p a . D M 2 1 , -
5/91 M o sa ik  -  Z y k lu s  -  K o n z e p t d e r Ö ko s ys te m e

und se in e  B e d e u tu n g  fü r d en  N a tu rsch u tz . D M  9 , -  
6/91 L ä n d e rü b e rg re ife n d e  Z u s a m m e n a rb e it im  

N a tu rs c h u tz  (B e g e g n u n g  von  N a tu rs c h u tz ­
fa c h le u te n  a u s  B aye rn  und d e r T sc h e c h is c h e n
R epu b lik . D M  1 7 , -

7/91 Ö ko lo g isch e  D a u e rb e o b a c h tu n g  im
N atu rsch u tz . D M  1 4 ,—

1/9 2  Ö ko lo g isch e  B ilan z
v o n  S ta u rä u m e n  D M  1 5 . -

2 /9 2  W a ld - o d e r W e id e la n d  -
z u r N a tu rg e sch ich te  M itte le u ro p a s  D M  1 5 ,—

3 /9 2  N a tu rs c h o n e n d e r B ild u n g s - und E r le b n is to u rism u s
D M  1 6 ,—

4 /9 2  B e iträ g e  zu  N a tu r- und H e im a ts c h u tz  D M  2 1 , -
5 /9 2  F re ila n d m u se e n  -  K u ltu rla n d s c h a ft -

N a tu rsch u tz . D M 1 5 , -
1/93  H a t d e r N a tu rs c h u tz  kü n ftig  e ine  C h a n ce  D M  10 -

2 /9 3  U m w e ltv e rträ g lic h k e its s tu d ie n  -  G ru n d la g e n ,
E rfa h ru n g e n , F a llb e isp ie le  D M 1 8 , -

1 /9 4  D o rfö ko lo g ie  -  G e b ä u d e  • F rie d h ö fe  • D o rfrä n d e r s o w ie
e in  V o rsc h la g  z u r D o rfb io to p k a rt ie ru n g  (im  D ruck ) 

2 /9 4  N a tu rsch u tz  in B a llu n g s rä u m e n  (im  D ruck )
3 /9 4  W a s s e rk ra ft -  m it o d e r g e g e n  d ie  N a tu r D M  1 9 ,—
4 /9 4  Le itb ild e r, U m w e ltq u a litä tsz ie le , U m w e lts ta n d a rd s

D M 2 2 , -
1/95  Ö ko s p o n so rin g  -  W e rb e s tra te g ie  o d e r S e lb s tv e r­

p flic h tu n g ?  D M 1 5 , -

I l Vorschau
•  N a tu rs c h u tz fa c h lic h e  G ru n d la g e n e rm ittlu n g  Im H a a rm o o s
•  C O N R A D -B R A U N E R , M ich a e la : N a tu rn a h e  V e g e ta tio n  im  N a ­

tu rs c h u tz g e b ie t » U n te re r Inn« und s e in e r U m g e b u n g  -  E ine  
v e g e ta tio n s k u n d lic h e -ö k o lo g is c h e  S tu d ie  zu  d e n  F o lg e n  des  
S ta u s tu fe n b a u s .

•  LS B  D yn a m ik  a ls  ö k o lo g is c h e r F a k to r

•  H a n d re ic h u n g  zu m  T h e m a  N a tu rs c h u tz  un d  L a n d s c h a fts ­
p fle g e  (h rsg . in Z u s a m m e n a rb e it m it de m  S ta a ts in s titu t fü r 
S c h u lp ä d a g o g ik  u nd  B ild u n g s fo rs c h u n g , M ü n c h e n )

D M  1 4 ,—

l l S o n d e r d r u c k e  a u s  d e n  B e r ic h te n  
d e r  A N L

» D ie  S ta u s e e n  a m  u n te re n  In n «  a u s  H e ft 6 /8 2  D M  5 ,-  
» N a tu r  u n d  L a n d s c h a ft  im  W a n d e l«  a u s  H e ft 10 /8 6  D M  8 , -

I I Forschungsberichte

F o rs c h u n g s b e r ic h t 1
JA N S E N , A n tje : N ä h rs to ffö k o lo g is c h e  U n te rsu ch u n g e n  an  P fla n ­
z e n a rte n  u nd  P fla n z e n g e m e in s c h a fte n  v o n  v o ra lp in e n  K a lkm a ­
g e rra se n  und S tre u w ie s e n  u n te r b e s o n d e re r B e rü cks ich tig u n g  
n a tu rs c h u tz re le v a n te r V e g e ta tio n s ä n d e ru n g e n .

D M  2 0 , -

I l I n f o r m a t io n e n

In fo r m a t io n e n  1 -
D ie  A k a d e m ie  s te l l t  s ic h  v o r .
F a ltb la t t ,  kostenfrei

In fo r m a t io n  2 -
G ru n d la g e n  d e s  N a tu rs c h u tz e s .
D M  2 , -
In fo r m a t io n e n  3  -
N a tu rs c h u tz  im  G a r te n  -  T ip s  u n d  A n re g u n g e n  z u m  
Ü b e rd e n k e n , N a c h m a c h e n  u n d  W e ite rg e b e n .
D M  1 -

In fo r m a t io n  4  -
B e g r if fe  a u s  Ö k o lo g ie ,  L a n d n u tz u n g  u n d  U m w e lts c h u tz .  In 
Z u s a m m e n a rb e it  m it  d e m  D a c h v e rb a n d  w is s e n s c h a f t l ic h e r  
G e s e lls c h a f te n  d e r  A g ra r - ,  F o rs t - ,  E rn ä h ru n g s - ,  V e te r in ä r -  
u n d  U m w e lt fo r s c h u n g  e . V ., M ü n c h e n .
D M 2 , -

In fo rm a tio n  5  -
N a tu r e n td e c k e n  -  E in  L e itfa d e n  z u r  N a tu rb e o b a c h tu n g  
D M  2 , -

Einzelexemplare gegen Zusendung eines adressierten und 
mit D M  2, -  frankierten D IN  A 5  Umschlages kostenfrei. Ab 
100 Stk. 10 % Nachlaß. (Nur Info 1 -3 ) .
Info 4 und Info 5  gegen Rechnung.

I I Landschaftspflegekonzept Bayern

Bd. II. 1 K a lkm agerrase n  
Bd. II. 16 L e itu ngs trassen  
Bd. II. 19 B äch e  und B ach u fe r

I I D ia s e r ie n

•  D ia s e r ie  N r. 1 
» F e u c h tg e b ie te  in  B a y e rn .«
50 K le in b i ld d ia s  m i t  T e x th e ft .  D M  1 5 0 ,-

•  D ia s e r ie  N r. 2 
» T ro c k e n g e b ie te  in  B a y e rn .«
50 K le in b i ld d ia s  m it  T e x th e ft .  D M  1 5 0 ,-

•  D ia s e r ie  N r. 3 
» N a tu rs c h u tz  im  G a rte n «
60 D ia s  m it  T e x th e f t
u n d  B e g le itk a s s e t te . D M  1 5 0 ,-

I I P la k a ts e r ie  » N a t u r s c h u t z «

3  S tü c k  im  V ie r fa rb d ru c k  D IN  A 2  D M  3 ,-
+ V e rp a c k u n g s k o s te n a n te il b is  15 S e r ie n . D M  5 , -
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1. BESTELLUNGEN
Die Veröffentlichungen der Bayerischen Akademie für Natur­

schutz und Landschaftspflege können über die Akademie, 
Postanschrift: Postfach 12 61, D -83406 Laufen/Salzach, bezo­
gen werden. Die Bestellungen sollen eine exakte Bezeichnung 
des Titels enthalten. Bestellungen mit Rückgaberecht oder zur 
Ansicht können nicht erfüllt werden.
B it te  d e n  B e s te l lu n g e n  k e in  B a rg e ld ,  k e in e  S c h e c k s  u n d  
k e in e  B r ie fm a rk e n  b e ifü g e n ; R e c h n u n g  l ie g t  d e r  L ie fe ru n g  
je w e ils  b e i.
D e r  V e rs a n d  e r fo lg t  a u f  K o s te n  u n d  G e fa h r  d e s  B e s te lle rs . 
B e a n s ta n d u n g e n  w e g e n  u n r ic h t ig e r  o d e r  u n v o l ls tä n d ig e r  
L ie fe r u n g e n  k ö n n e n  n u r  in n e r h a lb  v o n  1 4  T a g e n  n a c h  
E m p fa n g  d e r  S e n d u n g  b e rü c k s ic h t ig t  w e rd e n .

Bezugsbedingungen
2. PREISE UND ZAHLUNGSBEDINGUNGEN
Bei Abnahme von 10 und mehr Exempl. jew. eines Titels wird aus 
Gründen der Verwaltungsvereinfachung ein Mengenrabatt von 
10% gewährt. Buchhändlern wird ein Rabatt von 35% gewährt. 
D ie  K o s te n  fü r  V e rp a c k u n g  u n d  P o r to  w e rd e n  in  R e c h n u n g  
g e s te llt .  D ie  R e c h n u n g s b e trä g e  s in d  s p ä te s te n s  zu  d e m  in  
d e r  R e c h n u n g  g e n a n n te n  T e rm in  fä l l ig .
D ie  Z a h lu n g  k a n n  n u r  a n e rk a n n t w e rd e n ,  w e n n  s ie  a u f d a s  
in  d e r  R e c h n u n g  g e n a n n te  K o n to  d e r  S ta a ts o b e r k a s s e  
M ü n c h e n  u n te r  N e n n u n g  d e s  m itg e te i l te n  B u c h u n g s k e n n ­
z e ic h e n s  e r fo lg t .  Es w ir d  e m p fo h le n ,  d ie  d e r  L ie fe ru n g  b e i­
g e fü g te n  u n d  v o rb e re ite te n  E in z a h lu n g s b e le g e  zu v e r w e n ­
d e n . B e i Z a h lu n g s v e rz u g  w e rd e n  M a h n k o s te n  e rh o b e n  u n d  
e s  k ö n n e n  g g f .  V e rz u g s z in s e n  b e r e c h n e t  w e r d e n .  E r fü l ­
lu n g s o r t  u n d  G e r r ic h ts s ta n d  fü r  b e id e  T e ile  is t  M ü n c h e n .
B is  z u r  e n d g ü lt ig e n  V e r t ra g s e r fü l lu n g  b e h ä lt  s ic h  d ie  A N L  
d a s  E ig e n tu m s re c h t  a n  d e n  g e l ie fe r te n  V e rö f fe n t l ic h u n g e n  
v o r .

3. SCHUTZBESTIMMUNGEN
D ie  H e rs te l lu n g  v o n  V e rv ie lfä lt ig u n g e n  -  a u c h  a u s z u g s ­

w e is e  -  a u s  d e n  V e r ö f f e n t l i c h u n g e n  d e r  B a y e r is c h e n  
A k a d e m ie  fü r  N a tu rs c h u tz  u n d  L a n d s c h a fts p f le g e  s o w ie  d ie  
B e n u tz u n g  z u r  H e r s te l lu n g  a n d e r e r  V e r ö f fe n t l ic h u n g e n  
b e d ü r fe n  d e r  s c h r if t l ic h e n  G e n e h m ig u n g  u n s e re s  H a u s e s .
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